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Dormwort. 


Denn der neue deutſche Dolksitaat alle Bürger, Männer und Srauen, 
in ganz anderer Weife, als es bisher üblich war, zu verantwortlicher 
Teilnahme an der Gejtaltung des Volksſchickſals heranzieht, fo muß das 
Gefühl der fozialen Derantwortung und Derpflihtung durch wirticaft- 
fihe, politiihe und ſoziale Kenntniffe gejtübt werden. Denn die innere 
Haltung des einzelnen zur Gemeinjhaft wird entſcheidend für die Staats- 
und Gefellihaftsordönung. Keine Ordnung wird ficher begründet, wenn fie 
nit von der Gefinnung des Dolfes getragen wird. 

Die Bildungsanftalten aller Art, die höheren Schulen, Sortbildungs- 
und Fachſchulen, Volkshochſchulen müffen daher die Unterrihtsjtunden, 
die das Gemeinihaftsgefühl fördern Tönnen, in den Mittelpunkt ihrer 
Arbeit ſtellen und Derjtändnis entwideln für die Stellung des einzelnen 
zur Gejamtheit und jeine Eingliederung in das Gemeinfcdaftsleben des 
Volkes. 

Das vorliegende Bud) ſoll dieſem Zweck dienen, Sind auch mannigfache 
Lehrbücher für den Unterricht in der Volkswirtſchaftslehre und Bürger- 
funde vorhanden — darunter die Einführung in die Bürgerfunde von 
Margarete Treuge und in die Dolfswirtichaftslehre von Alice Salomon —, 
fo fehlte es bisher an einer Sufammenfafjung diejer beiden Gebiete mit 
einer Darjtellung der fozialen Fragen und der Stagen der Dolkswohl- 
fahrt, die unter ſolchen einheitlihen Geſichtspunkt geftellt find. Es ift 
daher verjudt worden, die beiden genannten Bücher von Margarete 
Treuge und Alice Salomon verfürzt zufjammenzufaffen und zu ergänzen 
und auf diefe Weife ein nicht zu teures Lehrbuch herzuftellen, das meh— 
teren Unterrihtsfähern zugleid dienen kann. 

Die Derfajferin der vorliegenden Schrift hat diefe Aufgabe unter den 
Geſichtspunkt der Erziehung zur Gemeinſchaft geftellt. Sie ijt davon über: 
zeugt, daß die Zukunft des deutichen Dolfes davon abhängt, ob der Glaube 
an die Notwendigkeit gegenfeitiger Hilfe an Stelle des Kampfes um den 
perfönlichen Dorteil tritt, ob die Unterordnung des einzelnen unter die Ge— 
jamtheit verwirkliht wird. Darum ift bei voller Betonung der Leiltung des 
einzelnen feine Derantwortlickeit für die Gefamtheit in das rechte Licht 
gerüdt und das Bedürfnis des Geſellſchaftslebens in den Dordergrund geſtellt 
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worden. Nur wenn die Jugend fih mit diefen Gedanken erfüllt, iſt 
eine beijere Zukunft für das deutſche Dolf wie für die Menſchheit möglich. 

In diejer fhharf betonten Überzeugung iſt das Bud aud) ein Ganzes 
und Eigenes, wenngleid; es auf den obengenannten Büdern von Alice 
Salomon und Margarete Treuge aufbaut, ftellenweife Auszüge daraus 
bringt und einzelne Abjehnitte wortgetreu wiedergibt. Sräulein Treuge, 
die der Derfaflerin die Erlaubnis zur Benugung ihrer Bürgerfunde in 
diefem Umfange und in diefer Sorm in entgegentommendfter Weife ge- 
geben hat, jage ich dafür den beiten Dank. 

Die neue Auflage ijt erheblich umgearbeitet worden. Sie mußte die Um- 
gejtaltung des Wirtjchaftslebens dur die Währung, durch die Geſetze, die 
in Ausführung des Dawesabfommens erlajfen wurden, berüdfichtigen. Der 
Entwidlung des Arbeitsrehts wurde ein neuer Abſchnitt gewidmet. Be- 
triebswiſſenſchaft und Sozialverfiherungsproblem erforderten eine neue Dar- 
stellung. Die politifhen Parteien, die Schulgefeggebung, die foziale Geſetz— 
gebung, die Stellung und Aufgaben des Reiches nah außen haben fo tief- 
greifende Deränderungen erlebt, daß an vielen Stellen ganz neue Bearbei- 
tungen nötig waren. 

An Stelle zweier verfhiedener Ausgaben, von denen die eine befonders 
für weiblihe Bildungsanftalten beftimmt war, ift eine einheitlihe Ausgabe 
getreten. Dieſer Entfhluß ift aus der grundfäglihen Erwägung hervor- 
gegangen, daß die Stellung der Frau in Wirtjchaft und Staat aud) in Lehr- 
büchern, die an männlichen Bildungsanftalten benugt werden, berüdfichtigt 
werben ſollte. 


Berlin, im März 1926. 
Aliece Salomon. 
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A. Träger und Aufgaben des Gemeinſchaftslebens. 


1. Menſch und Gemeinichaft. 


Der Menſch wird zum Menfhen allein durd die menjhlihe Gemein» 
ihaft. Würde ein Menjc vereinzelt aufwachſen und leben, fo würden die 
eigentümlichen menſchlichen Anlagen, Eigenjhaften, Gefühle und Gewohn- 
heiten fi) in ihm nur dürftig entwideln. Don welcher Seite aud; man 
die Bedingungen des menſchlichen Dafeins betrachtet, der einzelne ift nicht 
losgelöft von fozialen Beziehungen zu denken. Er kann feine Bedürfniffe 
nicht ohne gegenfeitige Hilfe befriedigen. Er kann feine menjhli-fittliche 
Beitimmung nicht ohne die menſchlich-ſittliche Geſtaltung feiner Beziehun- 
gen zur Gemeinfhaft erreichen. 

Der Menſch ift ohne Gemeinjhaft gar nicht denkbar. Er iſt ein Teil 
der Menſchheit. Die menſchliche Gejellfhaft ift nicht eine äußere, willfür- 
lich gefchaffene Derbindung von Menſchen, in der die Menjchen als ur: 
ſprünglich vereinzelt gedacht werden fönnen. Sie ift nicht eine begrifflide 
Dorjtellung, fondern eine natürlihe Tatfahe. Die Gemeinfhaft geht dem 
einzelnen voraus und überlebt ihn — ebenjo wie die Hatur. 

Der einzelne Menſch wächſt nit nur neben anderen und unter ähn- 
lihen Bedingungen auf, fondern jeder ift während feines ganzen Lebens 
vielfeitigen Einflüffen dur} andere unterworfen. Durd) diefe Einflüffe 
bildet er fih (Spradel); durd) fie entwidelt er feinen Derftand, fein Ge- 
mütsleben, feine Willensfräfte, feine Sittlichkeit. 

Wie der einzelne Menſch nicht nur im Augenblid, in feiner Seit Iebt, 
fondern Ergebnis feiner Dergangenheit, aber auch Erzeuger jeiner Zu— 
funft ift, fo ift die Gemeinfhaft nit nur eine natürliche, fondern 
auch eine geſchichtliche Tatſache. 

Als natürliche Tatſache findet ſich eine Gemeinſchaft ſelbſt bei 
vielen Tiergattungen. Kropotkin hat in feinem Buch „Gegenſeitige Bilfe 
in der Tier- und Menjhenwelt” ausgeführt, daß die Sahl der vereinzelt 
lebenden Tierarten fehr gering ift, und daf die Arten bejjer gedeihen, 
ſich entwideln und überleben, die in Gefellihaften auftreten, gemeinjam 
Nahrung ſammeln, ſich gemeinfam verteidigen, gemeinjam die Jungen 
aufziehen. herrſcht auch zwifchen den verjhiedenen Arten und Stämmen 
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ein gut Teil Krieg, fo ijt innerhalb des Stammes oder der Art Sriede 
und gegenfeitiger Beijtand die Regel. 

Eine natürlihe Tatſache iſt die Gemeinfhaft au für die primitiven 
Menfhen. Ein fo wehrlojes Geſchöpf, wie es der Menjd in den Anfängen 
feiner Entwiflung war, bedutfte zu feinem Schuß und zu feinem Sort- 
jhritt des gegenfeitigen Beijtandes. Die geſchichtliche Forſchung (Ethno- 
logie) hat aud aufgehellt, daß, foweit in vergangenen Seiten Spuren 
menſchlicher Entwicklung zu verfolgen find, wahrſcheinlich ſchon in der 
Tertiärperiode und in der Eiszeit, ſicher in der Steinzeit, die Menjchen 
in Gejelljhaften (Horden, Stämmen, Gefhlehtsverbänden) auftraten. Die- 
felbe Seftitellung fan man auch durch unmittelbare Beobachtung der pri- 
mitiven Stämme maden, die jebt auf der Kulturftufe ftehen, wie die 
Bewohner Europas in der vorhiftoriihen Zeit. Die Menſchen leben in Grup- 
pen zuſammen, die man als Stämme, Elans bezeichnet, weil es fih nicht 
etwa um loje, zufällig zufammentommende Haufen, ſondern um Dereini- 
gungen handelt, die durch gemeinjame Herkunft und bejtimmte Ordnungen 
verbunden find. Durch einen Seitabſchnitt mit ſolchen Stammesorgani- 
fationen find die primitiven Semiten, die Griechen Komers, die vorhijto- 
riihen Römer, die Germanen, Kelten und SIawen hindurdhgegangen. Über: 
all finden ji) in den Stämmen bejtimmte gefellige Sitten, ein Geift der Zu— 
fammengehörigfeit, ein gegenjeitiger Beijtand, eine Gemeinfamfeit des 
Beſitzes. 

Aus der natürlichen Tatſache der Gemeinſchaft, in die der Menſch bei 
feiner Geburt hineingeftellt wird und durch die alle menſchlichen Anlagen 
erjt zur Entwidlung gebradt werden, entjteht die gefhihtlihe Tat- 
jahe der Gemeinfhaft. Die Menfhen bilden werſchiedene Gemein- 
Ihaftsformen aus, durch die fie ihre Swede beffer erfüllen Fönnen. Die Ge- 
meinfhaftsformen werden mit fortfchreitender Sivilifation und Kultur immer 
vielgeftaltiger, wie au die Aufgaben, die gemeinfchaftlich gelöft werden, 
die von den verjhiedenen Trägern des Gemeinjhaftslebens übernommen 
werden, jtändig an Zahl und Umfang gewinnen. Die Kenntnis der ver- 
jhiedenen Gemeinſchaftsformen ift die Dorausfegung jedes bewußt er- 
faßten Einfluffes, den der einzelne durch die Gemeinfhaft erfahren und 
auch auf die Gefamtheit ausüben Tann. 

Gemeinſchaft als geihihtlihe Tatfahe bedeutet daher nit nur das 
zufällig vorhandene menfhlihe Sufammenfeben, fondern ein geregeltes 
Sufammenwirfen. Die Grundbeitandteile des fozialen Lebens find: 
Gemeinſchaft der Arbeit durch gemeinſchaftlichen Willen, geregelt nad 
gemeinfhaftliher Dernunft. Solhe Gemeinfhaft it weder ein Geſchenk 
der Natur, noch ein für immer fertiges Ergebnis menjhliher Tat. Sie 
verlangt vielmehr immer von neuem gejtaltet, in Bewußtfein und Tat 
der Menſchheit immer wieder erprobt, als ihr ewiges Werf in unab- 
läſſigem Ringen neu und neu hervorgebradt zu werden. (Natorp.) 
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II. Die Träger des Gemeinſchaftslebens. 
1. Die Samilie. 


Das Gemeinjhaftsleben erjtredt ih auf alle Swede des menſchlichen 
Dafeins und der menjhlihen Tätigkeit: auf die Erhaltung des Lebens, 
auf die Sorge für die Nachkommenſchaft, auf Bildung und Kultur und 
auf Ordnung der gegenfeitigen Beziehungen. In älterer Seit gab es nur 
eine Sorm der Gemeinfhaft, nur einen Träger für alle Aufgaben und 
Swede: den Gefhlehtsverband oder die Familie. Später traten für die 
Derfolgung einzelner Aufgaben andere foziale Bildungen daneben, vor- 
nehmlich: die Gebietskörperfhaften (die Markgenoffenichaft, die Gemeinde, 
der Staat); die Arbeitsperbände (Gilden, Sünfte als genoſſenſchaftliche 
Dereinigungen von Handwerkern und Kaufleuten zur gegenfeitigen För— 
derung im Arbeits- und Berufsleben; die Unternehmung als Organifa- 
tion zu gemeinfamer Arbeit auf der Grundlage einer herrihaftlihen Ord- 
nung, beruhend auf Arbeitsteilung und Klajjenihichtung). Neben diejen 
drei Hauptgruppen fozialer Organe, der Samilie, der Gebietskörperſchaft, 
der Arbeitsgemeinihaft, beſtehen noch vielfältige andere Gemeinjhafts- 
formen, die ihnen aber an Ausdehnung und Bedeutung für das Leben und 
die Entwidlung des Menſchen nit gleichkommen oder, wie die Gemein— 
Ihaftsform der Kirche, Aufgaben und Swede verfolgen, die vorwiegend 
innerliher Art find. 

Der Geihlehtsverband, die Familie, umfaßte urjprünglid 
alle Inhalte des Gemeinfhaftslebens. Die Familie brachte die Anfänge 
von Wirtihaft und Rechtsordnung, von Bildung und Gottesdienjt, von 
Derteidigung und aller gegenfeitigen Hilfe hervor. 

Die Samilie ift eine organifatorifche Schöpfung der Dergangenheit 
und das Ergebnis einer langen Kulturentwidlung. Sie ijt nit Heim 
und Anfang aller fozialen Organifation, obwohl die ältejten Überliefe- 
rungen über Inder, Juden, Griehen und Römer davon berichten. Sie 
ift aus den älteren Gefchlehtsperbänden, den Sippen (Gentes), hervor- 
gegangen. Unter einer Sippe verjteht man eine größere, aus mehreren 
Generationen blutsverwandter Derfonen bejtehende Gruppe. 

Die Sippe, nit die Ehegemeinfhaft von Mann und Srau, war ur- 
fprüngli Träger des fozialen Lebens. Die Sippengenoffen fiedelten und 
wohnten gemeinfam; die Sippe 30g die Kinder auf und forgte für fie. 
In gewilfen Umfang wirtfhaftete fie gemeinfam. Sie hatte gemeinjame 
Tagdgründe, und das Aderland war allen gemein. Die Sippe trug einen 
gemeinfamen Namen. Sie hatte ihre Heiligtümer, gemeinfamen Kult und 
gemeinfame Schußaufgaben. Das Unrecht, das einem Genofjen gejhah, 
wurde von allen Angehörigen der Sippe geahndet. Gemeinſam forgte man 
für Waifen. Die Sippe hatte das Recht der Erbfolge am Eigentum des 
Genoffen. Jede Sippe hatte mehrere Sriedenshäuptlinge und einen Kriegs: 
häuptling. 


4 Die Träger des Gemeinſchaftslebens 

Aus diefer Organifation mit ihren wirtfhaftlichen, geiftigen und po- 
litiſchen Aufgaben find die lokalen, kirchlichen und berufligen Bildungen 
erwachſen, die ſpäter die Sippe erſetzten. Die Sippenverfaffung Tonnte 
nur beitehen, jolange feine erheblichen geijtigen und förperlichen Der- 
jhiedenheiten, Tein bedeutender perſönlicher Beſitz, feine Beſitzunterſchiede 
vorhanden waren. Immerhin haben ſich Reſte der Sippenbildungen in 
Traditionen und Lebensführung in einzelnen Ländern lange erhalten: in 
Irland der „Sept” bis in das zwölfte Jahrhundert, der holſteiniſche 
„Slacht“ bis in das fünfzehnte, der fhottifche „Hlan“ bis in das fiebzehnte 
und achtzehnte Jahrhundert. Im allgemeinen aber verlor die Sippe an 
Einfluß, je feiter und geſchloſſener ſich die Samilie als Hausgemeinjchaft 
ausbildete und aus der Sippe herauslöfte. 

Die ältere patriarhalifche Familie entwidelt fil} von Polygamie 
(Dielweiberei) zur Monogamie (Einehe). Sie ift eine Gemeinjhaft von 
dauernd zufammenwohnenden Eltern und Kindern, Knedten und Mägden, 
wie es aus dem Urfprung des Wortes hervorgeht. (Samilie von famel, 
dem oskiſchen, d. h. ſamnitiſchen Wort für Knecht.) Die Samilie war ur- 
ſprünglich eine auf Eigentum und auf die Kerrfhaft des Mannes gegrün- 
dete Gemeinjchaft, die ein fejtes Gefüge bildete, im Haus ihre natürliche 
Grundlage fand und mehr Difziplin und Tradition ausbilden Ronnte als die 
Sippe. Neben die genoffenfhaftlihen Züge tritt hier das Herrihafts- 
verhältnis; neben den Zweck gemeinjamer Arbeit zur gemeinjamen Be- 
dürfnisbefriedigung und den gemeinfamen Schußes tritt hier eine Ordnung 
der wechlelfeitigen Beziehungen, der Rechte und Pflichten unter der Ge- 
malt, der Leitung des Samilienvaters. Wirtfhaftlihe Urſachen wie re- 
ligiöfe und fittliche Dorftellungen find an der Entjtehung der Samilien- 
verfafjung beteiligt. Wo ein größerer Befig ſich angefammelt hatte, ent- 
ſtand die Sitte des Frauenkaufs. Der Mann hatte ein Interejje daran, 
den eigenen Kindern feinen Befiß zu hinterlaffen. Die Kinder wurden als 
Arbeitskräfte gefhäßt. Man gab eine Tochter nit umfonft weg, nit 
ohne ihre Sufunft und die ihrer Nachkommen zu fihern. 

Die patriarhalifhe Samilie ift eine Einrihtung der Sitte und des 
Rechtes zur rechtmäßigen Kindererzeugung und gemeinfamen Wirtichafts- 
führung. (Schmoller.) Die gemeinfame Arbeit unter der Herrſchaft des 
Daters und der gemeinfame Derbraud) bindet fie zufammen. Die Größe der 
Samilie, der Arbeitsgemeinjchaft, beeinflußt ihren Reichtum. Die ſtarke 
Datergewalt bringt Fortſchritte der Erziehung hervor. 

Aus dem Swang, der Ordnung und Bindung der einzelnen Glieder 
erwuchs die Kraft der Samilie. Der Hausvater war Regent, Richter, 
Lehrer, Wirtſchaftsvorſtand. Die Samilie jtand fortan innerhalb der 
Sippe, des Stammes, ſpäter auch innerhalb des Staates als felbjtändiger 
Lebensfreis. Die Samilie führt eine Derfittlihung der Beziehungen von 
Mann und Stau, von Eltern und Kindern herbei. Durch die gegenfeitige 
Sürforge der Samilienmitglieder verlängert ſich die Lebensdauer der 
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Menſchen über die Seit der Kindererzeugung hinaus. Sie werden dadurd 
für höhere Kulturleiftungen fähig. Die Samilie ſchafft eine geordnete Ar- 
beitsteilung, die den natürlidyen Kräften der Geſchlechter und Altersitufen 
Rechnung trägt und die wirtſchaftliche Leiftungsfähigfeit erhöht. 

Jahrtaufendelang war die Samilie der Träger des wirtihaftliden 
Lebens und die weſentlichſte Redtseinrihtung der Menſchheit. Die ganze 
ültere aſiatiſche, die griehifh-römifhe Kultur und die Anfänge des ger- 
maniſchen Dolkslebens fanden in ihr das wichtigſte gejellihaftlihe Organ. 
Sie hat dem Einzelwefen die wirtfchaftlihe Sürforge abgenommen und fie 
der Samiliengemeinjhaft übertragen. Sie hat die Menfchen gelehrt, einen 
Bejiß zu verwalten (Herden, Land). Die Gefellihaft bejtand im völfer- 
rehtlihen Sinne nur aus Bünden von Samilienhäuptern. Die Familie, 
nicht der einzelne Menſch, war für Wirtfhaft, Sitte und Recht das Ent— 
ſcheidende. 

Aus der Familienverfaſſung haben ſich die Verwandtſchaftsordnungen 
entwickelt, die das Redt aller Kulturvölker beherrſchen (Erbrecht, Unter- 
haltspflit). Aus ihr find die älteren Unternehmungsformen hervor- 
gegangen (Kandwerf, bäuerlicher Betrieb), ferner auch die Hriegsver- 
fajjung. In der Überlieferung der Kulturvölfer ift die Familie der be- 
herrſchende Mittelpunkt allen Lebens. 

Bei allen abendländifhen Dölfern hat die Einehe als Grundlage der 
Samilie die anderen, früheren Sormen der Ehe grundſätzlich verdrängt. 
Die Samilie ift über alle Zeiten hinweg die Zelle allen Gemeinfhaftslebens 
geblieben, wenngleich ihre Gejtalt und ihr Wirkungskreis ſich allmäh- 
lich verändert hat. Andere foziale Bildungen haben einen Teil ihrer früheren 
Aufgaben übernommen, zuerjt die Gemeinden und der Staat, ſchließlich die 
wirtfhaftlihe Unternehmung. Je dichter ſich die Erde bevölferte, deſto not- 
mwendiger wurden Derteidigungs- und Reditseinrichtungen fowie Arbeits- 
organifationen, die über die einzelnen Samilien hinausreichen, dte von 
ftärkeren Trägern übernommen wurden. Der Wandel ſetzt in Athen und 
Rom zu ihrer Blütezeit ein, dann wieder in Italien während der Re— 
naiffance, fchlieklih mit der Entwidlung der modernen ftädtifhen Kultur. 
Diele Züge der Samilienverfaffung ſchwinden, andere bleiben erhalten. 
Die väterlihe Gewalt ift durd den Staat eingefhränft. Die Stellung 
von Stau, Kindern, häuslichen Angeftellten ift freier geworden. An Stelle 
eines Herrichaftsverhältniffes kann die Samilie ſich zu einer fittlihen Ge— 
noffenfhaft geftalten. Denn ein fittlihes Sufammenwirten der Samilien- 
glieder iſt am eheſten möglich bei einer ausfhließlichen Derbindung zweier 
Gatten für das ganze Leben. Nur unter diefer Sorm Tanrı das Derhältnis 
der Stau zum Manne ein freiperfönliches fein; das der Gejhwilter unter- 
einander ein einheitliches, vollftändiges; die Treue eine gegenjeitig zugeſagte, 
unerzwungene. In der römiſch-katholiſchen wie in der griechiſch-katholiſchen 
Kirde ift die Ehe ein Sakrament; die evangelifhe Kirche gibt ihr einen 
religiös-fittlihen Inhalt. Die urfprünglihen Aufgaben der Samilie find 
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zum Teil auf Kirche, Schule, Gemeinde, Staat, Unternehmung übergegan- 
gen. Dor allem iſt die Erzeugung der Güter auf andere gejellihaftliche 
Einrihtungen übertragen worden. Die Samilie ift in jtärkerem Maße von 
einer Produftionsgemeinfhaft zu einer Derbraudsgemeinfhaft geworden. 
Die eigentlihe Erwerbsarbeit wird in den Beruf verlegt. 

Damit jind zweifellos Schwierigkeiten für den Sufammenhalt der Fa— 
milie entjtanden. Die einzelnen durd Schule, Fabrik, Gejhäft, Amt in Ans 
ſpruch genommenen Glieder follen in die rechte räumliche und zeitliche Der- 
bindung gebracht werden; die erwerbstätige Stau foll den Samilienpflichten 
gereht werden. Eine neue Ordnung für das Zuſammenwirken der Er- 
ziehungs-, Wirtſchafts-, Samilienintereffen wird nötig. „Nur fittli und 
geiftig höherjtehende Menſchen find den fehwieriger gewordenen Aufgaben 
überhaupt gewachſen.“ (Schmoller.) 

Aber mit diefen Erſchwerungen des Sufammenhaltes find auch Sort- 
ihritte auf anderen Lebensgebieten verbunden. Die Bedürfnisbefriedigung 
it veiher geworden. Die Scheidung von Heim und Werfitatt hat die An- 
jprühe an die Wohnweije erhöht. Troß aller Sufammendrängung 
in den Großftädten wohnt die Mehrzahl der Menfchen beſſer als frühere 
Generationen, die mit dem Dieh zufammen hauften. Die Bejchränfung 
der wirtihaftliien Aufgaben kann die fittlihen, idealen Swede der Le- 
bensgemeinjchaft jtärfer hervortreten lafjen. An Stelle der Unterordnung 
tönnen fih Hingabe, Pflichtgefühl, gegenfeitiger Dienft, die wichtigſten 
fittlihen Errungenfchaften, entwideln. Je weiter die Arbeitsteilung fort: 
fhreitet, je gefonderter die Berufe, je mechaniſcher und jeelenlofer die 
Arbeitsleiftungen werden, um fo ftärfer wird das Derlangen der Menſchen 
nad; warmherzigen Gefühlen, nad) tieferen Beziehungen, nad) einem ver- 
innerlichten Leben. Dafür wird die Samilie aud in Sufunft Aufgaben 
zu löfen haben. 


2. Die Gebietstörperjhaften. 

Erft als die Samilien- und Hausgemeinfhaften fi aus der Sippe 
löfen, wird die Nahbarfhaft zu einer fozialen Organijation mit Ge- 
meinfhaftsaufgaben. Es werden ihr Sunktionen übertragen, die von der 
einzelnen Samilie nit, oder die beffer von allen gemeinjam gelöft werden 
fönnen. Überall zeigt fi) unter den Menſchen das Bedürfnis, fo zu Ieben, 
daß ein nahbarlicher Derfehr, ein Suſammenwirken möglich ift. Die Be- 
rührungspunfte, die das Beieinanderwohnen mit fi bringt, erzeugen 
eine gegenjeitige Förderung. Es entjtehen gemeinfame Bedürfniffe und 
ein gemeinjames handeln. Die Gebietsgemeinfhaft bringt gemeinfame 
Redts= und Wirtfhaftseinritungen hervor. 

Wefen der Gebietsförperfhaften. Der landfhaftlihe Zu— 
jammenfhluß einer Gemeinfhaft wird durch abſichtliche Grengbil- 
dung zu einer Abjfonderung von anderen; aber gleicdygeitig entjtehen 
dadurdy Gemeinfhaften, die alle darin Tebenden Menſchen zufam- 
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menfaffen. Sie werden zu Swangsgemeinfhaften mit einer die ein- 
zelnen beherrihenden Spitze, weil niemand ſich gewiffen gemein- 
famen Einrihtungen ohne Schaden für das Ganze entziehen Tann. Die 
leitenden Kräfte übernehmen Aufgaben für das Ganze, nämlich die Ein- 
tihtungen zur Derteidigung nad) außen, die Rechtspflege und Polizei, die 
Derteilung oder Abgrenzung von Wald, Weide, Wohnitellen, den Bau 
von Wegen und Befejtigungen, die Sorge für Sufammenkunftsorte, Märkte, 
die Regelung des Derfehrsweiens Miederlaſſungsrecht, Handelsrecht). Sie 
legen den Wirkungskreis feſt, der den einzelnen, Samilien, Berufen zu freiem 
Bandeln überlafjen bleibt, und treffen die Maßregeln, die dem Schuß 
diefes Wirkungsfeldes, der Abgrenzung der gegenjeitigen Rechte und Pflid;- 
ten, der Ordnung und Sicherheit dienen. (Schuß des Eigentums, der freien 
Arbeitsbetätigung ufw.) 

Die Gebietstörperfhaften find entweder Dörfer, Städte (Gemeinden) 
oder Staaten. Die Siedlung erfolgt fajt bei allen Dölfern dorfweije. 
Iahrtaufende hindurd hat der größte Teil der Menſchheit in Dörfern 
gelebt, wie das der auf dem Aderbau aufgebauten Eriftenz entjpridt. 
In allen Kulturen ift die Stadt eine ſpätere Entwidlungsitufe. Die ſtaat— 
liche Bildung entſteht zuerjt duch den Sufammenihluß mehrerer Dörfer 
für politifhe Swede (Krieg, Kechtſprechung, Derwaltung) in Bauen oder 
Bunderticaften. Diefe verbinden fi wiederum untereinander zu Dölfer- 
Ihaften, Stämmen. Die triegeriih und techniſch begabten und vorge- 
ihrittenen Dölfer bringen dabei eine jtarfe Sufammenfaffung der Gefamt- 
heit unter einer Herrfchergewalt zuftande. Hand in Hand geht damit 
meift die Befeltigung eines zentral gelegenen Ortes, der als Derfamm- 
lungsort, Markt, Sejtung,-Sufluditsftätte, Cagerpla, Regierungsfit dient. 
Die politifhe Sufammenfaffung führt aud zu gemeinfamen Wirtichafts- 
einrichtungen; es werden Burgen, Tempel, Marfthallen, Straßen, Wajfer- 
feitungen gebaut. Schließlih bilden ſich Sormen der Derfafjung, Der- 
waltung und des Rechts aus, die ein geordnetes Suſammenwirken der 
Staatsgewalt mit verhältnismäßig jelbitändigen Ortsbezirfen möglich 
maden. 

Die neueren mitteleuropäifdhen Dölfer (Germanen, Slawen, 
Kelten) fonnten nad) der Dölferwanderung bei ihrer Niederlaffung bereits 
an die Überlieferungen der fpätrömijhen Staatenbildung anfnüpfen. Sie 
brauchten die Staaten nicht erjt wieder aus Dorf» und Stadtverwaltung 
heraus zu entwideln. Sie gingen aus dem Kampf mit Rom fchon als 
große Dölferbünde mit ftarfem Königtum hervor, die ſich auf Sippen, 
Bundertfhaften und Dölferfhaften aufbauten. Doch blieb für lange Seit 
die wichtigſte Sorm der Gebietsförperfhaft die Markgenoſſenſchaft 
und die Dorfgemeinde. 

Die Markgenoſſenſchaft, die mehrere Sippen und Dörfer umfaßt, verfügt über 
ein fejt abgegrenztes Gebiet, die Mark. Die Genoffen nugen gemeinjam die 
Släche wirtihaftlih. Holz, Heu, Wald, Weide, wilde Tiere und Fiſche gehören 
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ihnen allen. Gemeinfam fafjen fie darüber Beſchlüſſe, verwalten fie ihren Befig. 
Der Begriff eines gemeinfamen Landes, das durch gemeinfame Anftrengungen 
erworben und geſchützt war, trat an Stelle der Idee der gemeinjamen Abjtams 
mung. 


od; ftärker bilden fjid; diefe Gedanken in der Dorfgemeinde aus, wo 
das Band enger war. Das Dorf wurde zu einer Friedens-, Redits-, Unter» 
ftüßungsgenofjenfhaft. Der Schwerpunft des wirtjchaftlihen Lebens lag in der 
eigentümlichen Derbindung der jelbjtändigen Samilienwirtjchaft mit der ges 
noſſenſchaftlichen Gemeinjamkeit, die fi) aus dem Gemeinbejig von Wald und 
Weide, aus der periodifhen Neuverlofung des Aderlandes, aus der Umlegung 
der öffentlihen und grundherrlichen Lajten auf die einzelnen Samilien ergab. 
Die Unabhängigkeit der einzelnen Samilie blieb gewahrt. Weder Markgenoſſen— 
ſchaft noch Dorfgenoſſenſchaft hatten das Recht, ſich in die Angelegenheiten der 
Samilie, des Haufes einzumijhen. Sie erfannten die Anſammlung von Dermögen 
durch den einzelnen und ihre erbliche Übertragung innerhalb der Familie volljtän- 
dig an. Aber als Dermögen galt nur das bewegliche Eigentum, einſchließlich Dieh, 
Geräten, Waffen und Wohnhaus, furz: „alle Dinge, die vom Feuer zerjtört werden 
Zönnen”. Das Privateigentum an Grund und Boden war unbefannt. Das Land 
war Gemeineigentum des Stammes oder Dolfes, von ihm der Dorfgemeinde zur 
Nutzung zugeteilt. Die gemeinfam urbar gemaditen Stellen wurden den Samilien 
für eine Seit von vier, zwölf oder zwanzig Jahren überlaffen. Es war eine 
Organifation, die von dem Intereffe der Gemeinjhaft ausging und erfüllt war 
und die den genoffenihaftlichen Geijt jtarf ausbilden konnte. Sie ijt erſt im legten 
Jahrhundert mit der Ausbreitung der Geldwirtihaft und der Erjtarfung der 
Hationaljtaaten zur neueren Ortsgemeinde umgebildet worden, in der die ein- 
zelne Samilie auf fic} allein jteht und nur durch Refte der alten Derfaffung und 
Seldgemeinjchaft noch mit den Nachbarn verbunden ift. 


Neben die Dorf und Marfgenoffenihaften tritt im germaniſchen Mit- 
telalter eine andere, meijt ein größeres Gebiet umfaſſende Körperſchaft, 
deren Gemeinſchaftsleben auf einer herrſchaftlichen Organifation beruhte: 
die Grundherr/haft. Sie fand ihren Kern in der Arijtofratie ein- 
zelner patriarhalifher Samilien oder der kirchlichen Ämter Giſchöfe), 
die über größeren Grundbejig verfügten, auf dem ſich Gefolge, Lehnsleute, 
Diener, Sklaven zufammenfanden. Mit ihrem Beſitz wurden die Regie- 
rungs-, Gerichts- und Derwaltungsredhte verbunden und auf diefe Weife 
ein auf Herrfhaftsrechten beruhender Derband entwidelt. Eine Anzahl 
Dörfer wurden unter einen Sronhof, mehrere Sronhöfe wieder unter 
Palatien (Pfalze) gejtellt. Don diefen aus übte der Grundherr feine mili- 
tärifche, gerichtliche, geijtliche, wirtjhaftliche Derwaltung aus. Alle Lehns» 
leute und Hörigen wurden zu Dienjten und Lieferungen herangezogen, 
während die Grundherren den Kriegs- und Gerichtsdienſt übernahmen. 
Es war eine Gemeinschaft, die auf gegenfeitigen Pflichten beruhte, bei 
denen aber der Grundherr befondere herrenrechte hatte. So entjtand eine 
Sorm der lofalen Derwaltung und Staatsverwaltung, die den Keim für 
fpätere Bildungen in ſich trug. Die Spige vereinigte noch die Aufgaben, 
die heute Staat, Provinz, Gemeinde, Kirche, Schule, Armee, Gericht, Po- 
Tizei, Unternehmung, Armenverwaltung ausüben. Aber dieje einfache Ge— 
meinjhaftsform hat eine jtarf fördernde und erziehende Wirkung gehabt, 
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bis fie entartete und allmählich durch die erjtarfende Staatsgewalt auf- 
gelöft wurde. 

In ganz ähnliher Weife wie die Dorfgemeinfchaft entwidelt fih die 
Stadt aus einem Derband zu gegenjeitigem Schuß und gegenfeitiger Der- 
teidigung zu einer Gemeinfhaft, in der die Ordnung und Regelung des 
Wirtjhaftslebens in den Dordergrund tritt. Doc, bleibt die Stadt nicht 
wie Dorf- und Grundherrfhaft bei genoffenjhaftlihen Einrihtungen 
jtehen, fondern ſchafft fih Körperfcaften, die über den Einzelwirtihaften 
jtehen und befondere Aufgaben für das Ganze übernehmen. 

Schon die antifen Kulturen hatten Städte, die zum Teil aus dem Be- 
dürfnis nach Befejtigung eines zentral gelegenen Ortes entjtanden und 
die oft an Ausdehnung und Einfluß jehr bedeutend waren. 

Babylon hatte zu Nebufadnezars Seit eine Ringmauer von aht Meilen Um— 
fang, größer als die Parifer Enceinte (Umfaffungsmauer), die 1830—1840 gebaut 
wurde. Alerandria hatte zeitweiſe bis 700000, Pergamon 100000 Einwohner. 
Rom wurde zur Seit von Chrijti Geburt auf 800000 Einwohner gejchäßt. 

Heben politifhe und religiöfe Urſachen ftädtifher Bildungen treten 
jpäter für die Zunahme der Städte andere Gründe: das Bedürfnis von 
Gewerbe, Handel und Derfehr in den Dordergrund. Die mittelalterlihe 
germanifhe und romanijhe Stadt empfängt ihren Charakter durd ihr 
Wirtihaftsleben. Die Städte werden zum Sig des Handwerks und zum 
Mittelpunkt eines Austaufchgebietes, zum Marftort für den umliegenden 
Sandbezirk. Gleichzeitig entwidelt fih in den Städten die Notwendigkeit 
einer bejonderen Rechtsordnung. Die Stadt bildet einen befonderen, 
vom Land getrennten Gerichtsbezirt und ein befonderes Derwaltungs- 
gebiet. Die Bürger geben fi ihr Stadtrecht (früher Korporationstedt), 
führen gemeinfam den Kampf gegen die Grundherren und fchaffen ji 
dur) die Wahl von Stadträten eine handlungsfähige Leitung. Der Stadt- 
rat ordnet den Marktverfehr, das Niederlaffungsreht, das Gewerbeweſen, 
die Münze, erhebt Sölle und regelt alle Angelegenheiten im Interefje der 
Gejamtheit. 

Durch die Tätigkeit des Rats wird die Stadt zu einer öffentlich-recht⸗ 
liden Körperfhaft, zu einer organilierten Genoſſenſchaft, deren Bürger 
miteinander verwachſen, gemeinfames Dermögen befiten, gemeinjame Ein- 
rihtungen [haffen, Beamte anjtellen. Kirden, Schulen, Rathäufer, Brun- 
nen, Bofpitäler, Mühlen, Getreidefpeicher werden gebaut. In drei bis 
vier Jahrhunderten haben die Städte das Antlig Europas verändert. 
„Die Bafilifen wurden faft auf der ganzen Erde erneuert“, ſchreibt ein 
Chronijt über die Blütezeit der Städte. Kunjtwerke, die die Jahrhunderte 
überdauern, bringen noch heute Kunde von der genoſſenſchaftlichen, auf 
Gemeingeift ruhenden Geftaltungsfraft der Städte. Sie alle waren in 
ihrer unübertroffenen Schönheit der Ausdrud des Genies freier Dereini- 
gungen von freien Menſchen. Sie hinterliegen den folgenden Generationen 
alle Künfte, alle Gewerbe, die die heutige 3ivilifation mit all ihren Er— 
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rungenfhaften nur ausgeftalten fann. Und wenn man nad) den Kräften 
fragt, die diefe Ergebnifje hervorbraditen, fo findet man fie nicht in der 
Begabung einzelner begnadeter Talente, nicht in der machtvollen Organi- 
jation des Staates oder großer herrſcher, fondern in dem Geijt der Ge— 
meinfamfeit und der gegenfeitigen Hilfe, der Ihon in den Dorfgemein- 
ihaften lebendig war und der im Mittelalter neubelebt und gejtärft wurde 
und neue Sormen in Gilden und Bruderfhaften annahm. (Ogl. S. 13.) 

Der ftarfe Gemeingeift im Innern war allerdings meijt erfauft mit 
einer harten, engherzigen Liebe zur engjten Heimat, mit einem Kampf 
zwilhen Stadt und Land und zwiſchen den Städten untereinander, und der 
weitere wirtfchaftlihe und foziale Fortſchritt wurde exit von anderen, grö- 
Beren, entwidlungsfähigeren Körperfchaften herbeigeführt: vom Staat. 

Mit der Entwidlung der modernen Einzeljtaaten wurde die Selbftän- 
digkeit der Städte vernichtet, ein freier Derfehr für arößere Gebiete her— 
gejtellt und die Rechtsungleichheit von Stadt und Land befeitigt. 

Der Staat als Träger des Gemeinjdhaftslebens, als Ge- 
bietsförperfhaft hat in viel geringerem Maße wirtſchaftliche Aufgaben 
zu erfüllen, als es die Samilie einerjeits, die Gebietsförperjhaften ge- 
tingeren Umfangs (Dorf, Grundherrfhaft, Stadt) anderfeits hatten und 
in gewiffer Weiſe aud) in Sufunft haben werden. Das Gemeinfhaftsleben 
des Staates liegt in viel ftärferem Maße in dem Schuß und der Dertretung 
der Bürger nah außen und in der Ordnung der Redtsverhältniffe der 
Bürger zueinander. Allerdings war urfprünglid) alle politiihe Macht an 
eine wirtfhaftlihe Sufammenfaffung gebunden. Mit der Zeit wedhjelten 
aber die Auffaffungen über das Maß von wirtſchaftlichen Aufgaben, die 
der Staat übernehmen foll. Im großen und ganzen hat es ſich dabei in 
der Dergangenheit um die Stage gehandelt, wieweit der Staat das Wirt- 
Ihaftsleben ordnen, regeln, beeinfluffen, nicht wieweit er es von ſich aus 
betreiben foll. 

Während zur Zeit des Merkantilſyſtems das örtliche und perjönliche 
wirtfgaftlige Handeln durch ein Übermaß ftaatliher Regelung gehemmt 
war, forderte die freiheitliche Seit größte Surükhaltung des Staates, um 
den Unternehmungsgeift anzuregen und zu fördern. Sie brachte Sreiheit 
der Perfon, des Eigentums, des Erwerbs, der Hiebderlafjung. Das fonnte 
allerdings nur durh eine ftarfe ftaatlihe Macht durchgeſetzt werden. 
Die Wirtfhaft im engeren Sinne, d. h. die Hervorbringung der Güter 
und ihre Derteilung, wurde nur infomweit vom Staat und feinen Organen 
in die Hand genommen, wie es den Geldinterefjen der Staatsgewalt und der 
Sörderung des Dolfswohlftandes diente. Erſt die fozialiftiihe Lehre trat für 
eine wachſende Staatstätigfeit auf wirtfhaftlihem Gebiete ein. Unbejtritten, 
aber blieben jtets die Gemeinjhaftsaufgaben des Staates in bezug auf die 
allgemeine Rehtsordnung. 

Das Leben des Staates beruht auf fozialer Regelung, auf Ordnung 
der gemeinjamen Angelegenheiten, ohne die ein Gemeinihaftsleben feine 
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tragfähige Grundlage hat. Dieſe äußere, vom Staat vollzogene Regelung 
des menſchlichen Zuſammenwirkens (Derfaffung, Geſetzgebung, Derwal- 
tung) kann durch den erklärten Willen der Gemeinſchaft zuſtande kommen 
oder durch Zwang: immer bringt ſie eine allgemeine und gleiche Verbind— 
lichkeit für alle Glieder des Staates mit ſich. Durch dieſe ordnende Tätig— 
keit unterwirft der Staat das Tun der einzelnen Glieder einem Geſamt— 
plan, einem Tun, das auf beftimmte Swede gerichtet ift. 

Dabei bedient er fih für die Löfung feiner Aufgaben wiederum der 
Gebietsförperihaften geringeren Umfangs, die er teils bei feiner Bildung 
vorgefunden hat, teils eigens zu Derwaltungszweden ſchafft. Provin- 
zen, Kreife, Gemeinden werden innerhalb des Staates als halb 
jelbjtändige Gebietsförperfhaften organifiert. Sie jtehen unter ftaatliher 
Oberhoheit, befigen aber feine Dorredhte. Sie find vielmehr nad all- 
gemein gültigen Redhtsgrundfägen zur Ausübung beftimmter Aufgaben 
zufammengefaßt. Obwohl fie in bezug auf ihre Swede beſchränkt find, 
haben fie felbftändige Behörden, felbftändige Geldverwaltung. Aber fie find 
feine gefhloffenen Genoſſenſchaften im Sinne der mittelalterlichen Stadt oder 
Grundherrſchaft. Sie können fi nicht gegen andere abſchließen, feine 
eigene Wirtihaftspolitit nad) außen treiben, können Zuzug und Weggang 
nicht unabhängig von Staatsgefegen regeln. Dafür bleibt die größere Ge- 
bietskörperſchaft, der Staat, allein maßgebend. 

So geht die Entwidlung der Gebietstörperfhaften einen ähnlichen 
Gang wie die der Sippe und Samilie. Deren Weg führte von urſprünglich 
genoſſenſchaftlicher Gemeinfamfeit zu einer durch ein herrſchaftsverhältnis 
zufammengehaltenen Gruppe, die allmählich erjt wieder ihren Gliedern 
ftärfere Rechte und mehr Sreiheit einräumte. Die Gebietsförperihaften 
ſetzen gleichfalls mit genoffenfhaftlichen Bildungen in Dorf und Stadt 
ein, um dann in Grundherrfhaft und Staat einer Gemeinſchaft einge- 
gliedert zu werden, die auf einem Syftem von Herrihaft und Unterord- 
nung ruht, bis aud) hier wieder der Sortfhritt zu einer Erweiterung der 
Rechte aller Glieder in der Richtung gemeinfamer Selbftbejtimmung führt. 


3. Die Arbeitsperbände. 


Samilie wie Gebietsförperfhaft waren von ihren Anfängen an At- 
beits- und Wirtjchaftsgemeinfhaften. Aber fie waren gleichzeitig Ge— 
meinfhaften für andere foziale Swede: für Kultur, Erziehung, Schuß, 
Derteidigung, Redhtsordnung ufw. In dem Maß, in dem die wirtihaft- 
lichen Aufgaben, oder im engeren Sinne des Wortes, die Gütererzeugung 
aus dem Haus auszieht und ſich von den Gebietsförperjcaften löft, ent- 
jtehen befondere Derbände und Einrihtungen, die ausſchließlich durch Ar— 
beitszwede zufammengehalten find. Aud hier wechſelt wieder genofjen- 
Ihaftlihe und herrſchaftliche Gemeinfhaftsform miteinander ab. 

Die Arbeitsverbände fegen eine gefellihaftlihe Arbeitsteilung 
voraus. Diefe fchreitet mit fteigender 3ivilifation fort. Sie wird ver- 
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anlaßt durd; die Not des Lebens, einen zu engen Hahrungsfpielraum, aber 
auch durd die Verſchiedenheit der Begabungen, durd) Iandfchaftlihe Eigen» 
tümlichkeiten, ſchließlich durch die Einfiht in die aus der Arbeitsteilung 
hervorgehende Erſparnis an Kraft. Die Arbeitsteilung vollzieht fi auf 
beitimmten Gebieten, nad) verjhiedenen Richtungen, und bringt dement- 
ſprechend auch verjchiedene Sormen von Arbeitsgemeinjhaften und 
Wirtjchaftsförperjchaften hervor. Sie fest in der Samilie ein mit der 
Arbeitsteilung zwijhen Mann und Stau, zwiſchen verjhiedenen Alters- 
itufen, zwiſchen Samilienangehörigen und Blutsfremden, dienenden Glie- 
dern. Sie ſchafft eine neue Scheidung, eine foziale Abfonderung, indem 
fie höhere von niederer, geijtige von mechanijcher Arbeit löft. Die Priefter, 
Krieger, Häuptlinge erheben ſich in älterer Zeit, die Händler und Groß— 
grundbefiger fpäter über die Maffen des Dolfs. Auf der anderen Seite 
entjteht eine Schicht von Handarbeitern, Sklaven, Hörigen, freien Lohn- 
arbeitern. Deutliher noch wird die Berufsgliederung durch die Arbeits- 
teilung zwijchen Stadt und Land, Handwerker und Bauer, die dann in der 
Stadt zu einer Sonderung der einzelnen handwerke und [hließli Zu der 
modernen Arbeitszerlegung führt. Jede Sorm der Arbeitsteilung bringt 
eine ihr eigentümliche Sorm des Sufammenfchluffes, der Gemeinſchaft mit ſich. 

Als Hauptgruppen find dabei zu unterfcheiden die genoſſenſchaft— 
lie Derbindung von Angehörigen des gleiden Berufes 
zu gemeinjamer Sörderung und gegenfeitiger Hilfe, und die auf Sufan- 
menjhluß ungleiher Elemente beruhende herrſchaftliche 
Ordnung des Betriebs, die Sufammenfaffung zu gemeinfamer Ur— 
beit. Sür beide Gemeinfhaftsformen liegen die Wurzeln tief in der Der- 
gangenheit, in den Anfängen fozialer Entwidlung. 

Alle älteren Kulturen trennten die verſchiedenen Berufe voneinander 
durch Rechtsſchranken, oft durch folde, die erblich waren. Sie ſchufen da- 
durch eine Gemeinſamkeit, die ſich oft nicht auf die Arbeit befchräntte, 
jondern in Sitte und Recht die gefamte Lebensführung ordnete (Kaften). 
Immerhin find hier die Anfänge einer gildenartigen Berufsgliederung zu 
finden, In ähnlicher Weife ſchuf das germaniſche Mittelalter (aber aud) 
die anderen Dölfer und Kulturen des Mittelalters) eine Sonderung nad) 
Ständen, die zum Sufammenjhluß der gleihen Berufe in Gilden, In- 
nungen, Gefellen= und Bruderidaften führte, Alle diefe ftän- 
diſchen Korporationen verbanden Menſchen des gleihen Berufs, der glei- 
hen Lebensjtellung zur Sörderung ihrer gemeinfamen Interefjen, zu 
gegenfeitiger Hilfe für das Berufsleben wie für das perfönliche und foziale 
Leben. 

Die Gilden waren Derbindungen der Kaufleute zur Abwehr fremden Wett- 
bewerbs, zu gemeinfamer Eroberung oder Behauptung fremder Märkte; zum 
Schuß gegen Seeräuberei und andere Gefahren; zu gemeinfamer Haftung für 
Derbindlichleiten; zu gemeinfamen Hodhalten der Standesehre. Die Innungen 
und Gilden faßten die Handwerker zufanmen zur Ordnung der gemeinfamen 
Angelegenheiten, zur Preisfejtfegung, zur Regelung des Ausbildungswefens, zur 
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Schlichtung von Streitigkeiten der Handwerker untereinander und zwiſchen Hand» 
wertern und Gejellen. In den Gefellenverbänden find die Dorläufer der mos 
dernen Gewerkſchaften zu finden, der Sujammenfchlüffe von Arbeitern oder An- 
gejtellten zur gemeinfamen Dertretung ihrer Interefjen gegenüber den Arbeit— 
gebern, zur Erringung beſſerer Arbeitsbedingungen, während die Unternehmer- 
verbände und Kartelle, Handwerks- und Handelstammern in gemijjer Weife eine 
Neubildung der Gilden und Innungen auf der veränderten Grundlage des mo- 
dernen Wirtſchaftslebens darftellen. 


Don der Fruchtbarkeit, die der genoſſenſchaftliche Gedanke bei der 
Arbeit im Mittelalter entfaltete, zeugt die Blüte jtädtifchen Wohlftandes, 
die Entwidlung von Kunft und Handwerk, 

In weniger als vier Jahrhunderten (vom 11. bis 14. Jahrhundert) bededten 
die europäifchen Länder fi; mit reichen Städten, die von Mauern und Wadit- 
türmen umrahmt waren und deren Gewerbefleiß noch heute die Mufeen mit er— 
lefenen Shäßen des Uunſthandwerks füllt. Nichts bringt ftärfer zum Ausdrud, 
wie ftarf dieje Kultur von dem Geijt der Gemeinſamkeit gejchaffen wurde, als 
die Denkmäler der Baufunft, die Kathedralen, Glodentürme, die als Überrejte 
jener Seit von Schottland bis Italien, von Spanien bis ins jlawijche Gebiet hin- 
ein zu finden find. Die Tatjache allein, daß unter allen Künften gerade die Bau— 
kunſt, die fozialjte aller Künjte, zu folder Dollfommenheit gelangte, ijt an jid 
ihon begeichnend für die Triebfraft jener Epoche. 

Wie die griechiſche Kunft, fo entftand auch die mittelalterliche Baufunft aus dem Ge 
danken der Brüderligteit, der Gemeinſchaft, die durch die Städte gefördert wurde, 

Ein Dom, Münjter oder Rathaus war das Wahrzeichen der Größe einer Ge— 
meinihaft, die jeder Maurer oder Steinhauer ſchaffen half; nicht der Ausdrud 
eines Einzelwillens, nad} deifen Geboten tauſend Sklavenhände die Arbeit aus— 
führen mußten. Die ganze Stadt trug dazu bei. 

Ein Dom follte den Ruhm einer fiegreichen Stadt verkünden, die Gemein- 
fchaft der werftätigen Bürger fymbolifd zum Ausdrud bringen. Ohne diefen 
Gemeingeift hätte man bei den damaligen Mitteln große Werfe nie unters 
nehmen können. 

Der Kölner Dom wurde mit einer jährlihen Ausgabe von 500 ME. begonnen, 
und felbjt als er fi der Dollendung näherte und größere Gaben reichlich floſſen, 
betrugen die jährliien Ausgaben etwa 5000 ME. und überjtiegen niemals 14000 
Mark. Das Bafeler Münjter wurde mit ähnlid, einen Mitteln gebaut. Aber 
jede Zunft trug ihren Anteil an Steinen, Holz, Arbeit, Ausfhmüdung zu ihrem 
gemeinfamen Dentmal bei. Jede Sunft brachte ihre Dorjtellung des gemein- 
famen Lebens, der Geſchichte der Stadt, ihre Liebe für das gemeinfame Werk 
in gejchnigten Türen, in gemalten Senjtern und Bildwerfen bis in den lebten 
Winkel zum Ausdrud. (Dgl. S. 10.) 


Aber neben diefen Intereffengemeinfhaften, die wirtſchaftlichen Sweden 
in beftimmter Begrenzung dienten, entjtanden frühzeitig auch genofjen- 
Ichaftliche Derbände für gemeinfamen Erwerb, Arbeitsverbände im engeren 
Sinn, bejonders unter Bergleuten und Salinenarbeitern, Brauern und dgl. 

Die üblihe Sorm der Produftion blieb aber für Jahrhun- 
derte der unter herrjhaftliher Leitung ftehende Betrieb in 
Sorm des bäuerlihen, gutswirtfgaftlihen, handwerfsmäßigen Betriebes, 
aus dem dann die moderne Großunternehmung hervorwuds. 


In Handwerk und Bauernhof war die Erzeugung von Gütern ein mit der Fami— 
lienwirtfchaft des Inhabers verbundenes Geſchäft, das unter feiner Leitung und 
2* 
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Ordnung ſtand, bei dem Samilienglieder und Sreunde zu einer Herjtellungs» 
und Derbrauchsgemeinjhaft verbunden waren. Die gemeinjame Arbeit dient der 
gemeinfamen Derjforgung. Die moderne Unternehmung ijt eine Arbeitsgemein- 
ſchaft, in der der herrfchaftlihe Grundfaß in viel jtärferem Maße entwidelt wird, 
in der die gemeinfame Arbeit in ganz anderer Weife von dem perſönlichen Willen 
und den perſönlichen Interejjen des Unternehmers bejtimmt ift. Die Erzeugung 
wird von der Abjicht beherrfcht, zu verkaufen und Gewinn zu erzielen, Die 
Unternehmung ift eine Erwerbsorganifation. Sie arbeitet für den Markt. Phi- 
lippovich verjteht unter einer Unternehmung eine Wirtjhaft, die herjtellt 
oder erwirbt, um durd; Weiterveräußerung des Produgzierten oder Erworbenen 
einen Gewinn zu erzielen. Der Gewinn fommt aber nicht allen Gliedern der 
Arbeitsgemeinfhaft in gleicher Weije zugute, wie audy nicht alle in derjelben 
Weife für den Erfolg mitwirken, wie die Gemeinjchaft der Arbeit gerade auf 
dem Sujammenwirfen verjchiedenartiger Gaben und Kräfte beruft. 

Die Anfänge der modernen — oder wie man aud) fagen kann — der 
Tapitaliftifgen Unternehmung fallen mit der Entwidlung der Geld- 
wirtfhaft zufammen, die eine Herjtellung über den Samilienbedarf, über 
die Derforgung hinaus anziehend madıt. Überall, wo Geldfteuern erhoben 
werden, muß der Landmann über feinen Bedarf hinaus für den Markt, 
um bes Gewinnes willen arbeiten. Die Erzeugung von Wolle und Dieh 
bot ein Mittel des Aufitiegs zum Wohlftand. Aber erſt vom 16. Jahr- 
hundert an jeßt in Europa das Bejtreben der Grundbejiger ein, ihr 
Gutsland zu vergrößern, die Dienjte der Bauern zu vermehren, Korn, 
Wolle, Dieh für den Markt teilweife in faufmännifcher, geradezu ſpekula— 
tiver Weiſe zu produzieren. In der gleihen Art entwidelt ji die ge— 
werblide Großunternehmung (Bausinduftrie, Manufaktur, Fa— 
brit) durd) die kaufmänniſche Organifation der Produktion und des Ab- 
ſatzes. Der Gejhäftszwed wird zum Selbjtzwed. Die Ausbildung diefer 
Wirtihaftsförper wird ermöglicht und erleichtert durch die neue Technik, 
die mit der Befreiung der perſönlichen Kräfte von wirtſchaftlicher Bevor- 
mundung und Ordnung durch den Staat zufammenfällt. Riefenförper- 
ihaften entjtehen, in denen Zehntaufende von Arbeitern unter einer herr- 
ihaftliden Spige und Leitung zufammenwirfen. Sie fordern ftärlite Un- 
terordönung der Mitarbeiter. 

Die Unternehmung wird Ausgangspunft eines wirtſchaftlichen Sort- 
Ihritts, aber zugleich Urſache eines Drudes für weite Kreife der Menjd- 
heit und Urſache eines Wettbewerbs zwiſchen den Unternehmern, die einer 
Selbjtzerfleifhung gleihfommt. Ihre Stärke ift zugleih ihre Schwäche. 
Das 3ufammenwirfen von Menſchen, die dur nichts zufammengehalten 
find als durh das Band der Zahlung, den wirtſchaftlichen Eigennuß 
einerjeits, die wirtjhaftlihe Not anderfeits, bewirkt eine Ausleje der 
Tühtigen, jteigert die Leitung. Weil die Unternehmung nur wirtihaft- 
lihen Sweden dient, Tann fie ſich ihnen am beſten anpafjen. Aber jie 
vernachläſſigt die allgemeinen menjhlihen Bedürfnijfe. Sie entwidelt 
fi} zu einer Gemeinjhaftsform, bei der aus dem Herridaftsnerhältnis 
vielfad ein Ausbeutungsverhältnis wird, bei der die Gemeinſamkeit der 
Arbeit nicht gleihmäßig den Sweden alfer dient. 
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So wachſen neue Wirtfhaftsprobleme und neue Aufgaben für die 
Rechtsordnung aus der Geftaltung der Unternehmung heraus. Es ent- 
jteht die Srage, ob der Großbetrieb in der Hand perjönliher Eigentümer 
bleiben ann oder foll, und ob die Gemeinfamkeit innerhalb der einzelnen 
Unternehmung nicht auf eine Grundlage größerer Gleichberechtigung aller 
Mitarbeiter zu jtellen it. Der Wettbewerb der Unternehmungen unter: 
einander führt jelbittätig zu einer neuen Ordnung der Wirtichaft, zur 
Übertragung von Befi und Leitung der Unternehmungen aus der Hand ein- 
zelner in die einer Mehrheit, zur Sorm der Handels und Aftiengefellfchaft. 

Die offene Handelsgefellichaft ift der gemeinfame Betrieb eines Geſchäfts 
durch mehrere gleichberechtigte Gejellihafter unter voller Haftung. Die Aftien- 
gefellfhaft ift ein Derein mit Rechtsfähigkeit, der die Hapitalbeiträge zu be— 
ſtimmten Gejhäftszweden zufammenlegt unter ausfhliekliher Haftung der Mit- 
glieder für den Beitrag und Derteilung von Gewinn und Derluft auf die Beiträge. 

Der Wettbewerb der Unternehmungen führt weiter zur Kartellierung 
einzelner Induftrien, zu Derabredungen über Preis, Produftionsumfang 
und dgl. und fhlieglih zur Verſchmelzung vieler Unternehmungen zum 
Truft. 

Aber aud) der Drud, den die Unternehmung auf das Los der Arbeiter 
ausübt, führt zu neuen Gejtaltungen, zu einer neuen Regelung der Be- 
ztehungen der Arbeitsgemeinihaft. Es entiteht eine Arbeiterbewe- 
gung, die nad) Aufhebung des Privateigentums an den Produftions- 
mitteln, nad} Dergejellfhaftung der Produktion (Sogialifierung) verlangt 
(vgl. S. 24). Das Wefentlihe, das in diefer Sorderung begründet ift, zielt 
ab auf den vollen Arbeitsertrag für jeden Mitarbeiter einerfeits, aber aud) 
auf ein Arbeitsrecht anderfeits, das dem Arbeiter Einfluß auf die Arbeits- 
bedingungen wie auf die Herjtellungsweije gibt. Der Arbeiter will aus einem 
Objekt zu einem Subjeft der Unternehmung werden. Er fordert eine Der- 
faffung innerhalb des Betriebs. (Dgl. Geſetz über die Betriebsräte.) 

Wie im fozialen und politiihen Leben, wie in Samilie und Gebiets- 
förperfhaft geht aud in den Arbeitsverbänden die Entwidlung von ge- 
noffenfhaftlihen zu herrſchaftlichen Gebilden über, um ſchließlich wieder 
den auf ftärferer Gleihberehtigung beruhenden Gemeinjhaftsgedanten 
zum Ausdrud zu bringen. 


II. Die Aufgaben des Gemeinjchaftslebens. 


Samilie, Gebietsförperfhaft, Arbeitsverband find nur einzelne Sor- 
men des Gemeinſchaftslebens, neben denen andere, wie Kirdje und Schule 
für bejtimmte Gemeinfhaftszwede, für die fittlihe und geiftige Bildung 
und Erziehung der Menſchheit ftehen. Sie find die Gemeinfhaftsformen, 
die das äußere Leben und Zuſammenwirken in Wirtfhaft und Redt 
ordnen und geftalten. Dabei verſchiebt fi} der Inhalt des Gemeinfdafts- 
lebens der einzelnen Träger oder Organe in einer jtetigen Entwidlung. 
Eine Hare Abgrenzung oder Spaltung der Aufgaben kommt nicht zuftande, 
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vielmehr gibt immer wieder einer der Träger des Gemeinichaftslebens 
an den anderen Aufgaben ab. 

Immerhin kann man die widtigjten Aufgaben des Gemeinſchafts— 
lebens gliedern in Bedürfnisbefriedigung, Redtsorönung und 
Bildung, die fozialen Tätigkeiten in wirtfhaftlide, regierende oder 
verwaltende und bildende Tätigkeiten. Unter Wirtſchaft veriteht man 
dabei das menſchliche Zuſammenwirken zur Befriedigung der menſchlichen 
Bedürfniffe (Stammler); unter Regierung und Redtsordnung die 
Unterwerfung der einzelnen Tätigkeiten unter einen Gefamtplan, die Re- 
gelung der Beziehungen innerhalb einer Gemeinjhaft in verbindlichen 
Sormen; unter Bildung die Entwillung der menjhliden Fähigkeiten 
und Kräfte zur Anjpannung des Bewußtfeins, Erweiterung des Sehfeldes 
und Sormung des Willens, durd) die ein Fortſchritt von äußerer Gefellung 
der Menfchen zu innerer Gemeinſchaft möglich wird. 

Bildung heißt, das Leben der einzelnen innerli anfnüpfen an die Kette 
des großen ewigen Lebens der Menjchheit, von der er es empfängt und der er 
es weiterzugeben hat; ihn fähig machen, an dem geijtigen Beſitz der Menſch- 
heit teilzuhaben und ihn zu gleichen Rechten zu genießen. 

Grenzt man jo den Inhalt und die Aufgaben des Gemeinfäaftslebens 
ab, jo kann man die Verſchiebung der Aufgaben zwifhen den einzelnen 
Trägern leicht feitjtellen. Die Samilie hat wirtfhaftliche und rechtliche 
Aufgaben, ſchließlich auch einen Teil der bildenden Aufgaben an die Ge- 
bietsförperfhaften abgegeben. Die wirtfhaftlihen Aufgaben gleiten 
dann immer ftärfer von Samilie und Gemeinde auf Arbeitsverbände, 
auf Wirtjhaftsförperfchaften, auf die Unternehmung über. Die Un- 
ternehmung wächſt beftändig in ihrer Bedeutung für das foziale Leben. 
Sie wurde zum Kennzeihen des 19. Jahrhunderts. 

Aber troßdem gibt aud; fie immer wieder wichtige Sunftionen an Gebiets- 
körperſchaft und Samilie zurüd. Die Schule, das Derfehrswefen, die Kreditorgani« 
fationen werden Sache ftaatliher und fommunaler Regelung. Aud ein Teil der 
wirtjhaftlichen Aufgaben geht wieder dahin über (Sozialifierung der Energie- 
quellen, der Bergwerke). Aber für viele Stveige der gewerblichen Produktion 
und der Landwirtfchaft bleibt die Unternehmung in ihrer Anpafjung an das 
Bedürfnis dem Staat gegenüber überlegen. 

Werden die wirtfhaftlihen Aufgaben vorwiegend von den Unter- 
nehmungen übernommen, jo wird die Gebietskörperſchaft, insbe- 
fondere der Staat, mehr und mehr der Träger der Rechtsordnung. 

Auf der anderen Seite gewinnt die Samilie, die ihrer produftiven 
Aufgaben entkleidet ift, aud) durch Schule und Berufsbildung wichtige Be- 
tätigungen eingebüßt hat, an Bedeutung als Geftalter einer fittlihen 
Lebensgemeinfhaft. Je jchwieriger ſich das menjhliche Sufammen- 
wirfen gejtaltet, je größer die Kreife werden, die in Austaufh und Der- 
fehr miteinander treten müjfen, um fo notwendiger wird die fittliche Grund- 
lage aller menfhlihen Beziehungen, die von der Samilie beffer und wirk- 
jamer als von anderen fozialen Gebilden gepflegt werden Tann. 
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Notwendig wird aber au das Sujammenwirfen verjdie- 
dener Trägerdes Gemeinfhaftslebens. Mag einer dem anderen 
Gebiete entziehen, jo wird doch feiner von ihnen überflüffig. Derfchiedene 
foziale Aufgaben erzeugen verjchiedene Organifationsformen, mit der 
Ergebnis, daß ein vielfältiges Tlebeneinander- und Sufammenwirken ver: 
ſchiedener Triebfräfte, Einrihtungen entjteht, und daß jede Gruppen- und 
Gemeinihaftsbildung durd; Sufammenfafjung und Einorönung der einzel- 
nen lieder ein Werkzeug fittliher Ordnung wird. 


B. Das Wirtichaftsleben und feine Organifation. 


IV. Entitehung der Dollswirtichaft. 
1. Grundbegriffe der Dollswirtichaftslehre. 


Alles menſchliche Leben hängt von der Befriedigung bejtimmter Be- 
dürfnifje ab. Menſchen, die ihr Nahrungsbedürfnis nicht befriedigen 
fönnen, gehen zugrunde. Abgejehen von wenigen Gegenden mit befonders 
günjtigem Klima it aud) Kleidung und Obdach für die Erhaltung des 
Menſchen erforderlih. Man faßt deshalb das Nahrungs, Kleidungs- und 
Wohnungsbedürfnis als Eriftenzbedürfnijfe zufammen. Weniger dring- 
liche Bedürfniffe, die fi mehr auf die Bereiherung des Lebens richten, 
nennt man Kulturbedürfniffe. 

Wie fönnen die Menjchen ihre Bedürfniffe befriedigen? In einfachen 
Derhältnijjfen, bei den Naturvölfern nähren die Menfchen fi von den 
Srüdten, die fie in Wald und Slur finden, oder erlegen Tiere, wenn der 
Bunger fie dazu treibt. Sie arbeiten nidt, fie wirtichaften nidt. Die 
Güter, das find die Mittel, die der Befriedigung der Bedürfniffe dienen, 
jind frei. Sie werden von der Natur dargeboten, find im Überfluß vor- 
handen, herrenlos. Noch heute leben manche Meger- und Indianerjtämme 
auf der Stufe der individuellen Nahrungsfudhe. In den dicht befiedelten Län- 
dern ftehen den Menjhen nur wenige freie Güter zur Derfügung. Sie 
müffen dur; planmäßige, fortgejegte Tätigkeit der Natur Güter abge- 
winnen. Sie müfjen Güter herftellen, erwerben, verwalten, um fie ver- 
brauden zu fönnen. 

Jede ſolche Tätigfeit, die die Befriedigung menſchlicher Bedürfniffe 
für einen gewiljen Zeitraum bezwedt und fiherjtellt, nennt man Wirt: 
ſchaft; die auf ſolche Weife befhafften Güter heißen wirtſchaftliche Güter. 
In diefem Sinne fpriht man von Bauswirtihaft, Gaftwirtfhaft, Land- 
wirtfhaft. Stets bedeutet Wirtfchaft: planmäßige Arbeit, Wertung der 
Dinge, Regelung des Derbrauds, Anjammlung von Gütern und Über- 
tragung gewiffer Errungenschaften von Geſchlecht zu Geſchlecht. (Anfänge 
der Wirtfchaft bei Hirtenftämmen.) 

Die Volkswirtſchaft bezwedt die Bedürfnisbefriedigung eines gan- 
zen Dolfes. Sind die Menfchen fchon auf einer frühen Entwidlungsitufe 
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gezwungen, zu wirtſchaften, dem Boden planmäßig Früchte abzugewinnen, 
fo können höhere Bedürfniffe nicht durch die Arbeit einzelner, ifolierter 
Menſchen befriedigt werden. Mit. der wachjenden Dichtigleit der Bevölfe- 
rung und mit höherer Kultur fteigen die Bedürfniffe der Menjhen. Es 
wird nötig, daß die Menfchen ji zur gemeinfamen Löfung wirtfhaft- 
fiher Aufgaben vereinigen, daß fie ſich gegenfeitig unterjtügen. Eine Ar- 
beitsgemeinfhaft und Arbeitsteilung wird nötig; ferner ein Austaufc der 
verſchiedenen Güter, die in den einzelnen Wirtjhaften von verſchiedenen 
Berufsarbeitern hergeftellt werden. Dieſe Dereinigung und gegenfeitige 
Unterftüßung der Menſchen eines ganzen Dolfes bei den wirtſchaftlichen 
Aufgaben und die Drönung aller wirtfhaftlihen Tätigkeit nennt man 
Volkswirtſchaft. 

Das wirtſchaftliche Leben jedes Volkes vollzieht ſich in einem Kreislauf, 
der die Herſtellung der Güter (Produktion), den Austauſch (Handel) und 
den Derbraud; (Konfumtion) umfaßt. 

Die Dolfswirtfhaftslehre oder Nationalöfonomie will die Ent- 
widlung des Wirtſchaftslebens aus der Geſchichte begreifen, die Erjchei- 
nungen des modernen Wirtihaftslebens in Aderbau, Gewerbe und han— 
dei beurteilen. Sie will den Anteil der Bevölkerung an den verſchiedenen 
Berufsgruppen, den Einfluß von Lage und Klima eines Landes auf die 
Wirtfhaft, die Derteilung der Güter auf einzelne Klaſſen der Bevölke— 
rung feſtſtellen, um die wirtihaftlihe und foziale Entwidlung durch Maß— 
nahmen und Geſetze des Staates zu beeinfluffen. 


2. Der Begriff der Wirtjchaftsitufen. 


Das Wirtjhaftsleben der Gegenwart ijt ein Ergebnis jahrhunderte- 
langer Entwidlung. Alle Kulturvölfer haben nadeinander verjhiedene 
Sormen und Methoden der Wirtfhaft ausgebildet. Um den Gang diejer 
Entwidlung, das Geſetzmäßige darin Earzulegen, unterfheidet die Wiſ— 
jenfhaft Wirtfhaftsftufen, die alle Kulturvölfer durdlaufen haben, 
und die das Typiſche, Eigenartige, die befonderen Merkmale verfchiedener 
Wirtfhaftsepohen herausgreifen und jhlagwortartig beleuchten. 

Dabei muß man ſich gegenwärtig halten, daß niemals eine Wirtfchafts- 
ſtufe die andere ablöjt wie ein Tag den anderen; daß vielmehr allmählich 
eine höhere Wirtfhaftsform entjteht, daß die einzelnen Dölfer zu ver- 
ſchiedenen Seiten ihre wirtfhaftlihe Entwidlung beginnen und durch— 
laufen, und daß daher eine Wirtſchaftsſtufe nicht mit einem Zeitabſchnitt 
verwecdfelt werden darf. Man unterfheidet nad} Profeffor Karl Bücher 
die Wirtihaftsitufen nad; dem Derhältnis, in dem die Herftellung der 
Güter zu ihrem Verbrauch fteht; nad) der Länge des Weges, den die 
Güter zurüdlegen, ehe fie vom Heriteller zum Derbrauder gelangen. 


Srüher erzeugte jede Samilie Getreide, Wolle oder Slachs, Selle und machte 
aus Getreide Mehl und Brot, aus Slahs und Wolle Gejpinfte, Stoffe, Kleider 
ujw. Später verfaufte der Landmann die Rohjtoffe an den Handwerker, Müller, 
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Weber, Scujter, der für den Kunden daraus Mehl, Kleider, Schuhe anfertigte. 
Jetzt wird Getreide in Kanada oder Argentinien gekauft, auf Schiffen und 
Bahnen transportiert, von Händlern an Dampfmühlen geliefert, dort gemahlen 
und wieder an Händler verfauft, die den Bädern liefern, von denen die haus— 
frau das Brot fauft. Oder der aujtralifche Farmer verkauft Wolle an ein Kan- 
delsunternehmen; die Wolle wird in einem europäifchen Land gefponnen, in 
einem anderen gewebt, an Kaufleute, dann an Schneider oder Konfektionsgefchäfte 
verkauft, von ihnen verarbeitet und in einem Kaufhaus an den Verbraucher 
verkauft. 

Unter diefem Gejihtspunft verläuft die wirtihaftlihe Entwicklung 
der europäifhen Kulturvölker in drei Stufen. Diefe find: 

1. Die Stufe der gejhlofjenen Hauswirtſchaft, der reinen 
Eigenproduftion, der tauſchloſen Wirtihaft, auf der die Güter in der 
Wirtfchaft, in der fie entitanden find, auch verbraudt werden. 

2. Die Stufe der Stadtwirtifhaft, der Kundenproduftion oder des 
direften Austaufchs, auf der die Güter aus der Wirtſchaft, in der jie her- 
gejtellt werden, unmittelbar in die Wirtſchaft übergehen, in der fie ver- 
braucht werden follen. 

3. Die Stufe der Dollswirtfhaft, der Warenproduftion oder des 
Güterumlaufs, auf der die Güter durdy eine ganze Reihe von Wirt- 
Ihaften wandern müfjen, ehe fie vom Erzeuger zum Derbrauder gelangen. 

In den folgenden Abjchnitten follen dieje drei Wirtſchaftsſtufen in 
ihrer typiſchen Reinheit, in ihren weſentlichen Sügen — ohne Rückſicht 
auf Ausnahmen und Hebenerjheinungen — dargeftellt werden, 


3. Die Stufe der geſchloſſenen Hauswirtjchaft. 

Der gejamte Kreislauf der Wirtſchaft vollzieht fid) im Rahmen des 
Baufes, der Samilie. Alles, was gebraudt wird, muß hergejtellt werden, 
vom Rohftoff bis zur Genußreife. Man Tann nur verbrauden, was man 
erzeugt. Der Tauſch, der Handel, das Geld find unbekannt. Jeder, der 
wirtihaften will, brauht deshalb Grund und Boden zur Gewinnung der 
Rohjftoffe. Wer feinen Boden hat, muß fi als dienendes Glied einer 
Samilie einordnen. 

Die Menſchen leben in großen Samilienverbänden (Sippen), die 
das gejamte Gemeinſchaftsleben einfhlieklic der Wirtfhaft ordnen. In 
alten germanifhen Seiten mußten die Sippen bei der Seßhaft- 
madhung (etwa um die deit von Chrifti Geburt) Wald roden und Land 
urbar maden. Das führte fie dazu, den Boden als Gemeinbeſitz anzu- 
jehen, gemeinſam zu jiedeln, Dörfer zu gründen und den Boden gemeinjam 
zu bearbeiten. Auch jonjt waren die wirtſchaftlichen Aufgaben ſehr viel- 
fältig. 

Denn ſelbſt bei einfachjter Lebensweife ijt die Herjtellung aller nottwendigen 
Güter fehr mühlelig, Die Herſtellung von Kleidern erfordert das Säen und 
Ernten von Slachs, das Raufen, Riffeln, Röjten, ‚Darren, Bredyen, Schwingen 
und Hecheln, dann das Spinnen, Weben, Bleihen, Särben, Sufhneiden und 
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Nähen. Die Arbeiten wurden deshalb unter die einzelnen Glieder der Sippen 
mit Rückſicht auf die individuellen Kräfte, Gefchledt, Alter geteilt. Der Mann 
übernahm in der Regel neben der Kriegführung die Jagd, Diehzuht, und als 
der pflugmäßige Aderbau an Bedeutung gewann, auch diefen. Bis dahin hatten 
die Srauen das Held bejtellt; fie forgten ferner für Nahrung und Kleidung, für 
Erhaltung und Derteilung der Dorräte, für die Pflege der Kinder, Dabei er— 
nährten fih die Germanen lange Seit vorwiegend durch Jagd und Diehzucht. 
Das widtigjte Haustier war das Schwein. Auf dem Ader wurden Gerfte, Sladıs 
und Hanf gebaut. 

Allmählid) lodert fi} der Gemeinfinn, und aus der Sippe löfen ſich 
patriarchaliſche Familien und Hausgemeinfchaften, die allerdings noch 
immer eine größere Perfonenzahl umfaffen als die moderne Samilie. Dod) 
bleibt ein Sufammenhang durd das dorfweife Wohnen bejtehen, und die 
Dorfgemeinfhaft übernimmt als Gebietsförperihaft einzelne Auf- 
gaben für die Gefamtheit: 

Aufgaben, deren Ausführung durch jede Samilie Kräftevergeudung bedeutet 
hätte, wie Diehhüten, Selder bewachen und Aufgaben, für die die Kräfte einer 
Samilie nicht ausreichten, wie das Erridten von Dämmen, das Bauen von 
Häufern, das Roden, eine Seitlang auch noch der Aderbau. Später wurde das 
Land dur das Los für einen bejtimmten Zeitraum unter die Bewohner auf« 
geteilt und ihnen zur zeitweiligen Nugung überlafjen. Erſt etwa vom 6. Jahr- 
hundert an wird der einzelnen Samilie ein volles und freies Eigentum am Ader 
eingeräumt. Aber aud; dann bleibt Weideland und Wald Eigentum der Dorf— 
gemeinden. Die Wirtjhaft der einzelnen Samilie wird auf diefe Weife dur 
die Dorfgemeinde ergänzt, 

Ein anderer Weg zur Erfüllung der vielfältigen Aufgaben fand ji 
für die Familien beim 3erfall der Sippen durd; Heranziehung von Bluts- 
fremden, unterjohten Seinden. Man erweiterte die Samilie künſtlich durch 


Eingliederung von Sklaven, Hörigen. 

Es ijt ein wichtiges Moment in der Geſchichte der menjhlihen Kultur und 
des Wirtfchaftslebens, daß der bejiegte Seind nicht mehr getötet — vielleicht 
verzehrt — wird, fondern daß man ihn erhält, um feine Arbeitskraft dem Sieger 
nusbar zu machen. Hierin liegen die Anfänge des abhängigen Arbeitsverhält- 
niffes umjhloffen, der Beziehung von Kerr und Knecht, aber auch die Bedin- 
gungen für einen Sortfchritt der Arbeitsmethoden, der Arbeitsteilung und Be- 
tufsgliederung. 

Das Lehnswefen kann nur Bedeutung gewinnen, der Großgrundbefiß Tann 
nur dann eine Quelle wirtfhaftliher Macht werden, wenn unfreie oder halb- 
freie Arbeitskräfte zur Bearbeitung des Bodens zur Derfügung jtehen. Die Ar— 
beitsteilung f&reitet in den mit Sklaven wirtfhaftenden Familien der Griechen, 
Römer, Karthager und in den mit Hörigen wirtfchaftenden Fronhöfen der Ger- 
manen und Romanen fort. 

Der Stonhof ift nur eine entwidelte Sorm der Hauswirtfhaft. Er beruht 
auf der Arbeitsteilung aller zur Wirtfchaftseinheit gehörenden Perjonen. Er 
ift ein Wirtfchaftsorganismus, der ſich völlig felbjt genügt, derart, daß dem 
Großbetrieb des Herrn eine Anzahl von Heinen Sonderwirtfchaften der Hörigen 
eingegliedert ijt, denen die Führung einer eigenen Landwirtfhaft für den Ge— 
braud ihrer Samilien gejtattet it. Im wefentlichen fennt man feinen Tauſch, 
aber ein wechſelſeitiges Aushelfen. 


Dem Abſchnitt der gefäloffenen Hauswirtfhaft gehören im 
deutfhen Wirtſchaftsleben ungefähr die erften 1000 Jahre unferer Seit- 
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rehnung an. In den erjten Jahrhunderten bilden die Samilte, der Ge- 
ihledhtsverband, in den jpäteren die Grundherrfchaften der Kirche und 
der Adligen in Gemeinfhaft mit den ihnen dienenden Hörigen eine Wirt- 
Ihaftseinheit. 

Wenige wirtfhaftlide Erſcheinungen und Begriffe umjchließen 
auf diefer Stufe den ganzen Kreislauf des wirtjhaftliden Lebens: Be- 
dürfnis, Arbeit, Produft, Gebraudsporrat, Konfum. Damit ift das wirt- 
ſchaftliche Leben erſchöpft. 


4. Die Stufe der Stadtwirtſchaft. 


Durch eine jahrhundertelange Umbildung ijt aus der gefchloffenen 
Bauswirtfchaft die unmittelbare Austauſchwirtſchaft entwidelt, an Stelle der 
reinen Eigenproduftion die Kundenproduftion gejegt worden. Man nennt 
diefe Wirtichaftsweife die Stufe der Stadtwirtſchaft, weil fie in den mittel- 
alterlihen Städten ihre Inpilhe Ausbildung und Derbreitung erfahren 
hat, troßdem im Altertum die Anfänge einer folden Entwidlung un- 
verfennbar find. 

Die Städte find in der Regel befeitigte Ortſchaften, von Mauern und 
Gräben umgeben, zum Schuße gegen Seinde, gegen Überfälle bejtimmt. Soldye 
Städte waren teils abfichtlihe Gründungen (Sreiburg, Lübed, Braunſchweig). 
Oft taten fi} mehrere Dörfer zur Befeftigung eines Ortes zufammen und era 
richteten Wälle, Wahttürme, eine Burg. Dafür erwarben fie das Anredt, in 
Seiten der Gefahr ihre Angehörigen und ihr Hab und Gut hinter den Mauern 
zu bergen: das Burgredt. Sie werden Bürger. Andere Städte find all- 
mähli aus Bijhofsfigen (Bremen, Hamburg, Magdeburg) oder aus den Fron- 
höfen der Könige (Aaden, Srankfurt a. M, Ulm, Nürnberg) entjtanden, oder 
aud; aus Römerfiedlungen (Augsburg, Trier, Mainz, Köln, Straßburg). 

Zunächſt leben aud die Bürger auf der Stufe der gejhlofjenen Kaus- 
wirtſchaft. Bei wachſender Bevölkerung reihen aber die Äder nit mehr 
aus. Die Bürger beginnen, gewerblihe Erzeugniffe als Tauſchgüter her- 
zuftellen. Der Stand der freien Handwerker entiteht, die ein Gewerbe 
als Beruf betreiben. Sie arbeiten für ihre Mitbürger und für die Be- 
wohner des umliegenden Landes, mit denen fie ihre Erzeugnifje aus- 
taufhen. Die erfte Berufsgliederung jet ein. Handwerker und 
Bauer haben ſich voneinander gejhieden. 

Der Tauſch findet auf dem Markt ftatt. Die Städte werden zu 
Marktorten. Auf dem Markt treffen ſich Käufer und Derfäufer, Angebot 
und Nachfrage. Als Taufhmittel gilt nun das Geld. Die Märkte er- 
freuen fi) früh eines bejonderen föniglihen Schußes. Mit der Seit wer- 
den ſolche Vorrechte auf die Städte ausgedehnt. Sie erhalten eine eigene 
Gerichtsbarkeit, eigene Derwaltung. Die Adligen (Datrigier) erringen herr— 
Ihaftsredhte, bilden den Stadtrat. Handwerker und fpäter auch Kaufleute 
erlangen Einfluß auf den Rat, der die Derwaltung leitet. In der Stadt 
verfhwindet alle perfönliche Unfreiheit. „Stadtluft madt frei.” In der 
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3eit von 1200-1500 entjtehen zahlteihe Städte im Gebiet des alten 
deutfchen Reiches, von denen viele zu großer Blüte gelangten. 

Die Derwaltung der Städte fegt ſich überall das Siel, die Stadt 
mit dem umliegenden Landkreis zu einem einheitlichen und abgeſchloſſenen 
Wirtichaftsgebiet zu maden. 

Dadurd; ſoll eine reidhlihe und preiswerte Derforgung der Bürger erreicht 
werden. Es foll möglichſt alles in der Stadt hergejtellt werden, was gebraudht 
wird. Fremde Händler waren nit zugelaffen, oder nur auf Jahrmärften und 
für Gewerbe, die in der Stadt nicht vertreten waren. Der Käufer foll die Waren 
unmittelbar vom Berjteller beziehen. (Kundenwirtfchaft.) Die Ausübung des 
Handwerks ijt durch den Stadtrat geregelt, der die Handwerker in Dereinen 
(Sünften) zufammenfchließt und Arbeit und Verkauf überwadht. Die Sünfte ent— 
wideln fi mit den Städten, gelangen vom 14. Jahrhundert an zu großer Be- 
deutung. Sie bringen das Handwerk zu hohem Anfehen, um dann vom 16. Jahre 
Hundert an mit dem Rüdgang des Städtewejens zu verfallen. (Dgl. 5.10.) 

Dom Ausgang des Mittelalters an fommt es auf deutſchem Boden zu 
jhweren Kämpfen zwijchen Städten und Grundherren, zwilhen Bürgern 
und Landadel, bei denen die Städte zwar zunächſt ihre Selbjtändigfeit be— 
haupten, ohne aber — wie in Italien — ihr wirtjhaftlihes Machtgebiet 
zu einem ftaatlihen ausdehnen und die Bauern der Gewalt des Seudal- 
herrn entreißen zu können. Die ftadtwirtihaftlihe Entwidlung führt nicht 
eine weitere Ausdehnung zur Volkswirtſchaft herbei. Sie wurde abge- 
broden. 

Andere Kräfte mußten wirkſam werden, um ein umfafjenderes und 
leiftungsfähigeres Wirtfchaftsgebiet entjtehen zu laſſen. 

Die Gründe dabei find: der Abſchluß der Befiedelung von Mittel- und Wejt- 
europa, der Anfang des 15. Jahrhunderts beendet iſt — zu einer Seit, da durch 
den Sieg der Polen (1410) die germanifche Kolonifation an weiterem Dorödrin- 
gen im Ojten gehindert ift —, ferner die Derlegung der Welthandelsjtraße in 
den Atlantijhen Ozean und ſchließlich der Dreißigjährige Krieg, der Deutjd- 
land zum Kriegsihauplag für die Heere Europas machte. 


5. Die Dolflswirtichaft und die vollswirtichaftlihen Sniteme, 


Die Ausbildung von Volkswirtſchaften geht Hand in Hand mit der 
Entwidlung einheitlic regierter Staaten, denen es gelang, die Macht der 
Städte, des weltlihen und geiftlihen Adels zu brechen und ein größeres 
Gebiet unter die politifche und wirtfhaftlihe Herrihaft eines abfoluten 
Sürften zu ftellen. Während im Welten Europas die politiihe Sufammen- 
faffung fchon von der Wende des Mittelalters an gelingt (England, Frank— 
reich, Holland, Portugal, Spanien), bleibt in Deutjhland nod für Jahr: 
hunderte die Reichsgewalt zu ſchwach zur Schaffung eines einheitlichen 
Wirtjchaftsgebiets. Nur in den Territorialftaaten fam eine ſolche Regelung 
zuftande (Württemberg, Preußen ufw.). 

Das wefentlihe Merkmal diefer Wirtſchaftsſtufe ift, daß in Wirtſchafts— 
und Rechtsordnung an Stelle ſtädtiſcher die ſtaatliche Regelung tritt. 
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Candrechte, einheitliche Landesmünzen, Maße und Gewichte iverden einge- 
führt, das Straßenwejen wird einheitlich geregelt, Candwirtjchaft, Gewerbe und 
Kandel werden den landesfürftlihen Bejtimmungen unterjtellt. Ein geordneter 
Staatshaushalt wird eingeführt. Das alles bezweckt, eine gemeinfame, aber nad 
außen abgejhloffene, von anderen Ländern unabhängige Bedürfnisbefriedigung 
des ganzen Dolfes zu ſchaffen, wie die Stadt das in früherer Seit für ein engeres 
Gebiet vollbradit Halte. 

Jeder Teil des Landes foll nad feinen eigentlihen Anlagen bejondere Auf. 
gaben für das Ganze übernehmen. Eine Provinz foll fi} zur Kornkammer des 
Landes entwideln, die andere bejtimmte Tertilerzeugnifje oder Metallwaren für 
den Bedarf des ganzen Volkes hervorbringen. Eine ſolche Organifation des 
Wirtfchaftslebens feht eine umfafjende, auf die ganze Bevölkerung verteilte 
Berufsgliederung voraus. Diefe wiederum fann nur eintreten, wo Der- 
fehr und Güteraustaufd; entwidelt und geregelt find. 

Die Mittel zur Erreihung des 3ieles find in allen Einzelheiten der 
ſtädtiſchen Wirtſchaftspolitik nadgebildet. Der Staat ruft Gewerfe ins 
Leben, fördert Handel und Schiffahrt, baut Straßen und Kanäle zur 
Erleihterung des wirtfhaftlihen Derfehrs, hebt die Binnenzölle auf, aber 
Ihüßt die einheimifhen Gewerbe vor fremder Konkurrenz durch Sölle und 
Einfuhrverbote. Das Geld foll im Lande bleiben. Alle Bedürfniffe follen 
dur nationale Arbeit gededt werden. Dagegen bemüht man fidh, 
die Ausfuhr zu heben, weil fie Geld in das Land bringt. Man verjudt, 
andere Länder wirtihaftlich abhängig zu machen (Kolonialpolitif). Denn 
die Feſtigung des abjoluten Staates war ohne erheblihe Geldmittel zur 
Bezahlung von Beamten und zur Schaffung eines Soldheeres nicht möglich. 
Don Colbert, dem Minifter Ludwigs XIV., bis auf Sriedrid) den Großen 
haben alle bedeutenden Staatsmänner in der gleiden Richtung gewirkt. 
Man hat ihre Wirtfhaftsmahnahmen als Merfantilismus (von mer- 
cator — Kaufmann) bezeichnet, weil fie den Kandel im Interejfe des 
Wohlftands der Bevölferung und der Sürften, des Staatshaushalts in 
demfelben Maße pflegten, in dem die Städte ihn verhindert hatten. 

Als Ergebnis diefer Politif entftanden nationale Induftrien, natio- 
nale Derfehrsanjtalten, Staatspoften, Handelsflotten, Seitungen, ein na= 
tionaler Markt; alles Einrihtungen zur Bedürfnisbefriedigung vieler, 
zur Derforgung des ganzen Dolkes. Es entftand die kapitaliftiihe Wirt⸗ 
ſchaft. Es entjtand aber audy mit der Zeit das Bedürfnis nad) einer an— 
deren Ordnung des Wirtfhaftslebens. Neue Richtungen des Denfens und 
Handelns löfen das Merkantilſyſtem ab. 

An feine Stelle dringt feit der Wende des 18. Jahrhunderts die libe— 
rale Wirtfhaftsperiode durch. 


Der Schotte Adam Smith hat die ihr zugrunde liegenden Ideen zuerjt aus- 
geſprochen („Die Urſachen des Dolfswohlftands“, erfcjienen 1778). Die Natur: 
gejege des wirtfhaftlihen Lebens follen zur Geltung gebradt werden. Die 
Sunftredhte, die noch aus der Zeit jtädtifcher Macht beftanden, und die IMTono> 
pole und Vorrechte, die das Merkantilfnftem zur Förderung von Gewerbe und 
Kandel eingeführt Hatte, follen aufgehoben werden. Die Arbeit foll frei fein. 
Jeder foll feinen Beruf nad} feinen Neigungen wählen dürfen, ohne an einen 
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bejtimmten Lehrgang gebunden zu fein, jeder foll feinem eigenen Dorteil nach— 
gehen. Dann wird der einzelne wie das Dolf mehr leiften und mehr Wohlftand 
hervorbringen als bisher. „Laisser faire, laisser passer“, das wird das Schlag. 
wort, mit dem man ſich gegen den Polizeijtaat, der alles regeln wollte, auflehnte. 

Dieſe Gedanken dringen in allen Ländern durch. In Frankreich werden 
die Sunft und Adelsrechte in der großen Revolution aufgehoben. Eng— 
land und ein Teil der deutfhen Staaten folgt Anfang des 19. Jahrhun- 
derts nad). In Preußen wird die Gewerbefreiheit im Jahr 1810 durch 
Hardenberg eingeführt. Berufs- und Dertragsfreiheit werden die Grund» 
pfeiler des Wirtſchaftslebens. Der freie Wettbewerb entfteht. 

Die Solge ift eine Umwälung des Wirtfhaftslebens von größtem Aus- 
maß. Mit Hilfe von Wiffenfhaft und Technik entwidelt fih die Groß- 
induftrie, die auf Derwendung mechaniſcher Triebfräfte (Dampf, Elef- 
trizität) und Sufammenfaffung einer großen Sahl von Arbeitern unter der 
Leitung eines Unternehmers beruht. Glänzenden äußeren Erfolgen, einer 
ungeahnten Steigerung der Produktion jteht eine dunkle Kehrjeite gegen— 
über: eine bejtändig wachſende Klaſſe von abhängigen, zunächſt unter: 
drüdten, ausgebeuteten Cohnarbeitern. 

Es zeigt fih bald, da der Grundfag der perfönlichen Sreiheit wohl 
den Dorteil für einzelne, aber niht für die Gejamtheit bringen Tann. 
Eine neue Deriode der Volkswirtſchaft, die ſoziale Deriode, bridt an. 
Man beginnt, das Wirtjchaftsleben mit jozialen Maknahmen zu durch— 
feßen: Sozialreform und Sozialpolitif (Arbeiterfhuß, Derfiherungsgefeß- 
gebung), Man fragt nicht mehr, auf welde Weiſe am meijten Güter her- 
zuftellen find, fondern wie die Güter am beiten, am geredhteften verteilt 
werden, wie alle Glieder des Dolfes nad} ihren Leijtungen an den Gütern 
der Kultur teilhaben fönnen. 

Die fozialdemofratifhe Bewegung fehte ein, die an Stelle 
der kapitaliſtiſchen eine fozialiftifhe Wirtſchaftsordnung fhaffen will. 
Alle Produftionsmittel (Boden, Rohjtoffe, Maſchinen) jollen Eigentum der 
Gejamtheit werden. Die Herftellung der Güter foll nicht durch das per- 
jönlihe Streben nach Gewinn bejtimmt, fondern von der Gejamtheit in 
ihrem Interejfe geordnet werden. Jedem ſoll der volle Ertrag feiner 
Arbeit gejihert werden. 

Aus dem Sozialismus heraus ift der Gedante einer fommuniftifchen 
Wirtfhaftsordnung geboren, der fid in Teidenjhaftlihem Kampf 
gegen die ſozialdemokratiſche Partei ftellt. Er geht von dem Glauben an 
die Gleihberehtigung aller aus. Sein Grundfag ijt: jeder foll nad) feinen 
Sähigfeiten arbeiten, aber alle follen zu gleichen Teilen entlohnt werden. 
€s ſetzt das eine Gleichbewertung aller menſchlichen Leiſtungen voraus. 

Don einem anderen Gejihtswinfel her gewann die Srage nad) dem Vor— 
teil einer Swangswirtfchaft während des Krieges an Bedeutung. Die 
Knappheit an Rohjftoffen führte zu Verſuchen, die vorhandenen Güter gleich— 
mäßig unter die Bevölkerung zu verteilen (Enteignung, Höchſtpreiſe, Ratio- 


Die fapitaliftifhe Wirtfhaft und die Forderungen des Sozialismus 25 


nierung des Bedarfs). Die damit gemachten Erfahrungen machten aber eine 
Rückkehr zur freien Wirtfhaft notwendig. Jede Swangswirtihaft für Be- 
darfsgüter kann nur erfolgreid, fein, wenn fie vom Derftändnis der Bevölfe- 
rung getragen und durch Selbjtverwaltungsförper ausgeführt wird. 

Durd) diefe verſchiedenen Strömungen der Dolkswirtfchaft geht einheitlich, 
das Streben nad Sufammenfafjung aller Kräfte des Doltes zu 
gemeinfamer Bedürfnisbefriedigung. Alle Volkswirtſchaft führt einen na- 
tionalen Zuſammenſchluß, eine nationale Berufsgliederung herbei, nötigt 
zu einem Austaujc der Güter, bei dem die Güter von der Herjtellung bis 
zum Verbrauch eine Reihe von Wirtſchaften durdlaufen. 

Aud die Tatjache, daß die verjchiedenen Dölfer und Dolfswirticaften 
miteinander in wachſenden Derfehr und Austaufch treten, führt feines- 
wegs zu einem Aufgeben der nationalen Ziele der Doltswirtihaftspolitif. 
Dielmehr entjtehen in allen Ländern Bejtrebungen, die einerfeits auf 
einen Schub gegen den ausländifchen Wettbewerb abzielten (Schutzzoll gegen 
Steihandel), anderfeits das eigene Mactgebiet zu einem id jelbjt be- 
friedigenden Weltreic zu erweitern trachteten (Imperium, Imperialismus). 
Die daraus entjtandenen Gegenfäge zwiſchen den Weltmädten führten 
den Weltkrieg herbei, der den zwifchenftaatlihen Derfehr vollfommen Iahm- 
legte. Nur langfam bahnen fi} neue Beziehungen an. Jedes Dolf iſt ſich 
bewußter geworden, daß die Grundlage feines Lebens in der Selbit- 
verforgung liegen muß. Aber ebenfo ijt gerade aus den Erfahrungen feit 
Krieg und Friedensſchluß die Einfiht gewadhfen, daß eine internationale 
Regelung zur Derteilung der Rohftoffe der ganzen Erde auf die Dauer 
nicht entbehrt werden fann, und daf ein gewiſſer Derfehr und Austaufd 
dem Wohl der Gefamtheit dienen, Dergeudung und Derluft auf der einen, 
Not und Teuerung auf der anderen Seite vermeiden kann. 


V. Die gegenwärtige Wirtichaftsordnung und die berufliche und 
foziale Gliederung der Benölierung. 


1. Die tapitaliftiihe Wirtfchaft und die Sorderungen des Sozialismus. 


Die Wirtſchaftsordnung des letzten Jahrhunderts beruhtaufdem Grund- 
ſatz der perfönlihen Sreiheit und auf dem Gewinnftreben der einzelnen. 
Hiederlaffungsfreiheit, Freiheit der Berufswahl und des Arbeitsvertrags, 
Bandels- und Derfehrsfreiheit innerhalb der einzelnen Länder und mit 
gewiljen Cinſchränkungen aud im Derfehr mit dem Ausland: das jind 
die Grundpfeiler, auf denen das Wirtfhaftsleben ruht. Der einzelne 
Menſch ift Ausgangspunkt und Endzwed feines wirtſchaftlichen Handelns. 
Er hat Gewinn oder Derluft zu tragen. 

Durch die wirtihaftlihe Sreiheit und das perfönliche Gewinnftreben ent- 
ftand der Großbetrieb, die moderne Unternehmung; durd die Überſchüſſe 
der Erzeugung über den Derbraud die Kapitalbildung. Das Kapital 
wird zur wefentlihiten Triebfraft des Wirtfhaftstebens. Die Wirtſchaft, 
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die Herftellung der Güter, ihre Derteilung wird durch die Kapitalbefiber 
beitimmt. Die Wirtfhaftsorönung wird aus einer individualiftifhen, von 
den Bedürfniffen der einzelnen bejtimmten, zu einer fapitaliftifhen Wirt- 
Ihaftsordönung. 

Unter Kapital verjteht man den Befig von Gütern oder Geld- 
werten, die als Mittel des Gütererwerbs dienen, die zu wirtſchaftlicher 
Tätigkeit (Heritellung von Gütern und Handel) verwendet werden. Geld, 
das man in der Truhe oder im Schreibtifch aufbewahrt, ift zwar Beſitz, 
Dermögen, aber nit Kapital. Dagegen das Geld, das auf der Sparfafje 
angelegt wird, um Sinfen zu tragen, oder das Haus, das durch Dermietung 
dem Befiter Geld einbringt, die Maſchinen und Rohftoffe, die für eine 
Sabrif angefhafft werden, damit Waren erzeugt und mit Gewinn ver- 
fauft werden können: das alles ift Kapital. Kannte das deutjhe Mittel- 
alter nur die Derwendung des Kapitals für Handelszwede, fo beginnt 
man jpäter, das Geld zur Gründung gewerbliher Unternehmungen zu 
verwenden. Das Geld wird Unternehmungsfapital. Die kapitaliſtiſche 
Unternehmung entjteht. Der kapitaliſtiſche Geiſt entwidelt ſich. 

Als kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe begeihnet man eine 
Ordnung des Wirtjchaftslebens, in der die Unternehmer, die Kapital- 
bejiger, die wirtſchaftlichen Betriebe leiten, das Kapital dafür einfegen, 
in der fie heritellen laffen, was ihnen am meijten Gewinn verſpricht, wäh- 
rend in früheren Seiten die Erzeugung entweder vom Bedarf der Samtlie 
oder vom Bedarf oder der Beitellung der Kunden ausging. Der Unter: 
nehmer erzeugt oder fauft nur, um wieder zu verkaufen und dabei einen 
Gewinn zu erzielen. Er trägt dabei die mit der Herftellung der Waren 
verbundene Gefahr in bezug auf Gewinn und Derluft (Rifito, Wagnis). Für 
die Inanſpruchnahme feines Kapitals berechnet er ſich eine Derzinfung, für 
die Übernahme des Rifikos eine Prämie (Entſchädigung); für feine perſön— 
lichen Leiſtungen beanjprudt er einen bejonderen Anteil am Erfolg, den 
Unternehmergewinn. 

Der tapitaliftiihe Unternehmer jtellt nicht ſelbſt die Güter her. 
Er Teijtet dabei feine tehnifche Arbeit. Er ift Kaufmann, er leitet und 
organifiert, er ſucht Abfaß für die Waren, die er von anderen herftellen 
läßt. Er ift für Erfolg oder Mikerfolg, Gewinn oder Derluft verantwort- 
lich. Don feiner Perjönlichteit hängt der Beſtand des Unternehmens ab. 
Nur bejtimmte, bejfondere Eigenjdhaften madhen einen Unternehmer er- 
folgreih. Sie find nicht durd beliebige andere Cigenſchaften, nit durch 
mittelmäßige Begabung zu erjegen. Es find Eigenwerte, die der Unter- 
nehmer hervorbringt. 

Mit dem Anwachſen der Betriebe genügt häufig das Kapital des 
Unternehmers nicht mehr zur Aufrechterhaltung des Betriebes. Er leiht 
ſich Geld von Dritten gegen eine fejte Dergütung, den Kapitalzins. leben 
den Unternehmern, die vorwiegend, fait allein das Kiſiko des Betriebes 
tragen, ftehen einerjeits die am Gewinn und Derluft nit unmittelbar 
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beteiligten Kapitaliften, die ihm Geld (Betriebsmittel) gegen eine 
fefte Derzinfung (Kapitalzins) leihen, aljo ein arbeitslofes Einfommen 
beziehen, anderjeits die Lohnarbeiter, die bejißlofen, vom Unter- 
nehmer abhängigen Proletarier. 

Sobald großinduftrielle Betriebe (Fabriken) ſich entwideln, die mit 
Anwendung mehanifher Triebkräfte (Dampf, Elektrizität) und mit einem 
arbeitsteiligen Derfahren Güter herjtellen, wird das Handwerk vielfad 
unterboten und verdrängt. Diele Handwerker verlieren ihre Selbjtändig- 
teit; fie werden zu Lohnarbeitern. Die aus den Gegenden des Großgrund- 
bejißes ftammenden Leute, die auf dem Lande feine jelbjtändige Erijtenz 
finden können, vermehren in der Zeit der Freizügigkeit die Sahl der 
berufslofen Proletarier, die Lohnarbeit in den Großbetrieben fuchen. Die 
moderne Arbeiterflajfe bildet id. 

Der freie Arbeitsvertrag zwifhen Unternehmer und Arbeiter bejteht 
bei Beginn der fapitaliftifhen Wirtfhaft nur nad) dem Geſetz. Tatjäd)- 
lich ift der befiglofe Arbeiter nicht frei, die ihm gebotenen Bedingungen 
anzunehmen oder abzulehnen, weil er nur durch Lohnarbeit feine Erijtenz- 
mittel gewinnen fann. Die Löhne waren zu Anfang der induftriellen 
Entwidlung fehr gering, die Arbeitsbedingungen ſehr ungünftig. Die 
Arbeiter kommen zu dem Ergebnis, daß fie nicht den vollen Ertrag ihrer 
Arbeit erhalten, daß fie zugunften des Unternehmers und des Kapitaliften 
ausgebeutet werden. Einen weiteren Anlaß zu Klagen gibt die Unſicher— 
heit ihrer Lage, die Möglichleit der Arbeitslojigkeit, der Krijen. 

Als Wirtfhaftsfrifen bezeihnet man eine Stodung des Abjabes 
in ganzen Inbduftrien oder Induftriezweigen, die zu einer Einſchränkung 
der Erzeugung, zu Arbeiterentlaffungen und Arbeitslofigfeit in großem 
Maßjtabe führen. Sole Kriſen Tönnen auf verjchiedene Weiſe entjtehen. 
Eine Häufige Urfadhe ijt die ftarfe Ausdehnung der Betriebe, die durch 
Nutzbarmachung einer neuen Erfindung ftattfindet, große Mafjen von 
Arbeitern heranzieht, ohne die dauernde Aufnahmefähigfeit des Marktes 
zu berüdjidhtigen. 

Diefe Planlofigkeit der Produktion, die Unüberſehbarkeit des Bedarfs 
durch den privaten Unternehmer, die Derwendung des Kapitals zu einer 
Produftion, die nur von Gewinnausſichten beſtimmt iſt: das alles find 
Kennzeihen und Ergebnijje der Fapitalijtiihen Wirtfhaftsordnung. Sie 
haben den Glauben an einen Interejfengegenfa zwifchen Arbeiter und 
Unternehmer, zwifden Arbeit und Kapital hervorgebradt und zum 
Klaffenfampf geführt. 

Der Klaffenfampf foll eine neue, eine ſozialiſtiſche Wirtſchafts— 
ordnung herbeiführen, bei der durch Übergang der Produftionsmittel 
in den Befiß der Gejamtheit die Ausbeutung der Arbeiter verhindert, 
dem einzelnen der volle Ertrag feiner Arbeit gefihert wird, und bei der 
die Herftellung dem Bedarf angepaßt, die Unwirtfhaftlichkeit des Wett- 
bewerbs bejeitigt und alle Kräfte zu planmäßiger und einheitlid) geleiteter 
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Wirtſchaft zufammengefügt werden. Sozialismus bedeutet aljo eine Wirt: 
ſchaftsweiſe, die von den Bedürfniffen der Gefamtheit ausgeht, die Rückſicht 
auf die Gemeinfhaftsintereffen nimmt. 

Das find die Forderungen des Sozialismus. 

Individualismus und Kapitalismus einerjeits, Sozialismus anderjeits 
jtehen ſich als zwei entgegengeſetzte Grundſätze gegenüber, und Zwar nicht 
nur für das Wirtjchaftsleben, fondern als Weltanjhauung. Individualis- 
mus bedeutet rüdjidhtslofes Sihdurdfeken des einzelnen, Betonung des 
Eigenmwohls vor dem Gejamtwohl. In der Wirtfchaft führt er zu bemmungs- 
lofem Wettbewerb, zu einer Jagd nah Reichtum und Gewinn, jo daß man 
mit Redt von Mammonismus ſpricht. Für den Sozialismus dagegen ift 
das Wohl der Gefellihaft, der Maſſe wichtiger als das der Einzelperſönlich— 
feit. Er will Wettbewerb und wirtſchaftliche Anarchie durd Ordnung, Plan- 
wirtihaft überwinden, Gütererzeugung und Güterverbraud regeln. Das 
würde praktiſch Unterordnung des Einzelwillens unter den Gejamtwillen 
bedeuten. Dem Sreiheitsgedanten jteht der Gedanke der Gleichheit der Mög: 
lihfeiten, des gleichen Ausgangspunktes für alle gegenüber. Dabei bleibt 
aber das Siel jedes praftifchen Sozialismus nicht Swang, Bindung der ein- 
zelnen Menſchen jhlehthin. Aller Swang, alle Ordnung foll nur dazu dienen, 
die Summe von Sreiheit in der Gejellihaft zu erhöhen, einem größeren 
Kreis mehr Sreiheit zu geben, als er unter der Herrſchaft des Kapitalismus 
bejißt. 

Niemals hat bisher der Sreiheitsgedante oder der Gleihheitsgedanfe 
in der menſchlichen Gefellfhaft rein durhgeführt werden fönnen. Die 
Gefahren einer individualiftiihen Überjpannung haben fi als unerträg: 
lich erwiefen, weil fie die Shwäderen unterdrüden, ausbeuten. Eine Ge- 
meinwirtfchaft dagegen, die dem freien Entſchluß feinen Spielraum läßt, 
die den einzelnen am Erfolg feiner Arbeit nicht unmittelbar interejjiert, 
erzeugt weniger und wirtſchaftet teurer als die Privatwirtihaft. Beide Ge- 
dankenrichtungen find nur dann zu einer höheren Einheit zufammenzufaffen, 
wenn die Überordnung der Gemeinfhaft über das Individuum in einem 
tieferen Sinne zur Anerkennung gelangt. Eine Sorm der Gemeinwirtichaft 
muß geſucht werden, die das Wirtſchaftsleben von der Gejamtheit regeln 
läßt, ohne den Unternehmungsgeift auszufhalten. Der Weg muß aus der 
Anardjie des freien Wettbewerbs zu einer ſozialen Ordnung führen, in der 
das Individuum in Gemeinſchaften eingegliedert ift, die ihm die Erfüllung 
der geijtigfittlihen Swece des Menfchen erleichtern. Als Ideal bezeichnet 
der chrijtliche Sozialismus (vgl. S. 178). Arbeitsgemeinfhaften, in denen der 
einzelne verantwortlid, ift und auch von anderen verantwortlid, behandelt 
wird, die ihm geftatten, fein wirtfhaftlihes Schickfal mitzugeftalten. 

So aufgefaßt wird der Sozialismus zu einer Erziehungsfrage, zu einer 
jittlihen Aufgabe. Seine Derwirklihung hängt nicht von äußeren Umge— 
ftaltungen allein ab, fondern mehr noch von einem neuen Geift, der ſich 
dann im Wirtjchaftsleben offenbart und durdjjegt. (Dal. S. 180ff.) 
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2. Die gefellihaftlihe Gliederung. 

Das Ergebnis der Fapitaliftifhen Wirtſchaftsordnung zeigt jid nit 
nur in einer neuen Klaffenfhichtung, in der Spaltung zwiſchen Unter- 
nehmer- und Arbeiterflaffe. Sie führt aud; eine Verſchiebung in der 
Bedeutung der einzelnen Berufsgruppen, in der Derteilung der 
Bevölferung auf Landwirtfhaft und Gewerbe herbei. Un- 
terdrüdt und verdrängt die Großindujtrie in jtarfem Maße das Hand- 
wert, jo macht ſich noch deutlicher das Übergewicht der gewerblichen Arbeit 
gegenüber der landwirtihaftlihen in immer fteigendem Maße bemerkbar. 

Diefe Bewegung feßte gegen Mitte des vorigen Jahrhunderts ein. 
Bis dahin waren fajt zwei Drittel der Bevölkerung in landwirtſchaftlichen 
Berufen tätig, und auf Gewerbe, Handel und alle übrigen Erwerbszweige 
entfiel zufammen nur ein Drittel der Bevölferung. Don der Seit an hat 
ji} aber der Anteil der gewerbe- und handeltreibenden Bevölkerung auf 
Koften der landwirtſchaftlichen Bevölkerung unaufhaltfam vermehrt. 
Während 1843 in Preußen von 10000 Einwohnern 97 im Handel be- 
ihäftigt waren, weilt das Jahr 1895 unter 10000 Einwohnern 240 im 
Handel tätige Perſonen auf. Während damals nur jeder zwölfte Deutſche 
in der gewerbliden Güterproduftion tätig war, ijt heute jeder fünfte oder 
ſechſte damit beſchäftigt. 

„Rüdgang der landwirtſchaftlichen Bevölkerung“ bedeutet jedoch nicht, 
daß das Land heute im allgemeinen weniger dicht bevölkert iſt als vor 
hundert Jahren. Dielmehr iſt der verhältnismäßig geringere Anteil der 
Landwirtihaft, der von zwei Drittel auf weniger als ein Drittel der Be- 
völferung herabgefunten ift, darauf zurüdzuführen, daß der gejamte Zu— 
wachs der Bevölferung nicht in der Landwirtfhaft, fondern in der gewerb- 
lihen Tätigkeit und im Handel fein Unterfommen geſucht und gefunden hat. 

Dieje Entwidlung, die ſich in Deutſchland feit etwa 1870 vollzogen 
hat, hat man als den Übergang vom Agrarfjtaat zum Induitrie- 
jtaat bezeichnet. 

Diefe Derfdiebung hat bis in die jüngfte Zeit, bis zum Krieg an- 
gehalten. Das zeigt die Wiſſenſchaft, die die Sufammenfegung und Bewe- 
gung des fozialen, beruflichen und wirtjhaftlihen Lebens zahlenmäßig er- 
faßt, indem fie einen Überblid über Einzeldinge, Tatſachen und Geſcheh— 
niſſe ſchafft und fie nad) bejtimmten Gefihtspunften und Merfmalen ord- 
net und gliedert: die Statijtik. Die Berufstatiftik dient dem Staat als 
Grundlage für feine Wirtſchafts- und Steuerpolitik. 

Die Berufszählungen unterfheiden ſechs Hauptgruppen, nämlid) 
die im engeren Sinne produftiven Berufe: 

1. Urproduftion oder Gewinnung von Rohftoffen durch Land» und Sorit- 
wirtihaft jowie Bergbau; 
2. Gewerbe oder Derarbeitung und Deredlung von Rohjtoffen; 
3. Handel und Derfehr, die man den im engeren Sinne produftiven Be- 
3” 
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rufen zurechnet, weil die Güter erjt ihren Wert erhalten, wenn fie 

zur rechten Seit an die Stelle gelangen, an der fie gebraucht werden; 
ferner die mittelbar produftiven Berufe, nämlich: 

4. öffentliche Dienſte (Militär, Beamte) und freie Berufe (Ärzte, Schrift- 
ſteller ufw.); 
5. häuslihe Dienjte und Lohnarbeit wechſelnder Art. 

Schlieglih wird eine Gruppe berufslojer oder in Berufsvorbereitung 
itehender Selbftändiger geführt. 

In allen Gruppen unterjheidet die Statijtif zwifhen den Erwerbs- 
tätigen und den Erwerbstätigen einjhlieglih ihren Angehörigen, d. h. 
zwijhen den Berufstätigen felbjt und den von ihnen Ernährten. Berufs- 
zählungen werden in der Regel alle 10—12 Jahre vorgenommen. Die 
vorlegte deutiche Sählung fand im Jahre 1907 ftatt, die lebte 1925. Doch 
liegen von diefer die Ergebnifje noch nicht vor. 

Die Bevölferung betrug 1907 mehr als 61 Millionen. Sie wudjs bis 1914 
auf mehr als 70 Millionen an und betrug nad) den Gebietsabtretungen auf 
verengertem Boden am 31. Dezember 1924 nur 59,8 Millionen. Die Der- 
teilung der Bevölkerung auf die einzelnen Erwerbszweige kann nur auf 
Grund der Berufszählung von 1907 angeführt werden. 


i 5 | Sahl der Erwerbs= | Erwerbs: | Einiäl. der nicht 
Die Bevölferung na a Sahl der Er⸗ tät. einſchl. der An⸗ tätige erwerbstät. An⸗ 
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Land- und Sorftwirtihaft. || 9883257| 17681176 32,69 28,65 
Gewerbe und Bergbau. . 11256254 | 26 386 537 37,25 42,75 
Bandel und Derfehr . . . || 5477626 8 278 239 11,51 13,41 
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Derfonen überhaupt | 30 232 5345| 61720529 





Ein Staat, deſſen Bevölkerung überwiegend gewerblihe Arbeit ner- 
richtet, ijt auf Einfuhr von Rohftoffen und auf Ausfuhr von Waren an 
gewiejen. Da der Dertrag von Derfailles die induftrielle Tätigkeit für 
Deutſchland außerordentlih erfhwert (Derluft der Erzlager) und da die 
Einfuhr aus Sparjamtkeitsgründen möglichſt eingeſchränkt werden joll, muß 
die Bevölferung verſuchen, wieder ſtärker in der Landwirtihaft Erwerbs- 
möglichkeiten zu finden. Um diefe Entwidlung zu erleichtern, foll die An— 
ftedlung von Eleinen Befigern durch Aufteilung von Großgrundbefit ermög- 
lit werden. 

Landwirtfhaft und Handel bieten einer erhebliheren Sahl von Men— 
ſchen die Möglichkeit eines felbjtändigen Erwerbs, des Aufitiegs in 
unabhängige Stellungen. Der Kleinbetrieb wird in der Landwirtjhaft 
niht vom Öroßbetrieb aufgefaugt. Er iſt wirtſchaftlich ebenjo Teiftungs- 
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fähig. Weite Gegenden Tennen feinen Großgrundbejig (Süddeutſchland, 
Weitdeutfhland). Es it daher dort eine ſtarke ſoziale Klaſſenſchich— 
tung unter der Landbevölferung kaum vorhanden. Auch im Handel be- 
währt fi vielfach} der Heine Betrieb, befonders weil das Bedürfnis der 
Käufer in gewijfem Umfang eine perjfönlihe Beziehung und vor allem eine 
Derteilung der Gejhäfte über alle Bezirke wünjhenswert madt. Die Zahl 
der Selbjtändigen und Betriebsleiter ift in beiden Berufen daher verhältnis- 
mäßig groß. Die Induftrie, das Gewerbe iſt dagegen die Domäne des Groß: 
betriebes. Einer leitenden Perfönlichkeit ftehen viele lebenslänglic, abhängige 
Arbeiter gegenüber. Es entwideln fi jtarfe Klaſſengegenſätze. Das erhellt 
aus folgenden Sahlen der Berufszählung vom Jahre 1907. 
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Don Wichtigkeit ift auch die Derteilung der berufstätigen Bevölferung 
nad; dem Geſchlecht. Don den am 31. Dezember 1924 in dem verkleinerten 
Deutſchland gezählten 59,8 Millionen Menſchen waren 28,4 Millionen männ- 
lihen, 31,3 Millionen weiblihen Gejälehts (gegen 30,4 Millionen männ- 
lihen und 31,2 Millionen weiblichen Gefhlehts im Jahre 1907 in dem alten 
Reihhsgebiet). Die wachſende Teilnahme der Srau im Berufsleben ift 
ein eigentümliches Merkmal der gegenwärtigen Wirtfchaft. Während die 
Srauen früher vorwiegend in Haus und Samilie ihren Pflichtenkreis 
fanden, bietet das Haus nad) der Ausbreitung der Großinduftrie nicht 
mehr für alle weiblichen Glieder ausreihende Arbeitsgelegenheit. Diele 
Stauen, befonders alleinjtehende und Haustöchter, müffen fid; Zebensinhalt 
und Unterhalt im Berufsleben ſuchen. Diefe Entwidlung hat in den letzten 
Jahrzehnten große Sortfhritte gemacht. No im Jahre 1882 waren nur 
4,2 Millionen Frauen erwerbstätig (von 23 Millionen Srauen überhaupt), 
im Jahre 1893 waren es 5,2 Millionen (von 26,3 Millionen Srauen über- 
haupt); 1907 ftieg die 3ahl auf 8,2 Millionen und einſchließlich der Dienſt— 
boten auf 9%/, Millionen (von 31,3 Millionen Srauen überhaupt). Das 
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bedeutet, daß etwa die Hälfte aller erwacjjenen weiblichen Perfonen er: 
werbstätig war. Seit dem Krieg hat fi} die Berufsarbeit der Stau noch 
weiter ausgedehnt. Doch liegen darüber feine genauen dahlen vor. 

Sür die Derteilung der Bevölkerung nad) Geſchlecht und Erwerbsarbeit 
können nur die alten Sahlen vom Jahre 1907 angeführt werden (vgl. S. 164 ff. 
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Bevöfferungsgruppen | Männer | Stauen 
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Dienende. . 2: 2 2 2 nennen 15 372 1 249 383 
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Zuſammen 30 461 100 | 31 259 429 
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Es follen in den folgenden Kapiteln die Bedeutung der einzelnen Be- 
zufszweige für das Wirtſchaftsleben, die Lebensverhältnifjfe ihrer Ange— 
hörigen fowie das Eintreten des Staates für die verfhiedenen Berufs- 
gruppen behandelt werden. 


VI. Die Entwicklung der Sandwirtichaft und ihre gegenwärtige 
Bedeutung. 
1. Die Aufgaben der Landwirtihaft und die Iandwirtihaftlichen 
Betriebsinfiteme. 

Die Landwirtihaft Liefert durch Aderbau und Diehzuht das Roh- 
material an pflanzliden und tieriihen Erzeugniffen, deren ein Volk zur 
Befriedigung feiner Bedürfniffe — für Nahrung, Kleidung und Wohnung 
— bedarf. Getreide, Früchte, Gemüfe, Suderrüben find Rohjtoffe, die 
der Nahrung dienen. Flachs, Wolle, Selle, Baumwolle geben das Ma— 
terial zur Kleidung; Hol zum Hausbau und zu den Geräten aller Art. 
Die Landwirtihaft bringt aber auch die Rohſtoffe für die gewerbliche 
Tätigkeit hervor. Ohne Schafzucht feine Wollfpinnerei, Weberei, feine 
Tertilinduftrie, fein Schneiderhandwert. Ohne Holz oder Pflanzenitoffe 
fein Papier, feine Seitungsdruderei. Ohne Suderrübe feine Konditor- 
waren; ohne Diehzucht fein Leder, feine Schuhfabrif, feine Koffer und 
Reifeutenfilien. Landwirtſchaft ift im weiteſten Sinne Rohproduftion. Die 
Sandwirtfhaft ift daher die Hauptftüge jeder Dolfswirtichaft. 
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In Ländern mit dichter Bevölkerung verliert fie allerdings die Mög- 
lichkeit, Rohjtoffe in ausreihendem Maß hervorzubringen, da der Ertrag 
des Landes niht immer im gleichen Derhältnis mit der Zunahme der 
Dolfszahl gejteigert werden fan. Es müjfen dann mehr und mehr aus- 
ländifhe Rohltoffe herangezogen werden, falls Handel, Tehnit und ein 
entwideltes Derfehrswejen das ermöglichen. Um die ausländifchen Roh- 
ftoffe bezahlen zu können, muß ein foldhes Land feine Industrie entwideln 
und Induftrieprodufte an das Ausland verkaufen. Es muß die Über: 
hußbevölferung, die von der Landwirtihaft nicht ernährt werden kann, 
mit gewerbliher Arbeit befhäftigen. Gejhieht das nicht, fo tritt ein 
Sultand ein, den man gewöhnlich als Übervölferung bezeichnet. Man ver- 
fteht darunter Mangel an Nahrungsmitteln und Arbeitsgelegenheit. 


Deutſchland war in den Jahrzehnten vor dem Krieg durd) die Dichtig- 
feit feiner Bevölkerung gezwungen, die induftrielle Tätigkeit zu vermeh- 
ren, während in der landwirtfhaftlihen Bevölkerung ein Stillitand ein- 
trat. Durch den Derjailler Dertrag wird vorausfichtlid; die Ausfuhr fo 
erſchwert, die Einfuhr von Rohſtoffen fo verteuert, daß die Landwirtihaft 
eine jteigende Bedeutung gewinnt. Das deutiche Dolf muß danach ftreben, 
einen möglichit großen Teil des heimifchen Bedarfs wieder felbit hervor- 
zubringen. 

Mit wachjender Bevölkerung und mit fteigenden Bedürfniffen ent- 
widelt fi die Landwirtfhaft überall von einfacheren zu höheren Be- 
triebsformen. Man bezeichnet das als Übergang von ertenfiven 
zu intenjfivem Betrieb. 

Je mehr die Natur ſich felbjt überlajfen bleibt, je weniger Arbeit man für 
die Bearbeitung einer bejtimmten Släche aufwendet, defto ertenfiver ift der 
Betrieb. Wenn man dagegen bejtrebt ift, durch forgfältige Arbeit und Pflege, 
dur Aufwendung von Kapital, d. h. durch Benugung Eoftjpieliger Maſchinen 
und durch Derwendung von Düngerftoffen einer Släche den denkbar höchſten Er- 
trag abzugewinnen, dann ſpricht man von intenfiver Wirtſchaft. 

Die unentwidelten Dölfer fennen nur eine ertenfive Wirtfchaft. Sie find No— 
maden, Hirtenvölfer und Jäger. Auch die Germanen, über deren ältejtes Wirt: 
ſchaftsleben Nachrichten durch Berichte der Römer Cäfar und Tacitus überliefert 
worden jind, haben vor ihrer Seßhaftmachung nomadifierend größere Gebiete 
als Weide und als gelegentlihes Aderland benugt. Die Erſchöpfung der Weide 
zwang zum herumziehen. Aud das Aderland wurde immer gewechſelt. Urfprüng- 
li wurde der Aderbau nicht gejhäßt. Es war Mebenarbeit. Man ernährte ſich 
vorzugsweife durch die Diehzucht. Mild und Käfe waren die hauptſächlichſten 
Nahrungsmittel. Gejhlahtet wurde nur bei Seiten und in Notzeiten. In diefer 
Weiſe wirtjhafteten die Germanen etwa zu Cäſars Zeit. Ihre Hiederlaffung 
erfolgte erft durch den Swang der Römerherrihaft, 

Eine unentwidelte Sorm der Landwirtſchaft, die bei der Seßhaftmachung häufig 
angewendet wird, it die Brandwirtfhaft. Man verbrennt nad; Abholzung 
eines Waldes das Holz, verjtreut die Afche über das Land und reißt den Boden 
zwiihen den Baumwurzeln notdürftig auf, um dann zu ſäen. In den Prärien 
Amerikas und in den Steppengegenden Europas findet fi} noch jetzt eine nur 
wenig höhere Wirtfchaftsweife, die „rohe Weidewirtfchaft”, die ſchon die Ger— 
manen zu Tacitus’ Seiten anmwendeten. 


34 Die Entwidlung der Landwirtfhaft und ihre gegenwärtige Bedeutung 


Es folgt die Feldgraswirtſchaft, das ijt eine Wirtſchaftsweiſe, bei der 
nur ein Heiner Teil der vorhandenen Fläche in jedem Jahr als Aderland note 
dürftig bejtellt, das andere als Weideland benußt wird, wobei zwar wenig Ar— 
beit erforderlich ijt, aber auc; geringe Erträge abgemworfen werden. Die Flächen 
werden abwechſelnd als Adere und Weideland benußt, um dem Boden nicht zu 
viel Kraft zu entziehen. Auf dem Ader wird Gerjte, Flachs, Hanf gebaut. Es 
ift das eine Betriebsart, die bei den meijten Hirtenvölfern üblich ift, die ſich be— 
fonders für die Seiten eignet, in denen der Grund und Boden noch als Beji des 
Stammes — nit als Samilieneigentum — gilt. Erjt allmählich, zwiſchen dem 
4. und 8. Jahrhundert, entwidelt jih auf germaniihem Gebiet der Getreide. 
bau in einer Betriebsweife, die etwa ein Jahrtaufend die Landwirifchaft bes 
herrſchte und der deutfhen Landwirtihaft den Stempel aufdrüdte. Man nennt 
diefe Betriebsweife die Dreifelderwirtihaft. Sie beruht darauf, daß Ader- 
land und Weideland nun dauernd getrennt werden. Das geht Hand in Hand 
mit dem Übergang des Stammeseigentums am Boden in Privateigentum der 
Samilie. Das Aderland der gefamten Dörfer wurde in der Regel in drei große 
Selder geteilt, von denen je eines im Wechſel mit Sommergetreide (Gerſte, Hafer), 
das andere mit Winterung (Roggen) beftellt wurde, während das dritte brad) lag. 

Während das Aderland mit feinen drei Feldern unter die Dorfgenofjen auf- 
geteilt wurde, blieben Weideland und Wald nod für Jahrhunderte gemeinfames 
Eigentum der Dorfgenojfen. Die Derteilung des Bodens zum Privateigentum 
oder Samilieneigentum vollzieht fi} daher nad dem „Prinzip der ideellen An— 
teilnahme” oder dem hufenſyſtem. Das heißt: Jeder erhält einen ideellen Anteil, 
eine Hufe, das ijt fo viel Land, daß eine Familie davon leben kann. Dazu gehört 
erjtens eine Hofitätte mit Garten, die Privatbefiß ift; zweitens ein Anteil 
am Aderland. Diefes ijt nicht nur in drei Felder, fondern jedes „Seld“ nody nad} 
der Bodengüte in mehrere Abteilungen („Gewanne” genannt) geteilt, und jeder 
Dorfgenofje erhält einen Streifen in jedem der Gewanne zuerjt für eine Reihe 
von Jahren leihweiſe, fpäter als veräußerliches und teilbares Eigentum zuges 
wiejen. Jeder Eigentümer hat alfo an vielen Stellen des Aderlandes feinen 
Bejig verjtreut in Zleinen Parzellen, im Gemenge zwijhen dem Eigentum der 
anderen liegen, Das ijt die Urſache der [hahbrettartigen Flur, die man heute 
nod in einzelnen Teilen Deutſchlands vorfindet,. Schließlich aber und drittens 
erhält jeder das Nutzungsrecht an der Dorfmarkung, Allmend genannt, alfo 
an Wald und Weide. 

Dieje Betriebsweife war ſchon zu Karls des Großen Seit verbreitet. Die 
Solge diefer Bodenverteilung, die von dem Gedanken möglichſt gerehter Su- 
weifung von gleichartigen Bodenftüden an alle Dorfgenofjen ausgeht und zu der 
Gemengelage des Aderlandes führt, hat fich jahrhundertelang fühlbar gemacht. 

Es wurde notwendig, daß alle Dorfgenofjen ihr Land zur felben Seit und 
mit denfelben Früchten bejtellten, folange die zahlreihen Landpartifel der Be- 
figer untereinander verjtreut lagen. Die Obrigkeit des Dorfes mußte bejtimmen, 
wann mit Säen und Ernten zu beginnen war. Jeder hatte ſich diefen Bejtimmungen 
zu fügen. Solche Regeln nennt man „Slurzwang”. Dieje Wirtfhaftsform hat 
fih Bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts erhalten, 

Erjt nachdem die Gemengelaae und der Slurzwang dur die Agrargejcehe 
befeitigt wurden, fonnte eine intenfivere Wirtfhaft auffommen. Die Frucht- 
wedfelwirtfhaft madt die SKorifhritte der Naturwiſſenſchaft, der Dflan- 
zenphpfiologte und der Aderbaudhemie (begründet durch Juftus von Liebig) 
nu&bar. Es werden neben Getreide au Hackfrüchte, Kartoffeln, Rüben und 
Suttergewähje (Klee, Lupinen) angebaut. 

Sie wechſeln auf demjelben Felde in einer bejtimmten Solge unter Berüd- 
fihfigung der phyfikalifhen und chemiſchen Eigenſchaften des Pflanzenwahstums 
fowie der Bodenbejcdhaffenheit. Es wird eine Üüberanjtrengung des Bodens ver- 
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mieden, wenn Öetreidejorten, die nur die oberjte Bodenfhiht ausmugen, mit 
anderen Srücten abwechſeln, die den tieferliegenden Bodenfhichten Kräfte ent- 
ziehen; wenn auf eine Srucht, die dem Boden Phosphorjäure nimmt (Getreide), 
etwa Kartoffeln folgen, die Kali zu ihrer Ernährung beanfpruden; oder wenn 
Külfenfrüchte und Sutterfräuter, die der Luft Sticjtoff entnehmen und ihn im 
Boden anhäufen, als Dorfrudt für Getreide gewählt werden. 

Dem Boden wird fünftlicher Dünger gegeben, d. h. es werden ihm Chemi- 
falien untermifcht, je nad} der Benußgung des Bodens Stidjtoff, Kali, Phosphor, 
die Nährftoffe für die Pflanzen enthalten und die verbrauchten Hährftoffe des 
Bodens erjeßen. 

Dieſe intenjive Art der Wirtfchaft, bei der oft 12, jelbjt 14 verfchieden- 
artige Srücte neben und nadeinander gebaut werden, jtellt hohe Anforde 
rungen an das Können des Wirts, fordert erheblich mehr Arbeit und Kapital- 
aufwand als die Dreifelderwirtihaft, da kein Teil des Landes bradjliegt und 
da die Hackfrucht eine viel mühfamere Bearbeitung des Bodens nötig madit. 
Sie liefert allerdings auch erheblich größere Erträge, 


Man hat berechnet, daß die Ergiebigkeit der deutſchen Land- 
wirtſchaft während des 19. Jahrhunderts mindejtens auf das Doppelte, 
vielleiht auf das Dreifache gejtiegen ift. Nur wenige Sahlen follen das 
belegen. 

Nach einer aus den Wirtfchaftsbühern mehrerer Güter beredineten 
Ernteftatiftit brachten 100 hektar Släche folgenden Brutioerirag Kornwert: 


auf mittlerem Boden auf gutem Boden 
1830—1840.. . . . 1446 öentner 1493 Sentner 
1860-1865 . . . . 2681 " 2751 r 
1870-1875. . . . 2440 r 3127 " 


Nach der amtlichen Ernteertragsitatiftif für das Deutſche Reih wurden 
geerntet im Durdfänitt der Jahre: 


Gefamtmenge in Tonnen auf den Hektar 
1878-1880 1898-1900 1878-1890 1898-1900 1913 1915 
Weizen... .. 2410386 5 755 407 13,5 18,9 23,6 19,2 
Roggen. . . . 5811542 8 752 875 10,5 14,6 19,1 14,3 
Kartoffeln. . . 20654539 38597570 71,1 1245 1586 151,1. 


Allein in den 25 Jahren von 1885 bis 1910 hat ſich die deutſche Ge— 
treideernte von 18,2 auf 25,8 Millionen Tonnen, d. h. um 40%, und 
die Kartoffelernte von 29,7 auf 45,9 Millionen, d. h. um 55%0 gelteigert. 
Trotzdem iſt die Ernährung des deutjchen Dolfes in gewijjem Umfange 
von der Einfuhr aus anderen Ländern abhängig gewejen. An Nah- 
rungs= und Genußmitteln (ausfhlieglih Suttermitteln und Saatgut) bezog 
Deutfchland kurz vor dern Kriege jährlich im Werte von 3 Milliarden Mark. 

Seit dem Krieg ift der Ertrag infolge der jchlechteren Düngung wejent- 
ic zurüdgegangen. Zudem find ertragreihe Provinzen (Poſen) verloren. 
Auf dem Gebiet des Deutjhen Reiches unter Abziehung der verlorenen 
Slähen wurden geerntet: 


Gefamtmenge in Tonnen auf den Hektar 
1913 1921 1923 1913 1921 1925 
Weizen. . . 4420000 2930000 2884012 24,0 18,4 19,6 
Roggen. . . 10120000 6790000 6681514 19,2 15,4 15,3 


Kartoffeln. . 44018758 26151380 32579930 157,1 988 119,5. 
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2. Befigperhältniffe und Agrarfrage. 

Während die Betriebsweije der Landwirtſchaft fi jahrhundertelang 
gleichblieb, haben fi} die Bejigverhältniffe und die foziale Glie- 
derung der ländlichen Bevölkerung ſtark verſchoben. Die Niederlaffung 
in den Gegenden älterer germanifher Kultur erfolgte durch gleichhered)- 
tigte Sreie. Aud) der Übergang zum Privateigentum an Grund und 
Boden fußte auf dem Grundjag der Gleihberehtigung aller Bewohner 
der Gemarkung oder des Dorfes. Dod mußte dadurd notwendig die 
Gleichheit des Befites bald durchbrochen werden. Denn das Privateigen- 
tum bradte durch Erbteilung oder Derkauf die Möglichkeit der Serjplitte- 
rung des Bodens wie des Erwerbs größerer Bejiungen durch regelmäßige 
Einfegung nur eines Erben oder durch Sufauf von Land. 

Dor allem aber wirkte die politifche Entwidlung in den germanifchen 
Gebieten feit der Karolingerzeit auf eine Gliederung der Bevölkerung in 
Grundherren, freie Bauern und Hörige hin. 

Nach fränfifhem Recht gehörte alles freie Land dem König, der es in der 
Regel zu Lehen austat. Die Lehnsleute fonnten einen größeren Befig nur dann 
nugen und bearbeiten, wenn fie über unfreie Kräfte, über Dienjtleute verfügten. 
Abgejehen von der bereits gejhilderten Eingliederung unterjochter Feinde in 
die eigene Wirtjhaft (Kap. Hauswirtſchaft S. 20) entiteht ein Hörigfeitsper- 
hältnis dadurch, daß die Lehnsleute ihr Gefolge oder jüngere Bauernföhne auf 
ihrem Land — dem BHerrenland — anjiedeln, aber mit der Bedingung, ihnen 
Dienjte zu leijten: als Halbfreie oder Hörige. Der Seudalismus madıt aber aud 
die freien Bauern vielfad abhängig. Die Ritter übernehmen die Kriegsdienjte 
für die Bauern, und jene willigen in die Übernahme von Laften, von Sronden 
und Abgaben. Unter dem Drud des Heeresdienjtes in der Zeit der Kriege in 
Italien, der Lajten des Kirchenzehnten, der Gefahren unfiherer Seiten fuchen 
viele den Schuß des Adels auf Koften ihrer Sreiheit. Der Ritter wird zum Grund- 
herrn, der Bauer zum Hörigen, 

Die Grundherrfhaft ift eine Solge der Iehnsmäßigen Derfaffung 
des Reichs, der Teilung der Arbeit zwifhen Wirtfhaft und Kriegsdienft. 

Etwas anders gejtalten fi} die Derhältnifje im Often in den altflami- 
hen Gebieten, in denen die Agrarverfaffung ſich mit der germanijchen Sied- 
lung an taufend Jahre jpäter als im Weiten ausbildet. Hier fegt die Koloni- 
fation im 12. Jahrhundert, als Franken und Niederſachſen mit Bevölferung ges 
fättigt ijt, fofort ein mit der Suteilung mehrerer Hufen, ganzer Rittergüter an 
den Adel, der nun feinen Befig mit der Hilfe von unfreien Slawen bewirtjchaftet 
und die Gutswirtſchaft ausbildet, die mehr auf der Heranziehung Unfreier 
zur Arbeitsleijtung beruht, während im Wejten allmählich die Abgaben 
on den Grundherrn in den Dordergrund treten. 

Wenn der Bauer beim Eingehen des Hörigfeitsverhältniffes ſeine Der- 
pflihtungen keineswegs immer als drüdend empfand, ſo verſchlechterte 
jih die Lage der Halbfreien mit dem Niedergang des Königtums, 
mit dem Wadstum der Macht des Adels, der allmählid) die Gerichtsbar— 
teit, das Recht der Steuereinziehung, den Anjprud) auf obrigfeitliche Dienit- 
leiftungen erringt und immer größere Gewalt über feine Hinterſaſſen 
gewinnt. 

Die Ritter jhaffen ſich foweit wie möglich ein landſchaftlich abgeſchloſſenes 
Gebiet, gehen vom 16. Jahrhundert an zum Großbetrieb über, da ihnen der 
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Kandel mit Getreide erheblichen Gewinn verfpricht, und verfuhen mit dem be- 
ginnenden Kapitalismus und der zunehmenden Geldwirtihaft, die eine außer— 
ordentliche Steigerung der Warenpreije bringt, möglichjt viel Land in ihren Be- 
fig zu bringen. Sie ziehen Land ein, wo Samilten infolge von Krieg (der Dreißig- 
jährige Krieg!), Seuchen oder Hungersnot ausgeftorben oder vertrieben find. Sie 
fegen Bauern ab und vermehren die Sromndienfte fo ehr, daß dem Bauern faum 
Seit zur Bearbeitung des eigenen Aders bleibt. Um ſich dauernd Arbeitskräfte 
zu jihern, führen fie die Erbuntertänigfeit ein; d. h. der Hörige ijt an die Scholle 
gebunden, hat nicht das Redit, fie zu verlaffen, und muß feine Kinder zur Arbeit 
auf den Hof des Gutsherrn ſchicken. Als fchlielich der moderne Staat die Sold- 
heere einführt und den Keerbann der Ritter durd; eine Steuer erjegt, wird auch 
dieſe meijt auf die Bauern abgewälzt, deren Abgaben durch den Grund» oder 
Gutsherrn erhöht werden. 

Die drüdende Lage der Bauern führt im 16. Jahrhundert in Süd- 
deutſchland zu biutigen Aufftänden, den Bauernkriegen (1525), die aber 
fehlfhlugen. Immerhin erhielt jih im Weften und Süden der Bauern- 
ftand, während er im Oſten Deutfhlands, der Gegend der großen Ritter- 
güter, mehr und mehr dahinſchwand. 

Betriebsweife und Befigperhältniffe wurden erjt durd die Agrar- 
gejege zu Beginn des 19. Jahrhunderts gleihermaßen umgeltaltet. 
Preußen ging damit unter Führung des Sreiherrn vom Stein und dann 
des Staatsfanzlers von Hardenberg in der Zeit von 1807 bis 1816 voran, 
nachdem ſchon im 18. Jahrhundert die preußiſchen Könige ihren Domänen- 
bauern eine bejjere Lage gefchaffen hatten. Die Agrarreform feßt ein mit 
einem Edikt, das die Erbuntertänigteit des niederen Bauernitandes ohne 
Entſchädigung aufhebt und die freie Teilbarkeit allen Landbefikes grund- 
ſätzlich gejtattet. Ein ferneres Edikt hebt die auf den gutsherrlich-bäuer- 
lihen Beziehungen beruhenden Dienjte und Abgaben wenigjtens für die 
größeren Bauern auf, und Zwar gegen eine Entſchädigung, die der Bauer 
durd Abtretung eines Teils feines Landes an den Gutsherrn zu leiſten 
hatte. Allgemein wurde die Ablöfung in Preußen erit im Jahre 1850, 
und zwar fonnte fie dann an Stelle der Landabtretung auch durch Sch- 
lung einer Geldfumme erfolgen. Durch Einrihtung von Rentenbanfen 
wurde diefe Sorm der Ablöfung fehr erleichtert. 

Das Jahr 1821 bradte ferner ein Gefeb, das fowohl die Aufteilung 
des Gemeindelandes („Gemeinheitsteilung”) auf Antrag einer bejtimmten 
Sahl von Dorfbewohnern möglich madıte, wie aud) unter denfelben Um— 
jtänden die Befeitigung der Gemengelage durch eine gänzliche Neuauf— 
teilung der Adergrundftüde eines Dorfes in die Wege leiten follte. Wo 
diefe Seldregelung durchgeführt worden ijt, hat fie außerordentlid, fegens- 
reich gewirkt. Sie hat jedem Befißer ein zufammenhängendes, gut arron- 
diertes Stüd Land gegeben, das er nad} eigenem Ermeſſen als freier Ar- 
beiter auf freiem Beſitz bewirtfhaften und nutzen kann. 

In Weltdeutfchland ift die Meuaufteilung des Bodens nit völlig durd;- 
geführt worden, da fie bei den zahlreihen Heinen Befigern vielen Schwie- 
rigkeiten begegnete. 
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Die Agrarreform hat die Bauern frei gemacht, ihnen die Derfügung 
über ihre Arbeitskräfte gefichert, ihnen einen abgeſchloſſenen Beſitz ge- 
geben und eine vom Slurzwang befreite, höhere Betriebsweife ermöglicht. 
Die größeren Bauern konnten daraus Dorteil ziehen und fid) zu einem 
freien, felbjtbewußten Stand entwideln. Die kleinen Bauern hatten nad) 
der Landabtretung feine ausreihende Nahrung auf ihrer Scholle. Sie 
verlauften ihren Befig und zogen als Proletarier in die Städte, oder fie 
blieben als Inftleute, Kätner, Koffäten, abhängige Tagelöhner auf dem 
Sande, Für die Butsherren bradte die Agrarreform (durch Ablöfung der 
bäuerligen Dienjte und Abgaben) eine Dergrößerung des Grundbefibes; 
aber die Derfügung über unfreie Arbeitsfräfte war ihnen genommen. 


Das daraus entjtehende Bedürfnis nad; Arbeitsträften wird 
nur unzureichend gededt. Die unfreie Arbeit auf dem Sande kann gegen- 
über dem Wettbewerb der Induſtrie, die höheren Geldlohn zahlt, Teine 
Anziehung ausüben. Die Seele des Landmanns wird nur dur Arbeit 
auf der eigenen Scholle befriedigt. Eine ftarfe Abwanderung vom Lande 
hält während des ganzen 19. Jahrhunderts an. 


Die Arbeiterfrage auf dem Lande ijt nur im Sufammenhang mit den 
Bejitverhältniffen, mit der Bodenverteilung zu löfen. Groß- und 
Kleinbetriebe haben in der Landwirtfhaft gleihermaßen Dorteile und 
Nachteile. Der Großbetrieb kann mit neuen Betriebsweifen vorangehen, 
weil er fapitalfräftiger ijt; er braudt weniger Gebäude und Liefert mehr 
Produkte für den Markt. Er ftellt für die Aufgaben der Selbjtverwaltung 
der Kreife und Gemeinden Perjönlicfeiten mit weitem Blid und 
größerer Erfahrung zur Derfügung. Die Kleinbetriebe wiederum fönnen 
die Arbeit beffer überwachen; die Mitarbeiter find als Samilienglieder 
am Erfolg der Arbeit perfönlid intereffiert. Das macht ſich befonders 
bei der Diehzudht, dem Gemüfe- und Objtbau bemerkbar. Die Arbeits- 
fräfte werden deshalb bejjer ausgenußt. Die Kleinbetriebe halten und 
ernähren eine zahlreiche Bevölkerung auf der gleihen ländlihen Fläche 
wie der Gutsbetrieb, 

Die Dorteile des Gutsbetriebes fönnen in gewiſſem Umfange durd) 
landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften und Dereine aud) den Kleinen Befigern 
zugänglid; gemadt werden. Ein folder Sufammenfhluß hat jtattgefunden 
zum Swed der Sicherung eines leicht zugänglihen und billigen Kredits 
durch Gründung von ländlidyen Darlehnsvereinen, deren Mitglieder mit 
ihrem Grundbefiß für den Derein haften (nad) dem Begründer „Raiff- 
eifenjche Darlehnskaſſen“ genannt); ferner durch Errichtung von Genofjen- 
Ihaften zum gemeinfamen Ankauf von Saatgut, Suttermitteln, Maſchinen 
und Geräten. Auch beitehen Derkaufsvereine, darunter landwirtſchaftliche 
Hausfrauenvereine. 

Die gegenwärtige Befigverteilung zeigt die Statiftit des Jahres 1907 
in folgenden Sahlen: 
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J landwirtſchaft⸗ don 100 ha der . 

Größenklaffe der ehe lich benuste —T use ‘ 

Slãche Größenklaffe in %, 
Hleinbetriebe unter 2ha. . . . . 3 378 509 1731317 54 
Kleinbetriebe von 2-5 ha. . . .ı 1006318 3 304 872 10,4 
Mittelbetriebe von 5-20 ha. . .|| 1065539 10 421 565 32,7 
Großbäuerl. Betriebe von 20-100 ha 262191 9 322 106 29,3 
Großbetrieb über 100 ha... . 23 566 7055 013 22,2 

| 5736123 | 31834873 




















Dabei tft der Anteil der Klein- und Mittelbetriebe in den Iekten Jahr- 
zehnten an Sahl und Slähenausdehnung geftiegen. Es zeigt fi daran, 
daß in der Sandwirtjchaft der Großbetrieb nicht wie im Gewerbe über- 
legen iſt. 

Die Grundbejiäverteilung ift nicht in allen Teilen des Landes gleich— 
artig. Während im Oſten der Großbeirieb vorherrfht, während er im 
Roröoften fehr ſtark verbreitet ift, findet fi in den übrigen Teilen Deutſch— 
lands vorwiegend Mittel- und Kleinbetrieb. In manden Gegenden, wie 
3. B. im Regierungsbezirk Stralfund, nimmt der Großgrundbefi 74% ber 
landwirtſchaftlich benutzten Fläche ein. Ähnlich ungefunde Grundbelißper- 
teilung findet fi in den Regierungsbezirfen Köslin und Stettin, in Medlen- 
burg jowie in einzelnen Gegenden von Schlefien, Oſt- und Weftpreußen. 

Auf die Befiäverteilung Tann der Staat durch die Geſetzgebung, durd) 
das ländliche Erbredt einwirken. Er kann entweder begünftigen, 
daB bei der Dererbung von Grund und Boden ein Gut oder Bauernhof 
geſchloſſen als ein Wertobjeft vererbt oder verkauft wird, oder daß es 
ebenjo wie andere Dermögen frei unter einer Reihe von Erben geteilt 
oder in beliebigen Parzellen verkauft werden darf. Er fann aber aud 
durch bejondere Geſetze die Aufteilung von Großgrundbefiß zu Klein» 
fieölungen befördern oder erzwingen. 

Dill man vermeiden, daß ein Gut zerjtüdelt oder verfauft wird, will man 
die Erhaltung der Güter in der Samilie des Beſitzers möglich madyen, jo muß 
die Gejeßgebung auf die Begünftigung eines Erben vor den anderen Gejhwiftern 


hinwirken. Grund und Boden muß dann im Erbgange anders als Geld und 
andere Werte, nämlidy wie ein unteilbares Wertobjeft behandelt werden. 

Die Begünftigung eines Erbes in ertremjter Form ift die Errichtung eines 
Sideifommiffes; das ijt eine Samilienjtiftung von Landgütern, die einer 
Sondererbfolge unterliegen. Die Stiftung bejtimmt, welche verwandtſchaftlichen 
Beziehungen für die Übernahme des Erbes ausſchlaggebend fein follen. Der Sa- 
milienbejig ijt unverfäuflih und unteilbar, jo daß nur ein Glied der Samilie den 
Befig erhält und die Nußniefung hat. 

Die Revolution hat in Preußen die Aufhebung der Sideikommiſſe als eines 
Dorrehts einzelner Familien verfügt, nachdem troß ftarfer Gegnerjhaft die 
Gründung von Sideilommiffen im letzten Jahrzehnt noch durch die Gejehgebung 
begünftigt worden war. 
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Ein ganz anderes Interefje hat das Wirtſchaftsleben an der gefchloffenen 
Erhaltung bäuerlicher Grundftüde, die durch Anerbenrecht herbei- 
geführt wird. 

Das Anerbenreht läßt dem Befiger freie teftamentarijche Derfügung und auch 
volles Derfügungsrecht bei Lebzeiten. Dagegen trifft es Bejtimmungen für den 
Sall, daß beim Ableben des Bejiters fein Tejtament vorliegt. Der Hof muß dann 
den jämtlihen Erben — und zwar in der Reihenfolge ihres Alters — zur Über- 
nahme angeboten werden, und der Übernehmer muß das Gut zu einem mäßigen 
Preis, mit einem gewiffen Dorzugsreht gegenüber den anderen Erben erhalten. 
Das Anerbenrecht ijt in einzelnen Teilen Deutſchlands durch Gejete und Bejtim- 
mungen eingeführt (Provinz Hannover, Weitfalen, Brandenburg, Schlefien, Schles- 
wig-Holjtein, Kaffel, Bayern, Medlenburg-Schwerin, Sachſen). Am Rhein, in 
Thüringen und in Teilen von Oberfälefien ift dagegen die Realteilung und infolge 
dejjen die Serjtüdelung des Bodens fehr verbreitet. 


Schon vor dem Krieg hatten einfichtsvolle Kenner Iandwirtfhaftlicher 
Derhältnifje eine großzügige Siedlungspolitif verlangt. Befheidene 
Anfänge, die allerdings ſtark von politiihen Sweden beeinflußt waren 
(Derdeutfhung der Oſtmark), find in Preußen durch die Rentengutsgefeß- 
gebung von 1890/91 gemadt worden. Die Revolutionsregierung hat diefe 
Aufgabe aufgenommen und ſchon am 29. Januar 1919 eine Derordnung 
zur Beihaffung von landwirtſchaftlichem Siedlungsland gegeben. Danach 
find die Bundesftaaten verpflichtet, zur Schaffung von Anfiedlungen ge- 
meinnüßige Siedlungsunternehmungen zu begründen. Diefe Unternehmun- 
gen haben das Vorkaufsrecht von landwirtihaftlihen Grundftüden. Dar: 
über hinaus muß in Bezirken, in denen mehr als 13 vom Hundert der 
landwirtjhaftlihen Slähe auf größere Güter (100 und mehr Beftar) 
entfällt, auf Derlangen des Siedlungsunternehmens geeignetes Sand zu 
angemefjenen Preifen zur Derfügung geftellt werden. Auf diefe Weife 
foIl die Anfiedlung von Arbeitern auf dem Lande gefördert und die Über- 
führung eines erheblihen Teils des Großgrundbefißes in Bauernland er- 
mögliht werden. 

Sehr viel weiter gehen die Sorderungen der Bodenreformer, die 
alle ſozialen Mißſtände in letzter Linie auf den Privatbefi von Grund 
und Boden zurüdführen und allen Boden in Gemeineigentum verwandeln 
wollen. Auf diefe Weije wollen fie den Wertzuwachs, ben der Boden bei 
dichterer Bevölferung, bei fteigenden Preifen der Rohjtoffe erfährt, der 
Gefamtheit zuführen. Damit würde die Bodenrente fortfallen und der 
Sugang zur Bearbeitung des Bodens in felbjtändiger Stellung würde 
allen Gliedern des Dolfes wieder eröffnet werden. Nach Anficht der Bo- 
denreformer müßte das eine jtarke Rükwanderung aufs Land und eine 
intenfivere Landwirtfhaft zur Solge haben. 

Deutfhland hat in den legten Jahrzehnten vor dem Krieg in großem 
Umfange Getreide, Suttermittel und Nahrungsmittel eingeführt. Länder 
mit dünner Bevölferung und jungfräulihem Boden konnten Getreide bil- 
liger hervorbringen und die Erzeugniffe der deutfhen Landwirtſchaft unter— 
bieten. Swar wurde die heimische Produftion durch Einfuhrzölle geſchützt. 
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Die erften Getreidezölle wurden von Bismard 1878 eingeführt und 
in rafher Solge von 1 ME. auf 5 ME. für den Doppelzentner erhöht. Ca- 
privi feßte fie 1892 auf 3,50 ME. herab; eine neue Hochſchutzpolitik fegte 
1903 mit der Erhöhung auf 5,50 ME. ein. Swed und Solge der Sölle 
war Steigerung des inländijchen Getreidepreifes zur Erhaltung der Ge- 
treideproduftion. Folge war aber aud eine Derteuerung der Lebenshal- 
tung, der Löhne und daher auch der Induftrieprodufte; ſchließlich auch 
eine Steigerung der Bodenpreife, die beim Derfauf von Gütern die Dor- 
teile der Zölle für den Grundbefißer hinfällig machten. Durcd) den Krieg 
und die mangelnde Sufuhr aus dem Ausland erhielt die heimifche Erzeu- 
gung einer erhöhte Bedeutung. Bing doch in ganz anderem Sinne als zuvor 
das Leben der Nation davon ab. Man ftellte die Produktion um und baute 
auf Anregung und mit Förderung der Regierung mehr Getreide, um die 
Brotnahrung des Dolfes fiherzuftellen; weniger Suderrüben, da Suder vor 
dem Krieg in großen Mengen ausgeführt worden war. Auch in der gegen- 
wärtigen Lage bleibt eine weitgehende Selbſtverſorgung das öiel, das Maß— 
nahmen zur Sörderung der Landwirtihaft in weiteſtem Umfang notwendig 
madt. Darauf find auch die neueften Bejtrebungen um 3ollihug und das 
Gefet über Solländerungen vom 17. Auguft 1925 zurüdzuführen (vgl. Ka- 
pitel Handelspolitif). 


3. Die Tändlihe Bevölkerung. 


Die nad) der Berufszählung von 1907 in landwirtfchaftliher Berufs- 
arbeit ftehende Bevölkerung, die 9,883 Millionen Menſchen umfaßt, glie- 
dert ſich in fozialer Beziehung folgendermaßen: 


Selbftändige und Betriebsleiter . . . 2: un nn. 2500 974 
Höheres Derwaltungsperfonal. . . 2. - 22 2 nn nenne 98 812 
Mitarbeitende Samilienangehörige der Selbftändigen fowie Kredite, 

Mägde, Tagelöhner und Kontraftarbeiter. . .. 2: 2 ren en 7283 471 


Darunter nahm das weiblide Geſchlecht einen fehr erheblichen Teil 
ein. Man zählte: 


Selbftändige Landwirtinnen. . . 2 > > en nennen. 328 254 
Weiblihe Gutsangeftellte, Wirtfhafterimmen. .. 2. 222... 16 254 
Mägde, Tagelöhnerinnen, Wanderarbeiterinnen und mittätige Angeftellte 4 254 488 
zufammen weibliche Erwerbstätige. . - - - 222m enne 4 598 986 
demgegenüber männlide Erwerbstätige..... 5 284 271 


Es ergibt ſich aus diefer Aufitellung, daß die ländliche Bevölkerung 
im wejentlihen in zwei Gruppen zerfällt: in Unternehmer und Ar- 
beiter. Zu den Unternehmern gehören nit nur die Grundbefißer, fon- 
dern auch die Pächter. Man unterfcheidet jie nady dem Umfang der von 
ihnen bewirtfhafteten Flächen in Gutsbeſitzer oder pächter, Bauern und 
Kleinftellenbefifer. Großgrundbeſitzer oder Gutsbefier nennt man die 
Inhaber von Gütern, die fo umfangreid; find, daß die Leitung des Be- 
triebes allein die volle Arbeitskraft des Befißers oder Derwalters oder 
auch die Arbeitsfraft mehrerer Perfonen erfordert. Die Bauern teilt man 
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in Großbauern und Kleinbauern ein. Der Großbauer wird in der Regel 
feinen Befit nicht allein mit feinen Samilienangehörigen bearbeiten kön— 
nen, fondern Knete und Mägde und unter Umftänden auch andere Ar- 
beiter anitellen, während der Kleinbauer meift feinen Hof mit Hilfe der 
Samilienmitglieder bewirtjhaftet. Der Kleinjtellenbefiger dagegen ver- 
fügt über ein Grundjtüd, das weder die volle Arbeitskraft feiner An- 
gehörigen ausnutzt, noch die Samilie ausreihend ernähren fann. Er ijt 
daher gezwungen, für fid) oder feine Angehörigen noch einen anderen Der- 
dienſt zu ſuchen, Lohnarbeit entweder auf einem benachbarten Gutshof 
oder in gewerblichen Betrieben zu übernehmen. 

Die ländlidhe Arbeiterfrage. Der ländliche Großbetrieb hat feit 
Aufhebung der Hörigfeit einen Mangel an Arbeitsfräften gehabt. Die be- 
ſitzloſen Landarbeiter, die nit auf eine eigene Scholle hoffen können, wan- 
dern in großer Zahl in die Städte ab. 


Die „Leutenot“ auf dem Lande wurde bis zum Kriege dadurch ge- 
mildert, daß neben einheimifhen Knechten, Mägden, Kontraftarbeitern 
und freien Tagelöhnern Wanderarbeiter aus Rußland, Polen und Ga- 
lizien für die Sommermonate herangezogen wurden, die in bezug auf 
Tebensanfprühe und Kulturhöhe weit unter der einheimifhen Bevölke— 
rung ftanden. 

Das Gejinde findet befonders für den Haus- und Stalldienjt jowohl auf 
Bauernhöfen wie auf Gutshöfen Derwendung. Es gehört mit feiner ganzen 
Derfon dem Dienjtverhältnis an. 

Die vertraglid; gebundenen Arbeiter übernehmen in der Regel die Derpflid- 
tung zum Dienft für ein Jahr oder für längere Seit. Sie erhalten vom Gutsherrn 
freie Wohnung in den zum Gut gehörigen Arbeiterhäufern, ein Stüd Kartoffel: 
land zur eigenen Bejtellung und ein bejtimmtes Deputat an Getreide, Feuerung 
jowie das Redit, eine Kuh und Kleinvieh zu halten. Außerdem erhalten fie einen 
Geldlohn, find aber verpflichtet, täglidy für den Gutsheren zu arbeiten und einen 
ober zwei Gehilfen (Hofgänger oder Scharwerfer) zu ftellen; das jind entweder 
ihre Angehörigen (Frau oder erwachſene Kinder) oder fremde Arbeiter, die fie als 
Kojtgänger ins Haus aufnehmen und ihrerjeits entlohnen. Die freien Tage- 
löhner find entweder ſelbſt Kleinjtellenbejiger, die darauf angewiefen find, 
einen Teil des Jahres gegen Geldlohn bei Fremden zu arbeiten; oder aber es 
find Leute ohne Grundbejiß, die in der Dörfern oder in Eleinen Städten zur 
Miete wohnen und ihren gejamten Unterhalt durch landwirtſchaftliche Lohn- 
arbeit beitreiten. 

Die Wanderarbeiter wurden vom Gutsherrn in Mafjenguartieren unter: 
gebracht, außer mit Geldlohn mit einem Deputat an Hahrungsmitteln entlohnt. 
Da diefe Shit von Arbeitskräften wahrſcheinlich vorläufig nicht zur Der- 
fügung jteht, bei der in Deutichland vorhandenen Arbeitslofigfeit aber auch nicht 
erwünſcht iſt, muß verfucht werden, ftädtifhe Arbeiter, die auf dem Lande ge 
boren find, wieder dahin zurüdzuführen. 

Die Anfiedlungsbejtrebungen jollen in diefer Richtung wirken. Daneben muß 
die Stellung der Landarbeiter gehoben werden, damit das Gefühl diefer Schichten 
ihwindet, Arbeiter ſchlechteren Rechtes zu fein. Die Revolutionstegierung hat ent: 
iprehend dem joztaldemofratifchen Programm das Koalitionsverbot für Land» 
arbeiter aufgehoben und eine Landarbeiterordnung erlafjen, durch die die Ar⸗ 
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beitsverhältnijfe der Candarbeiter geordnet find. Danach foll die tägliche Arbeits- 
zeit während 4 Monaten 8, während weiterer 4 Monate 10 und während der 
legten 4 Monate höchſtens 11 Stunden betragen. Überjtunden, die darüber hinaus 
geleijtet werden dürfen, find bejonders zu vergüten. In bezug auf den Lohn ijt 
Abſchluß von Tarifverträgen vorgefehen. Auch über die Wohnungsfragen find in 
der Landarbeiterordnung Bejtimmungen gegeben. 

Die Durdführung der Landarbeiterordnung, insbejondere der Ab- 
ihluß von Tarifverträgen, hat allerdings zunächſt zu Reibungen, 
Kämpfen und Streifs geführt, und die Beziehungen zwiſchen Grundbe- 
figern und Arbeitern haben fid in manden Landesteilen noch ftärker 
als in der Dergangenheit zugeſpitzt. In anderen Gegenden fheint aller- 
dings eine Gewöhnung an die neuen Derhältnifje Pla zu greifen. 

Don ganz bejonderer Bedeutung für die Landwirtfchaft ift die Arbeits- 
kraft der Srau. Die Stau des Gutsbeſitzers und Bauern hat als Haus: 
frau noch ein umfaffendes Produftionsgebiet. Sie verwaltet niht nur, was 
der Mann verdient, fondern fie nimmt ſelbſt am Erwerb der Samilie teil. 
Sie beforgt Geflügel- und Kleintierzudt, Milchwirtſchaft, Objt- und Ge— 
müfebau. Auf dem Bauernhof iſt die Frau ganz unentbehrlid. Ein Bauern- 
betrieb fann eher von der Bäuerin als vom Bauer allein geführt werden, 

Aud die Srauen der Inftleute und der Stellenbefiger, die nur 
über Garten- und Kartoffelland verfügen und etwas Dieh halten, nutzen 
ihre Kraft und Zeit vollftändig für den Samilienbetrieb aus. Denn hier baut 
der Haushalt noch ſtark auf Naturalwirtfhaft auf. Es herrſcht daher auch 
eine ſtarke Tendenz unter diefen Srauen, fid von außerhäuslicher Lohnarbeit 
freizumaden. 

Landarbeiterinnen find in der Regel die Srauen und Töchter der 
Landarbeiter, aber auch die Töchter der Stellenbefiber. Die Lebensweife 
diefer Schicht ift zu primitiv, die Wohnung zu eng, die Anfprüde an ſachliche 
und perſönliche Reinlichfeit zu gering, um die Kraft einer Stau voll aus 
zunußen. Auf der anderen Seite ijt die Notwendigkeit zum Verdienen jo 
groß, daß aud) die Srau auf Arbeit gehen muß, felbft wenn zahlreiche ‚Kin- 
der der Sürforge der Mutter bedürfen. Die Erwerbsarbeit wird ihr dadurd) 
erleichtert, daß auf dem Lande auf die Hausmutterpflichten einige Rüd- 
fiht genommen wird, fo daß die Berufstätigkeit der Hausfrau Teineswegs 
immer eine Derwahrlofung des Hauswejens bedingt. 

Während des Krieges ruhte die Landwirtfhaft vielfach ausſchließlich 
auf den Srauen, die äußerſte Hingebung zeigten und ſich vorzüglich be— 
währten. Sie bargen die Ernte, als die Männer zu den Fahnen gerufen 
wurden, uhd haben mit Aufbietung aller Kräfte den Sortgang der Lebens- 
mittelerzeugung durch die Jahre ſchwerſter Not gefichert. 
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vn. Die Entwidlung des Gewerbes und feine gegenwärtige Bedentung. 
1. Das Handwerk, Entjtehung und Entwidlung. 

In allen Kulturen, bei allen Dölßern bildet ſich erſt mit zunehmender 
Dolksdichtigkeit und fteigenden Bedürfniffen eine Arbeitsteilung aus, bei 
der einzelne Menſchen ausſchließlich gewerblihe Erzeugniffe heritellen. 
Doch iſt diefe Arbeit urfprünglid) noch feine freie Berufsarbeit gegen 
Lohn. Der Handwerker des germanifchen Fronhofs iſt ein Höriger, der 
für den Haushalt, dem er angehört, arbeitet, wie das auch der römijche 
Bandwertsftlave früherer Seiten getan hatte. Einzelne Hörige werden 
ausjhlieglid mit der Arbeit von Shuhmadern, Schmieden, Bädern ufw. 
bejhäftigt. Die Srauen arbeiten als Weberinnen, Stiderinnen, Spinne- 
rinnen, Näherinnen. Im Srauengemad) großer Srauenhöfe wurden mand)- 
mal an 200-300 Srauen bejhäftigt. Sie arbeiteten auf Dorrat, aber 
nicht zum Derfauf, fondern für den Gebrauch des Haufes, für Gaſtgeſchenke. 
überall aber löſt fi aus diefem Hausfleiß das beruflide Handwerf 
ab; aus dem unfreien wird der freie Handwertfer. Dieje Entwidlung wurde 
durd die Städte begünftigt. Dort waren alle äußeren Bedingungen dafür 
gegeben, daß die Bewohner zu einer einjeitig gewerblihen Tätigfeit über- 
gingen. Auch verfuhen die Städte vielfach, Handwerker heranzuziehen. 
Die mittelalterlihhe Stadt wird der Sit des Handwerks, der erjten Form 
jelbjtändiger beruflicher Gewerbetätigfeit. 

Der Handwerker muß imijtande fein, feine Ware felbitändig herzu- 
jtellen; er bejißt das Werkzeug, er Tauft die nötigen Rohjtoffe ein, ver- 
teilt die Arbeit, bedient die Kunden, erhält für die fertige Ware den ver- 
einbarten Preis. Ein Teil der Handwerker bearbeitet aber aud) die Roh- 
jtoffe der Kunden in deren Haufe gegen Tagelohn und Kojt oder in feiner 
eigenen Werfitatt gegen Lohn, wie noch heute die Hausjchneiderin, der 
Müller und der Cohnbäder auf dem Lande. Mit der Zeit vollzieht ſich 
eine weitgehende Berufsgliederung, die Ausbildung zahlteiher befonderer 
Bandwerfe. Denn immer blieb es Dorausfegung, daß der Handwerker ein 
Ganzes jhaffen, feinen Beruf jelbjtändig ausüben Tann. 

Dabei bediente er ſich der Hilfe feiner Samilienmitglieder. Der Be- 
trieb ift mit der Samilienwirtfhaft, die Werfitatt mit der Wohnung ver- 
bunden. 

Aus der Samilienverfaffung ergibt fih auch die innere Gliederung des 
Handwerks. Es gehören drei Gruppen von Mitarbeitern dem Betrieb an: Lehr« 
linge und Gejellen neben dem Meijter, Urfprünglid find die jüngeren Kinder 
ganz jelbjtverjtändlich die Lehrlinge des Daters, Die älteren Kinder find feine 
Gefellen, bis fie jelbjtändig auf die Wanderfhaft gehen oder als Meijter einen 
eigenen Betrieb begründen. Erjt allmählich bildet ſich die Sitte heraus, aud 
fremde junge Leute als Lehrlinge und Gefellen aufzunehmen, 

Die Sünfte. Mit der Entwidlung des Handwerks verbreitet ſich 
ein Streben nah Suſammenſchluß der Berufsgenoffen, nad genoſſenſchaft— 
lihen Derbindungen. Wie in der Seit des Sauftrehts auch durch Grün: 
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dung von geiltlihen Orden, Bruderfhaften und Kaufmannsgilden das 
Bedürfnis nad) gegenjeitiger Hilfe zum Ausdru& kommt, fo [ließen fi 
aud die Handwerker einer Stadt zu Sünften oder Innungen zujammen. 


Die Sünfte find Dereinigungen freier Handwerker zur Dertretung ihrer An— 
gelegenheiten gegenüber der Stadt und den übrigen Bürgern, zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung im Kreije der Handwerker felbjt und zur gegenfeitigen Unteres 
ftüßung und Pflege der Gefelfigkeit. Um Mitglied einer Sunft zu werden, mußte 
der Handwerker die Lehr- und Gefellenzeit durchmachen, auf der Wanderſchaft 
andere Sitten und Gepflogenheiten kennen lernen, eine Meijterprüfung ablegen. 
Die Zunft war der Stadt gegenüber für gute Arbeit verantmwortlih. Das Hand» 
wert galt als ein Amt, das im Interejje der Gejamtheit verwaltet werden follte. 
Die Sunft jegt Tagen und Preife fejt, damit die Bürger nicht übervorteilt wer« 
den. Sie überwadt die Arbeit ihrer Mitglieder und wacht über die Ehre des 
Standes. Sie forgt aud dafür, daß alle Mitglieder der Sunft gleihmäßig Abſatz 
für ihre Erzeugniffe finden, hält ortsfremde Handwerker fern, unterdrüdt im 
Innern der Zunft jeden Wettbewerb, der nicht auf der Leijtung beruht. Diel- 
fach werden die Rohjtoffe von der Zunft gemeinfam gefauft. Die Zahl der Lehrs 
linge und Gejellen, die der Meijter halten darf, wird bejtimmt. Die Technik foll 
bei allen die gleidhe fein. Daher wird verboten, hinter verſchloſſenen Türen zu 
arbeiten. Die Sünfte haben eigene Gerichtsbarkeit, ſchlichten Streit zwijchen 
verjchiedenen Handwerkern ivie auch zwijchen Meifter und Gefellen. 

Die Entjtehung der Zünfte fällt in Deutjhland in das zwölfte Jahre 
hundert; es find eine ganze Anzahl Sunftbriefe erhalten: von den Siſchern 
zu Worms aus dem Jahre 1106, den Schuhmachern zu Würzburg und Magde— 
burg 1128 und 1158; den Gewandjchneidern in Magdeburg 1183. In der erjten 
Seit haben die Sünfte vielfach mehrere Gewerbe umfaßt. Sie verfechten die 
Anjprüche des Handwerks gegenüber den Gründern der Städte, den Grund 
bejigern, dem eingejefjenen Adel, die das Patriziat bilden und die Stadtverwalz 
tung führen. Durch den Sufammenjhluß in Sünften verjuchen die Handwerker 
mehr und mehr an der Herrjhaft in der Stadt teilzunehmen, und es gelingt 
ihnen allmählid, Sig und Stimme im Rat der Stadt zu erlangen, öfters ſogar 
diefen völlig zu beherrfhen. Die Stadtverwaltung felbjt fontrolliert die Sünfte 
oder mwenigjtens die Aufitellung der Sunftrollen (Sagungen der Dereine), wie 
fie fih auch fonjt um alle Angelegenheiten des wirtichaftlichen Lebens Tümmert. 


Es iſt den Sünften gelungen, das Handwerk zu großer Blüte zu brin- 
gen. Doch verfümmerte es [hlieglih, weil es unter einer Organifations- 
form und Derfaffung beharrte, die fi) mit dem Auffhwung der Technik 
überlebt hatte, und die nur die Intereffen der Erzeuger fördern wollte und 
die Bedürfnifje der Gefamtbevölferung außer acht Tieß. 


Mit dem Rüdgang des Städtewejens, mit der Notzeit, die im 15. Jahre 
hundert für die deutſchen Städte anbrach, feste ein Mangel an Arbeitsgelegen- 
heit ein. Die Sünfte fuchten dagegen anzufämpfen. Um den Wettbewerb auszus 
halten, „ſchließen“ fie die Sünfte, d. h. fie fegen fejt, dag nur eine bejtimmte 
Sahl von Meijtern in der Stadt fein darf. Nur wenn ein Mitglied jtirbt, wird 
eine Stelle frei. Unzünftigen Handwerkern ivar die Arbeit verboten. Man „legte 
ihnen das Handwerk”. Nur vereinzelt fonnten unzünftige Handwerker in den 
Käufern von Kunden Bejhäftigung finden oder heimlich an Kunden liefern. Doch 
führten die Sünfte gegen dieſe „Pfufher” einen heißen Kampf. Serner er. 
jhwerten die Sünfte die Meijterprüfung, verlängerten die Ausbildung unnötig, 
verlangten für die Aufnahme in die Sunft Zojtfpielige Meijterjtüde oder die 
Sahlung großer Summen. Diele Gejellen konnten die Mittel dafür nicht aufe 
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bringen und mußten lebenslänglid, einem Stand angehören, der nur als Durd)- 
gangsitufe geeignet und beredtigt war. Die Sünfte erlajjen aud; genaue Vor— 
fhriften über die tehnijche Handhabung des Gewerbebetriebes, und damit hems 
men fie die Nutbarmahung neuer Erfindungen, einen Sortichritt der Technik, 
die Derbejferung der Arbeitsweife. Das alles hat dazu beigetragen, das Handwerk 
zu jhädigen, in einer Seit, in der es ohnehin ſchwer genug um feinen Bejtand 
zu ringen hatte, und es zu Boden zu werfen, als eine neue, höhere Betriebs- 
form die Dorherrfchaft erlangte. Aus dem Gefellenftand entwidelt ji} dadurd 
der Arbeiterjtand. Die Gefellen verlangten nad} Rechten innerhalb der Sunft- 
ordnung, die fie früher nicht befeffen hatten, nad; höherem Lohn, dem Redjt 
zu heiraten. Sie ſchloſſen fid} zu Dereinen (Geſellſchaften) zufammen, und tro& 
des Derbots jolher Sufammenjhlüffe Tommt es fhon vom 16. Jahrhundert an 
zu Streitigfeiten mit den Meiftern und zu Arbeitseinftellungen. 

Srühzeitig find die Mißſtände, die fi im Zunftweſen ausbildeten, 
durd) die Staatsgewalt erkannt worden. Schon vom 16. Jahrhundert an 
haben die Sürften ji bemüht, die Macht der Sünfte durch Tandesherr- 
liche Derorönungen einzufhränten. Meijt gelingt es ihnen wenigitens, 
eine Unterfheidung zwifhen zünftigen und unzünftigen bewerben ein- 
zuführen, wodurd die letzteren immerhin von den zünftlerifhen Beſchrän— 
tungen frei blieben. Nur dadurch it es zu erklären, daß gegen Ende des 
18. und Beginn des 19. Jahrhunderts überhaupt Anfänge einer groß» 
induftriellen Entwidlung einfeßen. 

Die endgültige Befreiung des Gewerbes von günftleriihen Feſſeln ge— 
lingt erjt mit dem Sieg der freiheitlichen Ideen im Wirtſchaftsleben (vgl. 
5.24). In Preußen wurde die Macht der Sünfte durd das Geje über 
die Gewerbefreiheit unter dem Einfluß Hardenbergs 1810 aufgehoben. 
Die Sünfte durften zwar als freie Dereine fortbeftehen, fonnten aber 
niemand an der Ausübung eines Gewerbes hindern. Der Betrieb eines 
Gewerbes war nit mehr an die Ablegung einer Prüfung oder Erlan- 
gung einer Erlaubnis gebunden. Im übrigen Deutfchland blieb die Zunft— 
verfaſſung noch bis in die fechziger Jahre in Geltung. 

Der Siegeszug der Technik unterwühlte bis dahin das Handwerk durch 
die aufflommende Großinduftrie. Ein Staat nad dem anderen erfannte 
die Hinfälligkeit aller Derfuche, fünftlih eine Betriebsform zu erhalten, 
die fich für beitimmte Gewerbezweige überlebt hatte, und führte die 
Gewerbefreiheit ein. Bei der Errichtung des Tlorddeutichen Bundes wurde 
dann auf diefer Grundlage die Gefeßgebung vereinheitliht. Das Hand- 
werk wurde durd die Großinduftrie ſchwer bedrängt, die zum Teil bil- 
ligere oder beffere Erzeugniffe liefern Tonnte. Auch ift dem Verbraucher der 
Einkauf fertiger Waren oft angenehmer als die Bejtellung beim Hand: 
werfer. Einzelne Handwerfe wurden dadurd völlig Iahmgelegt. Sie gin- 
gen in Sabrifbetriebe über (Seifenjiederei, Gerberei, Weberei). Andere 
wurden zu Injtandfegungs- und Andringungsgewerben oder zu Hilfsgewer- 
ben großinduftrieller Betriebe (Schlofferei, Tiſchlerei, Uhrmachergewerbe). 
Unverfehrt hält ji) das Handwerk nur, wo es Dienfte perfönliher Art zu 
feiiten hat: das Srifeurgemwerbe, die feine Maßjchneiderei, die orthopä- 
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diſche Werkitatt. Ein Teil der Handwerker, die fähigjten, jteigen bei 
diefer Entwidlung zu Unternehmern auf. Andere finten in die Schicht 
der Induftriearbeiter oder werden unjelbitändige, in Großbetrieben be- 
Ihäftigte Cohnhandwerfer. Nur ein Teil der Inhaber felbjtändiger Klein- 
betriebe konnte fi halten. 

Den nicht verftummenden Klagen des Handwerks verjudtder 
Staat abzuhelfen: zuerit durch Rüdkehr zur Swangsorganifation für 
einzelne Handwerke nah den Erihütterungen des Jahres 1848. Später 
wurden Beftimmungen erlafjen, wonach durd; Mehrheitsbejhluß der Hand» 
werter eines Gewerbes eine Swangsinnung eingeführt werden kann. 

Do jind die Befugnijfe diefer Innungen ſehr bejhräntt. Sie dürfen nicht 
die Ausübung bes Gewerbes von einem Befähigungsnahteis, einer Prüfung 
abhängig machen, aud nicht die Warenpreife feitfegen oder die Annahme von 
Kunden beſchränken. Sie haben nur die Pflicht, das Lehrlingswejen zu vegeln, 
Schiedsgerichte zu ſchaffen und das Recht, für das Herbergsmwefe, den Alrbeits- 
nachweis, den fahlihen Unterriht Sorge zu tragen und Prüfungen zu vers 
anftalten. Nur das Recht der Lehrlingsausbildung ift wieder an den Nachweis 
einer Sadausbildung und die Erlangung des Meiftertitels durch Ablegung 
einer Prüfung geknüpft. (Gefeg über den kleinen Befähigungsnadweis.) Damit 
joll der Ausnugung von Lehrlingen entgegengewirtt werden. Dieje Bejtimmun- 
gen gelten in gleicher Weife für Männer und Srauen. Daher legen auch die 
weiblihen Handwerker (Schneiderinnen, Photographinnen) häufig die Meijter- 
prüfung ab. 

Um eine Stelle zu jhaffen, von der die Angelegenheiten des Handwerfs 
verwaltet, beurteilt und Dorfchläge zur gefeglihen Regelung begutachtet 
werden Zönnen, hat der Staat die Handwerker in Handwerfstammern 
zufammengefaßt. Mit den Schugbeftrebungen des Staates gehen Derjuche 
der Gemeinden und Bejtrebungen der Selbithilfe Hand in Hand. Man 
verfuht, das Handwerk durch Errihtung von Fach- und Sortbildungs- 
ſchulen, durch Dolksbanfen, die billigen Vorſchuß gewähren, durch Suleitung 
eleftrifher Kraft in die Kleinbetriebe der Handwerker zu fördern. Be— 
fonderer Erwähnung bedürfen die Handwerfer-Genojfenjhaften, 
deren Derdienft vor allem darin liegt, die Handwerker wieder auf den 
Gedanken der Selbithilfe verwiefen zu haben. Sie wurden durd einen 
feeifinnigen Politiker, Shulze aus Delitzſch, im Jahre 1849 als „Rohitoff- 
affoziationen” begründet, die durch gemeinſamen Einkauf guter, billiger 
Rohftoffe die Handwerker gegenüber der Großinduftrie fähiger zum Wett- 
bewerb machen follten. Später fnüpfen ſich Kreditgenoffenfhaften an. Eine 
neue Anregung erhielt das Genoſſenſchaftsweſen während des Krieges, da 
Lieferungsverbände auf genoffenfhaftliher Grundlage zur Übernahme 
von Militäraufträgen teils unter Mitwirkung der Innungen gejhaffen 
wurden. 


2. Gewerbefreiheit und Großindujtrie 


Wenn fid) die Dertreter des Handwerks niemals mit der freiheitlichen 
Wirtjaftsgefeßgebung befreundet haben und immer wieder nad) den 
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Bindungen und Ordnungen der alten Zeit zurüdverlangten, fo haben die 
großinduftriellen Unternehmer den außerordentliden Aufſchwung der In- 
duftrie zum Teil der liberalen Wirtfhaftsära zu danken. Der Grundjak 
der Gewerbefreiheit, der fih im 19. Jahrhundert überall durd- 
feßte und der für das Deutſche Reid bei feiner Gründung aus der Ge— 
werbeorönung des Norddeutſchen Bundes übernommen wurde, enthält 
zwei wejentlihe Gedanken: Steiheit der Berufswahl und Freiheit des 
Arbeitsvertrages. Berufsfreiheit bedeutet, daß der Betrieb eines Gewer— 
bes jedermann geftattet ift. Auch das Gefchleht begründet in bezug auf 
die Befugnis zum felbjtändigen Betrieb eines Gewerbes feinen Unter- 
ſchied. Nur für vereinzelte Berufe find bejondere Einſchränkungen der 
freien Berufsausübung vorgefehen. Unter Dertragsfreiheit iſt zu ver- 
jtehen, daß jeder Unternehmer eine beliebige Anzahl von Arbeitern an- 
ftellen und mit ihnen beliebige Derträge fließen darf. Diefe Bejtimmung 
ift allerdings im Laufe der lebten Jahrzehnte wieder mehr und mehr 
durdy Ausnahmen abgeändert worden, fo daß die Dertragsfreiheit bedeu- 
tungslos wird. Auf Grund diefer Beſtimmungen konnte die Großinduftrie 
ihren Siegeszug antreten und eine ftets wachſende Sahl von Berufstätigen 
an fi) ziehen (vgl. S. 26). 

Don 1000 Berufstätigen gehören 372 den gewerblichen Berufen an. Elf Mil« 
lionen Menjhen find mit der Derarbeitung von Rohftoffen beſchäftigt. 


Die Gründe für diefe ftarfe Dermehrung der Gewerbetreibenden find 
mannigfaher Art. Einmal haben die Bedürfniffe jih in allen Kreifen 
der Bevölkerung mit dem zunehmenden Wohljtand gejteigert, und eine be— 
haglihere Lebenshaltung äußert fi meijt in einem verhältnismäßig 
tärferen Bedarfan gewerblidhen als an landwirtfhaftliden Er- 
zeugniſſen. 

Das Nahrungsbedürfnis iſt nicht derſelben Ausdehnung fähig wie das Be— 
dürfnis nach Wohnung, Möbeln, Kleidung, Schmuck; nach Gegenſtänden, die nur 
zum geringſten Teil durch landwirtſchaftliche Arbeit, zum größeren durch gewerb⸗ 
liche Tätigkeit erzeugt werden. 


Andere gewerbliche Betriebe haben fih auf Koſten der häuslichen 
Tätigfeit entwidelt. Die Strumpf» und Wirkwarenherſtellung hat nicht 
das Handwerk eingeengt, fondern Arbeiten übernommen, die früher im Haufe 
verrichtet wurden. Die Konfervenherjtellung, auch die Anfertigung von Klei— 
dern und Wäſche ift in weiten Umfang aus dem Baus in den ‚Großbetrieb 
verlegt worden. 


Weiterhin ijt die Ausdehnung der Indujtrie dadurch bedingt, daß das 
deutjhe Volk die ihm fehlenden Rohjtoffe während der letzten Jahrzehnte 
durd; die Ausfuhr von gewerblihen Erzeugniffen bezahlte, 
Schließlid) it fie auch darauf zurüdzuführen, daß Wiffenfhaft und 
Technik uns gelehrt haben, bei der Heritellung von Gütern organiſche 
Stoffe durch anorganische zu erfegen. Wir verwenden beim Bau von Häu- 
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fern und Brüden vielfah Eifen, wo früher Hol gebraudt wurde. Wir 
gewinnen Sarbitoffe aus Teer anjtatt aus Pflanzen. 

Die Ausdehnung der gewerblichen Arbeit geht Band in Hand mit der 
Entwidlung der neuen Betriebsform der großinduftriellen Unternehmung 
(vgl. S.14 u, 25). Bedeutfame techniſche Erfindungen führen die Um— 
wandlung der gewerblichen Arbeitsweife jeit der Mitte des 18. Jahrhun- 
derts herbei. In England wurde die mechaniſche Spinnmafchine erfunden. 
Die mit mehanifhen Triebfräften verjehene Arbeitsmafchire erzeugt mehr, 
ihneller und deshalb billiger als der alte Handwerksbetrieb. Sie erjegt 
Musfelfraft und vielfad) auch das Können des Arbeiters. Auf der Spinn- 
majchine, die, zuerit mit Wafferfräften getrieben, meift in Gebirgs- 
tälern in alten Mühlen aufgeftellt wurde, fonnten zu gleicher Seit 20 
bis 100 Fäden gefponnen werden. Noch ftärler wurde die Wirkung durd) 
Derwendung von Dampf und Elektrizität. Moderne Spinnmaſchinen [pin- 
nen bis 3u 1000 Fäden und brauchen nur eine Arbeitskraft zur Bedienung. 
Eine ähnliche Entwicklung maden faſt alle Induftrien durch. Überall wird 
mechaniſche Kraft: und Werkzeugmaſchine zu einer Quelle vermehrter 
Erzeugung. Die Nähmafchine liefert bei Motorantrieb 1200 bis 1500 
Stiche in der Minute, bei Handbetrieb höchſtens 700—800. Eine Schnell- 
drudpreffe bringt 1000 Abdrude in der Stunde hervor, eine Rotations- 
majdine bis 3u 20000. Durch die Dermittlung der Dampffraft vermag 
ein Kilogramm Steintohle die Tagesarbeit eines Träftigen Mannes zu 
leiſten. 

In engem Sufammenhang ſteht dieſe Entwicklung mit der Derbej- 
ferung der Derfehrsmittel. Don denfelben techniſchen Errungen- 
Ichaften getragen, wird Eifenbahn und Dampffdiff zugleich die Doraus- 
jegung der großinduftriellen Entwidlung. Denn ohne die modernen Der- 
tehrsmittel konnte die Großunternehmung nicht entjtehen, die für ihre 
Erzeugniffe über den örtlichen Abſatz hinaus den nationalen und internatio- 
nalen Markt ſuchen mußte (vgl. 5.58). 

Eine weitere Dorausfegung diefer Entwidlung war dadurch gegeben, 
daß Deutſchland reih an Bodenſchätzen ift, an Kohlen: und Erzlagern, 
die für den Sabrikbetrieb (Dampffeffelheizung), Mafchinenanlagen un- 
entbehrlidy find. Gegenden, in denen Kohlen- und Erzlager vorhanden 
find, bezeichnet man als natürliche Standorte der Induftrie. 

Die Hebung der Bodenſchätze gefhieht durch den Bergbau. Seine wejent- 
lihen Erzeugniffe find Erze (Mineralien, deren Metallgehalt nugbar gemacht 
wird), Salze (Genußmittel und Grundftoffe für hemifche Induftrien), Koh: 
len (Heizſtoff), Erdöl (mineralifhe Kraftquelle und Grundftoff chemiſcher 
Induſtrien, befonders Sarben, Medikamente). 

Deutſchland war bis zum Krieg das eiſenreichſte Land Europas. In Kohle 
jtand Deutfchland gleichfalls allen europäiſchen Ländern voran. Eine be- 
fondere Bedeutung für das wirtfhaftlihe Leben haben die Kaliſalze ge- 
wonnen, deren größte Lager ſich in Nord- und Mitteldeutfchland befinden. 
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Deutſchland bejaß bis zum Sriedensfhluß auf diefem Gebiet ein Weltmono- 
pol. Auch mit Zink ftand Deutjchland an der Spige der europäiſchen Sörde- 
rung. Mit Blei und Arfen war es in der Lage, feinen Bedarf zu deden. 

mit Hilfe der hochentwidelten Technik und Wiffenfhaft werden 
dieſe Bodenſchätze erfolgreich verwertet. Die natürlichen günftigen Umftände 
in Derbindung mit der deutſchen Wiffenfhaft und den organifatorifhen 
Gaben des deutſchen Volkes führten zur Entwidlung der großinduftriellen 
Unternehmung. 

Diefe beruht ferner auf der Ausbildung des Hreditwefens. Geld 
wird für bejtimmte Swede — die Dergrößerung oder den Betrieb einer 
Unternehmung — gegen das Derjprehen der Rüdzahlung und gegen Sins 
verliehen. Auf diefe Weije wird die Derwendung erhebliher Kapitalien in 
einzelnen Unternehmungen ermögliht. Das Geld, das bis dahin haupt- 
fählih ein Mittel zur Aufbewahrung von Werten, Taufch- und Zahlungs- 
mittel war, wird zum Kapital. Die kapitaliſtiſche Wirtfchaft entjteht. Der 
fapitaliftiiche Geiſt entwidelt ſich (S.26). 

Die auf diefe Weife entftandene Tapitalijtifhe Unternehmung ijt eine 
Sorm der Produktion, die im Hinblid auf die Erzielung eines Gewinnes 
arbeitet. Die Aufgabe des Unternehmers für die Volkswirtſchaft beſteht 
darin, daß er den Anjtoß zur Herftellung von Gegenjtänden gibt, fie ord- 
net und regelt, Rohjtoffe einkauft, Arbeiter mit ihrer Derarbeitung be- 
auftragt, daß er dann einen Markt für diefe Waren fucht, Er trägt das 
Rififo und erntet den Gewinn (vgl. S. 14 u. 26). Er läßt gleichartige 
Mafjenerzeugniffe herftellen, bejchäftigt eine größere Zahl von Arbeitern, 
die nicht, wie ehedem Lehrlinge und Gefellen, zur Selbftändigkeit aufrüden, 
jondern Iebenslänglih abhängig bleiben. Die moderne Arbeiterflaffe ent- 
iteht. 

Der erjte Schritt in diefer Entwidlung wird von Kapitalbefigern oder 
Kaufleuten gemacht, die die Überſchüſſe bäuerlihen Hausfleiges auflaufen 
oder die freie Arbeitskraft der Bauern in entlegenen Gegenden für die 
Beritellung bejtimmter Waren nutzbar maden. Bald fauft der Unter- 
nehmer aud die Rohftoffe, mandmal fogar das Werkzeug. Der Arbeiter 
gibt dann nur feine Arbeit und erhält dafür feinen Lohn. Es entjteht die 
Bausinduftrie oder Derlagsinduftrie als erſte Sorm der Großinduftrie 
(Spinnerei, Weberei ujw.). Sie bejhäftigt die Arbeiter in ihrer eigenen 
Wohnung. In der Hand der Unternehmer — man nennt fie Derleger — 
Tiegt die faufmännifche Anordnung der Erzeugung. Allmählich entiteht aus 
diefen Hausinduftrien die arbeitsteilige Maffenhertellung in Manufattur 
und Fabrik. 


In der Manufaltur und Fabrik beſchäftigt der Unternehmer die Ar 
beiter in Räumen, die er zur Derfügung jtellt und in denen er die gleihmäßige 
Herſtellung ihrer Erzeugnijfe überwahen kann. Mit der Seit entwidelt fi eine 
weitere Arbeitsteilung, derart, daß jeder Arbeiter nicht mehr einen ganzen 
Gegenjtand, fondern nur nod; einzelne Teile herjtellt beitimmte Derrihtungen 
übernimmt. Die bis ins Eingelne ausgebildete Arbeitszerlegung einerfeits, die 
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Anwendung von mehanifhen Triebkräften, die Nutzbarmachung der neuen Technit 
anderfeits ift das eigentlihe Merkmal der modernen Sabrik. 

Mit dem Ausdrud Fabrik bezeichnet man eine Betriebsform, bei der die 
Unternehmer in den eigenen Räumen eine größere Zahl von Arbeitern unter 
Anwendung von Mafchinen zu einer Körperfchaft vereinigen, die gemeinjam, 
aber in arbeitsteiliger Weiſe Güter herjtellt, während die Herjtellungsweije Tauf- 
männiſch geleitet wird. 

Mit dem Entitehen der Sabriken trat zunächſt die Hausindujtrie ſtark zurüd, 
und viele Arbeitskräfte wurden brotlos. (Die Weber!) Soweit die Hausindu- 
ſtriellen noch Befhäftigung fanden, wurde ihr Lohn gedrüdt. Der Unternehmer 
zahlte ihnen nit mehr, als die gleiche Arbeit bei Herjtellung durch die Ma— 
ſchine fojtete. In dem vergeblihen Kampf gegen die Maſchine wurde die Haus» 
induftrie zu einer Ausbeutung, zum „Schwitzſyſtem“, das Schweiß, Blut und 
Leben aus den Arbeitern herauspreßte, Sie verdoppelten ihre Arbeitszeit, aber 
der Lohn ſank weiter. Der Wochenlohn eines englijhen Handivebers betrug 1795 
noch 39 sh, 1800 etwa 20 sh und 1805 nur noch 10 sh. Auch in den Sabrifen 
ging es zunädft den Arbeitern nicht befjer. Ihr Wert ſchien durch die großs 
indujtrielle Arbeitsform, durch Maſchine und Arbeitszerlegung, durch die Mög- 
lichleit der Derwendung ungelernter, muskelſchwacher Kräfte auf ein Geringes 
herabgefegt. Der Öegenfag der Interefjen zwijhen Unternehmer und Arbeiter 
ſchien bewiefen zu fein. Der Kampf der Arbeiterklaffe gegen die Herrenſchicht 
begann, der in der Gegenwart zum Austrag gebraht wird. (Vgl. S. 150ff.) 


Unterdeffen aber bringt die großinduftrielle Arbeitsweife eine Steige- 
rung der Erzeugniffe, die das Bild des gefamten Wirtſchaftslebens 
umwandelte. Eine Seit fat ununterbrodenen induftriellen Aufſchwungs 
jeßte ein. Der Wohlitand des Landes vermehrte ſich, und alle Kreife der 
Bevölferung nahmen an der reidheren Bedürfnisbefriedigung — wenn 
auch in ſehr ungleiger Weife — teil. Das ijt in erjter Linie auf die 
größere Ergiebigkeit des großinduftriellen Betriebes zurüdzuführen. 

Adam Smith hat den Beweis für die größere Ergiebigkeit durd die Arbeits» 
zerlegung im Großbetrieb an einem feitdem berühmt gewordenen Beijpiel aus der 
Stednadelherjtellung gegeben. Während ein einzelner Arbeiter kaum imjtande 
wäre, 20 Stüd Nadeln am Tage anzufertigen, wenn er das Erz dafür ſelbſt jchmel- 
zen und herrichten müßte, kann er auf Grund einer Arbeitszerlegung, welche die 
Herjtellung einer Stednadel in achtzehn verſchiedene Handgriffe zerlegt, 4800 Na» 
deln am Tage fertigitellen. 


Die 3erlegung der Arbeit in ihre einfachſten Bejtandteile erleichtert aber 
wiederum die Anwendung von Maſchinen, fo daß eine Reihe von Kräften wirk— 
fam wurden und ſich gegenfeitig förderten. Deshalb können die in der Groß— 
induftrie hergejtellten Waren zu einem billigeren Preife geliefert werden. 


In derjelben Richtung, wie die Serlegung der Arbeit in Handgriffe, 
die zum Lebensberuf werden, wirft aud) das Sufammenarbeiten von Men— 
hen, die durch nichts als durch wirtjhaftlihe Swede, durch die Hoff: 
nung auf Gewinn einerfeits, duch den Zwang, für den Unterhalt zu 
arbeiten, anderjeits, zufammengehalten werden. Der Samilienbetrieb 
nahm auf ſchwache Mitglieder Rüdjiht. Der Handwerker muß vielerlei 
Aufgaben erfüllen, ob er beffer oder ſchlechter für die einzelnen geeignet 
ift. Die Großinduftrie, die moderne Unternehmung übt einen Ausleje- 
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prozeß. Sie zieht jeden zu der Derrichtung heran, für die er am beiten 
geeignet und geübt ilt. Sie treibt ihn zur möglichſten Anfpannung feiner 
Kräfte. Weil fie nur wirtjhaftlihen Sweden dient, kann fie fich dieſen 
am beiten anpafjen, kann fie diefe am beiten erfüllen, 

Mit der Derbilligung der Waren konnten viele Güter in den Maſſen— 
verbraud; übergehen, die früher nur einer Oberſchicht zugänglich waren. 
Maffenbedürfniffe wurden erzeugt. Die Heritellung von Maffen gleid)- 
artiger Waren für einen Maſſenabſatz und für den Maffenverbraud 
drüdt dem gewerblichen Leben unferer Seit den Stempel auf. 


3. Neue Unternehmungsformen. 


Der freie Wettbewerb, der Urſache oder Dorausfekung der induftriellen 
Entwidlung und der Dermehrung des gefellfhaftlihen Reihtums war, 
brachte zugleid; die Schäden und Gefahren mit fi, die das ganze Syſtem 
von innen heraus zerſetzten und neue Bedingungen und Ordnungen herbei— 
führten. Der freie Arbeitsvertrag hatte nicht nur alte Hörigkeits- und 
Swangsverhältniffe, fondern auch patriardhaliihe Beziehungen und Der- 
pflidtungen befeitigt. Das freie Spiel der Kräfte drüdte den Schwachen 
beifeite und machte ihn zu einem Opfer des neuen Syitems. Es zeigte ſich 
bald, daß der Staat der Sreiheit zwiſchen zwei ungleichen Parteien Schran- 
fen fegen mußte. Die Arbeiterfhußgejeßgebung, die Sozialpolitif ſetzt 
ein (vgl. $.180ff.). 

Die Arbeiter ihrerfeits ſuchten nah Mitteln der Abhilfe und fanden 
fie in dem gewertjhaftliden FZuſammenſchluß, der eine Derbefje- 
rung ihrer Lage durch einen gemeinfamen Dertragsihluß aller Arbeiter 
eines Betriebes oder Gewerbes anjtrebte, Es folgten Gegengründungen 
der Unternehmer, die Arbeitgeberverbände, bis nad) heftigen Ar- 
beitstämpfen (Streifs, Ausfperrungen) beide Parteien die Dorteile eines 
Einigungsverfahrens einjahen und mehr und mehr zum Abſchluß von 
Tarifverträgen und zur Einfegung von Schlihtungsausihüffen übergin- 
gen. Einen friedlihen Abſchluß fhien diefe Bewegung unmittelbar vor 
der Revolution durd die Gründung fogenannter „Arbeitsgemeinjchaften” 
zu finden, bei der beide Teile die Berechtigung ihrer Organifation gegen: 
feitig anerfennen und fie zur gemeinfanen Regelung des Wirtjchaftslebens 
einjeten. Gleichzeitig entwidelt fid) die politifhe Arbeiterbemwe- 
gung in der fozialdemofratifchen Partei, die nad) Befeitigung der kapi— 
taliftiihen Wirtfhaftsweife, nad Aufhebung des Privateigentums an den 
Droduftionsmitteln ftrebt. Diefe Gedanken verdichten fi feit der Re- 
volution in der Sorderung der Sozialijierung einerfeits, in dem Räte» 
gedanten anderjeits. Das Betriebsrätegefeß (1920) fichert den Arbeitern 
gewiſſe Rechte in bezug auf Wahrung ihrer wirtfhaftlihen Intereffen im 
Betrieb (vgl. S.159ff). 

Die Entfeffelung des freien Wettbewerbs zeitigt aber niht nur Schäden 
für die Arbeiterflaffe, fondern fie führt aud) zu einem Kampf der 
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Unternehmer untereinander, der fhließlih neue Unterneh- 
mungsformen herorbringt. 

Zunächſt bringt die Überlegenheit des größeren Betriebes über den kleineren 
ein Streben nad jo ftarker Ausdehnung der einzelnen Unternehmungen hers 
vor, daß die Einzelperjönlichkeit weder den ganzen Arbeitsgang überjehen und 
leiten, no} in der Regel die dafür nötigen Kapitalien allein aufbringen kann. 
In den Riefenunternehmungen eines Stumm, Krupp, Stinnes, Borfig werden 
Sehntaufende von Arbeitern befhäftigt. In der Hand der Leitung vereinigt 
fih eine Macht, die nur mit der eines abfoluten Herrſchers zu vergleichen ift. 
Aber die Größe des Betriebes macht es für den einzelnen unmöglich, alle Sweige 
des Unternehmens zu überjehen. Er muß ſich ein Syſtem von Stellvertretern 
ſchaffen, Direktoren, Abteilungsleiter, Taufmännifhe und technifche Mitarbeiter 
anjtellen und die Leitung und die Aufgaben verteilen. In den großen Unter- 
nehmen fennt der Inhaber feine Arbeiter nicht mehr. 

Die Entwidlung führt aber weiter dazu, aud die Leitung des Unter- 
nehmens von der Einzelperfönlichkeit ganz loszulöfen. Neben die Einzel- 
unternehmung tritt die Gefellfhaftsunternehmung. 

Die Gejellihafter leihen Kapital für eine Unternehmung und find an Gewinn 
und Derlujt beteiligt. Für ihre Einlagen erhalten fie einen Anteil am Gejhäft 
(Aktien) und erhalten dem Geſchäftsgang entjprechend eine Derzinjung (Divis 
dende). Die Aktien find veräußerlih. Eine Aktiengeſellſchaft hat aljo nicht 
einen, fondern viele, häufig wecfelnde Befiger, die meijt von der Leitung des 
Unternehmens nichts veritehen. Sie übertragen die Leitung daher einem Di« 
teftor, der bezahlter Beamter ift und an dem Erfolg des Unternehmens meiſt 
duch einen Gewinnanteil interejjiert if. 

Troßdem die einzelne Unternehmung in Form der Aftiengejellihaft 
große Kapitalien anhäufen und einen Riefenumfang annehmen fann, be= 
deutet das Nebeneinander mehrerer oder vieler Betriebe der gleichen 
Art eine gegenfeitige Schädigung, folange der freie Wettbewerb bejteht. 
Die Unternehmungen müffen ji) im Preife unterbieten, um ſich Aufs 
träge zu ſichern. Das zwingt fie zu fortdauernden Derfuchen, ihre Technik 
zu verbeffern, zu Eoftfpieligen Neuerungen, zur Ausfhaltung von Ma- 
ſchinen, die noch nit abgenußt find. Es feht den Gewinn herab. 

Wie die Unternehmer im Kampf gegen die Arbeiter zu gemeinfamem 
Vorgehen in den Arbeitgeberverbänden gelangen, fo entjteht aud aus der 
Not des Wettbewerbs ein neues Gebilde. Sie finden fi zur gemein- 
famen Regelung der Produktion, ur Dereinbarung über Preis, Produf- 
tionsumfang, Abjabgebiet in Kartellen, Ringen, Snndifaten, 
Trufts zufammen. Das 3iel all diefer Dereinigungen ijt die ausſchließ⸗ 
liche Beherrſchung des Marktes. 

Die Entſtehung eines Kartells erfolgt, ſobald die Unternehmer erkennen, 
daß durch das gegenfeitige Unterbieten der Gewinn gefährdet it. Die Konkurs 
tenten treten zufammen und verabreden fi, einen bejtimmten Mindeſtpreis für 
ihre Waren (Kohlen, Petroleum, Kali, Stahl) einzuhalten. (Preiskonvention.) 
Sie hinterlegen jeder eine Summe, die als Konventionalftrafe bei Derlegung der 
Verabredung eingezogen werden kann. Sie fegen Auffichtsinftanzen ein. Um⸗ 
faffen die Tartellierten Unternehmer annähernd das ganze Gewerbe, jo können 
fie den Preis beliebig hoc anfegen. Denn die Derbraucher find von ihnen ab⸗ 


hängig. 
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Bald zeigt fid jedoch, daß die Preisfeitfegung nicht genügt, um einen hohen 
Gewinn zu fihern. Denn wenn jedes Werk feine Erzeugung beliebig fteigert, 
jo bleibt die Nachfrage leicht Hinter dem Angebot zurüd. Die Kartellmitglieder 
erzielen zwar die fejtgejegten Preife, aber nur bei einem Teil ihrer Waren. 
Der übrige bleibt unverfäuflich und beeinträhtigt den Gewinn oder zwingt das 
Kartell zur Preisherabjegung. Die Kartellmitglieder entfhliegen fih nun, die 
Erzeugung dem Bedarf anzupafjen. Sie bejtimmen die Menge der Güter, die 
das einzelne Werk im Jahre herjtellen darf nah einem Schlüffel, der im Ders 
hältnis zum Umfang der einzelnen Unternehmungen ſteht. (Produktionsbeſchrän— 
fung.) Indem fie das Angebot künſtlich niedrig halten, erzeugen fie einmal die 
Bereitwilligfeit des Publikums, hohe Preife zu zahlen, fichern fich anderjeits 
volljtändigen Abjag. Sie verdienen dadurd, bei verringerter Produktion mehr 
als bei unbeſchränkter. 

Es jtellt ji} aber weiter heraus, daß bei fejtgelegter Herjtellungsmenge der 
Wettbewerb um die Kunden fowohl jinnlos wie unwirtſchaftlich ift, und daß eine 
Regelung des Abſatzes überflüffige Srahtausgaben vermeidbar machen würde. 
Man verwandelt das Auffichtsbureau bald in eine Sentraljtelle, an die alle Auf- 
träge zu richten find und die die Beftellungen an das nächſtgelegene Wert weiter- 
gibt, Die einzelne Unternehmung ift nur nod Lieferant für die Kartelleitung 
nad} fejtgefegter Menge und zu feitgejegtem Preis. Auf die Höhe des Gewinns 
kann fie nur noch durch die Art der Herjtellung, durch den Einkauf der Rohjtoffe, 
die Wahl der Maſchinen Einfluß ausüben. 

Gerade dieſe Tatjache führt aber zu weiteren Heubildungen. Um ſich billige 
Rohjtoffe zu jihern, gliedern einzelne Unternehmungen ji} Werke an oder vere 
fchmelzen ſich mit Werfen, die ihnen die Rohjtoffe oder die Halbfabrikate liefern. 
(Truft, Sufion.) Heben die horizontale tritt die vertifale Dereinigung der Ins 
duftrie. (Dereinigung von Eifenhütten mit Kohlens oder Erzgruben, Mafcinen- 
fabrifen mit Eifen- und Stahlwerken, Waldbefig mit Sellulofe-Papierfabrit und 
Seitungsbetrieb.) Auf dieſe Weife fliegt den Unternehmern nit nur der Ger 
winn der verfchiedenen Werke zu, fondern aud der des Swilchenhandels. Sie wer: 
den aud von der Preisbildung in den Induftrien der Rohſtoff- und Halbfabrifate 
unabhängig und haben feine Befhaffungsfchwierigfeiten. 

Entjteht eine ſolche Derjchmelzung, die tatfählic ein Gewerbe beherricht, fo 
nennt man diefes Unternehmen „Truſt“. Es kann zujtande kommen, indem die 
in Wettbewerb jtehenden Unternehmungen aufgefauft oder durch zeitweiliges 
Unterbieten zahlungsunfähig gemadjt werden. Sind alle Unternehmungen unter 
einer Leitung vereinigt, legt man die veralteten Werke ftill und läßt nur in den 
techniſch vollkommenen Unternehmungen arbeiten, um auf diefe Weife die Her- 
jtellungsfoften niedrig zu halten. Kartelle wie Trufts find am bejten in den In— 
duftrien zu verwirklichen, die ihrer Hatur nach monopolartige Bildungen erleid}- 
tern, weil fie von der Derfügung über feltene Rohftoffe abhängen (Kohle, Stahl, 
Eijen, Kali, Petroleum, Kupfer), alſo in den Induftrien der Halbfabrifate oder in 
der Rohjtoffgewinnung. Bei der Herjtellung der Sertigfabrifate (Kleider, Möbel, 
Schmud) dagegen ift eine Sufammenfaffung, die den Wettbewerb ausichaltet, 
ſchwer zu bewerfitelligen. 

Die befanntejten Betriebsvereinigungen find der Stahltruft und der Pe 
troleumtruft in den Dereinigten Staaten von Hordamerifa. In Deutfchland das 
theinifcheweitfälifhe Kohlenjgndifat, der Stahliverfsverband, das Kalifyndifat 
und als truftartige Unternehmungen die Allgemeinen Eleftrizitätswerfe und die 
Metallgefellfchaft. 

Dieſe Entwidlung ift allerdings nur in Ländern möglich gewefen, 
die wie Deutjhland und Amerika ihre Induftrien dur Einfuhrzölle vor 


ausländiihem Wettbewerb ſchützen. Das hat es unter Umftänden fogar 
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möglich gemadt, die Preife im Inland hoch zu halten und die gleichen 
Waren im Ausland niedriger zu verkaufen, um damit einen ausländifchen 
Markt zu erobern. Diefe Praftit (dumping = unlauterer Wettbewerb 
genannt) kann nit mehr als Mittel wirtfhaftlihen Wettbewerbs, ſon⸗ 
dern muß als Waffe eines Wirtfchaftstrieges bezeichnet werden. 

Die Kartellbildungen find für die Volkswirtſchaft von weittragendfter 
Bedeutung. Sie fihern niht nur dem Unternehmer den Gewinn, fondern 
fie bewahren die Dollswirtfchaft vor Krijen, vor Seiten der Arbeitslofig- 
feit, weil fie den Bedarf überfehen und ihm die Herftellung von Gütern an- 
paſſen Tönnen. Sie find daher — trog der Gefahren, die fie durch die Be- 
herrihung der Preije für die Käufer mit fi) bringen — eine höhere Sorm 
der Doltswirtfhaft als das Syſtem des freien Wettbewerbs. Sie über- 
winden eine ungeordnete Produktion dur eine Art Planwirtjhaft. 
Sie find ihrem Weſen nad) feine Swangsbildungen, aber auch nicht mehr 
Glieder einer „freien Wirtſchaft“, fondern Anfänge einer „Durchorganiſie— 
rung der Wirtfhaft”, einer organiſch geftalteten Wirtſchaft, in der die her— 
ftellung der Güter planmäßig dem Bedarf angepaßt und in der techniſch 
vollfommenften Weife betrieben wird. Sie bereiten dadurch die Wege für 
eine Übernahme großer Wirtjchaftszweige in die Derwaltung der Geſamtheit. 

Während des Krieges find ähnliche Gebilde durdy die Regierung ge— 
Ihaffen worden, um die vorhandenen Rohftoffe zu erfafjen und planmäßig 
für die Bedürfniffe des Heeres und der Bevölkerung zu verwenden: die 
Kriegstohftoffgefellfhaften. Diefe Gefellfhaften find nad Friedensſchluß 
wieder aufgelöft wurden, weil fie ſich dem freien Handel gegenüber nicht als 
leiftungsfähig bewährten. Doch ift die Srage der Planwirtjhaft nicht mehr 
aus der Erörterung verſchwunden. 

Zunächſt ift durch die Derfaffung der deutfchen Volksſtaaten ein 
Reibswirtjhaftsrat (Wirtfhaftsparlament) gefhaffen worden, in 
dem alle produftiven Berufe vertreten find, um die wirtſchaftlichen Fragen 
unabhängig von den eigentlich politifhen zu Hären und zu ihnen Stellung 
zu nehmen. Serner fieht die deutſche Derfaffung die „Dergefellihaftung 
von Naturfhägen und wirtfhaftliden Unternehmungen, Erzeugung, Der- 
teilung und Preisgeftaltung wirtfhaftlider Güter für die Gemeinwirt- 
haft” vor. Die dafür in Betradt zu ziehenden Wege find jehr verſchie— 
denartig. Unter anderem ift vorgefehen, „daß der Staat die Unterneh- 
mungen als ſolche bejtehen läßt, aber das Reich, Arbeitgeber, Arbeitnehmer 
und Derbraudier an der Derwaltung beteiligt; Erzeugung, Derteilung 
und Preisgeftaltung nad gemeinwirtfhaftlihen Grundfäßen regelt und 
nötigenfalls eine Reihe von Unternehmern zu einem Selbjtverwaltungs- 
törper zufammenfhließt”. In der Weife find bereits Kali- und Kohlen- 
bergbau durch bejondere Geſetze geregelt. 

Die zufünftige induftrielle Entwidlung Deutfhlands bedarf vollkom— 
menfter organifatorifher Geftaltung und hödjfter wirtfhaftliher Kraft- 
entfaltung. Denn durd) den Dertrag von Derfailles hat Deutſchland 
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den größten Teil feiner Erzlager verloren. In Lothringen wurden 70% 
der deutſchen Eifenerze und ein erhebliher Teil Kali gewonnen. Mit 
dem Gebiet gingen 20% der deutihen hochöfen verloren, während das 
Saargebiet 10% enthält. Im Oberelſaß lag eines der wichtigſten beut- 
ſchen Gebiete des Baumwoll- und Seidengewerbes. Das verlorene oberſchle— 
ſiſche Gebiet enthält einen der unentbehrlichiten Rohjftoffe, nämlich einen 
wefentlihen Teil der deutſchen Steinfohlenerzeugung. 

Diefe Derlufte müffen nicht nur ausgegliden, fondern die ungeheuren 
Belaftungen des Dertrages von Derfailles fönnen nur durch Arbeit be- 
glihen werden, durch möglichſte Beſchränkung der Einfuhr und durd) eine 
vielfältige Steigerung der Ausfuhr. 


4, Betriebswifjenichaft. 


Die Ordnung der Wirtjhaft, die zu einer neuen Kräfteentfaltung und 
höherer Wirtjaftlichkeit führen fol, kann nicht Sufälligfeiten überlaffen 
bleiben. Sie muß planmäßig fein und verfchtedene Wiſſenſchaften in den Dienft 
der Wirtſchaft ftellen. 

Der Bau von Maſchinen, der fhon am Schluß des 18. Jahrhunderts 
einjekte und die moderne Großinduftrie eigentlich gefchaffen hat, gab nur 
den Auftakt für die weitere Entwidlung ab. Heben den Antriebsmaſchinen 
(Motoren) werden Werkmafhinen gejhaffen, die wie eine Art Lebewejen 
wirten und höchſte Leiftungsfähigfeit hervorbringen, dabei Menihenfräfte 
freimachen. Die Hervorbringung von Werkzeugmaſchinen ift ein bejonderer 
Lehrgegenſtand an den Techniſchen Hohfhulen geworden. Das Streben nad) 
Gewinn wie die derzeitig ſchwierige Lage der Induftrie drängen zu immer 
neuen tednifhen Sortiähritten (Diefelmotoren, Ausmußung des Wajfers 
durch Taljperren, des Windes, der Sonnenwärme, ber Gezeiten des Mieeres). 
Wie die Technik, jo fördert auch die hemifche Sorfhung die Induſtrie. Es 
werden künſtlich (ſynthetiſchj Gummi, Danilfe, Elfenbein hergeftellt. Die 
Hünette wird verhüttet, in Mafjen werden Aluminium, Stahl, Sement ge= 
wonnen. Der Zuſammenhang zwiihen Geift und Wirtjhaft tritt immer 
jtärfer hervor. Wenn lange Seit die Lehre überzeugungskräftig erſchien, 
dag die Wirtfhaft alle Kultur beftimmt, jo zweifelt heute niemand mehr 
daran, dak die Einfiht und Entdedung der Gelehrten der Wirtſchaft — und 
damit dem fozialen Leben — den Stempel aufdrüdt. 

Die innere Durhorganifierung der Induſtrie ift aber noch in ganz 
anderem Sinne von der Einfiht und dem Geftaltungswillen der Menſchen 
abhängig. Wenn die Heritellung der Güter im engjten Sinne des Wortes 
wirtihaftlih geftaltet, von der Dergeudung, dem Konfkurrenzfyitem und 
der Regellofigfeit befreit werden foll, fo müfjen einheitliche Gefihtspunfte 
jih für die einzelnen Induftrien und Branden durchſetzen. Man faßt 
joldye Beftrebungen unter dem Namen „Betriebswiffenihaft" zufammen. 
Auf dieſem Gebiet find Amerikaner (Taylor, Sord) vorargegangen. Es 


Betriebswiffenfhaft 57 


maden ſich dabei befonders zwei Strömungen geltend, die in neuerer Seit 
viel erörtert und an manden Stellen angewendet werden. Die Tupifierung 
(Normalifierung) der Produftion und das Taylorſyſtem. Unter Typilierung 
verjteht man die Sorderung, in einzelnen Werfen oder in einer ganzen In- 
duftrie nur wenige Typen (Arten) von Gütern nad) einem beitimmten 
Mufter herſtellen zu laffen; alfo lauter gleihartige Schreibmaſchinen, Sahr- 
räder, Möbel oder dergleihen. Wenn überall nad) dem gleihen Plan die 
gleihen Gegenftände hergejtellt werden, jo geht das ſchneller und leichter 
vor fi, weil weniger Maſchinen gebraudt werden, feine Umftellung der 
Maſchinen auf andere Erzeugnijje oder andere Mufter nötig ift, und weil 
der Arbeiter bei der fortgefegten gleihmäßigen Arbeit zu befjeren Leijtuns- 
gen gelangt. Auch wird auf diefe Art die Herjtellung von Erjaßteilen und 
Ausbefjerungen fehr erleichtert und damit die vollfommene Ausnußung der 
hergeitellten Güter gewährleiftet. 

Das Tanlorfnitem führt viele andere Gefihtspunfte in die Wirtſchaft 
ein. Taylor fordert Prüfung der einzelnen Arbeiter mit Hilfe pfychotech— 
niſcher Methoden auf ihre Geeignetheit für bejtimmte Arbeiten, ferner ge- 
naue Sejtlegung der einzelnen Teile der Arbeit (Art, Weg, deit), Sejtlegung 
einer Regelleijtung und eines Lohnes, der einer etwaigen Über» oder Unter- 
leiftung entjpricht, genauefte Anpafjung der Werkzeuge an die Aufgaben, 
die jede mögliche Krafterfparnis herbeiführt. 

Diefe von den Arbeitern zunächſt jehr befämpften Gedanfengänge find 
weiter ausgebaut worden von dem Automobilfabrifanten Sord. Er will die 
Ergiebigkeit der Arbeit nicht nur durch die genannten Mittel fördern, fon- 
dern auch den Arbeiter durch hohe Löhne befriedigen, die ihm die Mög- 
lichfeit geben, fi außerhalb der Arbeit Lebenserfüllungen zu fchaffen. Es 
liegt in diefer Gejtaltung des Arbeitsverhältnifjes ein bewußter Derzicht 
darauf, die Arbeit mit einem geiftigen Inhalt zu erfüllen. Sie rechnet mit 
einer Sweiteilung des Dajeins in entjeelte Arbeit einerfeits, erfüllte Muße- 
zeit andererfeits. In ſolchem Syſtem ift die Mecanifierung der menſchlichen 
Arbeit, die Unterjohung des perfönlihen Rhythmus unter den Arbeits 
rhythmus der Maſchine, die unentrinnbare Eingliederung der Menſchen in 
das Triebräderwert des Betriebs oberite Richtſchnur. Aber je weiter die 
Leiftung der Arbeiter jedes perfönlihen Zuges beraubt wird, defto größer 
it die Gefahr einer völligen Erjtarrung der gefamten Organifation. Des- 
halb find diefe Gedanken von einigen Dertretern der Betriebswiffenihaft, 
von Pſychologen und von weitblidenden Unternehmern umgejtaltet worden. 
Sie wollen dem menſchlichen Saftor im Betrieb eine neue Beachtung ſichern. 
Sie gehen davon aus, da der Menfc feine Kräfte nur dann voll nutzen 
kann, wenn ihnen eine pfleglihe Behandlung zuteil wird; wenn feine Ar- 
beitsfreude durch die Arbeitsbedingungen erhöht, nit vernichtet wird; wenn 
die Sabrifarbeit auf irgendeine Weife mit neuem Inhalt erfüllt werden 
kann. Sie wollen durd; Arbeitsgejtaltung, durch Arbeitsauslefe und Fähig- 
feitsfhulung, durch Beeinfluffung der Arbeitsummwelt in diefer Rihtung 
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wirfen. Sie glauben, daß die Rettung der Perfönlichkeitswerte nit im 
Gegenfaß zu den Gejegen ertragreiher Wirtfhaft ſteht, vielmehr in der 
Linie höherer wirtſchaftlicher Entwidlung liegt. Heben die techniſche Seite 
des Problems wird die geiftig ethiſche Seite geftellt. Das find die Gedan— 
fen, die eine Förderung der Produktion mit einer Sörderung des Wohles 
der Arbeiter zu verbinden ftreben. Ihr Siel ift der optimale Sujtand 
im Betrieb, d. h. die höchſtmögliche Leiftung mit dem hödjtmöglichen 
Wohlbefinden aller Beteiligten, Dielleicht weifen jolde Gedanken einen 
Weg, um in Sufunft den Arbeitsfrieden tiefer zu begründen. 


VIII. Die Entwidlung des Derichrsweiens. 


Das Derfehrswejen ift urſprünglich ein Hilfsgewerbe des Handels. Der 
Kaufmann mußte über eigene Wagen oder Schiffe verfügen, um feine 
Waren von Ort 3u Ort zu transportieren. In älterer 3eit war der See- 
verfehr das einzige Mittel, erheblihe Mengen Waren auf größere Ent- 
fernungen zu befördern. Alle handeltreibenden Dölfer waren Seefahrer. 
Sür den Derfehr zwifchen Orten des gleihen Landes dienten die Sluß— 
läufe als natürliche Verkehrsſtraßen. Swar hatten die Römer kunſtvolle 
Straßen angelegt; aber im europäifchen Mittelalter wandte man den Der- 
tehrsmitteln keinerlei Beahtung zu, und der Landverfehr blieb bis in das 
17. Jahrhundert außerordentlic behindert und gefahrvoll. Das ändert ſich 
erft durch den Einfluß des Merkantilſyſtems. Der franzöfiihe Miniſter Tol- 
bert verfuchte zuerft ein Nie guter Derfehrswege zu ſchaffen und Kanäle 
und Landftraßen zu bauen. Deutjchland folgte darin feit Ende des 18. Jahr» 
hunderts, Dabei wirkten militäriihe Rückſichten vieffah mit. Audy die 
Staatspoft wird urfprünglid, vom 16. Jahrhundert an, für das Bedürfnis 
der Sürften gefhaffen und wurde erjt mit der Seit den Privatleuten zu— 
gänglich gemacht. Der Übernahme von Brieffendungen folgt der Perfonen- 
und ſchließlich der Frachtverkehr. Damit löſt ſich das Derfehrswejen als 
jelbftändiger Zweig vom Handel los. (Im Deutſchen Reich erhielt die Sami- 
lie Thurn und Taris vom Kaifer das Dorredt, den Poftdienjt gegen Ent— 
gelt zu übernehmen.) 

Erſt die moderne Technik [hafft ein Verkehrsweſen, bei dem eine volfs- 
wirtjhaftlige Arbeitsteilung und eine Tauſchwirtſchaft möglich wird, weil 
Nachrichten, Perfonen, Güter ſchnell, billig und zuverläffig befördert wer- 
den können. Sie bringt eine volllommene Umwälzung durch die Erfindung 
der Eifenbahn, d. h. einer Kombination von Schienenwegen und Lofo- 
motiven. 

Die Erfindung, die wiederum von England ihren Ausgangspunkt nimmt, wird 
im Jahre 1835 zum erjten Male in Deutjchland nutzbar gemaht mit dem Bau 
der Eifenbahn zwifhen Nürnberg und Fürth. Im Jahre 1838 folgte die Er— 
Öffnung der Strede zwiſchen Berlin und Potsdam, gleichfalls als Privatunter« 
nehmen und unter ſtarker Ablehnung der Bevölkerung. Ein deutliches Seichen für 


den Widerjtand, der ſich auf allen Seiten geltend machte, ijt der Einwand des 
Pojtmeifters Nagler gegen den Bau der Berlin— Potsdamer Strede, die „Ihon 
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für den Poſtwagen nicht genügend Paffagiere hatte und daher ein Bedürfnis für 
die Bahn nicht anerkennen konnte“. 

Bis zum Jahre 1845 wurden auf deutjhem Gebiet nur Heine Bahnjtreden 
gebaut. Erjt von jener Seit an erfolgt die Inangriffnahme der großen 
Linien, die alle Teile Deutjchlands miteinander verbinden, und die jetzt Deutjch- 
land ein Eijenbahnnet von über 57460 km (vor den Gebietsverluſten 63000) ohne 
die Kleinbahnen gegeben haben. Dieje großartigen Derfehrsanlagen, die in zwei 
Menfhenaltern entjtanden find, mußten vorwiegend (in Preußen ganz) aus pris 
vatem Wagemut, aus fapitaliftifchen Kreifen, die an foldhe Gründungen glaub: 
ten, hervorgehen. Erjt nach 1871 entjteht das Bejtreben, das gejamte Eifen- 
bahnmwefen im Deutfhen Reid zu verjtaatlichen, wobei allerdings die Einzel: 
ftaaten die Eijenbahnen übernahmen. Nach der Revolution 1918 wurden die Bah— 
nen vom Reid} übernommen. 


Die Änderungen im Derfehrswefen, die durd die Eifenbahnen ent- 
ſtanden find, beruhen darin, daß große Mengen von Waren auf weite 
Streden befördert werden Tönnen. 


Während ein vierjpänniger Wagen früherer Seiten 100 Sentner befördern 
fonnte, trägt ein Güterzug in 100 Eifenbahnmwagen je 10 Tonnen, alfo im ganzen 
20000 Sentner. Die Beförderung ijt jchneller und erheblich billiger als die 
früheren Suhrwerfspreife. Dor dem Kriege ftellte fich das Tonnentilometer auf 
2,2 Pf. gegen 40 Pf. früherer Eilpojtbeförderung. Der Transport von Kohlen, 
Siegeljteinen, Getreide im Binnenlande und im Derfehr der Länder unterein- 
ander wird erjt dadurch möglih. In zwei Güterzügen kann etwa der mittelalter- 
liche Jahresverfehr zwiſchen Deutjchland und Italien abgefertigt werden, Ferner 
hat fi} der Perfonenverfehr in der Seit von 1830 bis 1900 nach Angabe von 
Sombart etwa vertauſendfacht. Er ift nicht nur fchneller, fondern zuverläfjiger, ges 
fahrlofer und billiger geworden. Die in den Kursbüchern angegebenen Zeiten 
werden auf den bedeutenden Streden innegehalten, während der Fahrplan einer 
Eil-Diligence des Iehten Jahrhunderts neben den Ankunftszeihen mit gutem 
Grunde die Einfhränfung machte: „So Gott will.” Bei den Poſt- und Wagens 
fahrten entjtanden etwa 14 mal jo viele tödliche Unfälle und 20 mal jo viele Der» 
wundungen bei der gleihen Sahl von Beförderungen wie bei der Eifenbahn. Eine 
Reife in das Ausland war vor 100 Jahren ein mit gewaltigen Strapagen und 
unäüberjehbaren Kojten verbundenes Unternehmen. Schiller hat es nicht erreicht, 
in die Schweiz reifen zu fönnen. Dor dem Krieg koſtete eine Sahrt von Berlin 
bis an den Dierwaldjtätter See 2. Kaſſe etwa 40 Mar. 


Die Ummwälzungen des Waffervertehrs find feine geringeren ge- 
wejen. Das ijt einmal auf die Organifation der Schiffahrtsgefellidaften, 
aber vor allem aud) auf die Erfindung des Dampfſchiffes (1807), die 1817 
zuerſt für Deutſchland nutzbar gemacht wurde, zurüdzuführen. Der Sciffs- 
bau ijt zu einer befonderen Wifjenfchaft geworden. 


Im Jahre 1839 wurde die erjte hanjeatifche Dampficiffsgefellihaft mit einem 
Kapital von 300000 ME. begründet. Jetzt zählt Deutjchland 115 Reedereien für 
eiferne Segeljdhiffe, 256 Dampfjdiffsreedereien, die zum Teil über Riejenunters 
nehmungen verfügen. Während man im Deutfchen Reid} noch 1871 nur 147 
Dampfidiffe und etwa 4000 Segler zählte, war 1900 die Sahl der Segeljdiffe 
auf etwa 2000 mit 500000 Tonnen gefunfen, die der Dampfer dagegen 1923 
auf faſt 2 Millionen Tonnen gejtiegen. Ein einziges Llondfhiff bot mehr Raum 
als die ganze Bremer Slotte des Jahres 1825, die 105 Schiffe zählte. Die 
deutjche Seejhiffahrt hat im internationalen Derfehr bis 1914 eine beherr- 
ihende Stellung gehabt. Durch den Dertrag von Derfailles ijt diefe Vormacht 
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verloren, Aber die Technif bleibt ein unverlierbares Gut, und der Aufbau einer 
neuen Slotte hat mit aller Macht eingefekt. 

Auch die Fluß- und Kanalſchiffahrt ift nicht etwa durch die Eifenbahn 
verdrängt worden. Sie ijt billiger und hat ſich für die Beförderung von 
Maſſenwaren außerordentlid bewährt, insbefondere bei Waren, die wie 
Kohle, Getreide, Siegeljteine einen Iangfamen Transport vertragen. Die 
Wirkung der Entwidlung der Schiffahrtsgefellihaften und der Sciffs- 
bautechnik ift die gleiche, insbefondere für den Derfehr mit überfeeifchen 
Gebieten, wie die der Eifenbahn für das Inland. Der Transport iſt 
ſchneller, billiger, zuverläffiger geworden. Man Tann erſt amerifanifches 
Getreide und auftralifhes Dieh oder Sleiſch für den Bedarf in europäi- 
Ihen Ländern heranziehen, feit das moderne Derfehrswefen Raum und 
Seit überwindet. 

An anderen Derfehrsmitteln bringt das 19. Jahrhundert die 
Untergrund-, Hoch-, Sahnrad-, Drahtfjeilbahn, das Sahrrad und Auto- 
mobil. Ein alter Traum der Menſchheit erfüllte fi zu Beginn des 
20. Jahrhunderts dur die Erfindung des lenkbaren Luftſchiffes. Schließ- 
lich hat die Organijation des Poftwefens, die Erfindung des Telegraphen 
(1833), des Telephons (1877) und der drahtlofen Telegraphie die Nach— 
rihtenbeförderung erleichtert und dadurd den Derfehr und den Handel 
außerordentlich gefördert. Der heutige Umfang des Handels und ins- 
befondere des Börjenverkehrs ift ohne Telegraphen und ohne Telephon 
überhaupt nicht zu denken. Die Entfernungen find dadurch nit nur be- 
deutungslofer geworden, fondern in gewiſſem Umfange befeitigt und über- 
wunden. 


IX. Die Entwidlung des Handels. 
1. Die Sormen des Handels. 


Unter Handel verjteht man den gewerbsmäßig betriebenen Tauſchver— 
kehr zur Erzielung von Gewinn. Der Händler vermittelt zwifhen dem Er- 
zeuger und dem Derbraucher einer Ware. Er erfüllt eine wichtige volfswirt- 
Ihaftlihe Aufgabe, indem er einen Abſatz, einen Markt für Waren ſucht, 
indem er die Güter allerwärts für Käufer bereititellt. Nad) der Art des 
Bandels unterfheidet man zwiſchen Groß- und Kleinhandel. Der 
Großhandel verkauft nur an Kaufleute, der Kleinhandel unmittelbar an 
die Konfumenten. Der Großhändler verkauft mehr Rohſtoffe und Balb- 
fabrifate, der Kleinhändler vorwiegend genußreife Waren, Sertigfabri- 
fate; Güter, die in den Gebraud des Käufers übergehen. 

Eine weitere Unterfheidung gliedert den Handel nad) dem Gebiet, 
in dem er betrieben wird, in Binnenhandel (Handel innerhalb des 
Produftionslandes) und Außenhandel (Handel mit dem Ausland). 
Diefer wiederum fann Einfuhr- oder Ausfuhrhandel fein, je nad) 
dem, ob fremöländifhe Waren vom Händler eingefauft und dem heimi- 


Die Sormen des Handels 61 


jhen Markt zugänglich gemacht werden, oder ob er für inländifhe Waren 
im Ausland Abſatz findet. 


Aller älterer Handel ijt ein Tauſch mit jeltenen Gütern. Er ift meiſt nicht 
Handel innerhalb eines Ortes oder Tauſch zwiihen benadybarten Pläßen, fon 
dern Austaufch der Erzeugnijje verjchiedener Gegenden, von der Natur ungleich 
ausgejtatteter Provinzen und Länder, oder Handel zwiſchen Völkern, die auf 
verjchiedenen Stufen der Kulturentwidlung jtehen. Das erjte Dolf, das die Welt- 
geihichte als handeltreibend kennt, find die Phönizier. Ihnen folgen Griechen 
und Römer, die nad fernen Kolonien und felbjt bis nach Aſien ihren Handel 
ausdehnen, bis der Derfall des römiſchen Reichs den Handel der alten Seit ver- 
nichtete. 

Das germanifhe Mittelalter iſt zunächſt erfüllt von wirtfchaftlihen Idealen, 
die feinen berufsmäßigen Handel auflommen laſſen (Stadtwirtihaft). Erjt nad 
den Kreuzzügen beginnt einmal im Süden, dann aber auch an der Mord» und 
Oſtſee ein Handel mit dem Ausland zu entjtehen. Aus dem Orient und Italien 
werden eigenartige Produfte, Gewürze, Seidenjtoffe, Schmud, aber auch aus 
den nördlichen Ländern getrodnete Fiſche, Pelze nad) Deutſchland und den anderen 
nördlichen und weitlihen Ländern gebradt. Die Kaufleute, deren Geſchäft jehr 
unficher, gewagt, in gewifjer Weife abenteuerlihh war, ſchloſſen ſich zu Gilden 
zujammen, wie die Handwerker zu Sünften. Die handeltreibenden Städte wieder- 
um begründeten Städtebündnijfe, wie die Hanſa, die im 14. Jahrhundert große 
Macht erlangte. Einzelne Kaufleute gelangten zu großem Reichtum und zu einem 
Einfluß, der dem der Fürſten gleichlommt (Sugger in Augsburg, Weljer). Durch 
Geldgefhäfte und durch Wechſeln und Ausleihen gegen Sins vermehren fie ihren 
Beſitz und entfalten Pradt und Glanz. 

Später aber — mit dem Niedergang deutjchen Städtewefens, mit der Ent— 
ftehung der modernen, einheitlich regierten Staaten — tritt der deutjhe Außen: 
handel mehr und mehr zurüd. Spanien und Portugal übernahmen zuerſt infolge 
ihrer überfeeijhen Entdedungen und Eroberungen die Sührung im Welthandel, 
um dann vom 17. Jahrhundert an von England abgelöft zu werden, das jeit- 
dem die erjte Stelle unter den handeltreibenden Dölfern behauptet hat. 


In dem politiſch zerfplitterten Deutjchland gewinnt unterdeffen der Bin- 
nenhandel an Bedeutung. Urjprüngli von Haufierern betrieben, ergänzt 
er die Stadtwirtihaft, indem er auf den Jahrmärkten und Mefjen Waren feil- 
hält, die nicht überall hergeftellt wurden. Einzelne Städte erlangen einen Ruf 
für bejondere Gewerbe, Nürnberg für Spielwaren, Meißen für Porzellan. 


Auf fejtere Grundlage entwidelt fih der Handel erjt mit der Bildung 
der Territorialitaaten und der Nationalitaaten, die für größere Gebiete 
ein einheitliches Wirtfhaftsgebiet jhaffen und die Abgejcloffenheit der 
Städte überwinden. Das Merkantilſyſtem fhafft die Bedingungen, aus 
denen ein Kaufmannsjtand erwachſen fann. An Stelle des Dorurteils 
gegen den Kaufmann tritt jegt eine Wertfhäßung und Förderung. Die 
Wirtfhaftspolitit wird zur Handelspolitif. Mit der Dermehrung des Kan- 
dels verändert fi aud) fein Charakter. 

Der Marft- und Meßhandel wird durd) den jtehenden Handel zu- 
rüdgedrängt. Diefer bedient ſich der modernen Derfehrs- und Transport- 
mittel, die ihn in den Stand fegen, von einem Mittelpunkt aus den Derfauf 
vorzunehmen, die Lieferung der Waren in alle Gegenden zu überwachen. 
Der Großhandel, der früher fichtbare, bereitliegende Waren verkaufte, 
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wird zu einem Lieferungshandel, der nad Droben Bejtellungen für 
einen beitimmten Seitpunft entgegennimmt. 

Der Handel wächſt für einzelne Sweige noch über diefe Sormen hinaus. 
Aus dem individuellen Lieferungshandel wird ein börjenmäßig gejtalteter 
nah Durchſchnittsproben, die für einen beitimmten Seitraum und den gan— 
zen Handelszweig allgemein gelten. 

Das verbilligt und bejchleunigt den Warenumſatz noch weiterhin. Es brau- 
chen feine Proben verfhidt zu werden, um ein Handelsgefhäft abzujcließen. 
An Stelle des Importeurs, der in früherer Seit im Erzeugungsland Kaffee ein: 
kaufte und ihn in feinen Speichern in der Hafenjtadt aufjtapelte, bis die Swifchen- 
handelsfirmen der Binnenjtädte ihn dort kauften und mit auf ihre Lager nahmen, 
tritt der Händler, der an der Kaffeebörfe nach Proben Kauf und Derfauf ab- 
ſchließt. Ein Derfauf zwiſchen einer Sirma in Buenos Aires oder Adelaide und 
Kamburg Tann an einem Dormittag zujtande Tommen, fofern es fi um Waren 
handelt, die in großen Mengen zu gleicher Güte herzuftellen jind und nad) 
Typen verlauft werden können (Kaffee, Petroleum, Suder, Spiritus, Getreide, 
Baumwolle). Der Derfäufer kann die Waren unmittelbar an ihren Beftimmungs- 
ort liefern; Transport, Lagerung, Seitverluſte werden vermieden. 

Sür Waren, die einen Kauf nad) allgemeinen Proben nit ermöglichen, 
die nicht jo gleichartig herzuftellen find, oder nicht in taufend gleichen 
Stüden gehandelt werden, wie Mafchinen, Befleidungs-, Galanteriewaren, 
vermittelt der Gefhäftsreifende — und mehr und mehr der Kommif- 
fionär — den Derfehr zwijchen den vertragichliegenden Parteien. Überall 
zeigt fich das Beitreben, möglichſt wenig Zwiſchenglieder zwiſchen den Her- 
iteller und den Käufer zu ſchieben. 

Auf der Kleinhandel wird von diefer Richtung erfaßt. Er ver- 
fauft in fleinen Mengen an die Derbrauder, aber oft in großen Ge— 
Ihäften. Der Kramladen wird durh das Warenhaus und das Spezial: 
gejhäft verdrängt, die wiederum in den Großjtädten viele Niederlagen 
haben und dadurch dem Hunden zugleid; die Dorteile des Großhandels 
und des Hleinbetriebs zugänglich machen. Der Grundfaß des „großen Um- 
faes bei Eleinem Tuben“ bringt neue Gefhäftsformen und Gejihäfts- 
gewohnheiten hervor. Jeder Kaufmann fuht durch Anpreifungen, Billigfeit, 
Ausjtattung der Derfaufsräume den Mitbewerber zu bejiegen, die Käufer 
anzuloden, mit denen ihn feine Beziehungen perfönlichen Dertrauens mehr 
verbinden. Das Warenhaus ift das unperſönlichſte Gebilde des Wirtfchafts- 
lebens. Taufende von Menſchen verkehren miteinander und wirken zu- 
fammen wie die Räder einer funftvollen Mafchine. In der Dielgeitaltigfeit 
feiner Organifation und der Einfachheit der Bedarfsbefriedigung ift es 
ein Sinnbild modernen Wirtjhaftslebens. 

Dieje Entwidlung des Binnenhandels in neuerer Zeit ging Hand in 
Band mit der Belebung und Dermehrung des Außenhandels. Der 
Übergang Deutfhlands zum Induftrieftaat zwang der Bevölkerung den 
Außenhandel auf. 

Wie aller Kandel auf Arbeitsteilung beruht, fo entjteht aud) der Außen- 
handel nur, wenn ganze Länder verjhiedenartige Güter hervorbringen, 
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fi) in irgendeiner befonderen Richtung der Produktion entwideln. Der wirt- 
ſchaftliche Verkehr zwiſchen Ländern und Weltteilen nahm mit dem mo- 
dernen Derfehrswejen zu. Die internationale Arbeitsteilung madte er— 
hebliche Sortichritte, bis der Weltkrieg anbrad und den Weltverfehr voll- 
ftändig lähmte. 


2. Deutihlands Stellung in der Weltwirticheaft. 


Dor dem Krieg hat Deutjchland in hervorragendem Maße an diefer 
Derflehtung mit der Weltwirtjhaft teilgenommen. Es führte Rohjtoffe 
und Genußmittel ein, die in Deutſchland nicht (Baumwolle, Kautſchuk, 
Kaffee, Tee) oder nidyt in genügender Menge (Wolle, Selle, Weizen, 
Suttermittel, Tabak) hervorgebraht werden fönnen. Dagegen mußten 
gewerblide Erzeugnijfe ausgeführt werden. Denn wer dauernd einfauft, 
ohne zu verkaufen, oder wer dauernd Ausgaben hat, ohne daß fie durch Ein- 
nahmen ausgeglihen werden, verarmt. Das gilt für Dölfer ebenfo wie 
für den Einzelnen. 

Bei den ausgeführten Waren handelte es ſich vielfach um folche, die 
aus ausländifhen Rohjtoffen hergeitellt find, wodurh die Einfuhr an 
ſolchen Stoffen über den tatſächlichen Selbjtverbraud) des deutjchen Dolfes 
hinaus gejteigert wurde. 


Es waren gewaltige und bejtändig zunehmende Summen, die auf diefe Weife 
im Außenhandel umgejegt wurden. Es betrug 


die Einfuhr die Ausfuhr 
Millionen Mar! Millionen Marf 
im Jahre 1880 2844 2977 
" v 1900 6043 4 753 
v " 1913 10 770 10 097 
v r 1924 9135 6 534 


Wie ftarf die Derjorgung der deutjchen Bevölkerung mit Nahrungsmitteln 
von der Einfuhr abhing, ergibt fic aus folgenden Sahlen: Es wurden im Jahre 
1913 eingeführt: Weizen 2546000 Tonnen (im Werte von 417 Millionen Marf), 
Reis etwa 300 000 Tonnen (im Werte von etiva 70 Millionen Mark), Hülfenfrüchte 
210000 Tonnen (im Werte von 37 Millionen Mark), Blumentohl 59000 Tonnen, 
Swiebeln 48000, Gurten 81000, frifche Äpfel 440 000 Tonnen, getrodnete Äpfel 
und Birnen 15000 Tonnen, Kaffee 168000 Tonnen (im Werte von 220 Mile 
lionen Mark), Kakaobohnen 53000 Tonnen (im Werte von 67 Millionen Mark). 
Die Einfuhr von Rindvieh belief ji auf etwa 250000 Stüd (im Werte von etwa 
86 Millionen Mark), von Schweinen auf 147000 Stüd. Dazu trat eine er- 
heblihe Einfuhr von Sleifh, während anderfeits nicht die gefamte Dieheinfuhr 
dem SIeifchverbraud diente, vielmehr ein Teil zu Sucht- und Arbeitszweden 
eingeführt wurde. Bedeutend war die Geflügeleinfuhr. Sie betrug 81/, Mil- 
tionen Gänfe, 13000 Tonnen Hühner und Enten, dazu geſchlachtetes Sedervieh 
8600 Tonnen. Mil wurden 33000 Tonnen, Rahm 44000 Tonnen, Butter 
und Butterihmalz 54000 Tonnen (im Werte von 119 Millionen Mark), Eier 
165 000 Tonnen (im Werte von 1871/, Millionen Mark), Schweineſchmalz 106 000 
Tonnen (im Werte von 111 Millionen Mark) eingeführt. Schlieglih war die 
Einfuhr an Ölfrüchten fehr bedeutend, und Suttermittel (Suttergerjte, Mais 
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Ein» und Ausfuhr der wichtigſten) Warengruppen 1913. 
5 3 
E, 5. 
Ss Einfuhr S$ Ausfuhr 
5 5 — 
Baumwolle 664 Mill. M. 
Rohſtoffe 
und Halb-| 6280 —* 337 22740 Steinfohle 516 mill.m. 
fabrikate Häute, Selle 667° „ „ 
Maſchinen 596 u 
Eifenwaren 1261 „ „ 
Sabrifate .|| 1392 6742|? Baumwollwaren 446 „ „ 
Wollwaren 21 u u 
Seidenwaren 146 „ u 
Weizen 47 u u 
Nahrungs⸗ 84 30 
u. Genuß: 2807Kaffee 219 „ „ | 1069; öuder 266 „  » 
mittel... Obft und 
Südfrühte 249 „ „ 
Lebende 
Tiere....| 280 74 
10769 10092 




















Ein- und Ausfuhr der wichtigſten Warengruppen 1924 
(auf Grund der Einheitswerte des Jahres 1913). 


















5 5 
z, SE, 
38 Einfuhr 58 Ausfuhr 
— LE 5 
Rohjtoffe Haummolle 281 Mill.M. 
und halb⸗ 3450.5 Kautfhut 152 ” 785| Steinfohle 41,6 Mill. M. 
fabrikate.. Häute, Selle384 . - 
Mafchinen 33H un 
Eifenwaren 68 5 
Sabrifate .|1129,6 3981|) Baummwollmaren 198 „ „ 
Wollwaren 126 „ u 
Seidenwaren 1077, u 
Weizen 120 Mill.M. 
Hahrungs- Gerfte 
undGenuß- 2118,5| % Kaffee 72 un, 336 Suder 100,3. » 
mittel .... Obft und 
Südfrühte 222 „ „ 
Lebende 
Tiere.. .. 17,9 
6782,3 






































1) Es find Gefamtbeträge für die Ein und Ausfuhr der Warengattungen an- 
gegeben, und die Beträge für die Warengruppen, die innerhalb der ein- 
zelnen Warengattungen bei Ein» und Ausfuhr die wichtigjte Stelle einnehmen. 
Die Warengruppen mit geringeren Ziffern find fortgelaffen. 
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Kleie, Elkuchen) wurden in größtem Umfange eingeführt. Die jüngſte Seit hat daran 
zwar ziffernmäßig, aber nicht grundfählid, etwas geändert. Im Jahre 1924 bes 
trug die Einfuhr: an Weizen 737793 Tonnen, Hülfenfrüchte 187000 Tonnen, 
Kafaobohnen 88000 Tonnen, Milch 106000 Tonnen u. dgl. Abgejehen von Nah: 
tungs= und Suttermitteln iſt Deutjchland vom Ausland abhängig in bezug auf 
die Einfuhr von Blei, Kupfer, Sinn; ferner von Rohjtoffen für die Textil. 
induftrie. Ganz auf ausländiiche Rohjtoffe angewieſen ijt die Kautſchukinduſtrie, 
und unentbehrlich ift jchlieglih für die deutfche Dolfswirtjchaft der Bezug von 
Mineralölen, die faft ausjchlieglich vom Ausland bezogen werden müſſen. 

In dem Wettfampf der handeltreibenden Völker um Abjak- 
gebiete hatte Deutſchland vor 1914 die dritte Stelle (nad) Großbritannien 
und den Dereinigten Staaten von Amerika) errungen. Als Einfuhrland 
ftand es an zweiter Stelle unter den Völkern, wie die folgende Überficht 
zeigt: 


Ein- und Ausfuhr der wichtigften Länder 1885, 1908 und 1924. 


Name des Landes 


Einfuhr in Millierden M. 


Ausfuhr in Milliarden M. 





| 1008 | 192 








- Deutſchland 


Großbritannien.. 
Dereinigte Staaten... . . 


Frankreich 
Niederlande 
Belgien 




















6,5 
17,3%) 
8 | 192 


7 
9 
2 
2 


‚6 
6 
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Die Sahlen von 1924 zeigen in den verfchiedenen-Ländern die Derände- 
rungen, die dur; Gebietsverluft oder Zuwachs zu erklären jind. Sür Deutjch- 
land ſpiegeln fie außerdem noch die Erſchütterung feiner Wirtſchaftskraft 
und die Schwierigkeit der außenpolitifhen Lage wider. 

Es ergibt fi) aus diefen Tatſachen und Sahlen, daß Deutjchland ſelbſt 
bei größter Einjhränfung des Derbrauhs auf den weltwirtſchaftlichen 
Austaufh angewieſen iſt, in eriter Linie mit feinem Bedarf an Baum: 
wolle, Wolle, Häuten, ÖI, Kautjhuf, Kupfer, Suttermitteln. Allerdings 
madt der Dertrag von Derjailles die neue Eingliederung in den Welt- 
verfehr befonders ſchwierig, und es muß erites Gebot allen ftaatliden 
und individuellen Handelns fein, die Einfuhr auf das unbedingt Unent- 
behrliche zu bejchränten. 


3. Bandelspolitit, 


Frühzeitig haben die Regierungen aller großen Staaten erkannt, daß 
ihre Stellungnahme zum Außenhandel das Wirtjchaftsleben und den Wohl: 
itand des Volkes beeinfluffen kann. Die Staaten können entweder eine 
freie Einfuhr fremder Produkte geitatten, für einen freien Derfehr aller 
Dölfer eintreten, oder fie können die Einfuhr, eventuell aud die Ausfuhr 
verbieten oder fie wenigitens durch Sollgejege hemmen und einjhränfen. 


1) Ohne den irifhen Steiftaat. 
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Steihandel oder Shußzoll, freie Weltwirtfhaft oder geſchloſſener 
Bandelsftaat: das find die beiden entgegengefegten Grundfäße, zwifchen 
denen fih jeder Staat zu entjheiden hat. 


Die Dertreter des Gedantens freier Einfuhr begründen ihren Standpunft 
damit, daß die Wohlfahrt eines Landes gehoben wird, wenn es alle Waren aus 
den Gegenden bezieht, in denen fie am billigjten erzeugt werden können. Sie 
weijen darauf hin, daß ſowohl die Landwirtfhaft wie auch die Induftrie natürs 
lihe Standorte haben, je nach Klima und Bodenbejhaffenheit eines Landes, aber 
audy nad den Eigenſchaften des Dolkes; und daß man diefe natürlichen Stand- 
orte nutzbar machen ſoll. Sie halten eine Ausdehnung des Wirtihaftsgebiets 
über die Grenzen eines Landes aber aud für vorteilhaft, weil Schwankungen in 
Produftion und Bedarf, wie fie namentlich in bezug auf Iandwirtjchaftliche Er- 
zeugniffe durch Mlißernten hervorgerufen werden können, dejto leichter ausge— 
glihen werden, je größer ein Wirtfhaftsgebiet ift. Während Mitteleuropa und 
Rußland durch Mißernten betroffen werden, können Nordamerika und Indien be- 
fonders reiche Erträge liefern. 

Die Shußzöllner dagegen befürdten, der freie Handel würde dazu führen, 
daß in einem Land die Berufe verfümmern, die feine günjtigen Dorbedingungen 
haben. Das gilt etwa für den deutſchen Getreidebau, da er durch Amerika unter- 
boten werden kann. Es gilt aber aud für entjtehende Induſtrien, da die Einfuhr 
fremder billiger Waren ihre Entwidlung verhindern fann. 

Der Dorteil, den ein Volk fih im Augenblid durch billige Bedarfsbefriedi- 
gung auf Grund der Einfuhr fremder Waren verjhafft, ift mır ein Augenblids- 
vorteil. Das Volk wird dadurch auf die Dauer von fremder Einfuhr abhängig 
und beraubt ſich der Möglichkeit, feine eigenen Kräfte zu heben und zu entwideln. 
Eine Arbeitsteilung zwiſchen verſchiedenen Ländern bejeitigt die Harmonie der 
großen Erwerbszweige in einem Staat und macht ihn vom Ausland abhängig. 
Man will deshalb durch Schugzölle eine nationale, ſich ſelbſt befriedigende Wirt- 
ſchaft anjtreben, die vor dem Wettbewerb durch fremde Erzeugniffe bewahrt wird. 
Ausländijhe Waren jollen nur dann eingeführt werden, wenn der Käufer bereit 
ift, einen Soll dafür zu zahlen. 

Unter Sreihandel verjteht man daher volllommen ungehinderte Einfuhr 
fremder Güter, unter Schutzzoll eine ſtaatliche Ordnung, bei der die Einfuhr aus» 
ländiſcher Erzeugnijje an die Zahlung eines Solles geknüpft ijt, durch den der 
Wettbewerb des Auslandes mit dem Inlande erſchwert werden foll. 


Zwiſchen beiden Theorien fteht die Lehre von Friedrich Lift, daß 
der Sreihandel wohl vorteilhaft ijt, wenn man die Interejjen der ganzen 
Menſchheit als gemeinjame anjehen könnte, nicht aber, folange nationale 
Sonderinterejjen bejtehen. Die Politit muß ſich den jeweiligen wirtſchaft⸗ 
lihen Zuftänden eines Landes anpaſſen. Denn die Eigenjhaften eines 
Landes find nicht unveränderlid. Seine Kräfte fönnen entwidelt wer- 
den, und das ift wichtiger als die reihlihe und Billige Derforgung zu 
einem beftimmten 3eitpunft. Ein Aderbauvolt braudt Handelsfreiheit, 
um durd; den Derfehr mit vorgef&rittenen Dölfern für Induftrie und 
Handel angeregt zu werden. Während der Entwidlung der Induftrie ift 
dieje durch Sölle vor ausländifhem Wettbewerb zu jhüßen, und ſchließlich 
follte ein indujtriell gefejtigtes Land wieder zur Handelsfreiheit zurüd- 
tehren. Lift fieht auf diefe Weife den Soll nur als Erziehungs- 
mittel an. 
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Der urfprünglihe handelspolitifhe ZSuſtand aller Staaten ijt 
die Handelsfreiheit. Solange ausländifher Handel nur vereinzelt und für jel- 
tene Güter vorkommt, hat niemand ein Intereffe, ihn zu hindern. Erjt mit der 
Entwidlung reger Dertehrsbeziehungen beginnen die Staaten, fi} handels- 
politifc) voneinander abzujchließen. Das Merfantilfnyjtem (16. bis 18. Jahr- 
hundert) ftrebt nad einer abgeſchloſſenen, ſich felbjt verjorgenden Dolkswirt- 
ſchaft, verjucht dabei aber, fremde Länder wirtihaftlih abhängig zu machen. 
Das Siel ift eine günftige Handelsbilanz, d. h. ein überwiegen der Ausfuhr gegen« 
über der Einfuhr, um Geld in das Land zu ziehen. Es zeigte fi aber bald, 
dab dieje Politik keineswegs den Wohlitand eines Landes verbürgt, daß Geld 
und Doltswohlitand gar nicht gleichbedeutend find. Denn bei dauernder Geld- 
einfuhr in ein Land muß der Geldwert ſinken; die Warenpreife jteigen, bis da= 
durch die Einfuhr aus anderen Ländern wiederum gefördert wird. Serner zeigt 
fih, dag die Handelsbilanz überhaupt nit ausjchlaggebend für die Metall- 
bewegung ijt, da internationale Sahlungen niht nur für Warenlieferungen, 
fondern auch für den Frachtenverkehr und als Zins für im Ausland angelegte 
Kapitalien vorgenommen werden. Die Sahlungsbilanz ijt mit der Handels- 
bilanz nicht identifh. Mit diefer Erkenntnis war das Merkantilſyſtem über- 
wunden. Die Sreihandelsidee gemann in allen europäijchen Staaten an 
Boden. Srantreih und England verfuchten im Jahre 1786 durch einen Dertrag 
in diefer Ridhtung vorzugehen. In England entwidelt ſich vom Jahre 1822 an 
eine lebhafte Bewegung für den Sreihandel, die von 1838 an in der Anti-Korn- 
z3olle£iga eine erfolgreiche Organifation erhält. Um die Mitte des Jahrhunderts 
wird der Sreihandel eingeführt, um bis in die jegige Seit dem englifchen Dolfe 
erhalten zu bleiben. Allerdings lagen in feinem anderen Land die Derhältnijje 
jemals jo günjtig für den Sreihandel. Darum hat aud; feines jo entjchieden und 
fo dauernd den Steihandel verwirkliht. England hatte feine Induftrie, die die 
ganze Welt verforgte, und war auf Einfuhr Iandwirtjhaftlicher Produkte in 
größtem Umfange angewiefen. Seine Landwirtfhaft hatte nicht viel zu verlieren, 
feine Induftrie tonnte nur dur; Sreihandel gewinnen. 

Im Rahmen des zerfplitterten, zu einheitlicher Handelspolitit ohnmächtigen 
Deutſchen Reiches konnten Reformen nur von den einzelnen Staaten ausgehen, 
und Preußen bradte in der liberalen Gejeßgebungsperiode zuerjt die frei- 
händlerifchen Ideale zur Geltung. Nach den Befreiungskfriegen war Preußen 
noch durch 57 verjchiedene Atziſen und Solltarife, durch zahlreihe Einfuhr 
und Ausfuhrverbote wirtſchaftlich zerſplittert. Es glich einem Körper, dem alle 
Adern und Denen unterbunden find, als durdy Aufhebung aller Binnenzölle und 
dur Dereinheitlihung des Grenzgolls, die durch das Sollgejet vom 26. Mai 
1818 erfolgte, das Wirtfhaftsleben neue Antriebe und Kräfte erhielt. Das Soll» 
gefet bedeutet eine grundfägliche Umkehr der Handelspolitif zunächſt für Preußen. 
Aber es follte in der Solge für ganz Deutfhland die tiefitgreifendjten Wirkungen 
hervorbringen. Heben die Befeitigung der Binnenzölle trat ein niedriger Aus- 
landstarif, der eine ftarfe Annäherung an die Ideale des Sreihandels brachte, 
die damals noch nirgends verwirfliht waren. Preußen ging mit feiner Kandels- 
politit in der Welt voran. 

Hur in einem Punkte war das freiheitliche Syſtem durchbrochen. Die Durch- 
fuhr fremder Waren duch Preußen wurde mit einem hohen Soll belegt, und 
zwar um die Nachbarſtaaten zu handelspolitifchen Derträgen mit Preußen zu 
zwingen. Trotz des Entrüftungsfturmes, den diefes Dorgehen hervorrief, hatte es 
den Erfolg, daß der Deutfche Zollverein am 1. Januar 1834 ins Leben 
treten konnte. Die Schranken, die das deutſche Wirtjchaftsleben fo lange gehemmt 
hatten, fielen. Die Sclagbäume hoben fi zum legten Male, als die Mitter- 
nadjtsjtunde das neue Jahr verkündigte, um die lange Reihe der Wagen hin- 
durchzulaſſen, die auf den großen Augenblid harrten, der dem deutſchen Wirt: 
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Ichaftsleben endlich die fo notwendige Sreiheit bringen follte. Achtzehn deutjche 
Staaten mit 23 Millionen Einwohnern hatten ſich zu einer handelspolitifchen 
Einheit zufammengefunden und ſich freien Derfehr im Innern und einen gemein« 
famen Tarif nad außen zugefichert, zu einer Seit, da die Politit des Deutſchen 
Bundes feinen Lichtblick zeigte, feine Hoffnung für die Sufunft auffommen ließ. 

Troß aller Schwierigkeiten, die fich im Sollverein befonders aus dem Gegen- 
fat zwiſchen den freiheitlichen Interejfen Preußens und dem ſchutzzöllneriſchen 
Süddeutjhland ergaben, erwies er fi für alle Teile als fo unentbehrlich, daß es 
in den ſechziger Jahren gelang, auch mit dem Ausland Handelsverträge abzu- 
ichliegen, die jich der Sreihandelsidee näherten (Frankreich, Oſterreich, Belgien, 
Großbritannien, Italien). In Preußen war damals die einflußreichite Klaſſe, 
die Landwirte, freihändleriſch gefinnt, da fie noch bis in die fiebziger Jahre 
landwirtſchaftliche Erzeugniſſe ausführte und ein Intereffe an der freien Einfuhr 
von Eifen und Maſchinen hatte, Diefe Strömung hielt noch einige Seit nad} 
der Reihsgründung an. 

Der Umjhwung der Stimmung entjtand im Jahre 1873, als eine indu— 
jtrielle Abfaßkrife das Wirtjhaftsleben nad einigen glangvollen Aufichwungs- 
jahren traf, während etwa gleichzeitig die Erſchließung fremder Erdteile einen 
Drud auf die Preije der Iandwirtfhaftlihen Erzeugniffe ausübte, Gewerbetrei— 
bende und Landwirte reichten fi in dem Wunfh nad „Schuß der nationalen 
Arbeit” die hand, und die Regierung nahm ihre Forderungen auf. Im Jahre 
1879 ijt Deutjchland zum Schutzzoll übergegangen. Grundfäglicd hatte man da= 
mit ſowohl die freihändlerifchen Lehren wie auch die Gedanken Sriedrih Lifts 
verlafjen. Denn die Getreidezölle jener Seit waren feine Erziehungs, jondern 
Erhaltungszölle Don den linksſtehenden Parteien wurden jie heiß be— 
kämpft — mit der Begründung, daf fie den Induftriearbeitern die Nahrungsmittel 
verteuern und die arbeitenden Klajjen zugunſten des Grundbefiges belaften. Diejer 
Sollpolitif folgten Gegenmaßregeln des Auslandes. Mit einer kurzen Unter: 
bredung unter Caprivis Kanzlerjhaft hat diefe Bewegung angehalten. Mur Groß- 
britannien hielt bis zum Krieg troß mander Gegenjtrömungen am Sreihandel 
fejt. Die Staaten ſuchten durch Handelsverträge ihre gegenfeitigen Beziehungen 
zu regeln. 

Während des Kriegs war Deutjhland gezwungen, ganz andre Wege 


der HKandelspolitif einzufchlagen. Zunächſt erwies fid) die Förderung, die der 
deutjchen Getreideerzeugung duch die Sölle zuteil geworden war, als höchſt 
bedeutungsvoll für die Dolfsernährung. Als die Blodade gegen Deutid- 
land begann, wurde die Ausfuhr von Gütern, die für den Heeresbedarf und 
für den Unterhalt der Benölferung nötig waren, verboten. 

Im Sufammenhang damit erfolgte im Inland die Seftjegung von Hödjft- 
preijen, die Regelung der Derteilung, die Swangswirtichaft. Dagegen wur- 
den Einfuhrerleichterungen nötig, da ohnehin während des Kriegs und aud) 
nad) Stiedensfhluß der Mangel an Rohjtoffen bedrohlich blieb. Die Folgen 
der Aushungerung jener Seit werden von der Iebenden Generation faum 
ganz überwunden werden. 

mit dem Waffenitillftand brach auch der Wirtfhaftsihug zujam- 
men. Die weſtliche Grenze war ohne Sollſchutz, da die Beſatzungsmächte die 
deutſchen Sollbeamten von ihren Poften enthoben. Dies riß in die wehrlofe 
Slanfe der planmäßigen Wirtihaftsorganifation eine unheilbare Wunde. Die 
Erhaltung einer Überwahungslinie an der Grenze des unbejekten Gebiets 
fonnte dagegen nicht viel nußen. 
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Durch den Dertrag 3u Derfailles wurde Deutſchland die Möglic- 
feit, eine jelbjtändige Handelspolitik zu führen, ſehr bejchränft. Die alliier- 
ten und affoziierten Mächte hatten ſich darin die Meiftbegünftigung von 
Deutſchland — ohne entfprechende Gegenleijtung — bis zum Jahre 1925 
gefihert. Erjt feit dem 10. Januar 1925 hat Deutfchland die Sreiheit zum 
Abſchluß von Handelsverträgen wieder erlangt. Der Dertrag von Derfailles 
enthält aud) verfchiedene Derbote von Sollerhöhungen über den bei Kriegs- 
ausbrudy geltenden Solltarif für eine Reihe von Jahren, Derbot der Er- 
hebung von Durdygangszöllen ufw. Die 1925 wiedergewonnene handels- 
politifche Sreiheit Deutjhlands hat zu Derhandlungen mit verjhiedenen 
Staaten geführt, und einige vorläufige Abkommen (mit den Dereinigten 
Staaten, England ufw.) find abgeichloffen worden. Wichtig — allerdings 
verjchieden beurteilt — iſt der Rapallovertrag, der zwischen der ruffifhen 
Räterepublit und Deutſchland im Jahre 1922 zuftande kam. 

Mit der Wiedererlangung der Sollfreiheit ſetzten im deutfchen Reichstag 
Bemühungen der Landwirtfhaft um erhöhte Zölle ein, die ihr auch durch 
einen Kompromiß der Regierungsparteien gewährt worden find. Das „Ge— 
feß über Solländerungen“ vom 17. Auguft 1925 ermächtigt die Regierung, 
im Sall eines dringenden wirtjhaftliden Bedürfniffes mit Zuſtimmung des 
Reichsrats und eines Ausſchuſſes des Reichstags die Eingangszölle zu ändern 
oder aufzuheben. Es legt außerdem für eine Übergangszeit (bis 31. Juli 
1926) Sölle auf Getreide, Schlachtvieh, andere Nahrungsmittel und gewerb- 
liche Waren erneut feit. 

Ob damit die zufünftige Richtung der deutfchen Handelspolitif bereits 
bejtimmt ift, läßt ji nicht überjehen. Das hängt ſowohl von der Geftaltung 
der Parteiverhältnijfe (Ergebniffe künftiger Wahlen), wie von der Ent» 
wicklung der auswärtigen Politif ab. 

Die Handelspolitif hat neben ihrer Bedeutung als Schuß heimiſcher Er- 
werbszweige und als Sicherung von Abjahgebieten auch noch die Eigen- 
jhaft, dem Staatshaushalt Einnahmen zuzuführen. Man ſpricht 
daher aud von Sinanzzöllen oder fiskaliſchen Söllen. Das 
Deutfche Reid 30g vor dem Krieg etwa ein Drittel der Einnahmen des 
ordentlihen Haushalts aus Solleinfünften. Zölle auf Güter, die im Lande 
nicht hergeftellt werden können, wie Kaffee, Tee, Kafao, aber auch auf 
Lurusgüter wie Tabak, Spirituofen find ihrem Wejen nah Sinanzzölle. 
Sie belajten zwar die Derbrauder, aber bei dem Verbrauch entbehrlicher 
Güter. Dem Staat entfteht dadurd) eine Einnahme, und es verringern ſich 
die Summen, die von den Bürgern fonjt dur unmittelbare Steuern auf: 
gebradht werden müßten. 

In bezug auf die Sinanzzölle iſt die Lage Deutſchlands auch wiederum 
ſehr erihwert. Denn die Zolleinnahmen fowie die Abgaben auf Brannt- 
wein, Tabak, Bier, Suder (die jogenannten indireften Zölle) jind auf Grund 
der Gejege gemäß dem Londoner Abfommen den Siegesmädten bis zum 
jährlihen Gefamtbetrage von 1250 Milliarden Marf verpfändet. 
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X. Das Geld: und Bantweien. 
1. Gelöwejen. 


überall, wo die Menſchen beginnen, Güter auszutaufgen, macht jid, 
das Streben bemerkbar, ein bejtimmtes Gut als allgemein gültiges Taufd- 
mittel zu verwenden. Die Erleichterung des Taufches, die dadurch entiteht, 
wird von Rofcher mit folgendem Beijpiel befehrieben: Der Nagelſchmied, 
der eine Kuh zu faufen wünjht, muß nit mehr ſuchen, bis er den Be- 
figer einer Kuh findet, der gerade fo viel Nägel braudit, als die Kuh wert 
ift (wie er ohne das Dorhandenfein von Geld hätte tun müffen); fondern 
er verkauft feine Nägel in Heinen Mengen gegen Geld und fauft fodann 
für diefes Geld die Kuh. 

Schon primitive Dölfer entwideln deshalb die Gewohnheit, ein all- 
gemein gebrauchtes und beliebtes und deshalb allgemein „geltendes“ Gut 
als Taufhmittel zu verwenden (Glasperlen, Metallplättchen, Getreide 
und dgl). Ein allgemein geltendes Taufchmittel nennt man Geld. Weit 
verbreitet als Geld ijt bei faſt allen Dölfern früherer 3eiten das Dieh. 
Pecunia, das lateiniſche Wort für Geld, ift von pecus (Dieh) abgeleitet, 
und in dem Wort „pefuniär” lebt noch heute eine Erinnerung daran 
fort, daß „Geld“ früher eben „Dieh” bedeutete. Allmählid, gewinnt überall 
das Metall die größte Bedeutung als Taufchmittel, weil es zu verjchie- 
denen äweden (Waffen, Werkzeuge, Shmud) brauchbar, leiht transpor- 
tierbar, dauerhaft und beliebig teilbar ijt. Aud) ſchwankt der Wert der 
Edelmetalle in kurzen Zeiträumen nur wenig. 

Geld, das urfprünglid nur als Taufchmittel gilt, wird mit der Seit 
aud als Sahlungsmittel, Wertmeffer, Wertaufbewahrungsmittel und Leih- 
mittel benußt. Auch verändert fid) allmählich} feine Form. Suerjt werden 
die Metalljtüde bei jedem Tauſch gewogen; dann formte man Metalljtüde 
von beitimmtem Gewicht und Seingehalt, und Sürften und Kandelsherren 
zeichneten diefe durch einen Stempel. Solche geprägte Geldftüde nennt 
man Münzen. In den modernen Staaten nimmt die Staatsgewalt das 
Recht ausſchließlich für fih in Anjprud, Münzen zu prägen (Münzregal) 
und zu bejtimmen, welder Stoff als Geld im Lande gelten foll (Währung), 
und in welder Beziehung, welchem Derhältnis verſchiedene Münzen zu— 
einander ftehen follen. 

In den Kulturländern wird zumeift Gold — vereinzelt aud Silber — 
als gejeglihes Sahlungsmittel (Währungsmünze) verwendet. Aud in 
Deutjhland wurde 1871 die Goldwährung eingeführt. Das heißt, 
das Reid; entſchied, daß Gold — nicht Silber — der Stoff fein jollte, 
der die Währung beftimmt. Außer dem Metaligeld gab es auch früher ſchon 
in den meiften Staaten papierne Umlaufsmittel, deren Ausgabe überall 
durch Geſetz geregelt ift. 

Papierne Umlaufsmittel werden ausgegeben, weil der Trans» 
port großer Maffen von Metall umſtändlich ift; auch um zeitweije die 
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Umlaufsmittel über das vorhandene Metallgeld hinaus zu vermehren. 
Bei dieſen Umlaufsmitteln unterſcheidet man zwiſchen Banknoten und 
Staatsnoten. Ihrem Weſen nach ſind dieſe beiden Arten von Geldſcheinen 
fehr verſchieden. 

Banknoten dürfen nur von Notenbanken (meiſt Staatsinſtitute) aus- 
gegeben werden. Sie ſind Anweiſungen einer Bank auf ſich ſelbſt, die an 
den Überbringer eingelöft werden müſſen. (Sahlungsverfpredhungen.) 
Solhe Noten werden überall an Geldesitatt angenommen, weil jeder- 
mann weiß, daß die Banf zur Auslöfung in Metallgeld bereit ift. Leiftung 
in Noten wirkt daher wie Sahlung in Geld. Aber die Hoten find nicht Geld 
im eigentlihen Sinne, fondern Gelderfab, Shuldfhheine. Die Notenbanken 
baben die ftaatlihe Erlaubnis, Banknoten aud über ihre Goldvorräte 
hinaus (ohne Dedung) auszugeben, um die vorhandenen Umlaufsmittel 
zu vermehren. Es galt früher der Grundjah, daß es genügt, wenn ein 
Drittel der ausgegebenen Noten in Metallgeld zur Einlöfung bereitge- 
halten wird. Die anderen Hoten mußten durh Wertpapiere oder kurz 
friftige Wechſel gededt fein. 

Staatsnoten haben dagegen den Charakter von Papiergeld. Sie wer- 
den vom Staat ausgegeben, ohne daß Dedung vorhanden iſt. Auch fehlt das 
Derjpredhen des Staates zur Einlöfung. Der Staat beſtimmt vielmehr, daß 
die von ihm ausgegebenen Noten zu dem aufgedrudten Betrag in Sahlung 
genommen werden müfjen. (Swangsturs.) Dieje Art, künſtliches Geld zu 
Ihaffen, Tann große Gefahren herbeiführen, jobald die Ausgabe Fleine Be- 
träge überfchreitet. Es gejchieht daher meijt nur in Notzeiten (Krieg), wenn 
die Anforderungen an die Staatsfafje jehr fteigen. 

In der Entwidlung des Gelöwejens zahlreiher Staaten ijt es zu Papier- 
gelöfrifen gefommen. 

Die deutſche Geldverfafjung beruhte feit 1871 bis zum Kriege auf der 
Goldwährung. Daneben gab es folgende Arten von Banfnoten und Staats- 
noten: 

1. Reichsbanfnoten zu 20, 50, 100, 1000 ME. 

2. Privatbanfnoten von einigen zur Ausgabe berechtigten Banten (Bane- 

rifhe, Württembergifche Notenbank, Sächſiſche und Badiſche Bank). 

3. Reichsfaflenfheine zu 5 und 10 ME. 

Die Ausgabe der Banfnoten war dur Gefeg geregelt. Die Reihsbant 
war ein Aftienunternehmen, wurde aber vom Reid, verwaltet. Die Ausgabe 
von Banfnoten war an die Dritteldedung in bar gebunden. Die andern Zwei 
Drittel der Noten mußten in Wechſeldiskonten gededt fein. Sür die Aus- 
gabe diefer Noten beitand noch eine relative Schranke. (Kontingentierung.) 
Diefes Kontingent betrug (1908) für die Reihsbanf 550 Millionen, für 
das Ende jedes Dierteljahrs 750 Millionen. Bei Überjchreitung des Kon- 
tingents mußte die Bank für die darüber hinausgehenden Beträge 5 v. H. als 
Notenjteuer entrihten. Reichskaſſenſcheine wurden nur in geringem Um— 
fang ausgegeben. Sie waren nicht Staatsnoten im eigentlihen Sinn, da fie 
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einlösbar waren. Seit 1910 waren fie geſetzliche Sahlungsmittel. Die Ein- 
führung eines eigentlihen Papiergeldes brachte erit der Krieg. (S. Seite 75.) 


2. Die Banten. 


Im wirtjhaftlihen Derfehr ift es häufig unmöglich, daß Leiſtung 
und Gegenleiftung zeitlih unmittelbar zufammenfallen, und es fommen 
viele Sälle vor, in denen das hinausſchieben einer Sahlung notwendig 
ift. Die Übertragung von Gütern ohne Geld jowie Übertragung von 
Kapital gegen ein Sahlungsveripredyen wird durch den Kredit bewirkt. 
Kredit fommt von credere (glauben, vertrauen). Kredit bedeutet ein 
Anvertrauen von Geld oder Gütern im Dertrauen darauf, daß der Schuld- 
ner das Öeliehene zurüdgeben wird. Kredit gewinnt für die Dolfswirt- 
haft erjt mit dem größeren Reicdytum eines Doltes, mit dem Auffhwung 
von Handel und Induftrie an Bedeutung, wenn einerjeits bei den Pro- 
duzenten (Unternehmern) ein Bedürfnis nad) Derwendung fremden Ka- 
pitals, anderjeits bei den Kapitalbefigern ein Wunſch nad vorteilhafter 
Derwertung ihres Befites vorhanden ift. Das Kreditwejen wird entwidelt 
und gefördert, wenn der Staat es durch Gefeßgebung und Überwachung regelt. 

Der Gewährung und Dermittlung von Kredit dienen die Bantiers 
und die Banten. Die Banken find Unternehmungen zum Swed der 
Dermittlung des Geld- und Kreditverfehrs. Sie vermitteln Kredit, indem 
fie Geld gegen das Derfprehen der Sinszahlung aufnehmen und es zu 
nußbringender Derwendung gegen einen höheren Sinsſatz verleihen. Die 
Banfen machen aljo daran einen Gewinn. Sie haben aber aud) andere 
Aufgaben. Sie vermitteln den Derfauf von Wertpapieren, die an der 
Börfe gehandelt werden (Effekten), Staatsanleihen, Aktien, Wechſeln, aus- 
ländiihen Münzforten. Sie beforgen Sahlungen für Kaufleute, Ihr han— 
delsartikel it das Geld im weitelten Sinne. 

Urfprünglid; wechfelten die Banfen verfchiedene Münzforten. (Im Ge- 
biet des Deutjchen Reiches gab es bis 1870 nody 292 verjchiedene Geld- 
forten.) Daraus entwidelte fid} die Gepflogenheit, dem Bantier Geld- 
fummen zur Derwahrung zu übergeben (deponieren); und das führte wie- 
derum dazu, den Bankier zu beauftragen, Sahlungen im Auftrag des 
Depotbejißers vorzunehmen. Sobald der Bankier das für viele Kunden 
tut, braudt das Geld nicht tatjählid immer ausgezahlt zu werden, von 
Hand zu Hand zu wandern, fondern es wird von dem Konto des einen 
Kunden auf das des zweiten überjchrieben (Depofiten-Giro-Derfehr). Giro 
fommt von girare (umlaufen). Giroguthaben bedeutet das zum Umlaufen 
flüffige Geld eines Bankkunden. 

Die Depojitenbanten nehmen vorübergehend flüffige Gelder gegen 
Sins an und jammeln fo die Heineren disponiblen Gelöbeträge, erleichtern 
dabei aber dem einzelnen die Derfügung über feine Gelder, indem fie 
Sahlungen für ihn ohne Geldbewegung lediglich durch Übertragung bei 
der Banf vornehmen. 
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Aus den Depofitenbanten entwideln jih die Kreditbanten. Sie 
vermitteln den für Handel und Indujtrie nötigen Kredit; entweder indem 
fie Waren, Wertpapiere, Sorderungen, Wedjjel beleihen (lombardieren), 
oder indem fie Perfonalfredit (im Dertrauen auf den Kreditnehmer) geben. 

Die Gründungs= und Emiffionsbanfen übernehmen Anleihen, 
verwandeln Unternehmungen in Aftiengejellihaften und bringen die be- 
treffenden Werte durch Dermittlung der Börje in den Derfehr. So ent- 
jteht das moderne Aftienwejen, das weite Kreife zur Anlage ihrer Ka- 
pitalien in Aftienunternehmungen veranlaßt und das Geld vieler (in An- 
teilfcheinen, Aktien) zur Gründung oder Erweiterung von Induftrie- oder 
HBandelsunternehmungen vereinigt. 


hypothekenbanken verleihen Geld auf Immobilien (Häufer und 
Grundftüde), d. h. fie geben Dorjchüfje gegen Derpfändung von Boden 
oder Käufern. Das geſchieht häufig in der Sorm, dak der Schuldner neben 
dem Sins noch einen Sufdlag an die Bank zahlt, wodurd; ſie mittels des 
Sinfeszinfes die Schuld allmählich tilgt (amortijiert). 

Die Notenbanten find meiltens Staatsinititute oder werden vom 
Staat überwadt. Sie find gleichzeitig Kredit- und Depofitenbanfen. Die 
Reidhsbanf hat an 479 Orten Niederlaſſungen und hat einen Giroverfehr 
in größtem Maßſtabe entwidelt. Alle großen Gejhäftsleute haben ein Konto 
bei der Reichsbant, bei dem alle Eingänge für fie gefammelt, alle Sahlungen 
für fie geleiftet werden. Dadurch iſt für das ganze Reich eine einheitliche 
Sahlitelle geſchaffen. 

Zu den wichtigſten Gefchäften der Banten gehört das Distontogefhäft. 
Das ift der Ankauf und Derfauf von Wechſeln. 

Der Wechjelverkehr ift duch Geſetz geregelt. 


Der Wedjel ift eine Urkunde, durd die der Ausjteller den Empfänger 
(Alzeptant) zur Sahlung einer bejtimmten Summe an ihn oder auf feine Order 
an einen Dritten au beſtimmter Seit (Derfalltag) an einen bejtimmten Ort be- 
auftragt. Die volfswirtfhaftlicdhe Bedeutung des Wechfels befteht in der Er« 
fparung des Bargelötransportes. 3. B.: Der englifhe Kaufmann Abbott hat 
von dem deutſchen Kaufmann Schulze 1000 Reichsmark für geliefertes Tuch Zu be— 
Tommen, und Abbott hat einen Wechſel darüber ausgejtellt, den Schulze akzep⸗ 
tiert (unterfähreibt). Dadurd; hat Schulze fi zu der Schuld befannt und ver— 
ſprochen, zu einem beſtimmten Termin zu Zahlen. 

Das Sormular des Wechſels enthält folgenden Wortlaut: 


pr. auf 
London, den 26. Juli 1912. für 1000 Reihsmarf 


Am 26. Oktober 1912 zahlen Sie für diefen Prima-Wedjel an 
die Ordre von mir selbst die Summe von 


Reichsmark Tausend 
den Wert erhalten und ftellen ihn in Rechnung laut Bericht. 
Herrn Ofto Schulze Max Abbott 
in Berlin. 


angenommen: 
Otto Schulze 


2 
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Abbott verkauft nun den Wechſel in England an den Kaufmann Baer, der 
damit eine Schuld an einen anderen deutfhen Kaufmann, Müller, befriedigt. 
Müller hat dann, gegen Rüdgabe des Wechjels am Sälligkeitstermin die Summe 
von dem urjprünglichen Schuldner Schulze einzufaffieren. Auf diefe Weife haben 
mehrere Sahlungen ftattgefunden, ohne daß bares Geld verſchickt werden mußte. 

Die Wechſel dienen aud zur Kreditierung eines Kaufpreifes, verjhaffen dem 
Derkäufer von Waren die fofortige Derfügung über Bargeld, ohne daß der 
Käufer fofort 3u bezahlen braucht. Der Wedjjel (das Sahlungsverfprehen des 
Woarenkäufers) wird vom Warenverkäufer als Wertpapier veräußert. 

Die Banken kaufen Wechſel mit einem Sinsabzug (Distont) von der im Wechſel 
genannten Summe mit Rüdjiht auf die bis zur Sälligkeit verjtreichende Zeit. 
Der Wedel dient daher zur Kreditvermittlung. 

Ein Wechjel würde zu diefem Smwed unter folgenden Dorausfegungen aus» 
gejtellt: Der Sabrifant Albert kauft von dem Kaufmann Ernit einen Pojten Selle, 
um fie zu Handſchuhen zu verarbeiten. Albert kann nicht fofort zahlen (denn es 
dauert lange, bis die handſchuhe fertig find und bis er von feinen Abnehmern 
Geld befommt). Ernſt jtellt aljo einen Wechſel auf Albert aus, den Albert, ftatt 
bar zu bezahlen, akzeptiert. Ernjt kann den Wechſel fofort an die Deutjche Bank 
verlaufen. Ohne daß Albert jofort zahlt, kommt Ernſt ſofort in den Beſitz des 
ihm aujtehenden Geldes. Allerdings nur, wenn die Deutſche Bank Albert für 
einen fiheren Sahler hält, 

Die Sahlungen der Banken im gewöhnlichen Depofiten- und Giroper- 
kehr im Auftrage ihrer Hunden werden auf Grund von Anweifungen 


vorgenommen, die man Scheds nennt (bargeldlofer Verkehr). 
Das Sormular eines Bankſchecks lautet: 


oder Überbringer 


Unterſchrift. 








Seit dem Jahre 1909 hat auch die Reichspoſt zur Vereinfachung und 
Beſchleunigung der Zahlungsmethode und Einſchränkung des Umlaufs von 
Bargeld einen Poſtſcheckverkehr eingeführt. 

Während die Banken nur mit größeren Geldgefhäften zu tun haben, 
nehmen die Sparkaſſen kleinſte Summen verzinsbar an. Sie werden 
ftaatlid} geregelt und überwadt, da fie jehr wichtig find, um die breiten 
Doltsihichten zum Sparen zu veranlafjen. Es bejtehen bejondere Dor- 
ſchriften über die Anlage der Gelder. 

Wie für den Abſchluß von Handelsgeihäften für verfciedene Sweige 
des Bandels Produftenbörfen entitanden find, fo entwideln ſich aud) 
mit dem Bankweſen die Geld- oder Effettenbörjen zum Abſchluß 
von Gelögejhäften unter bejtimmt vereinbarten Sormen. Während ur- 
jprünglid; die Börfen nur eine lokale Ausgleihung von Angebot und 
Nachfrage anjtrebten, trat fpäter eine zeitliche Ausgleichung hinzu. Das 
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heißt, neben Derlaufsgefhäften, die fofort ausgeführt wurden, haben fie 
ihre Tätigkeit ausgedehnt auf Termingefhäfte, d. h. auf Käufe bzw. 
Derfäufe, die erjt nad) einer längeren, beim Kauf feitgefegten Seit zur 
Erfüllung gelangen. Das Termingefhäft veranlaßt leicht zu Spefula- 
tionen; denn es macht es möglich, Dinge zu kaufen, die man nit braudt, 
und Dinge zu verkaufen, die man nit hat — in der Hoffnung, fie vor 
dem Erfüllungstermin jo verkaufen oder einkaufen zu Tönnen, daß man 
einen Gewinn erzielt (Differenzgefhäfte). Das find Gefhäfte, die unter 
volkswirtſchaftlichen Gefichtspuntten überhaupt feinen Wert haben. Sie 
find vielmehr ſchädlich, weil fie Kreife zur Spekulation anzureizen pflegen, 
die mit Handel und Börfe gar nichts zu tun haben. Troß folder ſchädlicher 
Begleiterfcheinungen iſt die Effettenbörje von großem volkswirtſchaftlichen 
Nugen. Denn dort werden Gelder gejammelt, die nad Anlage fuchen, 
und dahin geleitet, wo fie nügliche Derwendung finden fönnen. 


3. Heuefte Entwidlung von Geld- und Kreditweien. 


Durd den Weltkrieg wurde die Währung in allen Ländern in tief- 
greifender Weije erfhüttert. Saft überall wurden die Notenbanken von der 
Verpflichtung der Einlöfung der Noten befreit. Dadurch wurden die Hoten 
zu Papiergeld mit Swangsfurs. Die Goldwährung brach zufammen. Mit 
dem wachſenden Bedarf an Sahlungsmitteln (Kriegführung) wurden immer 
mehr Noten gedrudt, Kriegsanleihen ausgegeben, die Staatsjhulden un- 
geheuer vermehrt. 

Dadurch entjtand in vielen Ländern ein Dalutarüdgang. D. h. die 
Kauffraft des Geldes ſank im Inland, und das Wertverhältnis zu auslän- 
difchen Geldforten ging zurück. Diefe Bewegung feßte ſich nach Kriegsihluß 
fort, und es ftehen heute neben Ländern mit gefeftigter Gelöverfaffung (ho- 
her Daluta: Dereinigte Staaten, Japan, Großbritannien, Holland, Schwe- 
den, Schweiz, Spanien) valutaſchwache Staaten (Frankreich, Italien, Bel- 
gien, Tſchechei). 

Deutſchland wurde von diefer Währungskrife befonders hart betroffen. 
Die metalliihen Geldzeichen wurden aus dem Derfehr gezogen und die pa- 
piernen Umlaufsmittel wurden vermehrt. Die Reihsbanf wurde von der 
Steuerpflicht bei Überjchreitung des Kontingents befreit (j. Seite 71). Die 
Reichstaffenfcheine wurden bis auf weiteres für umeinlösbar erklärt und zu 
gejeglihen Sahlungsmitteln gemacht. Auf Grund eines neuen Geſetzes wur= 
den Darlehnsfafienjcheine ausgegeben. An Kriegsanleihen wurden 85 Mil- 
Karden herausgebradtt. 

Auf diefe Weiſe häufte ſich eine außerordentliche Staatsſchuld an, die 
fih nad} der Revolution durch fortgefegte Notenausgabe weiter vermehrte. 
Die Lage wurde weiter durd die Laften der Kriegsentfhädigung verſchlech— 
tert. (130 Milliarden geforderte Kriegsentihädigung. Der endgültige Betrag 
iſt noch nicht feftgefeßt [ugl. S. 78]). 

Salomon, Doltsgemeinkhaft. 2. Aufl 6 
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Das führte ſchon in den legten Kriegsjahren eine überaus ernjte Lage 
auf dem Geldmarkt herbei. Das deutjche Geld entwertete jid; mehr und mehr. 

Diefer durch die Ausgabe von großen Mengen Papiergeldes eingeleitete 
Dorgang wurde durch die Warenknappheit befördert. Denn die Dermehrung 
der Umlaufsmittel vergrößert die Gejamtjumme des Dolkseintommens und 
ſchuf dementjprehend eine größere Nachfrage nad) Waren und damit eine 
Preisjteigerung (Quantitätstheorie). Dieje Entwidlung wurde durch die Er- 
höhung der Gehälter und Löhne nad} der Revolution weiter verjtärkt. Beide 
Entwidlungslinien trieben ſich gegenfeitig in rafendem Tempo in die Höhe. 

Noch ſtärker machte ſich die Geldentwertung bei Sahlungen, die im Aus- 
land zu leiften waren, fühlbar. Die deutſche Daluta erreichte einen unerhörten 
Tiefitand. Die Urjahe dafür war vor allen Dingen in dem Ausftrömen des 
deutſchen Papiergeldes in das Ausland zu ſuchen (Pafjivität der Sahlungs- 
bilanz). Die fremden Börjen erjtidten unter dem Angebot deutjchen Papier- 
geldes. Dabei bildeten die Reparationen den wichtigjten Pojten. Aber aud) 
das erhöhte Kreditbedürfnis des deutfchen Wirtjchaftslebens für Anfäufe 
von Lebensmitteln und Rohjftoffen, die Kapitalflucht, jhlieglih die Ruhr- 
bejegung und das Hamjtern von Devijen wirkten in der gleihen Richtung. 
Die Wirkungen der Geldentwertung werden der lebenden Generation un- 
vergefjen bleiben. Sie bedeuteten Subjtanzverluft für die überwiegende 
Mehrzahl der gewerblichen Unternehmer; ein ftändiges Surüdbleiben der 
Löhne für die wirtjchaftlic abhängigen Klaffen; Derarmung für die Rentner. 

Der Sufammenbrud der Marl, der fid in elementaren Tlieder- 
brüden vollzog, führte im Sommer 1923 dazu, daß die Gejhäftswelt zu 
einer Berechnung der Preife nad Sejtmart (die fih auf den amtlichen 
Dollarkurs ftüßte) überging. Damit war die deutſche Währung zufammen- 
gebrochen. 

In diefer Seit höchſter Not wurde die Rentenbanf gejhaffen, die 
als Swifchenlöfung den Übergang zu einer neuen Goldwährung vor- 
bereiten jollte. Ihre Gründung (15. November 1923) wirkte wie ein Wun— 
der und leitete den Gejundungsprozeß der Wirtihaft ein. Das Grundkapital 
der Rentenbant (2300 Millionen) wurde durd; Auferlegung einer Swangs- 
hnpothet auf den gejamten Grundbefig und die fämtlihen Betriebe der 
Induftrie und des Handels aufgebradit. Es war Aufgabe der Banf, dem 
Reid) und der privaten Wirtfhaft die erforderlichen Kredite in wertbejtän- 
diger Form zur Derfügung zu ftellen. Dem Reich wurde ein zinslojes Dar- 
lehn von 200 Millionen zur Befeitigung feiner ſchwebenden Schuld (Ein= 
löfung der Schatzwechſel) und ein weiteres verzinsliches Darlehn, um feinen 
haushalt in Ordnung zu bringen, zugejihert. Dagegen mußte die Hoten- 
preſſe jtillgelegt werden. Die Reichsbank durfte nur noch Banknoten für 
produktive Kredite ausgeben. Ein rüdjihtslofer Beamtenabbau und Herab- 
fegung der Beamtengehälter, Yleuregelung der Steuern, fanierten gleid- 
zeitig den Staatshaushalt,. Die Rentenmart faugte das Papiergeld jehr 
ſchnell auf. 
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Auf diefe Weife wurde das Dertrauen zur deutjchen Wirtichaft gehoben. 
Die Zwiſchenlöſung ſchuf die Möglichkeit, durch eine weitere Währungs- 
reform die Goldwährung wieder herzuftellen. Dieje Aufgabe Tonnte 
nur im Sufammenhang mit den Derhandlungen über die Reparationsfrage 
erfolgen, und zwar, nachdem die von der Reparationstommifjion eingejegten 
Sahverjtändigenausihüffe ſich ebenfalls für Errichtung einer Golönoten- 
bank ausgeſprochen hatten. 

Die neue Bant- und Münzgeſetzgebung wurde am 30. Auguft 
1924 in Kraft gejeßt. Danach bleibt die Reihsbanf als eine von der 
Reichstegierung unabhängige Bank beitehen. Präfident und Mitglieder des 
Direftoriums werden nit mehr vom Reichspräfidenten, fondern vom 
Generaltat der Bank gewählt. Die Reicdysbant ift nur „grundfäglid” ver- 
pflihtet, die Bantgejchäfte für die allgemeine Reihsverwaltung zu führen, 
Die Kreditgewährung an das Reid; darf eine bejtimmte Summe nicht über- 
fohreiten. Das Grundkapital der Reichsbant foll mindeftens 300, höchſtens 
400 Millionen Reichsmark betragen. Das Recht der Notenausgabe iſt auf 
die Reihsbanf und die bisher zur Ausgabe berechtigten vier Banfen be- 
ſchränkt. Die Reihsbanknoten find unbejhräntte gejeglihe Sahlungsmittel, 
Sie lauten auf „Reichsmart”. Neben Gold find auch Devijen als Gold- 
deckung zugelaffen. Die Bardedung für die umlaufenden Noten iſt auf 40 
vom Hundert feitgefegt. Diefe Dedung muß aber mindejtens zu drei Diertel 
aus Gold beſtehen. Eine Unterfchreitung der Bardedung iſt zuläjjig, aber 
an bejtimmte Sondermaßnahmen gebunden. 

Die Grundlagen für die neue Goldwährung find im Bankgeſetz durd 
folgende Beftimmung gegeben: „Die Reihsbanf ift verpflichtet, Barrengold 
zum fejtjtehenden Satze von 1392 Reichsmark für das Pfund fein gegen 
ihre Noten umzutaufhen, da neben den Reihsbanfnoten unbefchränft ge- 
jegliches Sahlungsmittel nur die Goldmünzen des Reiches find. In be 
ſchränktem Umfang find durd das Münzgefeg auch Silber- und Pfennig- 
münzen als gejeglihe Sahlungsmittel zugelaffen. Sur Ausprägung von 
Reihsmüngzen ift nur das Reich beredtigt.” 


xl. Die wirtihaftlihen Solgen des Derirags von Derfailles und der 
Dawes-Plan. 


Die Wirkungen des Krieges und des Dertrags von Derfailles haben das 
deutſche Wirtfchaftsleben in allen feinen Sweigen beeinflußt und erſchüttert. 
Infolge der Abtretung deutjchen Gebietes hat fid} die Bevölferung um 10 %, 
dagegen die Anbauflähe für Brotgetreide und Kartoffeln um rund 17 % 
verkleinert. An induftriellen Rohftoffen hat Deutſchland 26 % der Stein- 
fohlenproduftion verloren. Nach Abzug der Reparationslieferungen und des 
Zechenſelbſtverbrauchs ſtanden der deutſchen Wirtfhaft 30 % weniger an 
Stein- und Braunkohle nad) der Entjheidung über Oberfchlefien zur Der- 
fügung als vor dem Krieg. 

6* 
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Deutſchland hatte feine Handelsflotte, die größeren Dods auszuliefern 
und mußte fünf Jahre lang auf feinen Werften 200000 Tonnen Handels- 
frahtraum für die Entente heritellen. Das deutfhe Auslandseigentum it 
den Ententemächten zugefallen. In der Sollgefeßgebung blieb es bis 1925 
beſchränkt. 

Der Vertrag von Derfailles hat den ſiegreichen Ländern Wiedergut- 
madungsanfprüdhe eingeräumt, deren fachlicher und finanzieller Umfang 
nicht fejtgelegt ift. (Entiädigung für zerjtörte Sadıgüter, Wiederaufbau 
Horöfranfreihs, Kohlen und Diehlieferungen ufw.) Deutfchland haftet in 
feinem gefamten Bejig und feinen Einnahmen an erjter Stelle für die Er- 
füllung der Anfprüdje. In der Steuerbelaftung darf es grundſätzlich hinter 
feinem der anderen Staaten zurüdbleiben. Der Dertrag fieht die Sahlung 
von 100 Milliarden vor, die innerhalb von 30 Jahren geleijtet fein follen. 
Er belajtet die nächſten 6 Jahre mit 60 Milliarden. Über die Reparationen 
haben dann weitere Abmadungen fejtgelegt, daß Deutſchland 130 Milliar- 
den zu zahlen hat. Ferner hat Deutſchland 5 Jahre an Steinfohle 42 Mil- 
tionen Tonnen, dann für weitere 5 Jahre jährlih 31 Millionen Tonnen an 
Frankreich, Belgien und Italien zu liefern. Weiter müfjen 5 Jahre lang 
erheblihe Mengen chemiſcher Erzeugnifje (etwa 1/, der Produktion) abge- 
liefert werden. Die Gegenwerte werden auf die Kriegsentichädigung gut 
geſchrieben. Deutjchland it durch den „Dertrag” aud; gezwungen, die frem- 
den Bejagungstruppen zu erhalten, ebenfalls den alliierten Beamtenapparat, 
der zur Durchführung der Wiedergutmachung dient. 

Über die Bejtimmungen des Dertrags hinaus wurden die Bejagungs- 
gebiete im Jahr 1920 und 1921 ausgedehnt (Srankfurt a. M., Duisburg, 
Düffeldorf, Ruhr) und dadurd) das Wirtſchaftsleben in die ſchwerſte Krife 
geftürzt. 

Don vornherein war es Har, daß Deutjchland diefe Derpflihtungen nicht 
erfüllen kann; daß eine Wiederaufrihtung der Wirtihaft nur durch Ände- 
tung des Dertrags möglich ift. Bis diefe Einficht fih bei den Siegerjtaaten 
durchſetzte, mußte das deutihe Wirtichaftsleben den Zufammenbrud der Wäh- 
rung und damit eine folgenſchwere Umwälzung aller Bejigverhältniffe durch⸗ 
leben. Erft die im November 1923 erfolgte Reform der Währung durch die 
Einführung der Kentenmark bradte die Krifenbewegung wenigftens zum 
Stillftand. Unmittelbar darauf (am 30. November 1923) ernannte die Re- 
parationsftommiffion einen Sahverftändigenausfhuß „zur Unterfuhung der 
Mittel zum Ausgleich des Haushalts und der Maßnahmen zur Stabilifierung 
der Währung“. Der Ausfhuß wurde unter den Dorfig des General Dawes 
geftellt. Er unterbreitete der Reparationstommiffion am 9. April 1924 einen 
Plan, über deffen Anwendung in der Londoner Konferenz am 16. Auguft 
1924 ein Abkommen zwifchen den Siegermädten und Deutichland erzielt 
wurde, 

Nach dem Abkommen hat die Deutſche Regierung fi verpflichtet, alle 
geeigneten Maßnahmen zu treffen, um den Plan der Sahverjtändigen in 
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Wirkfamkeit zu fegen, insbefondere die Geſetze (betreffend die Bank, bie 
Reichsbahn und die Induftrieobligationen), die zu diefem Zweck erforder: 
lich find, in der von der Reparationsfommiffion genehmigten Sorm zu er 
laſſen und ihre Durchführung zu fihern; ferner alle Bejtimmungen des 
Planes hinfichtlid) der Auflicht über die verpfändeten Einnahmen zum 
Swede der Sicherung der Jahresleiftungen des Sachverftändigenplanes an- 
zuwenden. 

Die Reparationsfommiffion verpflichtet fi darin ihrerfeits, alle geeig- 
neten Maßnahmen zur Durchführung des Planes zu treffen, befonders die 
Ausgabe einer deutſchen Anleihe zu erleihtern. Beide vertragſchließenden 
Parteien verpflichteten fih, alle Meinungsverjchiedenheiten über die Aus- 
legung des Abkommens oder des Sachverjtändigenplanes einer jhiedsrichter- 
lichen Entjcheidung zu unterbreiten. 

Eine Löfung des Reparationsproblems ift damit noch nicht herbeigeführt, 
aber ein Schritt zur Gefundung der deutſchen Wirtſchaft ift getan. Ein Er- 
gebnis war die militärijhe Räumung des Ruhrgebiets und der fogenannten 
Sanftionsbezirke, die für den 15. Auguft 1925 zugefagt und durchgeführt 
wurde. 

Damit war endlid) die Liquidierung des Ruhreinfalls gefihert. Wohl 
legen die Dereinbarungen Deutjhland überaus ſchwere und drüdende Laften 
auf. Aber es ijt doc eine Annäherung an den wirtſchaftlichen und politifhen 
Stieden zwijchen den Tlationen gefchaffen. 

Die Lajten fommen am Harjten in den drei Gejegen zum Ausdrud, die 
der Reichstag gemeinfam mit dem Geſetz über die Londoner Konferenz am 
29. Auguft 1924 angenommen hat: die Gejege über die Golönotenbant, die 
Reichsbahn und über die Induftrieobligationen. Sie werden ergänzt durch 
das Privatnotenbanfgefeg, das Geſetz über die Liquidierung des Umlaufs 
an Rentenbanfjcheinen, das Münzgeſetz, das Reichsbahnperfonalgefeg und 
das Gefe über die Aufbringung der Induftriebelajtung. Alle diefe Geſetze 
bilden mit dem Londoner Schlußprotofoll ein untrennbares Ganzes. 

Eine der wejentlihen Bejtimmungen des neuen Bankgeſetzes (ogl. 
5.77), die von dem früheren Zuſtand abweicht und auf die Sorderung des 
Dawes-Planes zurüdgeht, ijt die völlige Unabhängigkeit der Keichsbank von 
den Einflüffen der Reicdjsregierung. Auch ift die Gewinnbeteiligung des 
Reiches zugunjten der Anteilseigner verfürzt worden. Sachlihe Änderungen 
betreffen den Gejchäftsfreis der Reichsbant und die Totenausgabe und 
Dedung. Sür die Reparationszahlungen ift bei der Reichsbanf ein Repa- 
rationsfonto errichtet, über das der „Generalagent für die deutſchen Repa- 
rationszahlungen” verfügt. 

Die Gefege zur Belaftung der deutfhen Induftrie (vom 
30. Auguft 1924) wurden in Ausführung von Beftimmungen des Gutachtens 
erlaffen. Es heißt darin: „Das Sadverftändigenfomitee hat den Eindrud, 
daß es billig und wünfchenswert ift, von der deutfchen Induftrie als Beitrag 
zu den Reparationszahlungen eine Summe von mindeftens 5 Milliarden 
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Reichsmark zu fordern; fie wird durch Schuldverfhreibungen dargeftellt, 
die hypothekariſch an eriter Stelle ftehen, jährlich 5 v. 5. Zinſen und 1 v. h. 
Tilgungsquote zu tragen haben.” Die Sinfen der Schuldverſchreibungen find 
für die erſten Jahre niedriger angejegt, weil „Deutfhland von flüffigen 
Kapitalvorräten entblößt ift und notwendig eine Friſt zur Erholung braucht“. 
Durch diefe Belaftung der Induftrie foll erreicht werden, daß in den erjten 
Jahren anfteigend, im Beharrungszuftand 300 Millionen Reichsmark be- 
tragende Jahresleiftungen für Reparationszwede aufgebraht werden. Der 
Kapitalanfprud) von 5 Milliarden foll nur durch allmählihe Tilgung be— 
friedigt werden. 

Dieſe Grundfäße find in dem „Induftriebelaftungsgejeß” und in dem „Ge— 
fe über die Aufbringung der Induftriebelaftung” ftreng durchgeführt. Es 
ift darin verſucht worden, durch gerechte Derteilung auf breitefter Grund- 
lage und durch Taufende Anpaſſung an die wirtſchaftliche Leiltungsfähigfeit 
die Lalt für das einzelne Unternehmen nad Möglichkeit zu erleichtern. 

Sür die Belaftung nady außen (Pfandhaltung) ift als untere Grenze für 
die Heranziehung ein Betriebsvermögen von 50000 Reichsmark feſtgeſetzt. 
Für die innere Aufbringung der Mittel find alle Unternehmungen mit 
einem Betriebspermögen von mindeftens 20000 Reichsmark beitragspflid- 
tig. Die zu 3ahlenden Beiträge werden von den Betrieben in Form von In— 
duftriebonds und Obligationen dem Treuhänder zur Derfügung geitellt, 
der von der Reparationstommiffion zur Durdhführung des Belaftungsge- 
feßes ernannt ift. Die Obligationen find durch eine erfte Hypothek auf An- 
Tage und Eigentum der betreffenden Unternehmungen zu fihern. Den be- 
lafteten Unternehmungen ift ein Rüdfaufsredt für die von ihnen aus- 
gejtellten Einzelobligationen zugefichert. 

Die Auswirtungen dieſer Belajtung auf die einzelnen Unternehmungen 
und die Volkswirtſchaft als Ganzes find noch kaum zu überfehen. Aber unter 
dem ſchweren Drud der wirthaftlihen und politiihen Lage glaubten die 
Dertreter der deutfhen Wirtihaft die Derantwortung für eine Ablehnung 
des Londoner Abkommens nicht übernehmen zu können und empfahlen da— 
her die Ainnahme. 

Das Reihsbahngefet vom 30. Auguft 1924 und die dazu gehörigen 
Ergänzungsgefege geben den deutſchen Reihsbahnen die Form einer privat 
wirtfhaftlihen Gejellichaft. Es ift danad vom Deutihen Reid zum Be- 
trieb der Reichseifenbahn eine Gefellihaft mit der Firma „Deutihe Reichs= 
bahn-Gefellihaft" errichtet worden. Es iſt das eine „Geſellſchaft mit privat- 
wirtfhaftlihen Charakter, aber mit ſtark öffentlich-rechtlichem Einfhlag". 
Das Grundfapital beträgt 15 Milliarden Reichsmark und zerfällt in zwei 
Milliarden Dorzugsaktien und 13 Milliarden Stammaktien. Die Dorzugs- 
aftien werden auf den Inhaber, die Stammaftien auf den Namen des Reichs 
oder eines deutfchen Landes ausgeftellt. Die Gefellihaft hatte fofort nad 
ihrer Errichtung hypothekariſch gefiherte Schuldverfchreibungen in Höhe von 
11 Milliarden an einen von der Reparationstommiffion zu ernennenden 
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Treuhänder zu geben, die mit 5 v. 5. jährlich zu verzinfen und vom vierten 
Jahre ab mit 1 v. 5. jährlich zu tilgen find. 

Damit neben dem Erwerbszwed, der Erzielung eines Reinertrags für 
Reparationszwede, die volfswirtfhaftlihen Rüdfihten nicht vernadläffigt 
werden, ift im Geſetz ausdrüdlich beftimmt, daß die Gefellihaft ihren Be- 
trieb unter Wahrung der Intereffen der deutfchen Volkswirtſchaft nad; kauf: 
männifhen Grundfäßgen zu führen hat. Die Gefellihaft wurde durch das 
Gejet verpflichtet, zunächſt alle zur Zeit geltenden Tarife zu übernehmen. 
Bei Änderungen der Tarife ift die Genehmigung der Reichsregierung not- 
wendig. Aud hat die Regierung das Recht, durd eigene Initiative Er- 
mäßigungen der Tarife zu verlangen, die fie im Interefje der Volkswirtſchaft 
für notwendig erachtet. Für diefe Mitwirkung der Regierung an der Ge- 
italtung der Tarife iſt ihr ein Reichseifenbahnrat als beratendes Organ 
zur Seite geftelit. 

Neben dem Aufjichtsreht der Reichsregierung hat fie aud einen Ein- 
fluß auf die Betriebsgebarung der Gefellihaft durd deren innere Organi- 
jation. Don ben 18 Pläßen des Derwaltungsrats find neun von dem Treu- 
händer, neun von der Reichsregierung zu ernennen. Der Dorfigende des 
Rats muß ein Deutjher fein. Da der Präfident eine zweite und entſchei⸗ 
dende Stimme befitt, dürfte demnad; die deutihe Mehrheit im Derwal- 
tungstat gefichert fein. Der Vorſtand der Reihsbahngefellihaft beiteht aus 
dem Generaldirektor und einem oder mehreren Direftoren. Die Dorfjtands- 
mitglieder müffen deutſcher Staatsangehörigfeit fein. Für die Wahl diefer 
Perſonen hat der Reidhspräfident ein Betätigungstedt. 

Sür die Wahrung der Rechte und Intereffen der Reparationsjhuldver- 
Ihreibungsgläubiger ijt ein Treuhänder und ein Eifenbahnfommijfar ein« 
geſetzt. Solange die Reichsbahngeſellſchaft ihren Sahlungsverpflihtungen 
pünttlih nachkommt, hat der Kommiffar im weſentlichen nur ein Redt 
zur Information. Andernfalls find ihm allerdings ſehr weitgehende Befug- 
niffe eingeräumt. 

Die Beamten der Reichsbahn haben durch die Geſetze ihre Eigenfhaft 
als Reichsbeamte eingebüßt. Sie bilden danach ein Swilhending zwiſchen 
Drivatbeamten und Reihsbeamten, das in dem Geſetz als „Reichsbahn: 
beamter“ bezeichnet ift. 

Die Wirkung des Dawes-Plans und der damit zufammenhängenden Ge- 
jege kann abſchließend nicht beurteilt werden. Noch ift durchaus nicht zu 
überjehen, ob die deutſche Wirtjchaft die vorgejehenen Laften tragen Tann. 
Aber immerhin ift damit eine Möglichkeit gegeben, an der Wiederaufrid)- 
tung der deutfhen Wirtfhaft zu arbeiten. Der Ruhreinbrud ift beendet, 
die deutjhe Währung ftabilifiert; der Weg zur Kreditbeihaffung durd das 
Ausland beicritten; der Staatshaushalt geordnet. Das deutſche Dolf Tann 
auf der Grundlage des Londoner Abkommens — fo fagte Dr. Luther als 
Reichsfinanzminiſter — „unter lebenswürdigen Bedingungen endlich, falls 
es zähe arbeitet und tapfer fpart, feinen Wiederaufitieg beginnen“. 
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C. Die Rechtsordnung in Gemeinde und Staat. 
(Bürgerfunde) 


XI. Weſen und Entwidlung des Staates. 
1. Staatsformen. 


Ein Staat ijt ein Gemeinwejen von Menfchen, die ein fejtabgegrenztes 
Gebiet bewohnen, in dem eine bejtimmte Herrjchgewalt ausgeübt wird 
(eine Gebietstörperfhaft unter einer herrſchgewalt). Die Begriffe Staat 
und Dolf find keineswegs gleichbedeutend. Ein Staat fann mehrere Dölfer 
oder Volksſtämme umfaffen (das alte römifche Weltreich, öſterreich- Ungarn 
bis 1918), oder ein Volk kann auch auf verjdiedene Staaten aufgeteilt 
fein oder feinen einheitlichen Staat bilden. 

Swed des Staates ift die Förderung der gemeinfamen Interefjen. 
Das wejentlihe Mittel, deffen er ſich bedient, it die Rechtsordnung; 
die Regelung der Beziehungen der Menfhen untereinander, ohne die es 
feine Sicherheit, Ordnung, aber aud feine Sreiheit geben fann. Denn 
frei können die Menſchen nur fein, wenn die Sphäre des einzelnen gegen- 
über anderen abgegrenzt ift, wenn jeder die Rechte des anderen achtet. 
Eine Staatenbildung wird erjt möglich nad) der feiten Niederlafjung der 
Stämme und Dölfer. Denn diefe führt einmal zur gemeinjamen Derteidi- 
gung des Landes, des Bodens gegen Angriffe von außen, dann aud zur 
Ordnung und Regelung des Sujammenlebens im Innern. Die Innehal- 
tung der Ordnung muß im Intereffe der Gefamtheit erzwungen werden; 
fie muß Derbindlicfeit für alle haben. Der Staat erläßt aljo Gefeße 
und fhafft Organe für ihre Durchführung. Die Aufgaben, die ſich für 
den Staat aus feinem Swed, der Förderung der gemeinjamen Interejjen, 
ergeben, find zu verfchiedenen Seiten jehr mannigfaltig begrenzt worden, 
wie aud) die Sormen der Staaten ftändigem Wechſel unterworfen jind. Im 
allgemeinen gliedern ſich die Aufgaben in Schuß nad) außen und Ordnung 
im Innern. 

Sür den Schuß nad) außen fhafft ein moderner Staat jid) Heer und 
Marine und ſetzt Organe zur Regelung der Beziehungen mit anderen 
Staaten ein (Gefandtfhaften, Konfulate). Er fließt Derträge und Bünd- 
niffe mit anderen Staaten ab. 

Die Ordnung im Innern umfaßt die Sorge für die Sicherheit der 
Perfonen und des Eigentums durch Gefeßgebung und Redtiprehung. Sie 
erjtredt fi} in neuerer Zeit auch auf die Sorge für das geiftige Wohl der 
Bevölferung durch Regelung des Unterrichts, Pflege von Wiſſenſchaft 
und Kunjt, Förderung und Schuß der religiöjen Gemeinfhaft. Der Staat 
führt ein Syitem der gegenfeitigen Hilfe ein, indem er die Bedürftigen, 
die Kranten, die Alten, die Waifen, die Shwaden unterjtüßt. Der Staat 
hat aud wirtjhaftlihe Aufgaben zu erfüllen, den Wohljtand des Landes 
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zu fördern, die einzelnen Erwerbszweige zu ſchützen oder felbit wirtjchaft- 
liche Unternehmungen zu betreiben (vgl. Kap. 2). 

Alle diefe Aufgaben machen es nötig, daß der Staat ſich Geldmittel 
beſchafft (Sinanzwejen), und daß er Organe einſetzt, die in feinem Auf- 
trag handeln, und Zwar Geſetze geben, Recht fprechen und die Derwaltung 
ausüben, 

Die Sormen des Staates haben fi mannigfaltig gewandelt, oft 
durch Tangfame Umbildung, oft durch plögliche gewaltfame Erſchütterun— 
gen und Eingriffe. Wenn eine Sorm zu eng wurde oder erftarrte, mußten 
fi folhe Anderungen vollziehen. Im wefentlichen handelt es ſich bei den 
verjchiedenen Sormen des Staates um die Derteilung der Herrihergewalt. 
Dabei ergeben ſich mehrere Hauptgruppen: 

Die Monardie (Einherrfhaft) legt die Staatsgewalt einem ein- 
zelnen herrſcher auf, der grundfäglic unabſetzbar, unverleglich, niemandem 
verantwortlid ift. Es gibt Wahlmonardien und Erbmonardien. Die 
Monardie kann unbeſchränkt (abfolut) oder jtändifch beſchränkt oder ver- 
faffungsmäßig (fonftitutionelf) beſchränkt fein. 

Die abjolute Monardie gibt dem Herrfcher unbegrenzte Gewalt. 
Sein Wille iſt Gejeg. Ludwig XIV. fagt: L’Etat c’est moi! Wo die 
Machtfülle jhrantenlos gejteigert wird, fpriht man von Defpotien. 
Als aufgeflärten Dejpotismus oder Abfolutismus bezeichnet man eine 
Staatsform, bei der dem Herrſcher zwar die unbefchräntte Gewalt zu- 
iteht, er aber aus Erwägungen der Aufllärungszeit heraus ein Derant- 
wortlidfeitsgefühl dem Volk gegenüber zur Richtſchnur feiner Handlun- 
gen macht. (Sriedric der Große: Ic bin der erjte Diener meines Staates.) 

In der ftändifh beſchränkten Monarchie wirken Vertreter der 
Stände, d. h. des Adels, der Geijtlichkeit und der Städte (nicht etwa des 
ganzen Doltes), bei der Regelung der öffentlihen Sinanzen mit. 

In der fonftitutionellen Monardie wirkt neben dem Mon- 
arhen eine Vertretung des Dolfes bei der Gejeßgebung mit. Der Monarch 
bleibt unverleglih und unabfegbar, aber er verpflichtet ſich eidlich, die 
Derfajfung zu halten. Seine Anordnungen treten nur in Kraft, wenn 
ein Minijter fie gegenzeichnet. Der Minijter trägt die Derantwortung für 
die Regierungshandlungen des Monarchen. 

Die Doltsvertretung (Parlament) ift in den verfchiedenen Län- 
dern nad) verfchiedenen Geſichtspunkten zufammengefegt und mit verſchie— 
denen Befugniffen ausgejtattet. Immer aber geht wenigitens ein Teil der 
Mitglieder aus Wahlen hervor. Welde Bürger an den Wahlen teil 
nehmen, wird durch die Verfaſſung bejtimmt. Wo das Parlament einen 
großen Einfluß gewinnt und der Monard; die Minifter aus den Führern 
der jeweils jtärfften Partei ernennen muß, jpriht man von parlamen- 
tarifch regierten Monarchien (England). 

Die Republik ift eine Staatsform, bei der die Staatsgewalt meh: 
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reren Menfhen zujteht. Es gibt arijtofratifhe und demofratifhe Re- 
publifen. 

In Artjtofratien wird die herrſchaft von einer Kleinen Gruppe 
bevorzugter Bürger ausgeübt, die etwa auf Grund ihrer Abjtammung 
diefe Rechte beſitzen. 

In Demofratien geht die Staatsgewalt vom Volke aus. Sie ruhen 
auf dem Gedanken der Doltsfouveränität, wie Roufjeau fie zum Ausdrud 
bradite. Das Dolf entſcheidet entweder unmittelbar über Gefege durch 
Abitimmungen oder mittelbar, indem es parlamentarifche Dertreter er- 
wählt. An der Spitze der Republif fteht entweder ein Kollegium (der 
Bundesrat in der Schweiz) oder ein einzelner (Präfident), der vom Parla- 
ment oder vom ganzen Dolf für einen beftimmten Seitraum gewählt wird. 
Der Präfident hat in den europäifhen Staaten meiſt nur repräfentative 
Aufgaben zu erfüllen, Minifterien 3u berufen. Der Präfident der Der- 
einigten Staaten von Nordamerika hat dagegen die ausübende Gewalt 
und wählt die höchſten Beamten unabhängig und iſt den Parlamenten 
nicht verantwortlid. 


2. Die Ausbildung der Staatsform in den verfchledenen Ländern. 


Die ältejten nad) der Überlieferung bekannten Staaten waren die 
Defpotien des Altertums: Ägypten, Babylonien, das Perjerreih. Die 
Herrſcher wurden als Söhne eines Gottes verehrt. Der Staatsgedante war 
reitlos in ihrer Perfon zufammengefaßt. Die Beamten waren willenlofe 
Dollitreder des königlichen Willens. Die Untertanen galten als Sklaven. 
Die herrſcher jtrebten auch nad außen eine grenzenlofe Erweiterung 
ihres Machtbereihes an. Eine ähnlihe Machtvollkommenheit hat in 
neuerer deit nur das Sarentum im ruſſiſchen Reich ausgebildet. 

In Griehenland entwidelten fid) ſchon in alter Zeit Staatsgebilde, 
die den Gegenſatz zwiſchen einer Staatsauffafjung, die nur eine Regie- 
tungsgewalt Tennt, und einer anderen, die das Volk zum wejentlihen In⸗ 
halt des Staatsbegriffes maht, zum Ausdrud bringen. Die eine Auf 
faffung führt zur Arijtofratie, der herrſchaft des Adels in Sparta, die 
andere zur Demokratie, der Herrihaft des Volkes in Athen. Auf der 
einen Seite jteht die Anfchauung, daß herrſchaft ein Recht der wenigen 
fein foll, die dur; Geburt, durch eine lange Ahnenreihe dazu befonders 
befähigt oder bevorzugt find. Auf der anderen Seite fteht die Meinung, 
daß im Staat alle gleiche Rechte haben müffen, daß die herrſchaft bevor- 
zugter Kreife in der übrigen Bevölterung wertvolle Kräfte verfümmern 
fäßt und außerdem zur Unterdrüdung der Dielen durch die Wenigen 
führt. Die vollflommene Demofratie, die durch Dolksverfammlung aller 
Bürger die Staatsangelegenheiten leitete, konnte in Athen verwirklicht 
werden, da die Abgeſchloſſenheit des Stadtjtaates die Heranziehung aller 
möglid machte. Sur Zeit des Periffes wurde die Demokratie ſchließlich 
jo weit verwirklicht, daß die Gerichte nur Volksgeſchworenengerichte fein 
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durften, die Beamten durch das Los beitimmt und jährlich abgelöft wur- 
den, und daß die bejitlofen Schichten für die Erfüllung der ftaatlichen 
Aufgaben entihädigt wurden. 

Rom hat in feinen Anfängen als Stadtjtaat die Staatsformen Grie- 
henlands noch einmal durchlaufen (Königtum, Adelsherrſchaft des Senats, 
Demofratie), um zu einem Gebilde neuer Art, zu einer Weltmonardie 
zu werden, wie ſchon die griedhifhe Entwidlung im Hellenismus mit dem 
Weltreich Aleranders des Großen und den aus ihm hervorgehenden Mon- 
archien geendet hatte. Rom wird HKauptitadt der Welt. An die Entſtehung 
des Reiches aus dem Stadiftaat Tnüpft die unter Benußung bes von den 
helleniſtiſchen Herrſchern, 3. T. wieder auf orientalifher Grundlage (Derwal- 
tung, Organifation Ägyptens) gejhaffene, groß durchgeführte Sentralifa- 
tion der Derwaltung des Riefenreihes an, das alle Gebiete der damals 
befannten Welt umfaßte. 

Die Germanen in ihrer Gejamtheit treten zunächſt in der Geſchichte 
ohne Staat auf. Es ift fraglid, ob fie fih überhaupt als Volkseinheit 
empfanden. (Der Name „Germanen“ ftammt von den Kelten oder Rö- 
mern.) Der Stamm war die Gemeinjhaft, in der fie ſich verbunden 
wußten, und die zu den erſten Staatsbildungen führte. Die älteſten ger- 
manifchen Staaten find Stammesjtaaten oder „Völkerſchaften“, die etwa 
40—60 Gaue umfaßten. An der Dolfsverfammlung und dem „Ding“ 
(Gericht) nahmen jämtlihe freie Männer aus allen Bauen teil. In der 
Doltsverfammlung wurden die Fünglinge für wehrfähig erklärt, Gericht 
gehalten, über Krieg und Srieden entjhieden, Heerführer gewählt. Später 
entitand der Zuſammenſchluß mehrerer Stämme für Triegerifhe Unter: 
nehmungen und Dölferfhaftsbündniffe (Boten, Sachſen, Sranten) und da= 
mit der Anfang des Staatswefens im eigentlihen Sinne. 


Die Heerführer wurden bei diefer Umgeltaltung zu Staatsgründern. 
An Stelle der Herzöge, die nur für den Fall des Krieges gewählt wurden, 
traten bei einigen Dölfern Könige. Im Frankenreich zeigt ſich der Gegen- 
ſatz zwifhen dem auf Einheit drängenden König und den Großen im 
Reiche, die nad Selbjtbehauptung trachten. Es entwidelt fich neben der 
Reichsgewalt, die die einzelnen Stämme zufammenfaßt, die Macht der 
Eingelfürjten. Die Staatsform, die ſich dabei im frühen Mittelalter ent- 
widelt, ijt die des Lehnsjtaates oder Feudalſtaates. 

Der Herrjher entlohnte feine Getreuen für Hilfe im Krieg, indem er ihnen 
Land überließ, wofür fie ihm Gefolgjhaft und Kriegsbereitihaft zuficherten. 
Oder die Sreien ftellten fi unter den Schuß eines Grundheren, übernahmen 
Dienjte, um der Heerespfliht zu entgehen. Diejes gegenfeitige Treus und Abs 
hängigfeitsverhältnis wird „Lehnswejen” genannt. (Lehnsgut hieß mit einem 
alten deutſchen Wort auch feod; od = Gut; allod — Eigenbefit, daher Seodals 
oder Seudalftaat.) Die großen Lehnsträger, die ihr Land unmittelbar von der 
Krone erhielten, waren Fürſten (d.h. die Dorderiten, die Erjten). Sie waren Lehns« 
träger des Reiches, und mit der Zeit fteigerte ihre Macht fich zur Selbjtändigfeit. 

Die großen Vaſallen (Dafallität — perfänlihe Derpflihtung) gaben einen 
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Teil ihres Landes weiter als Afterlehen. Es ivar der wichtigſte und zugleich 
vornehmjte Teil des Heeres, dem die Dergünjtigung der Lehnsgewährung zufam: 
die Reiterei. Aus ihr bildete fi} ein Stand, in dem der Lehnsgedanfe zu höchſter 
Dollendung kam: der Ritterftand. Er vor allem achtete das Lehnsgelübde, dem 
Lehnsheren „hold, treu und gemwärtig” zu fein. Er war der „feudaljte", d.h. 
das Lehnsideal am unbebdingtejten fejthaltende Stand. 

Die Ausbildung einzelner Stände mit ausgeprägtem Ständebewußt- 
fein bereitete eine neue Staatsform vor. Die Lehen waren erblid ge 
worden, der Lehnseid dadurch zur Sormel herabgefunten und der Über- 
gang der Lehen in freien Grundbefig erleihtert. Aus ritterlihen Lehen 
entitanden Rittergüter. Der Geldverkehr brachte eine Ablöfung der Dienjte 
duch Steuerleiftung mit fid. Dadurd; auf die Stände angewiefen, ges 
währten ihnen die Sürjten Mitbejtimmungsredhte, deren bedeutendites 
das Steuerbewilligungsreht war. So entjtanden die ftändifhen Land- 
tage. Die Abftimmung fand nad; Ständen und nidyt nad) Köpfen ftatt. 
Neben den grundbefitenden Adel treten die Städte als „Stand”. Bürger: 
rechte gab es nicht. Die ftändifhen Landtage werden nur einberufen, 
wenn der Sürjt neue Steuern bewilligt haben wollte. 

Neuerdings tritt in dem Räteſyſtem wieder der jtändifche Gedanke auf: 
die Sorderung der Dertretung nad) Berufsgruppen und die Gliederung 
der gewählten Bevollmädjtigten und ftändifhen Sadintereffen. 

Heben dem Seudalitaat und dem Ständeitaat jteht als jelbitändige Bil- 
dung im Mittelalter der Stadtjtaat, die ſich felbit regierende und ver: 
waltende Stadt. 

Sie hatte ihr eigenes Militär, eigene Polizei. Die Städte waren kleine Re 
publifen, die zuerft aus dem Stadtadel, fpäter aus den Ständen ihren Rat 
wählten. Ihre Selbjtändigkeit ijt nur aus dem lofen Gefüge des Seudaljtaates 
zu erflären. Die Städte waren die wichtigften Hilfskräfte der Kaifer in ihren 
Kämpfen gegen Papit und Sürftengewalt. Ihre Steuerfraft und Steuerleiftung 
ſchufen vorbildlide Einrihtungen für fpätere Dermwaltungstörperfihaften und 
ermöglichten es, daß die Stadt auch auf politifhem Gebiete einen weitreichen- 
den Einfluß ausüben Tonnte. 

Jede Stadt hatte ihren Stadtheren, durch den der Sujammenhang mit der 
ftaatlichen Gewalt gegeben war. War der Katfer Stadtherr, jo hieß die Stadt 
Reichsſtadt. Hatte fie Steuerfreiheit erlangt, fo war fie eine freie Reichsſtadt, 
und der Kaifer fegte einen Burggrafen als feinen Dertreter ein. Mit fteigender Sürften- 
macht verloren die Städte ihre politifche Selbftändigkeit — mit wenigen Ausnahmen 
der heutigen „freien Städte" — und wurden ſchließlich dem Staate eingegliedert. 

Damit ijt die Bedingung für die Entjtehung des abfoluten Staates 
erfüllt. Die Sürftengewalt feßt ji fiegreih durd. Der Dreißigjährige 
Krieg bradte diefe Entwidlung zur Reife. 

Die Kennzeichen des abjoluten Staates find: fcharfe Abgrenzung nad außen 
und innere Einheit, Erſtarkung der fürjtlichen Gewalt, Erweiterung des Staatsge- 
bietes ohne Rüdfiht auf nationale Grenzen; Selbjtzwed des Machtſtaates. Um 
die auf folhe Weife verbundenen Landesteile zu einer Einheit zuſammenzu— 
ſchließen, entjtand das Bedürfnis nad einer einheitlichen Wirtſchaftsordnung. 


Das Merkantilfgftem wird entwidelt. Wirtichaftliche Einheit, Derwaltungsein. 
heit und Regierungseinheit find nur die verjcdiedenen Ausdrudsmittel des glei- 
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hen Regierungsgrundjages, des Abfolutismus. So ergeben fi als widhtigfte 
Aufgaben für den abfoluten Staat die gefteigerte Leiftungsfähigfeit auf mili> 
tärifchem Gebiete, als Dorbedingung dafür ein fteuerfräftiges Volk und, damit ver- 
bunden, eine allgemeine Hebung der wirtſchaftlichen Suftände. 

Ehe ſich auf deutfhem Boden der Derfafjungsitaat ausbilden 
tonnte, braten England und Frankreich, die gewerblich zuerit entwidel- 
ten Länder, die Anfänge der neugeitlihen Staatsentwidlung. Das Bürger- 
tum war dort duch Hebung von Gewerbe und Handel zu ſtärkerer Be— 
deutung gelangt und ftellte die entfheidenden Sorderungen auf Mitwir- 
fung an der Gefeggebung und Regierung, weil es ſich als Dertreter des 
Dolfsganzen anfah. Es entitand das moderne Staatsbürgerredt, das auf 
der Dorausjegung der Dolfshoheit (Dolfsfouveränität) beruht. In Eng: 
land ift der Ständejtaat allmählid, ohne Bruch in den Derfaffungsitaat 
hineingewadijfen. Zu einer Periode des abjoluten Staates ift es nicht ge- 
fommen, und feit 1688 iſt die Dolfsfouveränität grundfäglic anerkannt. 
Die Gejeßgebungs- und Regierungsmaßnahmen werden als organifcher 
Ausfluß des Dolkswillens angejehen. Der König hat nur die Dertretung 
(Repräfentation) des Staates inne, ohne Entjheidungsgemwalt. Die Lehre 
von der Dolfsfouveränität führte nicht nur zum Parlament, fondern 
aud zur Teilung der Gemwalten in gefeßgebende und ausführende 
Gewalt, die Legislative und Exekutive. (Tode) In Srantreid, vollzieht 
fich die Ausbildung der Demokratie erjt nad) fharfer Auseinanderjegung 
mit den abjoluten Gewalten. Sie findet auch dort ihren Ausdrud in der 
frei gewählten Dertretung des Dolfes, dem Parlament. Die Lehre von der 
Gewaltenteilung wird erweitert durch die Aufftellung einer dritten Gewalt 
neben der gefehgebenden und ausführenden, nämlich der richterlihen Ge- 
walt. Sie foll eine volllommen unbeeinflußte, feinem politifhen Eingriff 
ausgefegte Rehtiprehung gewährleiften. (Montesquieu.) 

Alle Kulturjtaaten haben im Laufe des legten Jahrhunderts die Um- 
bildung zu einem vom Dolf mitregierten Staat vollzogen. Die Volksrechte 
find überall in einem Stsatsgrundgefeß, der Derfafjung, feitgelegt — 
mit Ausnahme von England, das keine gejchriebene Derfaffung hat. (Das 
Sehlen eines gefetlihen Dokuments für die tatfählic vorhandene Dolfs- 
fouveränität ilt daraus zu erklären, daß eine abfolute Epoche in der eng- 
lichen Geſchichte nicht zu verzeichnen ift. Wurden dem englifhen Volk doch 
ſchon durch die Magna Charta [1215] allgemeine Grundrechte eingeräumt.) 
Die Derfaffungen der verfchiedenen Staaten haben die Gewaltenteilung in 
verſchiedener Weife geregelt, Volks- und Herrſcherrechte verjhiedenartig 
abgegrenzt und dadurch verfchiedene Ausprägungen des Derfafjungsitaates 
hervorgebradt. „Gewaltenteilung” und „Dolfsfouveränität” find im 
Grunde unvereinbare Gegenfäe und nur aus Zweckabſichten — Arbeits- 
teilung — bereditigt. 

Dieſe verſchiedenen Möglichkeiten des Derfafjungsitaates find in der 
deutfhen Gejhichte nah und nad) entwidelt worden. Bis in die Mitte 
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des vorigen Jahrhunderts wurden einzelne deutfhe Staaten, darunter 
Preußen, abfolut regiert. Die Derfuche des Sreiherrn vom Stein, Preußen 
eine Derfaffung zu geben, waren erfolglos. Erjt die Revolution vom Jahre 
1848 brachte eine i. J. 1850 revidierte Verfaſſung. (Dgl. S. 90.) 

Das Merkmal diefer Derfafjung — wie der Reichsverfaſſung vom Jahre 
1871 — war, daß die gefeggebende Gewalt, die zum Teil bei der Doltsvertretung 
lag (in Preußen jtand dem König, im Reich dem Bundesrat eine Stimme zu), 
jharf getrennt war von der ausführenden Gewalt, die ein vom herrſcher ernann- 
tes Minijterium ausübte (im Reid vom Reichsfanzler). Die Regierung ging ver- 
faffungstehtlich aus dem Kerrfcherwillen hervor und war nit von Dertrauens 
tundgebungen der Doltsvertretung abhängig. Man bezeichnet diefe Staatsform 
als „Lonjtitutionell”: der Herrjcher iſt verfaſſungsrechtlich an die Suftimmung des 
Parlaments zu Gejeggebung und Staatshaushaltplan gebunden, aber die eigent» 
liche Ausführung der Gejege fowie die Durchführung von Regierungsmaßnahmen 
im engeren Sinne, Kriegserflärung, auswärtige Politik ufw. vollzieht ſich ohne 
Suftimmung des Parlaments und die Derantwortung dafür übernimmt ein Mi- 
nifterium, das in Ernennung und Derabjchiedung lediglich vom Herrſcher ab» 
hängig iſt. 

Die parlamentarifche Regierungsform, bei der das Minifterium 
aus dem Parlament hervorgeht, ihm zum größten Teil angehört und 
des Dertrauens der Dolksvertretung zu feiner Amtsführung bedarf, hat 
ſich in Deutſchland langſam vorbereitet. In den legten Jahrzehnten konnte 
fein Minijter im Reich oder in den Bundesftaaten gegen den ausge 
ſprochenen Willen des Parlaments regieren. Es bildete fid} im Reid) die 
Gepflogenheit des Kaifers aus, vor der Ernennung eines neuen Kanzlers 
mit den Parteiführern Sühlung zu nehmen. Eine verfajfungstehtlide 
Seftlegung erhielt der Parlamentarismus durd das verfaffungsändernde 
Reidhsgefe vom 28. Oftober 1918, wonad dem Kaifer nur noch die 
offizielle Ernennung der vom Parlament geftellten Minijter vorbehalten 
blieb. Bei Ausbruch der Revolution war das Deutſche Reid eine parla- 
mentarij regierte Monarchie. 

Die Revolution brachte dann als entfheidende Umwälzung die Um- 
bildung der Monardie in die Republit (9. November 1918). Jetzt ift 
Deutſchland eine parlamentarifh regierte, auf Doltswillen beruhende, 
daher demokratiſche Republik. 

Die wechfelnden Staatsformen find ungefähr durch folgende Zeiträume 
begrenät: 


der Dölkerfhaftsftant . . . . 2 2 2 22.0. bis 600 
der Lehnsftant. - > > oo nn „ 1350 
der Ständeftadt . . 2. 2 > 2220 nen „ 1648 
der abfolute Staat guundfähih . .... . „ 1789 
in mehreren Staaten Europas . . .... . „ 1848 


XI. Das Deutjche Reich und feine Derfaffung. 
1. Geſchichtliche Entwidlung bis 1871. 


Eine Sentralmadit, die fi die verjchiedenen germanifhen Völker⸗ 
ſchaftsbündniſſe (Stämme) unterwarf, wurde erit durch die Frankenkönige 


Geſchichtliche Entwidlung bis 1871 89 


gefhaffen. Karl der Große vollendete diefe unter Chlodwig einjegende 
Bewegung durdy Unterwerfung der Bayern, Thüringer und fchlieglic der 
Sachſen. Seit der Teilung des Frankenreichs führt der Ojtteil den Namen 
Deutſchland. 

Die deutſche Geſchichte war erfüllt von Machtkämpfen zwiſchen dem 
König und den einzelnen, immer mehr erſtarkenden Landesfürſten. Aus 
den Verſuchen, die aufitrebenden Gegner niederzuhalten, entjtand das Der- 
langen nad; Derbindung der deutjhen Königswürde mit dem Kaifertum. 

€s gelang nicht, die Kaiferkrone erblic; zu mahen. Der deutfche König wurde 
von den mit erblichen Lehen ausgejtatteten Lehnsträgern gewählt. Seit 911 tvar 
Deutjchland ein Wahlreih. Der deutjche König führte den Namen „Kaiſer“ erjt 
nad} der Krönung in Rom. Es war die Erneuerung des Römifhen Reidhes 
(dem fpäter das Kennzeihen „Deutfher Nation“ hinzugefügt wurde). Tat- 
ſächlich blieb die Krone allerdings jahrhundertelang mit einzelnen fürjtlichen 
Samilien verbunden (Salier, Hohenftaufen). 

Bereits die Ottonen hegten den Traum, das Heilige Römifche Reich zu einem 
Weltjtaat auszubauen, in dem fi alte römijche Macht mit rijtlihem Geilte 
und driftliher Kultur zu einer höheren Einheit verbinden follte. Rom follte 
die Hauptjtadt diefes Weltreichs fein. Diefem Plan des Welt» oder Univerjal- 
reichs jtrebten auch die Hohenftaufen nad}. (Sriedrich II. war von den 35 Jahren 
feiner Regierung nur 7 Jahre in Deutihland.) An der doppelten Gegnerihaft 
von Papit und Sürften rieb fi das Kaifertum auf. 

Der Dreißigjährige Krieg entſchied diefen alten Streit zugunſten der 
Einzelfürften und beichleunigte den Serfall des Reiches. (Wallenitein 
machte den letzten vergeblihen Verſuch, den Kaifer von den Sürjten un- 
abhängig zu madhen.) Im Weftfälifhen Srieden erhielten die Sürjten das 
Recht der Landeshoheit, d. h. das Recht, mit dem Ausland Bündnifje zu 
[ließen und Krieg zu führen. (Der Große Kurfürft! Friedrich 11.) 

Die Stände bilden zwar den Reichstag, aber die Sürjten haben aud) 
hier die größten Vorrechte. Die Macht der Städte ift gebrochen. Der 
Kaifer muß ſich den Entjheidungen des Reihstages fügen. Die Einzel- 
ftaaten erlangen große Macht. Der Reichsgedanfe verliert an Bedeutung 
und Einfluß. 

Seit Sriedrih dem Großen entwidelte fid} der Kampf um die Dor- 
herrfchaft in Deutſchland zwiſchen den beiden größten deutfchen Staaten, 
Preußen und Öfterreih. (Der von Sriedrid II. geftiftete Sürftenbund.) 
Das Reid) beitand nur noch dem Namen nad), als Sranz II., unmittelbar 
veranlaßt durch die Gründung des Rheinbundes, im Jahre 1806 die 
Kaiferfrone niederlegte. Deutjhland war nun ein lofes Nebeneinander 
von kleinen Staaten und freien Städten. 

Auch die Befreiungskriege führten feine neue tatſächliche Einheit 
herbei. Aber fie braten eine der Dorbedingungen dafür, ein itarfes 
Nationalgefühl, das Kleinbürgerei und Weltbürgertum gleihmäßig über- 
wand. Die nationale Erhebung führte zum Erlebnis deutſchen Wefens. 

Site wird der Erzieher der „deutfchen Nation“, Arndt und Schleiermacher 
werden ihre Verkünder; Stein führt fie hinein in bewußte Mitverantwortung; 
Scharnhorjt und Gneifenau ſchmieden ihre Waffen, ſchaffen das Volksheer. Don 
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Preußen geht die innere und äußere Erneuerung aus; der Sachſe Kömer tritt 
in die preußijche Armee, da ihm feine engere Heimat feinen Kampf gegen Na— 
poleon ermöglicht, und fhlieglih folgen auch die anfänglid widerftrebenden 
Rheinbundjtaaten dem deutſchen Rufe. In den Seiten tiefjter Erniedrigung ftieg 
der Dolfswille zum Staatswillen empor. Aus dem Sumpf der Selbjterniedrigung, 
Derzagtheit und Unterwürfigfeit erwuchs die Wunderblüte des Nationalbewuht- 
feins. Die Sehnſucht nad) einem neuen deutjchen Reich wurde zur Sehnfucht einer 
ganzen Generation von Deutjchen. Aber diefes erträumte Reid, follte im Gegen⸗ 
ſatz zum alten Reid; ein Hationaljtaat fein, nicht ein Weltreih. Es follte nur 
Deutſche, aber alle Deutſchen umfajjen. 

Die Verwirklichung war aber für lange Seit nit zu erreihen. (Ge 
genjag Öfterreih— Preußen.) Der Wiener Kongreß bradte ftatt dejjen 
den Deutfhen Bund, ein lojes Gefüge der Einzelitaaten, aber feine 
tatfählicde Sufammenfaffung. (1815—66; Unterbredung 1848—51.) 

Es war ein gewaltiger Schritt vorwärts, als 1833 durch Preußen die 
wirtfhaftlide Einigung im Deutſchen Zollverein herbeigeführt 
wurde, wodurd ſich Oſterreich ausſchloß. 

Unter der Einwirkung der franzöſiſchen Revolution des Jahres 1848 
und der deutſchen Dolkserhebung traten führende Politiker aus allen 
Teilen des Landes in Heidelberg und darauf in Stanffurt a. M. zujam- 
men, und man befchloß, eine aus allgemeinen Wahlen hervorgehende Na- 
tionalverfammlung als Doltsparlament einzuberufen. Man wollte den 
Nationaljtaat und eine Derfaffung. Diefe Bewegung war fo ſtark, daß 
die Regierungen ihr Solge gaben und die Wahlen veranlaßten. 

Die im Jahre 1848 zufammengetretene Deutfhe Nationalver- 
fammlung in der Paulskirche war das erſte aus Dolfswahlen hervor- 
gegangene Parlament. Diele bedeutende Männer waren Mitglieder der 
Derfammlung: Uhland, Gagern, Grimm, Dahlmann, Radowitz. Die Der- 
fammlung beriet den Entwurf einer Derfaffung des Deutjhen Reichs und 
trug dem preußifhen König Sriedrid) Wilhelm IV. die erbliche Kaijer- 
trone an. Obwohl die Derfammlung mit einem Mißerfolg endigte (Ab- 
lehnung der Kaiferfrone und Scheitern der Reihsverfaffung), war der 
Gedanke der deutjchen Einheit neu belebt worden, und der Plan eines 
kleindeutſchen Reiches mit preußifher Führung hatte Boden gewonnen. 
Die Stankfurter Pläne find zum großen Teil von Bismard verwirklidt 
worden. 

Unterdeffen waren Regierung und führende Polititer um die her— 
ftellung der Einheit bemüht. Die Regierung: durch das Dreifönigsbündnis, 
die Union, die der Dertrag zu Olmüß aufhob. Die aus der Bevölferung 
hervorgehende Bewegung organifierte ſich im „Deutihen Nationalverein“ 
(1859), um die öffentlihe Meinung zu beeinfluffen. Eine tatſächliche 
Entfheidung brachte erſt der Krieg 1866, der die Srage der deutſchen 
Sührerfhaft entichted und das Ende des alten Deutſchen Bundes bradite, 
Die Bahn war nun frei für einen deutſchen Nationalftaat, nachdem die 
Sührung von der habsburgifhen Monarchie mit ihren großen fremdjpra- 
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chigen Beftandteilen auf Preußen übergegangen war. Da die ſüddeutſchen 
Staaten bei diefer Auseinanderjegung noch dem großdeutſchen Gedanken 
anhingen, fam es zunächſt zur Gründung des Norddeutſchen Bundes, deſſen 
Derfaffung das Dorbild für die fpätere Keichsverfaſſung abgab. 

Der veraltete „Bundestag” wurde umgebildet zum Bundesrat, an die 
Spiße des Bundes trat der König von Preußen, er führte das Bundes» 
präfidium. Ihm zur Seite ſtand der Bundestanzler. An feine im alten 
Deutihen Bunde beftehende Einrihtung Tnüpfte der Reichstag an, die 
Dolfsvertretung, die das demokratiſche (gleiche, allgemeine, geheime, di- 
refte) und mit ihm das damals freiefte Wahlrecht der Welt erhielt. 

Mit der Begründung des Norddeutſchen Bundes aber gedachte die 
preußifhe Regierung nicht ihr Werk abzuſchließen. Der Anſchluß der Süd- 
deutſchen vollzog fih in mehreren Abſchnitten: 

1. Wirtfhaftliher Sufammenfhluß. (Sollparlament!) 

2. Militärifher Sufammenfhluß. (Militärverträge!) 

3. Reihsgründung. 


2. Die Reihsverfaffung von 1871. 


Der Krieg 1870/71 brachte die Dollendung des deutſchen Einigungs- 
wertes. Noch während des Seldzugs wurden (Ende November 1870) Zwi- 
ihen dem Horddeutfhen Bund und den einzelnen ſüddeutſchen Staaten 
die entfcheidenden Staatsverträge abgeſchloſſen. So entjtand aus dem Nord⸗ 
deutihen Bund das Deutſche Reich. Dem preußifhen König wurde 
von den Sürjten die erbliche Kaiferfrone angetragen. Die feierlihe An- 
nahme und die Proflamation des Deutjchen Reiches fand am 18. Januar 
1871 im Schloß zu Derfailles ftatt. Es war die Erfüllung des Traumes 
von Jahrzehnten, und durch die Erneuerung der alten Kaiferwürde erhielt 
die Reidhsgründung Dolkstümlichkeit, Shwung und zündende Kraft. Der 
Norddeutihe Reichstag wurde Deutſcher Reichstag, der Norddeutjche Bun- 
desrat Deutfcher Bundesrat, der Bundeskanzler wurde Reichskanzler. Der 
Kaifer trat an die Stelle des Bundespräfidiums. 

Die freiwillige Mitwirkung der deutihen Fürſten am Einigungswert 
und die jahrhundertelange Entwicklung der deutjhen Territorialflaaten 
brachte es mit fi, daß ihrer Eigenart Kechnung getragen werden mußte; 
die Einheit wurde mit der Selbjtändigkeit der einzelnen Länder verfnüpft. 
So erhielt das Reich die Derfafjung des Bundesjtaates. 

Als folder jtand das Reich verfaffungsrehtlich zwiſchen dem gejchlojjenen 
Einheitsjtaat (3. B. Italien) und dem loſen Staatenbund, der die Selbjtändigkeit 
der Gliedjtaaten fat volljtändig unangetajtet läßt (wie der Deutjche Bund 1815 
bis 1866). Der Bundesjtaat (außer dem Deutjchen Reid von 1871 3. B. die 
Dereinigten Staaten von Amerika, die Schweiz) ſchließt die Einzeljtaaten zu einer 
nad; außen hin wirkenden Einheit zujammen und verlangt auch Aufgeben von 
landeshoheitlihen Rechten der einzelnen Regierungen im Innern. Daneben ges 
währte die Reichsverfaſſung einigen der größeren Einzeljtaaten befondere (Re. 
fervat-) Redite; jo Preußen in bezug auf das heerweſen, Bayern, Württemberg 
und Baden bei Erhebung indirefter Steuern und Bayern und Württemberg durd) 
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ihre eigene Pojtverwaltung. Im übrigen bejagte die Derfajjung aber: „Reichs- 
echt geht vor Landrecht“ und bereitete dadurd; eine immer größere Ausdehnung 
der Reichsgewalt vor. 

Die Körperjchaft, in der der Bundesgedante des Reichs vor allem in Er— 
fheinung trat, war der Bundesrat. In den Dertretern der einzelnen Staaten 
ftellte er die eigentliche Reichsregierung dar. In ihm hatte Preußen 17 von 
61 Stimmen, Bayern 6, die anderen Staaten je 1—4 Stimmen. Die Stimmen jedes 
Staates mußten einheitlich abgegeben werden, die Dertreter waren nur „Bevoll« 
mächtigte“ ihrer Landesregierung und an Aufträge und Inftruftionen gebunden. 
Der Bundesrat hatte die Reichsgewalt inne, 

Der Einheitsgedanfe gegenüber dem Bundesgedanken war ausgeprägt 
in der Dolfsvertretung. Der Reihstag hatte die Steuerbewilligung 
inne; er gab die Sujtimmung zum Reihshaushalt, er beſaß das Redjt der 
Gejetgebung (Antrag, Beratung, Annahme oder Ablehnung). Die Auf- 
gabe der Gejekgebung teilte er mit dem Bundesrat. Für das Sujtande- 
fommen jämtlicher Reichsgefege waren die übereinjtimmenden Mehrheits- 
beihlüffe von Bundesrat und Reichstag erforderlich und ausreichend. 

Der Kaifer hatte feine Stimme bei der Geſetzgebung. Seine Mitwir- 
fung beitand nur in der Beauftragung der 17 preußifchen Dertreter des 
Bundesrats. In Sragen der äußeren Politif war er an die Mitwirkung 
des Bundestats gebunden. Bei einer Kriegserflärung bedurfte er der 
Suftimmung des Bundesrats — und der Kreditbewilligung des Reichstags; 
Stiedensfhlüffe wurden durch die beiden Reichsvertretungen auf dem Wege 
der Gejegebung ratifiziert. Der Kaifer bejaß die völkerrechtliche Der- 
tretung des Reiches nad) außen, den Oberbefehl über Heer und Slotte 
und das Recht der Ernennung der oberjten Reichsbeamten. 

Reihsfanzler und Staatsfetretäre. Nach der Derfaffung von 
1871 gab es fein Reichsminifterium, fondern der einzige, für die Regie- 
rungsalte des Kaijers verantwortlihe Minifter war der Kanzler. Die 
Staatsfelretäre waren ausführende Organe des Kanzlerwillens. 


Es hatten ſich im Laufe von 40 Jahren folgende Reichsämter ausgebildet: das 
Auswärtige Amt, das Reichsamt des Innern, das Reichsmarineamt, das Reichs- 
ſchatzamt, das Reidhstolonialamt, das Reichspojtamt, das Reichsjuftigamt, das 
Reichseifenbahnamt und eine Menge von Unterabteilungen im Reichsamt des 
Innern; jo 3. B. das Reichsgefundheitsamt, das Reichsverjiherungsamt. Die 
Militärangelegenheiten wurden vertreten durch den preußifchen Kriegsminijter, 
der 3. B. auch die Heeresforderungen vor den Reichstag brachte. Die Entwidlung 
der Reihsämter zeigt, dat allmählich den Einzeljtaaten verjchiedene Derwal- 
tungsgebiefe entzogen waren, und daß die Dereinheitlihung von der Gejeß- 
gebung aud; auf ihre Durchführung, auf die Derwaltung übergriff. 


3. Die Revolution. 


Das unter dem Jubel des Dolfes und der Suftimmung deutſcher Sürften 
entitandene Reich fchien ein für unabfehbare Zeit errichteter Bau zu fein. 
Und doc wurde es, wie einjt das friderizianifhe Preußen, nad) kurzer 
Glanzzeit zu Boden geworfen. Sür die Belaftungsprobe eines verlorenen 
Krieges war die Derfaffung des Deutſchen Reiches Zu jtarr. Der Verſuch 
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der Regierung unter dem Kanzler Prinz Mar von Baden (Öftober 1918), 
die Monarchie durch eine parlamentarische Verbreiterung der Regierung 
zu retten, fonnte die Revolution nicht mehr verhindern. Am 9. November 
erfolgte der Umfturz unter dem Drud der revolutionären Doltsmafjen. 
Die Macht ging überall an die fchnell emporfchießenden Arbeiter: und 
Soldatenräte über (Beifpiel der rufjiihen Revolution von 1917). Die 
Leitung der Regierungsgefhäfte nahm eine Revolutionsregierung von 
ſechs „Dolksbeauftragten“ der beiden ſozialdemokratiſchen Parteien in die 
Band. 

Im Volk entbrannte der Kampf um eine neue Staatsform und Der- 
faffung. Don außen niedergerungen, im Innern in ſchwere Wirren ver- 
ftridt, war das alte Reich 3ertrümmert. Aber ein Staat geht nicht zu- 
grunde, wenn die ihm innewohnende Lebenskraft die Energien der neuen 
Seit aufnehmen kann. Auch die Staaten jtehen unter dem heiligen Gefeß 
des „Stirb und Werde”. 

Die Tleuregelung des innerftaatlihen Lebens tft unter dieſem 
Geſichtspunkt zu betrachten. Es ijt feitzuftellen, wieweit in der neuen 
Verfaſſung hiſtoriſch Gewordenes erhalten ijt, wieweit es neuen Sormen 
und Intereffen hat weihen müſſen. Die Stage, die durch die Revolution 
aufgeworfen, aber nicht gelöft war, lautete: Klaffenherrfhaft (Dik- 
fatur) oder Doltsregierung (Demokratie). 

Die Forderung der Herrfhaft einer Klaffe, nämlich der organifierten 
Arbeiterfhaft, lautete: Diktatur des Proletariats. Der ſtaatsrechtliche Ausdrud 
diefes Klafjenregiments follte die Häteregierung fein. (Sowjet heißt Rat.) Die 
Kennzeichen der Räteregierung find: 1. Herrfchaft einer Klafje mit Ausjhaltung 
aller anderen Stände, aljo Stände» oder Klafjenherrichaft. 2. Erzwingung diefer 
Hherrſchaft auf dem Wege der Gewalt, durch Anwendung äußerer Macdtmittel: 
Diktatur des Proletariats. 3. Ablehnung der Gewaltenteilung in Dolfsvertretung 
und Regierung oder in gejeggebende und vollziehende Gewalt und Dereinigung 
der gejeßgeberijchen und ausführenden Befugniffe in einer Körperfhaft, dem Rat. 

Der Gedanfe der Demokratie, der Dolfsregierung, der in der 
deutjchen Arbeiterpartei (ſozialdemokratiſch) eine feite Tradition hatte, 
fand au während der Revolution eine fo ſtarke Anhängerfhaft, daß er 
über die Sorderung der Klaffenherrfcaft jiegte. Die Revolutionsregierung 
bejchloß, die Neuregelung der Derfaffung auf dem Wege allgemeiner 
Wahlen und einer Dolfsvertretung — der Nationalverfammlung — her- 
beizuführen. 

Das Wahlreht für die verfafjunggebende Nationalver- 
fammlung wurde allen Männern und Srauen über 20 Jahren (nad) 
dem Derhältniswahlfgftem) gegeben. Durch die Einbeziehung diefer neuen 
Wählerſchar erweiterte fidy die Sahl der Wahlberechtigten von vorher 
ungefähr 13 Millionen auf faft 30 Millionen Deutjher. Die Wahlen 
fanden am 19. Januar 1919 ftatt. Die Nationalverfammlung trat in 
Weimar zufammen. Ihr Hauptwert ift die neue Derfafjung vom 11. Augujt 
1919, die nad dem Chaos der Revolutionsmonate ein neues Redt ſchuf. 
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XIV. Die Derfaffung des Deutfchen Reiches vom 11. Auguft 1919. 
1. Aufbau und Aufgaben des Reiches. 


Die alte Derfafjung begann damit, die Fürſten zu nennen, die einen 
Bund fchloffen, der den Namen „Deutfches Reich“ führen follte. Die Der- 
fafjung vom 11. Augujt 1919 wird durch den Satz eingeleitet: 

„Das deutjche Volk, einig in feinen Stämmen und von dem Willen bejeelt, 
fein Reid; in Sreiheit und Gerechtigkeit zu erneuen und zu feitigen, dem inneren 
und äußeren Srieden 3u dienen und den geſellſchaftlichen Fortſchritt zu fördern, 
hat fich diefe Derfaffung gegeben.” 

Der hierin enthaltene Gedanke der Dolfsfouveränität wird nod im 
Artikel r wiederholt: „Die Staatsgewalt geht vom Volke aus. Das 
Deutſche Reid ift eine Republil.” Das Deutſche Reid, beiteht aus den 
Gebieten der Gliedftaaten, die nad) der Derfaffung fortan als „die Länder“ 
bezeichnet werden. Damit ſoll zum Ausdrud kommen, daß die Madit- 
befugnis des Reiches gegenüber den ehemaligen „Bundesftaaten” erweitert 
iſt, daß der Einheitsgedanfe auf Kolten der einzelitaatlihen Souveränität 
gewonnen hat. Die erweiterte Geltungsmacht des Reiches zeigt ſich auf 
dem Gebiet der Geſetzgebung, der Derwaltung und in der Be 
fugnis zur Umbildung (Meugliederung) der Länder. 

a) Gefeßgebung. Der jhon nad; der alten Derfajfung geltende 
Sat „Reihsreht geht vor Landrecht“ iſt in Artikel 6-13 in vertieften 
Sinne ausgeführt. Das Reid) ijt danach zuftändig für drei Gruppen von 
Geſetzen. 

Es hat die ausſchließliche Geſetzgebung für beſtimmte Auf— 
gaben. Das heißt, die Länder dürfen überhaupt nicht eingreifen (Art. 6). 
Die bisherige Sujtändigfeit des Reiches iſt erweitert durd Aufhebung 
der Reſervatrechte, die einzelne Länder bisher hatten. 

Das Reid hat das Recht der Gejeßgebung für weitere Gebiete. 
Dody bleiben Landesgefege gültig, bis eine reichsgejeglihe Regelung er- 
folgt. (Konfurrierende Gejehgebung.) Neben dem Strafreht, Bür- 
gerligen Recht, Preffe, Dereinswejen, ſozialer und wirtfhaftlicher Gefeß- 
gebung ift die Suftändigfeit des Reiches ausgedehnt auf Kinder: und Ju- 
gendfürforge, Theater und Lichtſpielweſen, Eifenbahn- und Derfehrs- 
wefen, das Sinanzwejen (Abgaben). Die Umbildung des Sinanzwejens 
(Art. 8) ift der tieffte Eingriff in die Landeshoheit der früheren Glied» 
ftaaten, Die Bejtimmungen über die Dergejellihaftung (Art. 7, 13) jind 
dagegen die weitejte Ausdehnung der Reichsgewalt gegenüber dem Privat- 
recht und damit die Anbahnung einer neuen Wirtfhaftsorönung. 

Das Rei kann Grundjäße für Redtsordnungen aufitellen, 
namentlid für die Wirtjhafts- und Kulturpolitif (Art. 10), das find 
Gebiete, für die früher nur die Einzeljtaaten zujtändig waren (3. B. Schule, 
Kirde, Bildungswejen, Landwirtihaft). 
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b) Derwaltung. Die Reihsfouveränität in der Derwaltung drüdt 
ſich darin aus, daß die Gegenftände der ausſchließlichen Reichsgejeßgebung 
auch nur durch Reichsorgane (Beamte) verwaltet werden. (Pojt- und Soll- 
wejen, Auslandsvertretung, heerweſen.) Serner dehnt fi die Reidys- 
beamtenfhaft auch auf andere, vom Reid, geordnete Sweige aus (Finanz⸗ 
wejen, Eifenbahnen). Als unbeftrittenes Recht der einzelnen Bundesitaaten 
galt früher die volllommene Selbitändigkeit in Fragen der Derfaffung 
der Länder. Jetzt ijt durch die Derfaffung feitgelegt (Art. 10): 

a) Gleihförmigfeit der Derfafjung in den einzelnen Ländern; 
6) demokratiſche Grundlage fämtliher Derfafjungen; 
y) parlamentariihe Regierungsform in den einzelnen Ländern. 


Dadurch ift bereits fo tief in die Selbftändigkeit und Eigenentwidlung 
der Länder eingegriffen, daß von einem jtaatlichen Leben der Länder nur 
noch ſehr bedingt gefprochen werden kann. Das führt zur dritten Macht— 
erweiterung der Reichsidee. 

c) Umbildung der Länder. Es ilt dem Reich durd die Der- 
faſſung grundjäglih die Möglichkeit gegeben, eine Heugliederung der 
Länder vorzunehmen (Sufammenlegung kleiner, Aufteilung großer Staa- 
ten). Ausfchlaggebend ijt dabei die Auffaffung, daß nicht die einzelitaat- 
lihen Entwidlungen, fondern die Stammeszufammenhänge berüdjichtigt 
werden follen. Die Zukunft wird zu erweifen haben, ob die durch Mund: 
art und Heimatgefühl, durch Dolfstunft und Überlieferung gegebene Stam:> 
meseigenart fräftiger, bindender und zufammenhaltender fein wird als 
der durd; die Jahrhunderte geleitete, durch gemeinfame Geſchichte aus 
geprägte territoriale Staatswille, 
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Der Reidstag beiteht aus Abgeordneten, die als Dertreter des 
ganzen Dolfes gelten und an Aufträge der Wähler nicht gebunden find. 
Sie find nur ihrem eigenen Gewifjen unterworfen. Die Abgeordneten 
werden für eine vierjährige Wahlperiode (Legislaturperiode) in allge- 
meiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt. Die gleichen 
Grundfäße gelten bei den Wahlen für alle öffentlichen Körperihaften in 
Gemeinden und Ländern (Art. 17 und 22). 

Wahlberedtigt find alle über 20 Jahre alten Männer und Stauen. 
Ausgeſchloſſen ift nur, wer entmündigt oder unter vorläufiger Vormundſchaft 
jteht, wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt; ferner find die Soldaten 
ausgenommen. Die Wahlen erfolgen nad) den Grundfägen der Derhältnis- 
wahl (Liftenwahl) DVerhältniswahl bedeutet, daß nicht die abfolute Mehrheit 
ausfchlaggebend ijt, fondern daß die Parteien im Derhältnis zu den für fie ab- 
gegebenen Stimmen Sige im Parlament erhalten. Zu diefem Smed wird bei 
den Wahlen zum Reichstag das Reid; in Wahlfreife eingeteilt. Bei den Wahlen 
zur Hationalverfammlung erhielt jeder eine der Bewohnerzahl entſprechende 
Sahl von Sigen. Die Bezirke ſchwankten zwijchen 6 und 16 Abgeordneten. Auf 
je 150000 Einwohner fam ein Abgeordneter. Das proviforifhe Wahlgejeg vom 
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27. April 1920 hat noch feine endgültige Wahlfreiseinteilung gebracht, aber die 
Berechnung der Sige fehr vereinfaht. Die Aufitellung der Kandidatenliften er⸗ 
folgt durch die politifchen Parteien. Die Wähler find gebunden, eine Lifte, nicht 
eine Perjon zu wählen. Auf je 60000 gültige Stimmen entfällt ein Abgeord- 
neter. Don jeder Lifte gelten die Kandidaten der Reihenfolge nad für gewählt, 
fofern die entjprehende Anzahl von Stimmen für die betreffende Lifte abgegeben 
iſt. Stirbt oder verzichtet ein Abgeordneter, jo tritt der nächſte auf der Partei- 
liſte an feine Stelle. Daneben können die Parteien Reichslijten aufjtellen, auf 
die die Reſtſtimmen aus den einzelnen Wahlfreifen (die über 60000, 120000 ufw. 
abgegebenen) verrechnet werden. Das paſſive Wahlredt ijt an das voll- 
endete 25. Lebensjahr und mindeitens einjährige Reichszugehörigkeit gefnüpft. 
Die Abgeordneten erhalten Aufwandsentfhädigungen, 

Nach der Gejchäftsordnung des Reichstages wird jede Geſetzes vor⸗ 
lage im Reihstag in drei Lefungen beraten, nachdem fie in einem Reidhs- 
minijterium vorbereitet und im Reichsrat befproden ift. Wichtige Gefeh- 
entwürfe werden zwiſchen den einzelnen Lefungen von Ausſchüſſen durdy 
beraten, die Änderungen vorjhlagen. Bei Abftimmungen entfcheidet die 
einfahe Stimmenmehrheit. Ausgenommen find Derfaffungsänderungen, 
die eine Sweidrittelmehrheit erfordern. 

Teben den Ausfhüffen (Kommiffionen) Zur Beratung von Geſetzen 
und anderen Einzelfragen fieht die Derfaffung (Art. 34) Unterfuhungs- 
ausſchüſſe vor, die eingejegt werden müfjen, wenn ein Fünftel der Reichs: 
tagsabgeordneten es beantragt. 

Der erjte vom Reichstag eingefegte Unterfuhungsausfhuß follte die Um— 
jtände des Kriegsausbruhs Harlegen. Die Unterfuhungsausihüffe find nicht mit 
dem Staatsgerichtshof Zu verwechſeln. Sie haben nicht anzuflagen oder zu ver- 
urteilen, jondern Material zufammenzuftellen, Beweiſe zu erbringen. Faktiſch 
liegt es aber im Weſen diefer Ausſchüſſe und ihrer Gefhäftsführung, daß die 
Seugen leicht als Angellagte erjheinen. 

Serner beitellt der Reichstag einen ftändigen Ausjhuß für aus- 
wärtige Angelegenheiten, der Regierung und Dolfsvertreiung in 
dauernder Derbindung, auch außerhalb der Tagung des Reichstages halten 
ſoll. Er foll die Rechte der Doltsvertretung der Regierung gegenüber 
wahren, allen Parteien eine dauernde Mitwirkung und Überwahung für 
die Aufgaben der auswärtigen Politik ermöglichen, den Dolfsvertretern einen 
vertieften Einblid geben. 


Die wiätigiten Aufgaben des Reidhstages find die Geſetz— 
gebung (wobei der Reichsrat mitzuwirken und der Reihspräjident die 
Gefege zu unterzeichnen hat), die Bewilligung von Geldmitteln, die Auf: 
nahme von Anleihen, der Abſchluß von 3oll- und Handelsverträgen, die 
Entjheidung über Krieg und Stieden. Der Reichstag Tann Interpella- 
tionen einbringen (Anfragen an die Regierung jtellen) und über die Ant: 
wort der Regierung durch Abftimmung eine Willensmeinung feititellen. 
Auf diefe Weife Tann er ein Dertrauens- oder Miktrauenspotum für die 
Regierung ausdrüden. Der Reichstag kann auch Initiativanträge (d. h. 
Anregungen zu Gefegentwürfen) an die Regierung ſtellen. Serner hat 
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er, im Gegenfaß zu den früheren Sujtänden, einen unmittelbaren Einfluß 
auf die Sufammenfegung der Regierung. Reichstanzler und Mlinifter 
müffen zurüdtreten, wenn der Reichstag befchließt, ihnen das Dertrauen 
zu entziehen (parlamentarifche Regierungsform). 


Die Reihsregierung beiteht aus dem Reichsfanzler, den Reichs- 
miniltern und dem Reichsrat. Der Reichstanzler und auf feinen Dorfchlag 
die Reichsminilter werden vom Reichspräfidenten ernannt. Der Reidjs- 
kanzler ijt Dorfigender der Reicdysregierung (Minijterpräfident). Er be 
ſtimmt die Richtlinien der Politif und trägt dem Reichstag gegen- 
über dabei die Derantwortung. Die einzelnen Minifter verwalten ihre 
Ämter felbjtändig und find dafür voll verantwortlid. Alle Anordnungen 
des Reichspräfidenten bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeihnung 
der Minifter. Sie find die eigentlichen Träger der Regierungsgewalt (Ar- 
titel 50 und 54). Gebunden find fie nur an die allgemeinen Richtlinien, 
die der Reichstanzler aufftellt. 

Auf diefe Weife foll ein Gejamtwille die Regierung verbinden und verein- 
heitlichen. Die alte Derfaffung kannte nur einen verantwortlichen Reichsminiter, 
den Kanzler. Die Staatsfefretäre waren ihm unterftellt. 

Die parlamentarifhe Regierungsform führt zu dem Beftreben, die führenden 
Männer der Parteien in die Regierung zu bringen, Parteiminijterien zu wählen, 
die aus den Mehrheitsparteien hervorgehen und von ihnen unterjtügt werden. 
Daneben bleibt es nötig, für einzelne Ämter, die feine Entjcheidung in parteis 
politijhem Sinne ertragen, Sahminijter zu berufen. (Auswärtige Politit.) 

Die Derfajjung enthält feine Bejtimmungen über die Sahl der Mi- 
nifterien und die Abgrenzung der Arbeitsgebiete. Gegenwärtig ſetzt 
ſich das Reidsminifterium folgendermaßen zufammen: 

Der Reidsfanzler (Minifterpräfident). 

Reidsminifter der Finanzen (Vorbereitung und Derwaltung 
der Steuergejeggebung und des Staatshaushalts). 

Reidhsminifter des Auswärtigen (Bearbeitung der auswär- 
tigen Politit oder Diplomatie, der auswärtigen Handels- und Redits- 
fahen. Ihm find die Gefandtfhaften und Konfulate unterftellt). 

Reihsminifterdes Innern (Bearbeitung von Derfajjungsfragen, 
Schulfragen, politifcher Tleugliederung der Länder). 

Reihswehrminifter (Derwaltung von Landheer und Slotte). 

Reidhsjuftizminifter (Dorbereitung der Gefeßgebung; Derwaltung 
des Reichsgerichts). 

Reihsarbeitsminifter (fozialpolitifhe Gejeßgebung, Verſiche— 
rung, Arbeiterfhuß). 

Reihswirtfhaftsminifter (Wirtjhaftsgefege und Derord- 
nungen). 

Reihsernährungsminijter (Sorge für Hebung der Produktion 
und Derteilung der Lebensmittel). 

Reihsvertehrsminifter (Eifenbahnen, Waſſerſtraßen, Luftver- 
tehr). 
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Reidspojtminifter (Poft, Telegraphen, Fernſprechweſen). 

Der Reihsrat, der an die Stelle des früheren Bundesrates, aber 
mit fehr eingeſchränkten Funktionen getreten ift, ift nur in weiterem 
Sinne ein Regierungsorgan. Er iſt die Dertretung der Länder gegenüber 
dem Reichsganzen bei Gejeggebung und Derwaltung. 

Jedes Land hat im Reichsrat wenigjtes eine Stimme. Die größeren Länder 
haben je eine Stimme auf je 700000 Einwohner (Abänderung der urjprünglichen 
Bejtimmung dur verfaffungänderndes Reichsgejeg vom 24. März 1921), doc 
darf fein Land mehr als zwei Fünftel aller Stimmen vertreten. Als Dertreter 
der Länder werden Mitglieder der Regierungen entjendet. Dod; wird die Hälfte 
der preußifchen Mitglieder durch die Provinziallandtage gewählt. 

Dem Reichsrat ftehen folgende Rechte zu: 

1. Mitwirfung an der Gefeßgebung, Einbringung von Dor- 
lagen, Aufhalten der Entfcheidung, aber feine Bejhlußfaffung über Ge- 
fee mehr. Das Schwergewicht der Entfcheidung bei der Gejehgebung 
ift grundfäglid vom Bundesrat auf den Reichstag übergegangen. 

2. Mitwirfung ander Derwaltung durd feine Ausfhüffe (Ar- 
titel 62 u. 67) und durch) die in Abjchnitt 6 der Derfaffung näher be- 
zeichneten „Beiräte”, die in widtigiten Derwaltungszweigen — SZoll-, Si- 
nanz⸗, Derfehrsfragen — mitarbeiten und unter Suftimmung des Reidjs- 
rates gebildet werden. Sahlreihe Derordnungen der Reichsregierung find 
an die Sujtimmung des Reichsrats gebunden. 

Die Derhandlungen find im allgemeinen öffentlich. Bei Reihstagsauflöfungen, 
Kriegserflärungen, Friedensſchlüſſen wirkt der Reichsrat — im Gegenſatz 
zum früheren Bundesrat — nicht mit. Er ift von der zentralen Stellung des 
Bundesrates, der eigentlich die höchſte Machtvolllommenheit im Reiche darjtellte, 
zu einem Hilfsorgan als Dertretung der Länder herabgefunfen. 

Der Reihspräfident regiert nicht, er ijt nit Teil der Regierung, 
befißt nit „Derantwortung” im Sinne der Minifter, bedarf feiner Der- 
trauenstundgebung wie diefe, ift während feiner Amtsdauer von Patrtei- 
ſchwankungen und Mehrheitsbildungen nit in dem Make abhängig. Er 
it der Dertreter der Dolfseinheit nad außen und Sufammenfafjung des 
Doltswillens nad} innen. 

Diefer feiner Stellung entfpriht feine Wahl. Er wird vom ganzen deutjchen 
Dolfe, d. h. allen jtimmberedhtigten Männern und Frauen in unmittelbarer, ge- 
heimer Wahl gewählt. Wählbar ijt jeder Deutfche, der das 35. Jahr vollendet 
het. Gewählt ift, wer mehr als die Hälfte aller gültigen Stimmen oder im 
zweiten Wahlgang die relative Mehrheit erhält. Die Amtsperiode ift auf fieben 
Jahre fejtgelegt. 

Dom Dolte gewählt, kann der Präfident auch nur durdy Volksbeſchluß — 
nicht durch das Parlament — vorzeitig aus feinem Amt entfernt werden. 

Die Schweiz fennt fein gewähltes Oberhaupt der Republif. An ihrer Spiße 
jteht der aus jieben Mitgliedern bejtehende Bundesrat, deifen Mitglieder zu 
gleiher Seit die Derwaltung der fieben „Departements“ übernehmen und dejjen 
Derfammlung für ein Jahr aus feiner Mitte Präfident und Dizepräfident wählt. 
In Srankreich wird der Präfident durch die beiden Kammern des Parlaments 


gewählt. In den Dereinigten Staaten findet eine indirekte Wahl der Präfidenten 
durch das Volk jtatt. 
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Der Reichspräfident Teijtet bei Übernahme feines Amtes vor dem Reichs: 
tag folgenden Eid: 

Ih ſchwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des deutfchen Dolkes widmen, 
feinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, die Derfafjung und die Geſetze 
des Reiches wahren, meine Pflichten gemijfenhaft erfüllen und Gerechtigkeit 
gegen jedermann üben werde. 

Der Präfident hat folgende Befugnifje: völferrehtlice Dertretung nad 
außen, Abſchluß gewifjer Bündniffe, Ernennung und Entlaffung der ober: 
ften Reihsbeamten und Offiziere, Oberbefehl über die geſamte Wehr- 
macht und die Ausführung fämtliher Maßnahmen, die zur Heritellung 
der öffentlihen Ordnung notwendig find. Er Tann den Reichstag auf- 
löfen und Neuwahlen anordnen. Da aber alle Anordnungen und Der- 
fügungen des Reichspräfidenten der Gegenzeihnung des Reichskanzlers 
oder des zuftändigen Reihsminilters bedürfen, ift er tatfählich von der 
Sujtimmung des Minilteriums, d. h. des hinter der Regierung jtehenden 
Parlaments abhängig. In feiner Wahl demokratiſch unterbaut, iſt er in 
der Ausführung feines Amtes parlamentarifcy gebunden. 


3. Reihsgejeggebung, Derwaltung, Rechtspflege. 


Die Reihsgefeggebung. Seit der Überwindung des abfjoluten 
Staates mit feiner unteilbaren Einheit gliedert ſich die Sülle der öffent- 
lihen Aufgaben immer mehr in die drei Gebiete: Geſetzgebung, Aus= 
führung oder Derwaltung und Redtjpredung. 


Die gefeggebende Gewalt wird vorwiegend ausgeübt von der 
Dolfsvertretung, die verwaltende von der Regierung und den von 
ihr angejtellten Beamten; die Rechtſprechung von einem bejonderen 
Richterſtande. Die Richter find unabfegbar und nur dem Gejeß unter- 
worfen, damit die Unparteilichfeit und Unvoreingenommenheit der Recht⸗ 
fprüche gewährleijtet ift. Aber da Gewalt Iekten Endes unteilbar ift, jo 
find Aufgaben und Organe vielfad miteinander verbunden und verquidt., 
Das Parlament ijt nicht eingefchräntt auf die Gejeggebung, es greift über 
in die Derwaltung, nimmt felbft teil an einzelnen Aufgaben der Re- 
gierung. 

Bei der Geſetzgebung iſt zu unterfheiden zwifchen Antragsrecht, 
Beratung und Beſchlußfaſſung. 

Anträge können gejtellt oder Dorlagen eingebradt werden: von der Re- 
gierung, dem Reichstag, dem Reichstat und dem Reichswirtichaftsrat. Schließ- 
lih hat das Volk das Recht, aus eigener Initiative Gefeßesanträge zu ftellen. 
Ein Doltsentfheid ift herbeizuführen, wenn ein Zehntel der Stimmberedhtigten 
das Begehren nad} Dorlegen eines Gefeßes ftellt. Dem Doltsbegehren muß ein 
ausgearbeiteter Gejegentwurf zugrunde liegen. 

Die Befälußfaffung liegt allein beim Reichstag. Er ift die gejeß- 
gebende Körperjchaft. Dem Reichsrat jteht nur ein Einfpruchsredht zu. Er kann 
den Dolfswillen direft anrufen. Ein Dolksentjceid (Referendum) Tann vom Reichs- 
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präjidenten angerufen werden, wenn zwijchen Reichsrat und Reichstag fein Ein. 
heitswille herzujtellen ift. 


Die Reihsverwaltung. Eine Reihe von Derwaltungszweigen iſt 
auf das Reich übergegangen, die bisher den Staaten vorbehalten waren 
oder bei den einzelnen Bundesjtaaten doch Refernatrechte bejaßen. 


Sweige der Reichsverwaltung find fortan: 


1. die Dertretung des Reiches nach außen, 
2. heeresverwaltung, 

3. Sollverwaltung, 

4. Sinanzverwaltung, 

5. Derwaltung des Pojtwejens, 

6. Derwaltung des Eifenbahnwefens. 

Auswärtige Angelegenheiten. Die Pflege der Auslandsbeziehungen 
war ftets Angelegenheit des Reiches. Die Sondervertretungen, die die größeren 
bundesjtaatlichen Regierungen durd eigene Gefandte oder Militärbevollmädtigte 
bei den Botfchaften hatten, follen jegt aufgehoben fein. Den einzelnen Ländern 
find durch die Derfaffung nur Sugejtändnifje gemacht, indem ihre wirtjhaftlichen 
Beziehungen und aud ihre benachbarte Lage zu auswärtigen Staaten bejondere 
Einrichtungen und Mafnahmen reditfertigen follen. 

Entjendung fremder Gefandter nad) deutſchen Einzeljtaaten ijt rechtswidriger 
Eingriff in deutſche Gefeßgebung und Derwaltung (Artikel 78). 

Keeresverwaltung. Die Bundestontingente und die getrennten Milis 
tärverwaltungen hören auf. Die Derteidigung ift Reichsſache. 

Sollverwaltung. Sölle und Derbraudsjteuern werden durch Reichsbe- 
hörden verwaltet. Nur für eine „angemefjene Übergangszeit“ fann die Erhebung 
und Derwaltung der Sölle und Verbrauchsſteuern den Ländern belaffen werden. 


Sinanzverwaltung. Die Dereinheitlihung der Reichsfinanzverwaltung 
bedeutet nicht nur, daß das Reidysfinanzminifterium mit erhöhten Derantwors 
tungen betraut wird, fondern auch, daß die Abgabenverwaltung der Länder durch 
reichsgejeglihe Dorjchriften geregelt wird (Artikel 84). 

Dojte und Dertehrswefen. Sür das Poftivefen werden die Sonders 
rechte Bayerns und Württembergs aufgehoben, und damit wird die einheitliche 
Derwaltung des Pojtwejens vollendet (Artikel 88). Die Eifenbahnen gehen als 
Eigentun in die Derwaltung des Reiches über. 

Die Redtspflege. Der legte (fiebente) Abſchnitt des erjten Haupt- 
teils der Derfaffung it jehr kurz, da an den grundfäßlichen Bejtimmun- 
gen über das Redtswefen nichts geändert ijt. Beitehen bleibt die Tren- 
nung zwiſchen der Gefeßgebung durch das Reich und der Durdführung 
durch die einzelnen Länder mit Ausnahme des bereits beſtehenden Reidhs- 
gerichts und eines Staatsgerichtshofes für das Deutiche Reich, der ſämtliche 
Redhitsitreitigfeiten jtaatsrehtlier Natur zur Entfheidung bringen foll. 
Unftatthaft find Hinfort alle Ausnahmegerichte. Die militärifhen Ehren- 
gerihte und die Militärgeridhtsbarfeit werden aufgehoben. Diefe grund« 
fäßlihe Seftlegung bedarf ihrer näheren Ausführung durch ein Reidjs- 


geſetz. 
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4. Grundreihte und Grundpflihten der Deutjchen. 


Die Weimarer Derfaffung hat Grundfäße für das Derhältnis der Bür- 
ger zum Staat fejtgelegt und darin insbefondere foziale Gefihtspuntte 
zum Ausdrud gebracht. Sie beziehen fich auf die Einzelperfonen, das 
Gemeinjhaftsleben, Religion und Bildung, das Wirtfchaftsleben. 

Die Einzelperfon. Alle Deutfhen find vor dem Geſetz gleid.. 
Männer und Stauen haben grundfätlic die gleichen ftaatsbürgerlichen 
Rechte und Pflichten. Öffentlid;rechtliche Dorteile oder Nachteile der Ge- 
burt oder des Standes find aufzuheben. Abdelsbezeihinungen gelten nur 
als Teil des Namens und dürfen nicht mehr verliehen werden (Art.109). 
Titel dürfen nur verliehen werden, wenn fie ein Amt oder einen Beruf 
bezeichnen. Akademiſche Grade find hierdurch nicht betroffen. Die Staats- 
angehörigfeit (Art.110) im Reiche und in den Ländern wird nad) den 
Beitimmungen eines Reichsgejeßes erworben und verloren. “jeder Ange- 
hörige eines Landes ift zugleich Reidhsangehöriger. 

Alfe Deutfhen genießen Sreizügigfeit (Art. 111) im ganzen Reide. 
Jeder hat das Redt, ſich an beliebigen Orten des Reiches aufzuhalten 
und niederzulaffen, Grundftüde zu erwerben und jeden Nahrungszweig 
zu betreiben. Einfhräntungen bedürfen eines Reichsgeſetzes. (Eine jolhe 
Einſchränkung ift wegen der gegenwärtigen Wohnungsnot erfolgt und 
gibt den Landesgefegen weitgehende Befugnijje.) Jeder Deutſche ift be— 
re&htigt, auszuwandern. Die Auswanderung fann nur durdy Reichsgefeh 
befchränft werden. Dem Ausland gegenüber haben alle Reihsangehörigen 
Anfprud auf den Schuß des Reiches. Kein Deutfcher darf einer auslän- 
difhen Regierung zur Derfolgung oder Beftrafung ausgeliefert werden. 

Die fremöfpradjigen Dolfsteile des Reiches dürfen nicht in ihrer freien 
Entwidlung, befonders nit im Gebraud) ihrer Mutterſprache beim Un- 
terricht beeinträdtigt werden (Art.113). 

Die Sreiheit der Perfon iſt unverletlih. Eine Entziehung der Sreiheit 
ift nur auf Grund von Gefeten möglich. Das Briefgeheimnis iſt unver- 
leglih. Jeder Deutjhe hat das Recht, feine Meinung frei zu äußern. 
Eine Zenſur findet nicht ftatt. Nur für Lichtfpiele und zur Bekämpfung der 
Schmußliteratur fönnen gejeglihe Ausnahmen getroffen werden (Art.114). 

Das bemeinfhaftsleben. Die Ehe jteht als Grundlage des Sa- 
milienlebens und der Erhaltung und Dermehrung der Hation unter dem 
befonderen Schuß der Derfaffung. Sie beruht auf der Gleihberehtigung 
der beiden Geſchlechter. 

Die Reinerhaltung, Gefundung und foziale Förderung der Samilie tft 
Aufgabe des Staates und der Gemeinden. Kinderreihe Samilien haben 
Anſpruch auf ausgleihende Sürforge (Art.119). 

Die Mutterfhaft hat Anſpruch auf den Schuß und die Sürforge des 
Staates. Die Erziehung des Nachwuchſes zur leiblichen, feelijhen und 
geſellſchaftlichen Tüchtigfeit ift abfolute Pflicht und natürliches Recht der 
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Eltern, über deren Betätigung die ftaatlihe Gemeinjhaft wacht. Den un- 
ehelihen Kindern find durd die Gejeßgebung die gleihen Bedingungen 
für ihre leibliche, feelijhe und gefelljhaftlihe Entwidlung zu ſchaffen 
wie den ehelichen Kindern (Art.120/21). 

Die Jugend ift gegen Ausbeutung fowie gegen fittliche, geiftige oder 
törperlihe Derwahrlofung zu hüten. Staat und Gemeinde haben die 
erforderliden Einrichtungen zu treffen. Sürforgemaßregeln im Wege des 
Swanges fönnen nur auf Grund des Gejeßes angeordnet werden (Art.122). 

Dereins- und Derfammlungswejfen. Alle Deutihen haben das 
Recht, fi ohne Anmeldung oder befondere Erlaubnis friedlih und un- 
bewaffnet 3u verfammeln. Derfammlungen unter freiem himmel fönnen 
unter Umjtänden anmeldepflihtig gemadt oder verboten werden. Die 
Deutſchen haben das Recht, Dereine zu bilden zu Sweden, die den Straf- 
gejegen nicht zumiderlaufen (Art. 123/124). 


Beamtenredt. Alle Staatsbürger ohne Unterſchied find nad) Maß— 
gabe der Geſetze und entjpredhend ihrer Befähigung und ihren Leiftungen 
zu den Öffentlihen Amtern zuzulaffen. Ausnahmebejtimmungen gegen 
weiblihe Beamte find zu bejeitigen. Ein befonderes Reichsgeſetz regelt 
die Grundlagen des Beamtenverhältniffes (Art. 128/129). 


Grundpflidhten. Alle Staatsbürger find verpflichtet, nah Maß- 
gabe der Geſetze perfönlihe Dienjte für den Staat und die Gemeinde zu 
Teiften. Alle Staatsbürger ohne Unterfchied tragen im Derhältnis ihrer 
Mittel zu allen öffentlihen Laften nad Maßgabe der Gefete bei (Ar- 
titel 133/134). 

€s folgen Beſtimmungen über Religion und Bildungswefen, 
die in Kapitel 17 wiedergegeben werden. 


Das Wirtfhaftsleber findet - zum erjtenmal in einer deutjchen 
Verfaſſung Berückſichtigung (Art.151—165). Die Tatſache, daß die Ord- 
nung der Wirtſchaftsfragen einer ſtaatlichen Regelung unterjtellt wird, it 
bereits ein grundjäßlicher Derziht auf die freie, autonome (d.h. ſich felbit- 
beftinmende) Wirtjhaft, auf das freie Spiel der Kräfte und die bedin- 
gungslofe Konkurrenz. Der Staat erhält weitgehende Eingriffsrechte, er 
regelt die Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Auf den 
allgemeinen Grundlagen der Wirtihaftsordnung baut jid ein neues Ar- 
beiterrecht auf. 

Troßdem ift keine einheitlihe Durddringung der wirtjhaftlichen Kraftent- 
faltung mit gefeglihen Dorjchriften geplant. Die Prinzipien der freien und der 
gebundenen Wirtſchaft follen darin zu einem Einklang gebradht werden. Es 
heißt: Die Ordnung des Wirtſchaftslebens muß den Grundjägen der Gerechtig⸗ 
feit mit dem Siele der Gewährleijtung eines menfchenmwürdigen Dafeins für alle 
entjprechen. In diefen Grenzen iſt die wirtfchaftliche Sreiheit des einzelnen zu 
fihern. Wucder ift verboten. Redtsgefchäfte, die gegen die guten Sitten vers 
ftoßen, find nichtig, 

Das Eigentum wird von der Derfafjung gemährleijtet. Eine Enteig- 
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nung fann nur zum Wohle der Allgemeinheit und auf geſetzlicher Grund- 
lage vorgenommen werden. Sie erfolgt gegen angemefjene Entfhädigung. 
Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch foll zugleich Dienft fein für das 
allgemeine Beite (Art. 153). 


Das Erbrecht wird nad, Maßgabe des bürgerlihen Rechtes gewähr- 
leiſtet. Der Anteil des Staates am Erbgut beſtimmt ſich nad} den Gefehen. 


Bejondere Beitimmungen find über den Befit und die Derwertung 
von Grund und Boden gegeben, um die Wertiteigerung ohne eigene 
Mühe für die Gefamtheit nußbar zu maden (Art. 155). 

Jeder Deutihe hat unbeſchadet feiner perfönlichen Sreiheit die fitt- 
lihe Pflicht, feine geiftigen und törperlihen Kräfte fo zu betätigen, wie 
es das Wohl der Gejamtheit erfordert (Art.163). 

Der Abſchnitt der Derfaffung geht ferner auf die Sozialifierung 
ein (Art. 156), deren Inhalt und Umfang das Reich zu beftimmen hat, 
und legt feit, daß das Reid) ein einheitliches Arbeitsrecht zu ſchaffen hat 
(Art. 157). 

Die Derfaffung ſieht ſchließlich neben der politifhen Volksvertretung 
eine Dertretung der berufliden und wirtfhaftlihen Kräfte 
vor (Art. 165). 

Arbeiter und Aingejtellte follen in Betriebsräten zur Wahrung ihrer Inter- 
eſſen zujammengefaßt werden. Als Überbau find die Bezirfsarbeiterräte und 
der Reichsarbeiterrat gedacht. Daneben ftehen die Wirtfchaftsräte, die alle wid 
tigen Berufsgruppen (Unternehmer) und Konjumtionsgruppen umfaſſen follen 
mit der gemeinjamen Spitze des Reichswirtſchaftsrates. Diefem muß die Re— 
gierung wichtige fozialpolitifhe und wirtfhaftliche Geſetzesvorlagen zur Begut« 
achtung vorlegen. HAuch kann der Reichswirtichaftsrat bei der Regierung Gejehs 
entwürfe beantragen. In Ausführung diefes Artikels der Derfaffung ift das 
Betriebsrätegefeg vom 20. Sebruar 1920 erlaffen worden. 

Aud) die anderen Teile der Derfajfung machen eine umfangreihe Ge- 
ſetzgebung nötig, die erit im Laufe von Jahren abgeſchloſſen werden kann. 


XV. Die politiichen Parteien. 


Die Derfaffung eines Staates bejtimmt nicht allein feine politiſche Ent» 
widlung. Die geijtigen Kräfte eines Volkes ſchaffen ſich ftändig Ausdrud 
und geben die Willensrihtung für die Geitaltung des Gemeinfchaftslebens 
ab. Wenn die Staatsangehörigen an den öffentlichen Aufgaben mitbeteiligt 
find, [hafft der Dolkswille fi in den Parteien Organe, um das politifche 
Leben zu beeinfluffen. Mit der Entjtehung der Parlamente und ihrer 
zunehmenden Bedeutung wädjt auch das Parteileben in eine erhöhte 
Wirkfamkeit hinein. Die Parteien find nicht nur politiihe Gefinnungs- 
gemeinſchaften, fondern politiihe Dereine mit geordneten Redtsbeitim- 
mungen (das Reicdjsvereinsgefeg 1908), Satungen, Mitgliedern, Partei- 
programmen. 
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In Deutichland reichen die Anfänge des Parteilebens in die Bewegung des 
Jahres 1848 zurüd. Die Parteien, die fid; in der Solgezeit bildeten, bewegten 
ſich entjprechend den politifchen Gegenfägen zwijchen den damaligen Trägern 
der Gewalt (Adel, Heer, Beamtentum) und dem emporjteigenden Bürgertum in 
zwei Richtungen: fonfervativ und liberal. Erjt das Aufblühen der Großinduftrie 
und das Entjtehen des vierten Standes mit ausgefprochenem Klafjenbewußtfein 
führte nad} der Reichsgründung zu der Bildung einer neuen Partei, der Sozials 
demofratie, die eine wirtihaftlihe Neuordnung anjtrebte und in den politiſchen 
Sielen nur ein Mittel dafür jah. Alle Parteien aber heben ſich von dem Hinter- 
grunde einer Weltanfhauung ab, die jhlieglich mehr als irgendeine andere Sweck⸗ 
abjicht die Mitglieder eint. Das trat am deutlichſten hervor bei der legten großen 
Parteigründung in Deutjchland, die durch ein gemeinjames Kulturprogramm herz 
vorgerufen wurde: dem dentrum. 

Dis vier großen Parteiridhtungen, die fi in den Jahren 1848 bis 
1870 ausbildeten,. haben ſich bis Zur Gegenwart erhalten. Wir haben 
eine konſervativ gerichtete, eine freifinnige oder liberale, eine ſozialiſtiſche 
und eine Sentrumspolitif. Aber innerhalb der Gruppen haben ſich Um- 
wandlungen vollzogen, Spaltungen find eingetreten, die geſchichtliche Ent- 
widlung felbjt hat an dem urfprünglichen Ideengehalt und den praftifchen 
Einzelforderungen gemodelt. So befteht feine der alten Parteien mehr in 
ihrer frühelten Gejtalt und aud) nur nod) wenige mit ihrem erften Namen. 

Es find folgende Parteien — von rechts nad) links, von fonfervativ 
zu radilal umfjtürzleriich gehend — vorhanden: 


1. Die Deutihvöltiiche Sreiheitspartei. 


Sie ift 1923 aus dem rechten Slügel der Deutfchnationalen Dolkspartei hervor: 
gegangen. Sie erjtrebt die Schaffung eines rafjereinen Nationaljtaates, der, mit 
einem Monarchen oder Reichsverwefer an der Spiße, geftüßt auf eine ſtarke Wehr- 
macht, den zerfegenden Einfluß der internationalen Mächte Judentum, Srei« 
maurerei und Jefuitismus befämpft. — Die Partei tritt für ein völkiſches Sührer- 
tum in Staat und Wirtſchaft ein. (Ein Programm hat die Partei nicht veröffent- 
Hat. Ihre Grundgedanken find in Schriften: „Rüſtzeug der deutſch-völkiſchen Sreis 
heitsbewegung”, enthalten.) 


2. Die Deutichnationale Dolfspartei. 


Die Partei iſt mit den Jdealen der alten Zonjervativen Partei verbunden 
durch eine gemeinfame Staats-, Wirtfhafts- und Kulturauffaffung. Ihre wefent- 
lihen Grundfäße find: der Staat ijt organifierte Macht. Daher iſt Ausdehnung 
die Dajeinsform des Staates; Unterwerfung fremden Volkstums bereditigte Lebens- 
äußerung. Der Staat ijt an ſich Selbjtzwed, eine Macht, die über dem einzelnen 
fteht und die ſich diefes ihres Rechtes durch Autorität bedient. Die ftaatliche 
Autorität drüdt jih in den Sührern aus. Die Staatsauffajfung iſt grundjäglic 
monarchiſch. Die Partei tritt für ein reines Dolfstum unter dem Geſichtspunkt 
der Abjtammung ein (Antijemitismus). 

Wirtſchaftspolitiſch erjtrebt die Partei Unabhängigkeit vom Ausland und 
daher Stärkung der Landwirtihaft. Im übrigen foll das Autoritätsprinzip — 
Über» und Unterordnung — auch im Wirtjchaftsieben herrfchen. Kulturpolitifc 
fegt fih die Eonfervativenationale Parteiauffafjung ein für den hriftlichen Staat, 
die chriſtliche Schule, die Übertragung des Autoritätsgedantens auf die Kultur 
gentren der Samilie, der Gejellichaft. 
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3. Die Deutihe Dollspartei. 


Sie ift aus der ehemaligen nationalliberalen Partei hervorgegangen (1918). 
Ihre Eigentümlichkeit liegt in der Derbindung konſervativer und liberaler Ge. 
danken. Außenpolitijch hat ſie in den erjten Jahren ihres Beftehens den Madıt- 
gedanken in ähnlicher Weiſe wie die Deutichnationale Dolkspartei vertreten; doch 
find die Führer mehr und mehr zu einer Derjtändigungspolitit übergegangen. 
(Cocarno.) Als Staatsform trat fie urfprünglid, für die Monardjie ein, hat ſich 
aber in der praktiſchen Politit auf den Boden der republifanifchen Derfafjung 
gejtellt. In innerpolitifcher Beziehung wendet fie fi gegen die unbedingte Demo- 
tratie — zuguniten der Fachminiſterien — und gegen einen zu ausgeprägten Par— 
lamentarismus. Wirtſchaftspolitiſch ijt fie liberal — mit einer ſtarken Betonung 
des Grundfaßes der wirtihaftlihen Steiheit, der freien Konkurrenz. Sie fteht 
wirtſchaftspolitiſch in ftarfem Gegenfag zum Sozialismus, zu jeder Form von 
Plan, Swangs« oder Sozialwirtjhaft. Sie vertritt am unbedingtejten die Erhals 
tung großfapitaliftiicher, vom Staate unbeeinflußter, privater Wirtichaftsbetriebe. 


4. Die Deutihe Demotratiihe Partei, 


Sie ift unmittelbar nad} der Revolution entitanden, um liberale mit fozialen 
Gedanken in der Politif zu verbinden. Sie erfennt grundfäßlic ein Sufammen- 
gehen mit der Sozialdemofratie als notwendig an. Don den Konfervativen trennt 
die Partei der Gegenjag des Macht- und Recdtprinzips, der Glaube, daß auch 
im zwijchenjtaatlihen Derfehr der Dölter auf dem Wege der Derjtändigung und 
Derföhnung eine Rechtsordnung herbeigeführt werden ſoll. 

Innerpolitifch tritt fie für unbedingte Demokratie ein, als praktiſche Aus- 
legung des Grundfages der Volkshoheit und des gleichen Rechtes aller. Die 
Sührer follen nicht ihren Willen den Mafjen aufzwingen, fondern als die weitet 
blidenden Dertreter des Volkswillens von diefem ausgehen, ihm Richtung und 
Siel weijen. In der Wirtfchaftspolitif erjtrebt die Demokratiſche Partei die Ver— 
bindung privatrehtlicher Sreiheit mit der fozialen Neuordnung. In der Kultur- 
politif vertritt die Partei die Sorderung der Trennung von Staat und Kirche. 
Sie beweijt ihren Grundfaß, den Führergedanfen mit dem demokratiſchen Gleich— 
heitsrecht zu verbinden, unter anderem in dem Eintreten für die nationale Ein- 
heitsjhule zum Swed der Ausleje der Begabten und zur Erziehung der neuen 
Sührerperfjönlichkeiten. 


5. Die Sozialdemofratifhe Partei Deutjchlands. 


Die Partei entftand aus dem von Laffalle gegründeten Deutjchen Arbeiter- 
verein (1863) und der von Marz’ Ideen hervorgerufenen Sozialdemofratifchen 
Arbeiterpartei (1869) als eine Dertretung des „vierten Standes”. Seit den 
neunziger Jahren entwidelte ſich eine jtarfe Spannung zwiſchen verjchiedenen 
Richtungen innerhalb der Partei. Ein Teil der Partei jtrebte nad; Revifion des 
Parteiprogramms (Erfurter Programm vom Jahre 1891), über das die praf- 
tifhe Betätigung der Partei längjt hinausgewachſen war. Die Dertreter diejer 
Richtung (Revifioniften) wollten revolutionäre Ziele zugunjten praftifcher Me— 
thoden und Reformen aufgeben. Im Krieg entjtand eine tatſächliche Spaltung, 
aber nach anderen Gefichtspuntten, nämlich über die Haltung der Partei zum 
Krieg (Bewilligung von Kriegskrediten). Es entjtand durch Abfplitterung die 
Unabhängige Sozialdemofratifche Partei (1917), deren einer Teil 1920 zur Kom- 
muniftifhen Partei überging, während ſich der andere Teil 1922, abgejehen von 
einer Heinen Gruppe, mit der Sozialdemokratiſchen Partei (Mehrheitsfogialijten) 
wieder vereinigte. 
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Die Sozialdemotratijche Partei fteht auf dem Boden der Demofratie. Sie ift 
grundjäglich bereit, mit bürgerlihen Parteien zujfammenzuarbeiten, mit ihnen 
eine Mehrheit zu bilden, 

In Umgeftaltung der urfprünglic radikal-demokratiſchen Auffaſſung ift die 
Partei von der Forderung der Volksherrſchaft, d. h. der ftändigen, unmittel- 
baren Dolfsabjtimmung, übergegangen zu einer Anerkennung der Dolfsvertre- 
tung und des (aus liberalen Gedanken erwachſenden) Parlamentarismus. (Dolfs- 
herrjhaft in der Staatsform der einheitlichen Republit mit den Mitteln des 
Parlaments und der Dollsabjtimmung.) 

Auf wirtihaftlihem Gebiet fordert die Partei die Derwandlung des Fapi- 
talijtifchen Privateigentums an Produftionsmitteln — Grund und Boden, Gru- 
ben und Bergwerfen, Rohitoffen, Werkzeugen, Maſchinen, Derfehrsmitteln — 
in gejellfchaftliches Eigentum. In der Auslegung, die diefer Sat durch die So- 
zialdemofratie findet, bedeutet es feineswegs Aufhebung jedes Privatbejiges 
oder Eigentums. Das durch perfönliche Arbeit erworbene Gut ſoll den einzelnen 
gejihert und die Dergütung für Arbeit nad) der Leiftung geftaffelt werden. Nur 
die Betriebe follen dem privaten Unternehmertum entzogen, „Jozialifiert“ wer- 
den, die bereits durd; überperjönliche Geftaltung einen monopolartigen Charakter 
angenommen haben, Das Endziel wird nicht preisgegeben, aber alle umjtürz 
lerijchen und gewaltfamen Methoden zur Erreichung diefes Zieles werden ab» 
gelehnt. In der auswärtigen Politik ift fie für grundfägliche Ablehnung des 
Krieges (Pazifismus) und bejdleunigte Herbeiführung eines Sriedenszuftandes 
der Völker. Sie tritt für den Gedanken des Dölferbundes ein, fordert aber deſſen 
Demofratifierung. 

Auf dem Heidelberger Parteitag (1925) ift eine neue Saffung des Programms 
angenommen worden (vgl. 5. 157). 


6. Die Kommuniftiihe Partei Deutſchlands. 


Die fommuniftifche Partei erjtrebt die Umwandlung der bürgerlic-Tapitaliftis 
ſchen in die Hafjenlofe fommuniftifche Geſellſchaft. Diefes Endziel fordert als erſte 
Stufe wirtfhaftlid die Aufhebung des Privateigentums (Sozialismus); politifd, 
die revolutionäre Diktatur des Proletariats. Die Organe des proletarifhen Staats 
(d. h. des als herrſchende Klafje organifierten Proletariats) follen Soldaten: und 
Arbeiterräte fein, die Gefeggebung und Dollzug in ihrer Hand vereinen. Auf 
der höheren Entwidlungsjtufe (Kommunismus) foll jeder nad) feinen Fähigkeiten 
arbeiten und nad) feinen Bedürfniffen an den Gütern teilnehmen. Die politijche 
Solgeeriheinung eines ſolchen volllommenen Umſturzes der bejtehenden Witt: 
ihafts- und Gefellihaftsordnung wäre nicht die Umgeftaltung, fondern die Auf 
hebung des Staates. Sür den Kommunismus wird der Staat überflüfjig. 

Die tommunijtifche Partei gehört zu der Moskauer (dritten) Internationale, 
(Die erſte Internationale: 1864—1872; die zweite [gemäßigte] Internationale: 
jeit 1889; die dritte Internationale: feit 1919. Sur zweiten — gemäßigten — 
Internationale gehören die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands, die britifche 
Arbeiterpartei und die britijche Independant Labour Party, die belgiſche Arbeiter- 
partei, die franzöſiſche Soziale Partei, die Sogzialiftifche -Einheitspartei Italiens, 
zur dritten, die von den Bolſchewiſten zur Dorbereitung der Weltrevolution ge« 
gründet wurde, gehören die fommuniftiihen Parteien der verſchiedenen Länder. 
Schwanfend zwiſchen den beiden Gruppen die amerikaniſche Partei). 


7. Das Sentrum (Ehriftliche Dollspartei). 
Die Sentrumspartei hatte ihren Namen urfprünglid) nad} den Reicdjstags- 
figen, die jie einnimmt. Sugleich aber follte diefer Name auch anzeigen, daf das 
Sentrum verſchiedene Richtungen in fi vereinigen will. Seit der Revolution 
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heißt diefe Partei „Chrijtliche Dolfspartei” und jtrebt an, die Gejamtheit des 
riftlihen Bürgeriums zu umfaſſen. Sie zählt zu ihren Mitgliedern Angehörige 
aller Stände, die fich zufammenfinden auf der Grundlage eines gemeinfamen Kul- 
turprogramms. Der urjprüngliche Inhalt des Parteiprogramms war die poli= 
tiſche Machtſtellung der katholiſchen Kirche. Bei der Gründung der Partei (1870) 
war das Siel die Wiedecherjtellung der weltlihen Macht des Papites. Sie ftrebt 
den Einfluß der Kirche auf die Geitaltung der Schule, der Samilie an. 

Das Sentrum hat fowohl Berührungspunfte mit den konſervativen Parteien 
(Kultwpolitit — Macht der Kirche) wie mit der Sozialdemokratie (übernatio- 
nale Siele, demokratiſche Grundlagen, fozialer Charakter, Kampf gegen den 
„Mammonismus”). 

Seit der Revolution hat das Zentrum ſich — ohne die Beziehungen zu den 
Reditsparteien grundfäglich zu löſen — den Linfsparteien in der praftifchen Po- 
litik ſtark genähert und häufig mit ihnen gemeinfam die Regierung gebildet. Das 
Sentrum befennt ſich zum deutſchen Einheitsjtaat, zur demokratiſchen Republik, 
zu Abrüjtung und Dölferbund, zur bedingten Sogzialifierung und zum wirtſchaft— 
lichen Rätegedanten. 


XVI. Länder und Gemeinden als Teile des Heichs. 
1. Die Derfaffung der einzelnen Länder. 


Die Länder, die dur die neue Reihsverfaffung ihre frühere Selb- 
ftändigkeit verloren haben und nur nod Glieder des Reiches find, haben 
in ihrer Entwidlung den Weg vom Ständeitaat des Mittelalters zur 
abjoluten und fonftitutionellen Monarchie durchlaufen, bis die Revolution 
für alle Länder einheitlid zur republifanifhen Verfaſſung führte. Die 
Beſchränkung des Abfolutismus fegte ein, nadydem die Franzöſiſche Re- 
volution den Gedanken der Teilnahme der Dölfer an der Regierung in 
alle europäifchen Staaten getragen hatte. In Preußen wurde nad) der 
Niederlage von 1807 durch die Einführung der Selbjtverwaltung der 
Städte ein entjheidender Schritt auf dem Wege zur Dolfsvertretung getan. 
Die in der Seit von 1818—1822 überall einjegende Bewegung führte in 
den meilten Ländern, Preußen und Öfterreih ausgenommen, zur Ein- 
führung von Derfaffungen, während in Preußen der König ji erſt in- 
folge der Unruhen des Jahres 1848 dazu entſchloß, eine Derfafjung zu— 
zuſagen. 

Ende Mai trat in Berlin die preußiſche Nationalverſammlung zuſammen, 
das erſte preußiſche, aus allgemeinen Wahlen hervorgegangene Parlament. Dieſe 
Derjammlung follte den von der Regierung vorgelegten Derfaijungsentwurf 
beraten. Dod; löjte der König das Parlament nad; Konflikten im Dezember auf 
und gab ohne Mitwirkung der Dolfsvertretung eine „oftronierte” Derfafjung. 
Diefe wurde von dem neuen Landtag 1851 angenommen, und damit war der 
aus zwei Kammern bejtehenden Dolfsvertretung (Abgeordnetenhaus und Herren- 
hans) das Recht der Beſchlußfaſſung bei Gefeggebung und Steuerbewilligung 
gegeben. 

In allen deutſchen Staaten wurde fpäter durch die Gründung des 
Deutjhen Reiches eine Einfchränfung der Befugniffe herbeigeführt, indem 
Reichsgefeße die in den Einzelitanten bejtehenden Gefege aufhoben. Einen 
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viel weitergehenden Eingriff bradte den Ländern die neue Reichsver- 
faffung vom 11. Auguft 1919. 


Stellung der Länder im Reid). Die Länder find nur noch Glie— 
der des Reiches, in ihrer Gejeßgebung, Derwaltung und ihrem Gebiets- 
beitande von reichsgefeglihen Bejtimmungen vollfommen abhängig. Je 
doc haben fie eine eigene Derfafjung, die ihnen wiederum zuſichert: 


1. ein eigenes Parlament mit gejeggeberifhen Befugniffen, 
2. eine eigene Regierung mit jelbjtändigen Derwaltungsredhten. 


Die Länder find nad der Reichsverfaffung Sreijtaaten, deren Weſen ſich 
ungefähr mit dem der Republif det. Träger der Staatsgewalt ift die 
Gejamtheit des Dolfes, das feinen Willen durch den von ihm gewählten 
Landtag fundtut. Für jedes Land iſt eine Landesregierung vorgefehen 
(Minifterium, in den freien Städten Senat), die an das Dertrauen der 
Dolfsvertretung gebunden ilt. 


Landtag. Die Landtage werden in allgemeinen, gleihen, unmittel» 
baren und geheimen Wahlen nad den Grundfägen der Derhältniswahl 


von beiden Geſchlechtern gewählt. 

Dieje Dereinheitlihung des Wahlrechts in ſämtlichen Ländern bedeutet eine 
Aufhebung des Dreiklaſſenwahlrechts, wie es nad} früheren Wahlordnungen in 
Preußen, Braunjhweig, Sahjen-Altenburg, Walde, Lippe-Detmold galt, des 
Pluralwahlrechts, wie es in Sachſen, Hefien, Oldenburg, Sahjen-Weimar und 
einer Reihe anderer thüringifcher Staaten angewandt wurde, des ftändijchen 
Wahlrehts in Medlenburg und Anhalt. 

Die Landtage beſchließen über die Geſetze, ſoweit den Ländern ein Recht auf 
Geſetzgebung zujteht. Sie ftellen Einnahmen und Ausgaben des Staatshaushalts 
feft; jtellen Grundfäße für die Derwaltung der Staatsangelegenheiten auf und 
überwahen die Ausführung. 

Durch die Anwendung des parlamentarijchen Regierungsſyſtems ijt eine enge 
Derbindung von Dolfsvertretung und Regierung vorgejehen. 

Landesregierung. Die einzelnen Länder haben fein Staatsober- 
haupt, Sondern eine Tollegiale Regierung. Die Minijter werden von der 
Dolfsvertretung ernannt. 


Dadurdy erhöht fi} die Bedeutung des Landtags. Nach dem preußiſchen Der- 
fajfungsentwurf follte der Präfident des Landtags den Minifterpräfidenten und 
auf dejjen Vorſchlag die übrigen Staatsminijter berufen. Nach der endgültigen 
Sejtlegung wählt der Landtag ohne Ausiprahe den Minifterpräfidenten, der die 
übrigen Staatsminifter ernennt. Das Staatsminifterium hat das Recht des Geſetz⸗ 
antrags und die Pflicht der Gejehesverfündigung, bei der Befchlußfaifung aber 
hat es feine Stimme. Dieje jteht nur dem Landtage zu. Als oberfte Derwaltungs- 
behörde oder ausübende Gewalt fann das Staatsminijterium Derordnungen er- 
lajjen, die zur Ausführung der Gejege dienen, und es kann Beamte ernennen. 
€s hat ferner die Mitglieder des Reichsrats zu ernennen. (In Preußen ift diejes 
Redt durch das Miternennungsredht der Provinzialverwaltungen eingekhränft.) 
In allen Ländern bedürfen die Minifter zu ihrer Amtsführung des Dertrauens 
der Dolfsvertretung. 


Geſetzgebung der Länder. Ein Gefe ijt verbindlich, wenn es 
orönungsmäßig von der Regierung oder dem Landtag eingebraht, vom 
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Landtag beſchloſſen und von der Regierung (meiltens binnen Monatsfrift) 
verkündet worden ijt. 

Die Gebiete, die der Landesgejeggebung vorbehalten bleiben, find vorwies 
gend Gejege über Kirchen» und Schulweſen, über das Bejtattungsmwejen und das 
Bodenredht, wenn auch hier bereits reichsgeſetzliche Dorjchriften die volltommen 
freie Selbjtbeftimmung der Länder einjchränten. Ebenfo it den Ländern die Mög» 
lichleit gegeben, einzelne Sormen der Sozialifierung geſetzlich fejtzulegen und 
durchzuführen, jofern das Reih nit Einfprud, erhebt. Audy gewiſſe ätweige des 
Sürforgewejens bleiben den Ländern vorbehalten, zum mindejten bis dieje Ge- 
fee von reichsgejeglichen Bejtimmungen abgelöft werden. 

Die Sinanzverwaltung iſt zum großen Teil auf das Reich über- 
gegangen. Doch müflen die Landtage dem Staatshaushaltplan, der von 
der Regierung aufgejtellt ift, zuſtimmen. 

Sur Mitwirkung bei Geſetzen von finanzieller Bedeutung und anderen wejent« 
lichen Aufgaben ift in der preußiſchen Derfafjung ein Staatsrat eingeführt, der 
ausjhlieglid aus Dertretern der Provinzen bejteht. Es foll dadurch den Pro» 
vinzen in Preußen ein ähnlidyes Mitbeſtimmungsrecht gefichert werden mie den 
Ländern im Reid) durch den Reichsrat. 

Die Derwaltung der Länder. Derwaltung ift Ausführung, 
Durchführung der Geſetze. (Neben Gefeßgebung und Derwaltung wird die 
Redtjprehung als dritte Gewalt im Staat angefehen, obwohl fie auch 
an die Gefege gebunden, im weiteren Sinn aud; Durchführung beftimmter 
Geſetze ilt.) In der Staatsperwaltung findet eine Dereinheitlihung und 
Sufammenfalfung der in den verfhiedenen Gejegen auseinanderfallenden 
Rechtsordnungen ftatt. Die Staatsverwaltung umſchließt den gefamten 
Beamtenapparat, der einer einheitlichen Spiße, den Minijterien, unter: 
iteht. 

Sentralbehörden. In größeren Staaten ijt die Aufteilung der 
Staatsverwaltung in mehrere Derwaltungszweige notwendig. Es entitehen 
mehrere Abteilungen des Staatsminifteriums oder mehrere Miniſterien, 
die gemeinfam das Staatsminijterium bilden. 


Die preußiſche Dermaltung ijt beifpielstweife feit der Steinjchen Reform ge= 
gliedert, einmal mit Rüdficht auf die Dielfältigkeit der Aufgaben, ferner um 
den Bedürfniffen und Bejonderheiten der einzelnen Landesteile gereht zu wers 
den. In dem Jahre 1808 wurden zunächſt fünf Sentralbehörden (Minifterien) 
gejchaffen, die fpäter durd; weitere Gliederung des Minijteriums des Innern 
auf neun vermehrt wurden. Davon find das Minifterium der auswärtigen An— 
gelegenheiten, das Kriegsminijterium, das Minifterium der öffentlidyen Arbeiten 
jest aufgelöjt, da die Dermwaltungen an das Reich übergingen. Es beftehen: das 
Juftigminifterium (Aufgabe: Ernennung und Beauffihtigung der Juſtizbeamten); 
das Minifterium des Innern (Aufgaben: Derwaltung der Polizei, der Preſſe, 
Kontrolle über die Behörden, auch der Selbjtverwaltung); das Minijterium für 
wiſſenſchaft, Kunſt und Dolfsbildung; das Sinanzminijterium (Aufgabe: Derwal- 
tung der Einnahmen des Staates und Dorbereitung des Etats); das Minijterium 
für Handel und Gewerbe (Beauffihtigung von Bergbau, Schiffahrt, Handels— 
und Gewerbemefen und Sortbildungsfhulwejen); das Minifterium für Landwirt« 
ſchaft, Domänen und Sorten; das Minifterium für Dolfswohlfahrt (Aufgabe: 
Bearbeitung der Angelegenheiten der Dolksgejundheit, des Wohn- und Siedlungs» 
wefens, der Jugendwohlfahrt und der allgemeinen Sürforge). 

g* 
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Als jelbjtändige Behörde jtehen daneben die Oberrehhnungsfammer (zur Nach- 
prüfung des gefamten Rechnungsweſens aller Staatstajfen) und das Öberver- 
waltungsgeriht (zur Schlihtung von Streitigkeiten der Verwaltung). 

Dezentralifierte Derwaltung. Neben der Gliederung ber Der- 
waltung in verfchiedene Abteilungen der Sentralbehörden, die der Eigen- 
art der verfchiedenen Aufgaben entſprechen, ift in größeren Ländern auch 
eine landfchaftliche Gliederung, Dezentralifierung der Derwaltung nötig, um 
überfehbare Derwaltungsbezirke zu fhaffen. Don einem Mittelpuntt her 
kann man die Bedürfniffe der einzelnen Landesteile nicht ausreichend be— 
urteilen. Die Staatsverwaltung muß fi daher über das ganze Land ver- 
teilen, in kleinen Bezirfen ausgeübt werden. 

Preußen ift eingeteilt in 13 Derwaltungseinheiten, die Provinzen. (Weite 
preußen und Pofen haben aufgehört, Provinzen mit eigenem Namen zu fein, fie 
find zujammengezogen als „Grenzmark“; Schlefien ift geteilt in die Provinzen 
Oberſchleſien und Niederjchlefien; die Großgemeinde Berlin wird einer Provinz 
gleichgerechnet.) An der Spitze jeder Provinz fteht der Oberpräfident. Die Pros 
vinz ift eingeteilt in Regierungsbezirfe (1—6), deren Oberhaupt der Regierungs« 
präfident ift, und die Derwaltungsgebiete unterhalb des Regierungsbezirfes, die 
Kreife, unterjtehen gleichfalls einem Regierungsbeamten, dem Landrat (wenn jet 
auch bereits unter jtarker Mitwirkung des Kreijes gewählt). So reiht bis in diefe 
verhältnismäßig kleinen Derwaltungsgebilde der Regierungswille hinein. 

ähnlich, wenn aud nicht mit ganz jo weitgehender Gliederung, ijt der Der- 
waltungsorganismus der anderen Länder vorgejehen. So iſt Bayern eingeteilt 
in 8 Regierungsbezirte (früher Kreife) mit je einem Regierungspräfidenten; 
ihnen untergeordnet find die Bezirksämter mit dem Bezirfsamtmann als Leiter. 
Sachſen bejigt die Einteilung in Kreishauptmannjhaften, Württemberg in 
Kreije ufw. 

Der Staatsverwaltung wird in Zukunft auch das Poligeiwefen unter: 
ftellt werden. (Neue Polizeigefege find in Dorbereitung.) Die Staats- 
verwaltung der Provinzen, Regierungsbezirfe und Kreife ijt in ge- 
wiſſem Umfang mit Selbfiverwaltung verbunden oder durd fie er 
gänzt. Seit der Revolution wird in allen Ländern eine Derwaltungs- 
reform angeitrebt, die das Schwergewicht von der Staatsperwaltung mehr 
auf die Selbjtverwaltung verſchieben würde. (Dgl. S.111.) 

Die freien Städte (Hamburg, Bremen und Lübed). Verfaſſung und Der- 
waltung der freien Städte haben injofern eine befondere Ausprägung, als es 
fi bei ihnen um Stadtjtanten handelt. Staatliche und ftädtifche Aufgaben fallen 
zufammen. Es entjteht für beide vielfach eine Dermwaltungseinheit, d. h. jie 
haben feine bejondere Stadtverwaltung, die ſtaatlichen Organen untergeordnet 
ift. Als Sreijtaaten haben fie die gleiche Landeshoheit und Dolfsfouveränität 
wie die übrigen Länder des Reiches. Die alte republifanijhe Derfajjung hat 
feit der Revolution demofratifche Umgejtaltung erfahren. (Wahlreht!) Die neue 
Derfafjung foll ebenfo wie in den anderen Ländern dur eine Derivaltungs- 
reform ergänzt werden, 


2. Die Gemeinden und andere Derbände der Selbſtverwaltung. 
Einführung der Selbftverwaltung durd Stein. Die Städte 
des Mittelalters waren felbjtändige Gemeinwejen mit weitgehenden Red): 
ten, nit nur mit eigener Derwaltung, fondern auch mit eigener Regie: 
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tung. (Die reihsunmittelbaren Städte hatten keine andere jtaatliche Obrig- 
feit als den Kaifer.) Die Ausbildung des Abfolutismus vernichtete diefe 
jtädtifhe Selbitverwaltung. Nach dem Dreikigjährigen Krieg war fie ver- 
ihwunden. Die Städte wurden von Töniglihen Direktoren oder Quartier- 
meijtern verwaltet. Auch wo ein neuer wirtfhaftliher Aufſchwung erzielt 
wurde, blieben in politiiher Beziehung die Untertanen (nicht Bürger!) 
unmündig. Eine innere Wandlung wurde erſt durch die Städteordnung 
Steins vom 19. November 1808 herbeigeführt. 

Der Grundgedanke diefer Reform war, an Stelle einer Regierungsmafcine 
einen Organismus zu fegen, dejfen Wejen darin befteht, daß jedes Glied in einer 
befonders ihm zugewiejenen Aufgabe teilhat am Wohl des Ganzen, und bei 
vorhandenen Über- und Unterordnungen doch ein gegenjeitiges Aufeinander- 
angewiejenfein, ein gegenfeitiges Sördern ausfchlaggebend ift für das Gejamt- 
befinden. Stein begann fein Werf nicht von oben, durch Einreihung des Bürgers 
in die Stadtverwaltung, fondern von unten bei den Gemeinden, und zwar madıte 
er anfnüpfend an die hiltorifhen Entwillungen einen grundfäßlicen Untere 
ſchied zwifchen Stadt und Land. Der Grundfat der Städteordnung war 
der Gedanke der Selbftvermwaltung. Der Staat behielt ſich nur Aufſichts- 
rechte vor. Befondere Bedeutung erhielt für die Stadtverwaltung das Ehrenamt. 

Mit geringen Änderungen blieb die Steinſche Städteordnung in den 
lieben alten preußijchen Provinzen bis zur Revolution die geſetzliche Grund⸗ 
lage der Gemeindeordnung. Die übrigen Provinzen und die anderen deut: 
fchen Staaten erhielten eigene Ordnungen, die ihr zum Teil nachgebildet, 
zum Teil von der franzöfifchen Stadtverfajfung beeinflußt waren. In 
Württemberg und Baden prägte fid die ſüddeutſche Eigenart in der Ord— 
nung der Selbjtverwaltung am ſtärkſten aus. 


Eine Umgeltaltung jämtliher Städte- und Gemeindeordnungen fteht 
unmittelbar bevor. Das Wahlrecht zu den ftädtifchen Körperſchaften ijt 
ſchon 1919 neu geregelt worden. 


Die gegenwärtig geltenden Gemeindeordönungen. Sür 
alle Wahlen in Stadt: und Landgemeinden gilt — nad} Reichsrecht — 
das gleiche, allgemeine, geheime und direlte Wahlrecht für Männer und 
Frauen nad) den Grundjäßen der Derhältniswahl. 


Die Stadtveroröneten find die von den Bürgern gewählten Dertreter, die in 
einzelnen deutjhen Landesteilen aud; andere Namen führen (Bürgervorfteher« 
kollegium uſw.). Die Sahl der Mitglieder richtet fidy nad; der Größe der Stadt. 
Eine Stadtverorönetenverfammlung pflegt nicht weniger als 6 und nit mehr als 
44 Mitglieder 3u Zählen, Nur die ganz großen Städte gehen über die lebte Sahl 
hinaus. 

Eine preußifche Verordnung vom 31. Januar 1919 fieht vor, daß durch 
Gemeindebeichlug den Mitgliedern der Gemeindevertretung eine „angemejfene 
Entſchädigung“ gewährt werden kann; im allgemeinen aber foll diefe Dergütung 
nur dem entgangenen Arbeitsverdienjt entſprechen. 

Die zweite Körperfdaft, von den Stadtverordneten ganz unterjdieden, iſt 
der Magiltrat. An der Spige des Magiftrats jteht der Bürgermeifter, mit 
dem in größeren Städten ein zweiter Bürgermeifter die Amtsgeſchäfte teilt, dann 
folgen die Stadträte (auch Schöffen oder Senatoren genannt). 
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Kann man die Stadtverordnetenverfammlung als Bürgervertretung bezeichnen, 
fo fann der Magijtrat als Stadtbehörde angejehen werden, Er führt zum Teil 
fein Amt im Hauptberuf. Aud unter den Stadträten unterfcheidet man ehren. 
amtliche und befoldete Mitglieder. Die Amtsdauer ift durd; die Städteordnungen 
geregelt und wird in Sufunft nach den Entwürfen der Neuregelung wohl auf 
4 Jahre begrenzt werden. 

Eine Menge von ſtädtiſchen Beamten, Magijtratsräten, Magijtrats- 
ajjefforen, Bureaubeamten, Sefretären und Screibern iſt vom Magijtrat ange- 
ftellt. In Berlin betrug die Jahl der befoldeten ſtädtiſchen Beamten im Jahre 
1904 bereits 4430. Dazu fommen die Hilfsfräfte ohne Beamteneigenjhaft (auf 
Dienjtvertrag angeftellt), die Arbeiter in ſtädtiſchen Dienſten. Deren zählt Deutſch- 
land über 150000. 

Nach den weitaus meijten Städteordnungen führen zwei getrennte 
Körperfchaften die Selbjtverwaltung dur: Stadtverordnete und 
Magiftrat. Man bezeichnet das zur Unterfcheidung von anderen Der- 
waltungsformen als das Kollegialfyitem. 

Derteilungder Aufgaben. Die Stadtveroröneten find die eigent- 
liche beratende und befchliekende Derfammlung. Sie bejtimmen die Der: 
wendung der Gemeindeeinnahmen. Die Derfügung über ſämtliche ſtädtiſche 
Derwaltungszweige, die dadurd in ihre Hand gegeben iſt, wird noch er- 
weitert durch das Recht, jährlich! den Gemeindehaushalt feitzufegen. 

Der Magiitrat verwaltet und beauffihtigt zugleich die jtädtifchen Ge- 
meindeanftalten, die von den Stadtverordneten vorgefehen find, er bereitet 
die Bejhlüfje der Stadtverordneten vor und führt fie aus, er verwaltet 
das Gemeindevermögen in dem von den Stadtverordneten vorgejehenen 
Sinne. 

Im Gegenjaß zu diefer Form der Stadtverwaltung hat fi} namentlid) 
unter franzöfifhem Einfluß in Süd» und Weſtdeutſchland eine Derwal- 
tung ausgebildet, in der nur eine Dertreterförperjhaft vorhanden iſt, an 
deren Spige ber Bürgermeijter jteht, weshalb fie aud) den Namen „Bür- 
germeijterverfaffung” erhalten hat. (In der Rheinprovinz, der 
bayrifhen Pfalz, dem früheren Großherzogtum Heffen und mehreren der 
bis vor kurzem felbjtändigen Kleinen thüringifhen Staaten.) In Heineren 
preußifhen Städten, die weniger als 2500 Einwohner zählen, finden fi 
ähnliche Beitimmungen, da hier der Bürgermeifter zugleich Sig und Stimme 
in dem einheitlihen Stadtkollegium hat. 

In Antnüpfung an altpreußifhe Suftände iſt in Norddeutſchland die 
Selbjtverwaltung von Stadt: und Landgemeinden getrennt und 
dur befondere Geſetze geregelt, ebenfo in Baden, Sachſen, Heſſen. Hier: 
von unterfcheiden fid die füd- und weſtdeutſchen Gemeindeordnungen, die 
nad) franzöſiſchem Mufter eine einheitliche Gemeindeverwaltung für Stadt 
und Land Öurdgeführt haben. (Redisrheinifhes Bayern, Württemberg, 
einige thüringifche Staaten.) 

Der Staat hat ein Aufſichtsrecht über die Stadtgemeinden, über 
den orönungsmäßigen Gang der Selbitverwaltung, über die Steuerord- 
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nungen ufw. Doch fällt in Zukunft das Recht des Staates, Mitglieder 
der jtädtifchen Selbjtverwaltung zu beitätigen, fort. 

Die Aufgaben jtädtifcher Derwaltung finden ihren Höhepunft in den 
Großitädten. 

Dor 100 Jahren gab es in Deutjhland nur 2 Großjtädte, d. h. Städte mit 
mehr als 100000 Einwohnern: Berlin und Köln; ihre Sahl betrug im Jahre 
1910: 43 mit 12 Millionen Einwohnern. 

Eine befondere Stellung in bezug auf die Derwaltung nimmt die Stadt 
Berlin ein. Das jegige Groß-Berlin ijt durch ein befonderes Landesgejeg vom 
27. April 1920 entjtanden, nad dem Berlin, 7 benachbarte Stadtgemeinden, 
59 Landgemeinden und 27 Gutsbezirke zur Stadtgemeinde Berlin zufammengefaßt 
find. Die neue Stadtgemeinde bildet für ſich einen von der Provinz getrennten 
Kommunalverband und Derwaltungsbezirk. Sur Wahrung der örtlichen Interefjen, 
zur Durdführung der Selbjtverwaltung, zur Entlajtung der ftädtifchen Körper- 
ſchaften der Stadtgemeinde Berlin find in 20 Bezirken Bezirksverfammlungen 
und follegiale Bezirtsämter gebildet. Die neue Stadtgemeinde Berlin bildet einen 
eigenen Schulnerband. 

Aufgaben der Stadtgemeinden. Die Aufgaben der Stadtge- 
meinden find urjprünglich eng begrenzt gewejen, haben ſich aber bejtändig 
vermehrt. Neben den pflihtmäßigen, vom Staat übertragenen Aufgaben 
übernehmen die Städte vielfach andere Arbeitsgebiete, deren öffentliche 
Derwaltung im Intereffe der Bürger liegt. 

Su den urjprüngliden Aufgaben der Städte gehört die Regelung der jtädti- 
ihen Sinanzen, das Armenwefen, die Schulverwaltung. Serner jorgt die Ges 
meinde für den Derfehr durch Straßenbau, Straßenbeleuhtung, Anlage von 
Brüden, Plägen, Parks, Sie übernimmt Aufgaben der Gejundheitsfürforge durch 
Straßenreinigung, Kanalijation, Wafferverforgung, durch Anlegung von Kranken, 
häufern, Badeanjtalten, Kirhhöfen, Shlahthäufern. Sie unterhält die Seuer- 
wehr, baut Markthallen, fie errichtet eigene Gas- und Elektrigitätsanjtalten und 
übernimmt in wachſendem Umfang foziale Aufgaben auf dem Gebiet der Jugend- 
fürjorge, der Dolfsbildung, der Wohnungsfürforge, der Wohlfahrtspflege, der 
Arbeitsvpermittlung. 

Die ftädtijhen Deputationen. Zur Bearbeitung der einzelnen 
Aufgaben werden von den Stadtverwaltungen bejondere Ausjhüffe ein- 
gejegt, die den Namen Deputationen oder Kommiffionen führen. Sie 
fegen fi} zufammen entweder nur aus Magiftratsmitgliedern oder aus 
Sugehörigen beider Bemeindevertretungen, in den meijten Sällen aud) 
mit Binzuziehung anderer ftimmfähiger Bürger. 

Landgemeinden und größere Derbände der Selbjtver- 
mwaltung. Auf dem Lande ilt die Selbjtverwaltung viel fpäter durch⸗ 
geführt worden als in den Städten. Die preußifche Landgemeindeordönung 
ſtammt aus dem Jahre 1891. Eine Dereinheitlihung der Landgemeinde-, 
Kreis- und Provinzialordnungen wird vorbereitet. 

Bei den Landgemeinden ijt bisher unterfchieden zwiſchen Gutsbezirken, deren 
Angelegenheiten felbjtändig durch den Gutsbejiger geregelt werden, und Dorfs 
bezirfen. In diefen wird die Selbjtverwaltung durchgeführt von dem gewählten 


Gemeindevorfteher (Schulze) und der Gemeindevertretung, an deren Stelle in 
Heinen Landgemeinden auch die Gemeindeverfammlung treten kann. 
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Gemeindevorſteher oder Gutsvorſtand werden vielfach mit der Durchführung 
ftaatlicher Dienſtleiſtungen von der Regierung betraut: Führung der Standes- 
tegijter, ſtandesamtliche Trauungen, Übernahme der Orispolizei. 

Kreisordönung. Das der Einzelgemeinde übergeordnete Gebiet der 
Selbitverwaltung ijt der Kreis. 

Städte mit 25000 und mehr Einwohnern (in Wejtfalen 30000 Einwohnern, 
im Rheinland 40 000 Einwohnern) find berechtigt, einen eigenen Kreis zu bilden, 
jih aus dem Kreisverband zu löſen (kreisfreie Städte). Durch ein Gejeg vom 
Dezember 1920 geht der Kreistag jet aus unmittelbaren Wahlen hervor. Diejer 
wählt aus feiner Mitte zur Erledigung der jtändigen Geſchäfte den Kreisausihuß. 
Den Dorfiß in beiden Dertretungen führt der Landrat. 

Der Landrat ift Regierungsbeamter und Organ der Selbitverwaltung zugleich, 
da er von der Regierung, freilich nach vorangegangenem Dorjchlag der Kreis- 
verwaltung, ernannt iſt, zugleich aber Dorfig und Stimme in Kreistag und 
Kreisausfchuß befitt. 

Der Kreis hat eine Reihe tommunaler Leitungen zu übernehmen, deren Ein- 
richtung ſich bisweilen für eine Gemeinde gar nicht Iohnt, 3. B. Chauffeen, Klein« 
bahnen, Kanäle, landwirtjhaftliche Sortbildungsjchulen, Krankenhäufer, Darlehns- 
kaſſen, landwirtſchaftliches Genoſſenſchaftsweſen. 

Provinzialordnung. Der Provinziallandtag wird (ſeit 1921) von 
den wahlberechtigten Einwohnern der Provinz gewählt, er bildet aus 
feiner Mitte heraus den Provinzialausfhuß. 

Kreistag und Provinziallandtag find Organe der Selbitverwaltung. 
Die Ausführung liegt im Kreis in den Händen des Landrats, in der 
Provinz in denen des Landeshauptmanns. 

Der Landeshauptmann, in einzelnen Provinzen Candesdirek— 
tor genannt, wird von dem Provinziallandtag gewählt. Er jteht an der 
Spige der Provinz, joweit fie Selbjtverwaltungstörper ift. 

In der Provinzialverwaltung werden Aufgaben gelöft, die nody über die 
Tätigleit des Kreifes hinausgehen. Hierhin gehören das Landarmenwefen, die 
Sürforgeerziehung, das Siedlungswejen, Taubjtummen- und Blinden-, Irren- und 
Idiotenanftalten, die Landesverjiherungsanftalten. Die Provinzial-Selbjtverwal« 
tung ift Organ der Kriegsbejhädigtenfürjorge, 

So umfaßt die Selbjtverwaltung überall, in Stadt- und Landgemeinden, 
in Kreis und Provinz, doppelte Aufgaben; eritens die Erledigung 
der eigenen Angelegenheiten ohne Mitwirkung des Staates, zweitens 
die Ausführung der Staatsaufgaben, die den Organen der Selbjt- 
verwaltung übertragen werden. Die Selbitverwaltung wächſt organifd 
in die Staatsaufgaben hinein. Staatsverwaltung und Selbjtverwaltung 
gehen ineinander über und werden das nad) der Derwaltungsteform in 
immer weiterem Maße tun. 


XVH. Recht und Rechtiprehung. 
1. Bürgerliches Recht und Strafrecht. 


Recht ift die auf Gefeß oder Gewohnheit beruhende Regelung der Be- 
ziehungen zwiſchen den Bürgern untereinander und zwiſchen den Bürgern 
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und einer ihnen übergeordneten Gejamtheit (3. B. Staat, Gemeinde). Alles 
ältere Recht war Gewohnheitsrecht, das mit der Seit vom Geſetzesrecht 
verdrängt wird. 

Der erite aus dem Dergeltungs- und Radegedanten herausgeborene 
Strafvollzug an einem Verbrecher beitand in der Ausübung der Blutrade. 
€s bedeutet einen Übergang in geordnete Rechtszuftände, als die Doltsver- 
jammlung die Strafe ausſpricht. Dielfach fegten die germaniſchen Stam- 
mesrechte feſte Bußen (Wergeld) für die einzelnen Straftaten feit. Zu 
Beginn der Neuzeit traten unter dem Einfluß des Humanismus, der Aus- 
bildung von Univerfitäten beruflich vorgebildete Juriften an Stelle der 
Laien. Die Regelung des Gerihtswejens wurde ein Teil der ftaatlichen 
Hoheitsrechte. 

Eine beſondere Stellung innerhalb der abſoluten Staaten behielt nur die 


gutsherrliche Gerichtsbarkeit, der die Bauern unterjtanden und von der fie erjt 
durch die Aufhebung der Erbuntertänigfeit (in Preußen 1807) befreit wurden. 


Bis zur Reichsgründung war auf deutſchem Gebiet die gefamte Redits- 
ordnung (Gefeßgebung und Gerichtswefen) von den Ländern jehr verſchie— 
denartig geregelt. Das Bedürfnis nad, einer einheitlihen Regelung feßte 
ſich zunächſt auf dem Gebiete des Wechſel- und Handelsrechts durdy. Die ein- 
zelnen Länder erliegen inhaltlich volljtändig übereinjtimmende Gefeße, die 
nad) der Reihsgründung deutjche Gejege wurden. Nach der Reihsgründung 
wurde auf der Grundlage der Derfaffung die Schaffung eines einheitlichen 
Rechts und eines einheitlihen Gerihtsweiens in die Wege geleitet. Die 
wichtigſten Gejeße, die die Dereinheitlihung des Rechtsweſens herbeiführten, 
find: Strafgefegbud) und Bürgerlihes Gefegbuh, Strafprogegordnung und 
Sinilprozegorönung, das Gerichtsverfajfungsgefeh. 

Nach dem Stoff der Gefege unterfcheidet man öffentlihes Redt 
und Privatredt (bürgerliches Redt). Sum öffentlichen Reht gehört 
vor allem das Derfaffungstedt (die Regelung der Rechtsbeziehung 
zwijchen Staat und Bürger und die Bejtimmungen über den Bejtand der 
Staatsgewalt) und das Derwaltungsredt; ferner die Regelung der 
Strafgewalt des Staates, das Strafredht; ſchließlich das Prozeßrecht. 
Das Privatredt umfaßt die Redtsbeziehungen der Bürger unterein- 
ander (Samilienreht, Vermögensrecht ufw.). 


Das Bürgerlide Gefegbud, abgefürzt BGB., iſt ſeit dem 1. Ja- 
nuar 1900 im ganzen Reid; in Kraft. Daneben bejtehen noch privatredt- 
lie Gejebe, die Angelegenheiten der Bürger untereinander ordnen, das 
Handelsgefegbud, Urheberredte ufw. Einzelne Redjtsgebiete 
find den Landesgefegen überlajjen, 3. B. die Ordnung des Jagdrechts, der 
Wafferrehte ufw. Soweit nicht befondere Bejtimmungen vorhanden find, 
geht neueres Reichsrecht dem älteren, und Reihsrecht dem Landesrecht vor. 


Das BGB. behandelt im erſten Bud allgemeine Rechtsſätze, im zwei⸗ 
ten Bud) das Recht der Schuldverhältniffe (3. B. Kauf-, Miete-, Dienjtver- 
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trag), im dritten Buch das Sahenreht (Eigentum an bemweglidyen und 
unbeweglihen Saden, hypothekenrecht, Pfandrecht ufw.), im vierten Bud 
das Samilienredht, im fünften Bud) das Erbredt. Das BGB. unterfheidet 
zwijhen natürlichen Perjfonen, das find Menſchen, und jurijtifhen Per- 
fonen, das find Menjchengefamtheiten, denen die Redtsitellung natür- 
liher Perfonen eingeräumt iſt (Dereine, Handelsgefellihaften, Staat und 
Gemeinden). 


Allgemeines. Jede Perfon ift rechtsfähig, kann Rechte und Pflid 
ten befiten oder erwerben. Die Redhtsfähigfeit der Menſchen beginnt 
mit der Geburt und endigt mit dem Tode, Don der Rechtsfähigkeit unter- 
ſchieden ijt die Gejchäftsfähigfeit, das iſt die Befugnis, felbjttätig im 
Reditsverfehr aufzutreten. 


Die volle Gejchäftsfähigfeit wird erjt mit der Dolljährigteit erlangt. (Doll« 
endung des 21, Lebensjahres.) Eine beſchränkte Gejhäftsfähigkeit tritt mit dem 
vollendeten 7. Lebensjahr ein. Bis zur vollen Geichäftsfähigfeit braucht der 
Menſch für Kechtsgeſchäfte einen gejeglichen Dertreter. Das ijt bei ehelichen Kin- 
dern der Dater und nad dejlen Tod die Mutter; bei elternlojen und unehelichen 
Kindern wird vom Geridt ein Dormund bejtellt. (Dal. S. 118.) 


Das ganze bürgerlihe Redt baut auf dem Grundjaß von Treu und 
Glauben im Rechtsverkehr auf. Nichtig find alle Kechtsgeſchäfte, die gegen 
die guten Sitten veritoßen, befonders folde, die eine Notlage oder Un- 
erfahrenheit oder Leichtſinn ausbeuten. 


Dermögenstedht. Schulöverhältniffe, d. h. Beziehungen zwiſchen 
zwei Perſonen, bei denen die eine beredtigt ijt, von der anderen eine 
Leiftung zu fordern, entitehen durch Geſetz oder Dertrag. Durd) Gefeh ift 
die Verpflichtung zum Schadenerſatz wegen unerlaubter Handlungen feit- 
gelegt. Die meiſten Schulöverhältniffe entjtehen durch Dertrag, das ift die 
durd; Angebot und Annahme zujtande gefommene Willensäußerung zweier 
Perſonen. Ein Dertrag kann in der Regel mündlih vereinbart, formlos 
gefchloffen werden. Einige Derträge (3. B. betreffs Kindesannahme) bedür- 
fen befonderer Sorm. Saft alle Gefchäfte des täglihen Lebens beruhen auf 
Dertrag. Sür den Derfehr befonders wichtig ift der Kaufvertrag. 


Ein Kaufvertrag iſt die Dereinbarung über Lieferung einer Sache gegen 
die Derpflichtung, den Preis zu entrichten. Hat der Derfäufer mangelhafte Waren 
geliefert, jo fann der Käufer den Kauf rüdgängig machen oder eine Preismindes 
rung fordern oder Lieferung mangelfreier Waren verlangen. 

Heben dem Kauf ift unter den Schulöverhältniffen befonders zu nennen die 
Miete, der Dienjtvertrag und der Werkvertrag. 

Bei dem Mietsvertrag verpflichtet jich der Dermieter, dem Mieter den 
Gebraud; des Mietsgegenjtandes zu überlafjen, während der Mieter die Der« 
pflitung zur Sahlung des vereinbarten Mietspreifes übernimmt. 

Beim Dienftvertrag übernimmt der Dienitverpflichtete die Leiftung von 
Dienften, der Dienjtberedjtigte die Derpflichtung zur Entlohnung. Einige befon- 
ders wichtige Dienjtverhältniffe find noch durch befondere Gejege geregelt: das 
taufmännifche Dienjtverhältnis im Handelsgeſetzbuch, das gewerbliche in der Ge— 
werbeordnung; das der häuslihen Angejtellten, das bis 1919 in den Gefinde 
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orönungen geregelt war, foll durch ein bejonderes Geſetz neu geordnet werden. 
Auch ijt ein Geje geplant, das das gejamte Arbeitsrecht zujammenfaffen foll. 


Das Samilienreht baut auf der Ehe auf. Während die Der- 
faſſung des Reiches den Grundſatz feitlegt, daß die Ehe auf der Gleich— 
berechtigung beider Gefchlechter beruht, ift diefer Gedanke im BEB. noch 
nit verwirfliht. Eine Änderung der geltenden familienrehtlihen Be- 
ftimmungen muß daher erfolgen. 


Die geltende Rechtsordnung der Ehe ijt Ergebnis einer langen Entwidlung. 
Die bürgerliche, d. h. dur} Beamte vollgogene Ehe ijt erjt im lebten Jahrhundert 
eingeführt worden. (Obligatorifch im Deutſchen Reid, feit 1875.) 

In allen das gemeinihaftlicye eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten 
fteht dem Mann die Entjheidung zu. Wenn dieje Entjcheidung fid} als Miß- 
brauch darftellt, ift die Frau nicht verpflichtet, ihr Solge zu leiften. Der Mann 
beftimmt den Wohnort und die Wohnung. Die Srau nimmt den Namen des 
Mannes an und erhält feine Staatszugehörigfeit. 

Den Unterhalt für die Frau zu bejhaffen ift Pflicht des Mannes; bei Er- 
werbsunfähigteit des Gatten hat die Srau für ihn einzutreten. Das Maß der 
gegenfeitigen Unterhaltungspflicht richtet fih nad; dem Stande des Mannes. 

Nach den Bejtimmungen des BGB. ijt die Frau auch in der Ehe gejhäfts- 
fähig. Doch ift fie durch das geltende Güterrecht in ihrer Selbjtändigfeit für 
Reditsgejchäfte vielfach befchräntt. Die Stau iſt berechtigt, innerhalb ihres häus- 
lihen Wirkungskreiſes die Gefchäfte des Mannes für ihn zu erledigen; das iſt 
die ſogenannte Schlüfjelgewalt der Srau. Aber weil die Recitsgejhäfte der Stau, 
die fie kraft diefer Gewalt vollzieht, nur im Namen des Mannes ausgeübt werden, 
fo ift er auch 3u deren Einſchränkung bereditigt. 


Ehelihes Güterredt. Durd die Cheſchließung wird das Dermögen 
des Mannes in keiner Weife berührt. Beim Eigentum der Srau unterjcheidet 
man: a) eingebradhtes Gut (alles, was fie bei Eingehung der Ehe hat oder 
während der Ehe, 3. B. durch Erbſchaft oder Schenkung, erwirbt), b) Vorbehalts« 
gut (3. B. die zum ausſchließlichen Gebrauch der Srau bejtimmten Gegenjtände, 
wie Kleider, Schmuckſachen und Arbeitsgeräte, fowie alles, was durd einen Ehe 
vertrag oder in einer Derfügung von Todes wegen direkt als Dorbehaltsgut bes 
zeichnet ift, vor allem aber das, was die Ehefrau durch Arbeit oder durch den 
felbjtändigen Betrieb eines Erwerbsgefhäfts während der Ehe erwirbt). Die Srau 
bleibt Eigentümerin ihres gefamten Dermögens. Wenn fein bejonderer Dertrag 
geichloffen wird, fteht aber dem Manne Verwaltung und Nutznießung am eins 
gebrachten Gut der Stau zu. Dagegen beit die Srau freies Verfügungsrecht 
über ihr Dorbehaltsgut. Die Frau kann Aufhebung der Derwaltung und Nutz- 
nießung des Mannes an ihrem eingebrachten Gut verlangen (auf dem Wege der 
Klage), wenn fie den Nachweis einer erheblichen Gefährdung ihres Dermögens 
erbringen kann, wenn alfo die Dermögensverivaltung bereits in eine Entwid. 
lung eingetreten ift, in der die Frau den Derluft ihres Gutes befürchten muß. 

Duck; Vertrag kann ftatt des gefetlichen Güterjtandes eine andere Regelung 
vereinbart werden. Zum Beifpiel Tann Gütertrennung fejtgelegt werden, bei 
der die Srau ihr gefamtes Dermögen in eigener Derwaltung behält. Sie ift zu 
einem Beitrag zu den haushaltskoſten verpflichtet. Oder es Tann Errungenfchafts- 
gemeinſchaft vereinbart werden, bei der das während der Ehe erworbene Gut 
beiden Ehegatten als Gefamtgut gehört, das während der Ehe vom Mann ver- 
waltet, aber nach Löfung der Ehe zur Hälfte unter die Gatten geteilt wird. 

Das BER. ſetzt grundfäglich die Unlösbarkeit der Ehe ohne Verſchulden feit, 
da mit Ausnahme eines Salles (unheilbare Geiftestrankheit) die Ehe nur bei 
ſchuldhaftem Derhalten eines der Gatten geſchieden werden darf. Als Scheidungs- 
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grund gelten Untreue, ehrlojes Derhalten, böswilliges Derlajjen. Die Abände- 
tung des Samilienrehts wird aller Dorausjiht nad aud eine Erleichterung der 
Ehejheidung bringen. 

Unterhaltspflidt. Derwandte in gerader Linie (Eltern und Groß- 
eltern gegenüber Kindern, Enteln und umgefehrt) find einander unter 
haltspflihtig. Eine gejeglihe Unterhaltspflidt gegenüber Geſchwiſtern 
bejteht nit. Die Eltern haben die Pflicht, der Tochter bei ihrer Der- 
heiratung eine Ausjteuer zu geben. Das Kind fteht bis zum 21. Lebens- 
jahr unter elterliher Gewalt, jedoch kann ein Minderjähriger, der das 
18. Lebensjahr vollendet hat, durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts für 
volljährig erklärt werden. Der Inhaber der elterlihen Gewalt hat das 
Recht und die Pflicht, für die Derfon des Kindes zu forgen; er hat die 
Derwaltung und Nußniegung am Dermögen des Kindes und die Dertretung 
des Kindes in perfönlihen und vermögenstechtlihen Angelegenheiten (3.B. 
Dertretung vor Gericht, Abſchluß von Lehrverträgen). 


Bei Lebzeiten beider Eltern fteht der Mutter neben dem Dater nur 
die reine Perfonenfürjorge (Pflege, Erziehung und Beauffihtigung des 
Kindes) zu. Doch geht bei Meinungsverfchiedenheiten die Meinung des 
Daters vor. Nad; dem Tode des Daters jteht der Mutter die volle elter- 
lihe Gewalt zu. 


Bei der Scheidung behält der Dater die elterlihe Gewalt, au wenn 
er der allein ſchuldige Teil iſt. Hur die reine Perfonenfürforge wird durch 
die Scheidung beeinflußt. It einer der Ehegatten allein für ſchuldig er- 
klärt, jo fteht die Derfonenfürjorge dem anderen Teil zu. Sind beide Teile 
bei der Ehejcheidung für jchuldig erklärt worden, fo jteht der Mutter nur 
die Sorge für die Töchter zu und für die Söhne, die noch nit 6 Jahre 
alt find. 

Dormundfhaft ilt das Amt des Schußes und der Dertretung ſchutz⸗ 
bedürftiger Perfonen, die nicht unter elterliher Gewalt ftehen und die 
entweder wegen ihrer Jugend oder aus anderen Gründen (3. B. Geiites- 
krankheit) für ſich felbjt gehörig zu forgen nicht imftande find. Einen Vor— 
mund erhalten danach außer den Entmündigten die Dollwaijen und die 
unehelihen Kinder bis zu ihrer Dolljährigfeit. Die Vormundſchaft ift ein 
Ehrenamt. Die Übernahme des Amtes des Dormunds iſt eine ftaatsbürger- 
lihe Pfliht. Durd; das BGB, ift den Srauen das Recht zuerkannt, Dor- 
mundjhaften zu übernehmen. 


Die Vormundſchaft ift eine Amtsvormundſchaft oder eine Einzelvormund: 
fhaft. Die erftere wird auf Grund des Reichs-Jugendwohlfahrtsgejeßes 
(RIWE.) vom 9. Juli 1922 vom Jugendamt ausgeübt. Sie zerfällt in eine 
gefeglihe und in eine beitellte Amtsvormundfchaft. Die gejeglihe Amts- 
vormundſchaft greift bei unehelihen Kindern Platz. Die bejtellte Amts- 
vormundihaft entiteht durch Beitellung jeitens des Vormundſchaftsgerichtes. 
Das Dormundfcaftsgeridt beftellt aud) den Einzelvormund. 
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Die Vormundſchaft verleiht eine der elterlihen Gewalt ähnliche Befug- 
nis. Sie unterjteht der Auffiht des Vormundſchaftsgerichts. 

Schon vor der Geburt eines zu erwartenden unehelihen Kindes kann 
auf Antrag des Jugendamtes oder der unehelihen Mutter dem zu erwar- 
tenden Kind ein Pfleger beitellt werden. Die Stellung des Pflegers iſt 
ähnlich der eines Dormundes. Sie kann nad) der Geburt des Kindes in 
eine ordnungsgemäße Dormundihaft übergehen. 

Ein Hilfsorgan des Dormundfchaftsgerichtes, defjen befonderer Fürſorge 
die hilfsbedürftigen Jugendlichen zufallen, ift der Gemeindewaifenrat, deſſen 
Aufgaben jet auf das Jugendamt übergegangen find. Es hat in dieſer 
Eigenfchaft das Vormundſchaftsgericht bei allen Maßnahmen zu unterftügen, 
welhe die Sorge für die Perfon Minderjähriger betreffen, insbejondere 
ihm von der notwendigen Beitellung eines Einzelvormundes Mitteilung 
zu machen, zur Ausübung der Dormundihaft geeignete Perfönlichfeiten vor- 
zufchlagen und fich bei der Sejtfegung von Geldrenten für den Unterhalt 
MWinderjähriger gutahtlic zu äußern. Es ift unter Umständen zur Be 
urkundung der Anerkennung einer unehelihen Vaterſchaft, der Anerten- 
nung der Daterjhaft eines vor der Ehe geborenen Kindes, der Derleihung 
des Namens eines jpäteren Ehemannes der unehelihen Mutter an das une 
ehelihe Kind befugt. 

In den familienrechtlihen Beſtimmungen der Geſetzgebung erfennt 
man das fi} immer deutlicher ausprägende Recht des Staates, in das 
private Leben einzugreifen und namentlich der Jugend ftaatlihe Sürforge 
und Staatlihen Schuß angedeihen zu laſſen. 


Erbredt. Das Dermögen einer Perfon geht nad; ihrem Tode auf 
eine oder mehrere Perjonen, die Erben, über. Die Erbfolge ift durch das 
BGB. geregelt. 


In erjter Linie erben die Kinder und deren Abkömmlinge. In zweiter Linie 
oder, wie das Geſetz fagt, als Erben der zweiten Ordnung erben die Eltern und 
deren Ablömmlinge, in dritter Linie die Großeltern und deren Abkümmlinge. 
Andere Erben werden nur berüdfihtigt, wenn kein Erbe früherer Ordnung vor« 
handen ift. 

Die Erbfolge ift außer nad; Ordnungen auch nach Stämmen geregelt. Inner- 
halb der Ordnungen entfcheidet nicht die Gradesnähe, fondern der Stamm. 
Wenn 3. B. beim Tode eines Mannes eines feiner Kinder bereits verjtorben iſt, 
aber Enfel aus diefem Stamm vorhanden find, fo erben diefe Enkel gemeinfam 
an Stelle ihres Daters oder ihrer Mutter zum gleichen Teil wie jedes andere 
der Kinder des Erblaffers. Sie erhalten aljo zufammen ebenfoviel, wie ihr Dater 
fonjt erhalten hätte. 

Neben der Derwandtenerbfolge ift eine Erbfolge der Ehegatten feitgelegt. 
Der Ehegatte erbt neben Abkömmlingen 1/,, neben den Eltern und Großeltern 
1/g, neben anderen Erben das Ganze. Iſt fein erbberechtigter Derwandter vor- 
handen, jo ift der Staat Erbe des Dermögens. 


Die geſetzlich geordnete Erbfolge Tann durch Teitament oder Erbver- 
trag vom Erblaffer des Dermögens abgeändert werden. Tejtament ift der 
ſchriftlich feitgelegte legte Wille eines Menfchen. Ein Tejtament muß vor 
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einem Richter oder einem Notar gemacht werden oder vom Erblaſſer in 
allen feinen Teilen eigenhändig gefhrieben, von ihm felbjt mit Orts: 
und Seitangabe datiert und unterfchrieben fein. 

Den nächſten Angehörigen, Eltern, Kindern, Enteln, Ehegatten, darf aber 
ein Pflichtteil durd; das Teftament nicht entzogen werden, wenn nicht befondere 
Gründe vorliegen. Als Pflittteil gilt die Hälfte des gejeglihen Erbteils. Ein 
Erbe kann die Erbſchaft innerhalb 6 Wochen ausjchlagen. Das gejchieht befonders, 
wenn auf dem Nachlaß eine ſtarke Schuldenlajt ruht. 


Strafredt. Das Strafredt ift im Reihsitrafgefeßbuch geregelt. Da- 
neben ift die polizeiliche Strafgefeßgebung den Ländern überlaffen. Das 
Strafrecht beſtimmt, was als ftrafbare Handlung anzufehen und welche 
Strafe zu verhängen if. 

Als ftrafbare Handlung wird unterjhieden zwifchen Verbrechen, Dergehen und 
übertretung. Als Strafe für Derbrehen gilt in der Regel Suchthaus, für Der« 
gehen Gefängnis, für Übertretung Haft. Statt der Sreiheitsjtrafe kann auch eine 
Geldftrafe verfügt werden, Für beftimmte Derfehlungen, befonders politifcher Art, 
it Seftungshaft vorgefehen. Als Nebenjtrafen wird der Derluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte und die Stellung unter Polizeiaufſicht verhängt. 

Die Dorausjegung der Beitrafung ift die Schuldfähigfeit. Kinder unter zwölf 
Jahren und Perfonen, die bei der Ausübung der Straftat bewußtlos oder in 
tranfhafter Störung der Geiftestätigfeit waren (finnlos Betrunfene), gelten als 
nicht ſchuldfähig. Junge Leute von 14 bis 18 Jahren gelten für jchuldfähig. 
Dod erfolgt die Strafe nur, wenn fie die zur Erfenntnis der Strafbarteit ihrer 
Handlung erforderlihe Einficht hatten. Suchthaus und Todesitrafe für jugend« 
lihe Derbrecher ijt ausgefchlojfen. Straflos bleibt ferner, wer im Salle der 
Notwehr oder des Hotjtandes die jtrafbare Handlung begangen hatte. 


2. Gerichte und Gerihhtsverfahren. 


Die Gerichte find Amts-, Land-, Oberlandesgerichte und das Reidjs- 
gericht in Leipzig, dejfen Aufgabe die Wahrung der Redhtseinheit durch 
einheitliche Rechtſprechung ift. Die Amtsgerichte jind in Sivilſachen Einzel» 
gerihte, d. h. der Amtsrichter bildet das Gericht. Bei den anderen über: 
geordneten Gerichten wirken mehrere Richter zufammen. Beim Straf 
verfahren wirken am Amtsgericht und in den bei den Landgerichten ge— 
bildeten Schwurgerichten Laien mit (die Schöffen und Geſchworenen). 

Die Gerichte haben mit ftreitigen Angelegenheiten (Progefjen in Sivil- 
fahen und in Straffahen) und mit Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit zu tun. Zur freiwilligen Gerichtsbarkeit gehören 3. B. Dor- 
mundfhaftsfachen, Nachlaßſachen ufw. Sämtliche Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit gehören in erfter Inftanz vor die Amtsgerichte. 

In Sivilprozefjen iſt die Zuſtändigkeit der Gerichte geregelt wie folgt: 

Die Amtsgerichte find für alle vermögensrechtlicen Streitigfeiten bis zu 
500 Mark fowie für bejtimmte befonders eilige Sachen (Räumungsflagen, Unter 
haltstlagen) ohne Rüdficht auf die Höhe des Streitwerts zujtändig. 

Das Landgericht ijt zuftändig als erjte Inftanz für alle anderen Sivilprogeife 
(alle vermögensrechtlichen Streitigteiten über 500 Mark und alle nidt ver 
mögensreditlichen Streitigkeiten, wie Ehejheidungen). Als zweite Inftanz ijt es 
zujtändig für Berufung und Befchwerden gegen Entjheidungen des Amtsgerichts. 
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Die Oberlandesgerichte jind zuftändig für Berufungen gegen Urteile, die vom 
Landgericht als erjter Injtanz gefällt worden find. 

Das Reichsgeriht ift zuftändig für Revifionen gegen Urteile der Oberlandes- 
gerichte. Revifionen find zuläſſig bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten über 
1800 Mark und bei allen nicht vermögensrehtlichen Streitigkeiten (3. B. Ehe 
cheidungen aber nur dann, wenn fie das Oberlandesgeriht für zuläfjig erflärt 
hat). Sie fönnen nur darauf gejtüßt werden, dab bei dem früheren Urteil eine 
Rechtsnorm verlegt iiſt. 

In Strafprozeſſen iſt die Zuſtändigkeit der Gerichte geregelt wie folgt: 

Die Amtsgerichte (Schöffengerichte) find im allgemeinen zujtändig für Über 
tretungen und leichtere Dergehen. 

Die Landgerihte (Straflammern) find zuftändig für Dergehen und einige 
Verbrechen, außerdem find fie Berufungsinitanz für Urteile der Schöffengerichte. 

Die bei den Landgerichten je nadı Bedarf gebildeten Schwurgerichte jind zus 
ftändig für jchwere Derbrechen (Mord), 

Das Reichsgericht ift zuftändig in erjter Injtanz für Hoc und Landesverrat 
gegen das Reid. Es ijt ferner Revijionsinftanz gegen Urteile der Straflammern 
der Landgerichte und der Schwurgerichte. 

Die Bejegung der Geridte in 3ivilfaden. In den bürger- 
lihen Redtsitreitigfeiten entjcheidet beim Amtsgeriht nur ein Rider, 
bei dem Landgericht eine Sivilkammer, die aus drei Richtern gebildet ift. 
Für Handelsfahen werden bei den Landgerichten Kammern für Handels 
fachen gebildet, die mit einem Richter und zwei Kaufleuten (Bandels- 
richter) bejegt werden. Bei den Amtsgerihten entjcheidet entweder der Ein- 
zelrichter oder ein Richter mit zwei Schöffen (Kleines Schöffengeriht) oder 
zwei Richter mit zwei Schöffen (großes Schöffengericht). 

Der Einzelrichter entfcheidet bei Übertretungen und in der Regel auch 
bei Dergehen, mandmal auch bei Derbrehen; das Kleine Schöffengericht 
bei Dergehen und Derbrechen, bei denen der Amtsrichter nit allein zujtändig 
ift, oder in Sällen, in denen es zuläſſig ift, daß der Staatsanwalt oder der 
Angeflagte es beantragt; das Große Schöffengericht, wenn der Staatsanwalt 
es in Sällen, in denen es zuläffig it, beantragt. 

In den Berufungsfammern bei den Landgerihten entjcheidet bei Be 
rufungen gegen Entſcheidungen des Einzelrihters die Kleine Straffammer 
(ein Richter, zwei Schöffen); bei Berufungen gegen das Kleine oder Große 
Schöffengericht die Große Straflammer (drei Richter, zwei Schöffen). 

Die Schwurgerichte find zuftändig für die Derbrechen, die niht vor das 
Reichsgericht oder Amtsgericht gehören, 3. B. Mord, Meineid; ſie find zu— 
fammengefegt aus drei Richtern und jehs Geſchworenen, die gemeinjchaft- 
lich über Schuldfrage und Strafmaß entjcheiden. 

Die Oberlandesgerihhte entſcheiden in gewijjen Fällen des Landesverrats 
und des Derrats militärifcher Geheimniffe als erſte und letzte Injtanz, in 
anderen Sällen als Revifionsgeriht, in eriteren Fällen in der Bejegung 
von fünf Richtern, in lekteren von drei Richtern (StPO. 8 122). 

Das Reichsgericht ift zuftändig in erjter und leßter Injtanz für Hoch— 
verrat, Landesverrat, Derrat militärifher Geheimniffe, als Revifionsinftanz 
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gegen Urteile der Shwurgerichte und in gewiffen Sällen der Großen Straf- 
fammer. Beim Reichsgericht entjheiden fünf Berufsricter. 

Die Staatsanwaltfhaft ift eine ftaatlihe Behörde. Der Staats- 
anwalt vertritt die Öffentliche Anklage. Nicht der durd die Streittat 
Gefhädigte oder Derlegte erhebt Klage, fondern der Staat ſelbſt tritt bei 
Redtsverlegungen durch eine Straftat als Kläger auf. 

Die Rechtsanwaltſchaft iſt feine Behörde. Sie ijt die Dertretung 
der Partei. Die Rechtsanwälte find feine Beamten. Ihre Tätigkeit it mit 
der Progeßverteidigung nicht erſchöpft. Sie find aud; Berater bei anderen 
Redhtshandlungen (Tejtamenten, Derträgen ufw.). 

Sür die Jugendlichen trifft das Reichsjugendgerihtsgefeg vom 27. 
Sebruar 1923 befondere Bejtimmungen. Es jegt die Strafmündigfeit von 
12 auf 14 Jahre herauf. Dem Ermefjen des Gerichts ift bei der Entichei- 
dung weitefter Spielraum gelafjen. Es kann, wenn es jid} um ein Dergehen 
oder eine Übertretung handelt, in befonders leichten Fällen von jeder Strafe 
abjehen. Es kann auch ftatt der Strafe auf Erziehungsmaßregeln erfennen. 
Die Auswahl und Anordnung der Erziehungsmaßnahmen kann es dem Dor- 
mundſchaftsgericht überlaffen. Die Durhführung der Erziehungsmaßnahmen 
unterfteht dem Dormundfhaftsgericht in Derbindung mit dem Jugendamt. 

Werden Sreiheitsitrafen verhängt, fo kann das Gericht die Dollitredung 
unter Zubilligung einer Bewährungsfrijt ausjegen. Das Gleihe Tann ge 
ihehen, wenn die Sreiheitsitrafe als Erſatz für eine nicht vollittedbare 
Geldjtrafe in Betracht kommt. Bei der Dolljtredung von Sreiheitsitrafen 
find befondere Dorfichtsmaßregeln zu beachten, insbefondere follen Jugend- 
liche von erwachſenen Gefangenen volljtändig getrennt gehalten werden. Sur 
Aburteilung der Jugendlihen find bejondere Jugendgerichte gebildet, die 
bejonders zufammengefegt find. 

Sondergerichte. Neben den ordentlihen Gerichten gibt es Sonder- 
gerichte für Streitigkeiten innerhalb einzelner Berufsftände. (Kaufmanns- 
und Gewerbegeridhte.) Ein Arbeitsgerichtsgejeß tft in Dorbereitung. 


XVIII. Kirche und Schule. 
1. Verhältnis von Staat und Kirche. 


Der Begriff der Staatskirche (Landestirhe) ift ein Ergebnis der 
Reformation. Als die Landesfürften das evangelifche Befenntnis einführ- 
ten, wurden fie mädtige Beſchützer Luthers, und es ergab fid; daraus, 
daß er die von ihm feit 1525 nad} fejten Grundfäßen organifierte Kirche 
dem ftaatlihen Gebilde eingliederte. Als im Ringen mit dem Kaifer die 
Sürften das Recht erhielten, in ihrem Lande dem eigenen Befenntnis ge- 
mäß die Reformation durchzuführen, war der Begriff der Landes- und 
Staatstirhe gefhaffen. Der Staat förderte die Kirche, unterjtügte die 
kirchlichen Gemeinden, ordnete den Religionsunterridht, die Ausbildung der 
Geiftlihen. Der Landesfürft wurde oberſter Biſchof, Summus episcopus“, 
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der Kirche feines Staates. In diefer Eigenfhaft führten die Landesfürften 
das Kirchenregiment. Sie jeten die oberiten kirchlichen Behörden (Ober- 
kirchenrat, Konfiltorien) ein, bejhidten die Synoden mit einer beftimmten, 
ihnen zuftehenden Zahl der Mitglieder. 

Die Regelung der kirchlichen Angelegenheiten blieb bis zur Revolu- 
tion bei den Einzelitanten. Durch die neue Derfafjung follte die Stel- 
lung der Kirche zum Staat grundlegend geändert werden. Es heißt in der 
Derfaffung über Religion und Religionsgefellihaften: 

„Alle Bewohner des Reiches genießen volle Glaubens- und Gemwiffensfreiheit. 
Die ungejtörte Religionsübung wird durch die Derfafjung gemährleiftet und fteht 
unter ftaatlichem Schug.” 

Der Genuß bürgerliher und jtaatsbürgerliher Rechte fowie die Zulaſſung 
zu Öffentlichen Amtern find unabhängig von dem religiöfen Bekenntnis. Niemand 
iſt verpflichtet, feine religiöfe Überzeugung zu offenbaren. Miemand darf zu einer 
kirchlichen Handlung oder Seierlichleit oder zur Teilnahme an veligiöfen Übungen 
oder zur Benußung einer religiöjen Eidesform gezwungen werden. 

€s beiteht feine Staatstirche. Die Sreiheit der Dereinigung zu Religions- 
gejelljhaften wird gewährleiftet. Jede Religionsgejellichaft ordnet und verwaltet 
ihre Angelegenheiten felbjtändig innerhalb der Schranten des für alle geltenden 
Geſetzes. Sie verleiht ihre Amter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürger- 
lichen Gemeinde. Der Sonntag und die ſtaatlich anerfannten Seiertage bleiben 
als Tage der Arbeitsruhe und der feelifhen Erhebung geſetzlich geſchützt. 

Danach ijt der grundlegende neue Gedanke die Trennung von Kirche und 
Staat. 

Die Religionsgefellihaften — die Kirhen — bleiben Körperjhaften 
des öffentlichen Redjts. Sie geben ſich felbjt eine Derfaffung, ihre Synodal« 
beſchlüſſe haben für die Mitglieder der Kirche rechtsverbindliche Kraft. Der- 
einigungen, die fi die gemeinjhaftlihe Pflege einer Weltanfhauung zur 
Aufgabe maden, find den Religionsgefellihaften gleichgeftellt. Beide haben 
das entfcheidende Recht der Steuererhebung. Der firhlihe Beſitz wird ge- 
währleijtet. Die bisherigen Staatsleiftungen an die Kirche werden nicht 
einfach aufgehoben, fondern follen auf Grund eines zu ſchaffenden Keichs— 
gejeßes durch die Landesgejeßgebung abgelöft werden. Doch ijt das Gele 
noch nicht erlaffen, die von der Derfaffung beabfihtigte Neuorönung daher 
noch nicht durchgeführt. 

Alle evangeliſchen (evangelifch-untierten, lutheriſchen oder reformierten) 
Kirhengemeinden beiten Selbjtverwaltung. Sie wird ausgeübt durch 
Körperjchaften, die von den jtimmberechtigten Gemeindemitgliedern gewählt 
werden. (Kirdenrat und Kirchengemeindevertretung, Kirchenvorſtand.) 

Diefe dem Namen nad} in den einzelnen Ländern verſchiedenen Selbjtverwal- 
tungsorgane haben doc überall ungefähr die gleichen Obliegenheiten durchzu— 
führen: Derwaltung des Kirchenweſens und der kirchlichen Gebäude und vor allem 
die Pajtorenwahl. Daneben find fie befonders dazu auserjehen, das kirchliche und 
teligiöje Leben, hriftliche Ordnung, Zucht und Sitte zu fördern. 

Das Wahlrecht ift infolge der ftaatlihen Ummälzung feit 1918 verbreitert 
worden. Es ift auf die Srauen ausgedehnt und regelt ſich nad; den Grundfäßen 
der Derhältniswahl (Liftenwahl). 
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Den Derwaltungsorganen der einzelnen Gemeinden find die Synobden 


übergeorönet. 

In Preußen bauen fie jich ftufenförmig als Kreis-, Provinzial- und Generals 
funode auf. Ihnen ſtehen die allgemeineren, das gefamte kirchliche Leben um— 
fajjenden Rechtsbefugniffe zu: gottesdienjtlihe Ordnung und Liturgie, Gejang- 
buch, Perifopenorönung, Abänderung der Kirdhenverfaffung, überhaupt die Re— 
gelung der kirchlichen Geſetzgebung. Don vielen Seiten wird eine weitere Aus« 
dehnung der kirchlichen Selbjtverwaltung und vor allem eine demokratiſche Grund« 
lage dafür gefordert: Im Dordergrund der Reformwünſche fteht das Bejtreben, 
die Pajtorenwahl durch die Gemeinde eintreten zu lafjen. Die Urmwahlen follen 
die Kirche volfstümlicher machen, ihr neuen Anhang aus dem Kreije der gleidh- 
gültig Gewordenen oder feindfelig Abgewandten werben. 


Die katholiſche Kirche fennt den Begriff der Landeskirche nicht. 
Sie bildet einen geiſtlichen Staat, der die katholiſchen Chrilten aller Nationen 
umfaßt. Sie legt in den einzelnen Staaten ihre Beziehung zum Staat gejet- 


lich durch päpftliche Derordnung feſt. 

Der Papſt beſetzt die kirchlichen Amter. Ihm zur Seite ſteht das Kardinals- 
follegium, das den Papſt wählt. Unter dem Papſt jtehen als kirchliche Regie- 
rungs⸗ und Derwaltungsorgane die Bifchöfe, die aud die Geijtlihen ohne Beteili- 
gung der Gemeinden oder Einſpruchsrecht des Staates anftellen. In Preußen gibt 
es 11 Bistümer (Trier, Münfter, Paderborn, Kulm, Sulda, Limburg, Breslau, 
Ermland, Osnabrüd, Hildesheim, Meißen). Jedoch jtimmen deren Grenzen nicht 
mit den politijchen Grenzen überein; ein reichsdeutjches Bistum greift 3. B. nad} 
Öjterreic; über. In der fatholifhen Kirche iſt eine Laienbeteiligung als Kirchen- 
vorjtand und als Gemeindevertrefung nur innerhalb der örtlihen Kirchengemeinde 
und nur mit Bezug auf die Dermögensverwaltung vorgefehen. 

Nahe liegt ein Dergleid; der im Deutſchen Reich angejtrebten Neuordnung mit 
den Derfafjungen der Länder, in denen bereits früher die Trennung von Kirdye 
und Staat vollzogen wurde, namentlich mit den zwei großen Republifen, den 
Dereinigten Staaten von Nordamerika und Srankreich. Smwiefad; ift danach der 
Ausgangspunkt der Sorderung einer gänzlid vom Staate gelöften Kirche. Es 
können religiöſe Gründe, eine vertiefte Glaubenserfafjung dazu führen; und um- 
gefehrt politifche Beweggründe, oft mit dem Kennzeichen der Religionsfeindfchaft. 
Die erfte Richtung ijt ausgeprägt in den Dereinigten Staaten, wo reiches religiöjes 
Leben, freilihh auch ein ungemein ausgebildetes Seltenwejen aus der vollfom- 
menen Sreiheit erwachſen üt, in der fich dort die Religionsgemeinjchaften ent- 
widelt haben, In der Hoffnung auf religiöje Erneuerung der ftaatsbefreiten 
Kirche find darum auch in Deutfchland ſchon früher vielfach evangeliſche Theo— 
logen — als einer der erjten Schleiermacher — für die Trennung von Kirche und 
Staat eintreten. 

Umgekehrt hat fich in Frankreich diefe Trennung vollzogen. Seit der erſten 
Stanzöfifcherr Revolution hat dort der Kampf gegen die Kirche eingefegt. Ein- 
ziehung des Kirchenguts war eine der erjten Revolutionshandlungen. Bis in das 
20. Jahrhundert ijt diejer Gegenſatz zwijchen Staat und Kirche in Frankreich 
immer wieder aufgeflammt, bis er im Jahre 1905 einen gemifjen Abſchluß fand, 
Richt nur der Religionsunterriht in den Schulen ift in der franzöfifchen Republit 
volllommen aufgehoben, auch kirchliche Zeichen und Sinnbilder an öffentlichen 
Orten find verboten. 


Andere Religionsgemeinfhaften. Die in der Derfaffung ge 
gebenen Sreiheits- und Shußbeftimmungen beziehen fi auf alle Sekten 
ſowie auf die nidhtchriftlihen Religionsgemeinfhaften. Die jüdiſchen Ge— 
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meinden haben Selbftverwaltung. Sie erheben Gemeindefteuern und ftellen 
die Geiftlichen an. 


2. Bildung und Schule. 


Im Mittelalter war das Schulweſen allein in den Händen der Kirche. Die 
Klofterfchulen erfaßten nur einen geringen Teil des Volkes. Sie dienten als 
Lateinfhulen in der hauptſache der Ausbildung von Geiftlichen. Städtische 
Schulen entitanden jeit dem 15. Jahrhundert. Sriedric der Große faßte die 
Verſuche zu einer allgemeinen ftaatlihen Dolfsbildung mit dem Shulzwang 
1763 ftraffer zufammen. Seitdem galt die Schule als Einrichtung des Staates. 
Erjt feit der Mitte des 19. Jahrhunderts kamen die Schulen zum Teil 
wieder unter geiftliche Leitung. Seitdem unterfcheidet man Konfeffions- 
ſchulen und Simultanjhulen, d. h. Schulen, in denen weder bei der Wahl 
der Lehrer noch bei den Schülern nad) dem Bekenntnis gefragt wird. 

Das Schulwefen ift eine Angelegenheit der Länder. Doch find beftimmte 
Rigtlinien durch die Reichsverfaffung feitgelegt. Danach beſteht die allge- 
meine Schulpflicht, Ihrer Erfüllung dient grundfäglich die Volksſchule mit 
mindeftens 8 Schuljahren und die anſchließende Sortbildungsfhule bis zum 
vollendeten 18. Lebensjahr. Der Unterricht und die Lehrmittel in den Volks— 
ſchulen find unentgeltlich. 

Der Gedante der Einheitsfhule ift in den einzelnen Ländern in 
verſchiedenem Maße verwirklicht. Durch Keichsgeſetz (über Grundſchulen und 
Aufhebung der Dorjhulen vom 28. April 1920) find alle privaten Dor- 
ſchulen aufgelöft und der vierjährige Volksſchulbeſuch ift aud für die Schü- 
ler höherer Lehranftalten eingeführt. Ein Aufſchub der Auflöfung der Dor- 
ſchulen Tann bis 1930 gewährt werden: „wenn die Auflöfung für Lehrer 
und Unterhaltende wirtihaftlihe Härten mitbringen würde oder aus 
örtlichen Gründen untunlich ift.“ (8 2 des angeführten Geſetzes.) 

Einer weiteren Ausnahmebeftimmung unterftehen die Privatjchulen, die 
durch Erprobung neuer Wege und Methoden befondere Berehtigung erwei— 
jen (Landerziehungsheime, freie Schulgemeinden, Mädhengymnafien). 

Über die Derzweigung der Anftalten wie die Derteilung der Schüler nad) 
dem Befud der Grundſchule in Dolfs-, Mittel- und höhere Schulen ift no 
feine rechsgefeglihe Regelung erfolgt. 

Sür begabte Minderbemittelte foll nad) der Derfajfung durch 
Erziehungsbeihilfen der Bejuc höherer Schulen ermögliht und der Weg 


zu höherer Schulbildung geebnet werden. 

Die allgemeine Grund- und Volksſchule ift zwar öffentlich, aber nicht unbe— 
dingt allgemein („ſimultan“), d.h. fie foll Kinder aller Stände umfaffen, aber 
fie kann die Kinder nad} Konfefjionen abfondern. Nach der Derfaffung liegt die 
Entjheidung darüber, wenn auch mit gemiffer gefeglicher Einfchränfung, in dem 
Willen der „Erziehungsberehtigten". Diefe können Dolfsfchulen ihres Befennt- 
niffes oder ihrer Weltanihauung einrichten. Der Entwurf zu einem Reichsſchul— 
gejeg vom September 1925 jah eine wefentliche Beſchränkung der Gründung welt- 
licher Schulen vor und jtellte (ebenjo wie das bereits techtsfräftige bayriſche Kon- 
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tordat) die Befenntnisjhule als Regeljhule auf. Der Entwurf wurde jo heftig 
angegriffen, daß er zurüdgezogen werden mußte. 

Private Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates. Aber der Bejtand 
der Privatſchule ijt gefährdet duch das ausgefprochene Derbot der Standesſchule, 
d.h. Sonderung der Schüler nad den Bejigverhältnifjen der Eltern. 

Der Unterridt. Als neue Lehrfäher für den Unterricht find vor- 
gejehen: Staatsbürgerfunde und Arbeitsunterriht (Bandfertigkeitsunter- 
richt). 

Die Erteilung des Unterrichts in Staatsbürgerkunde ift bisher in den Län- 
dern jehr verſchiedenartig geregelt. In der Dolksfchule wie in den höheren Schu= 
len wird er meift in Derbindung mit Deutſch, Geſchichte und Erdfunde erteilt. 
Als jelbjtändiges Unterrichtsfach fommt er in der Sortbildungsichule und den 
Oberſchulen zur Geltung. 

Die Methode des Arbeitsunterrihts will den Schüler als tätigen Mitarbeiter 
im Unterricht gewinnen. 

Die preußiſchen Richtlinien für die Lehrplangejtaltung an höheren Schulen 
(1925) fordern Arbeitsunterricht für alle Lehrfächer. 

Der Religionsunterricht ijt ordentliches Lehrfach. Über die Teilnahme am Reli« 
gionsunterricht bejtimmt das Geſetz über religiöfe Kindererziehung vom 15. Juli 
1921 folgendes: Der Wunjh der Erziehungsberechtigten ijt bis zum 12. Lebens- 
jahr bejtimmend. Dom 12. Jahr an kann das Kind gegen feinen Willen nicht mehr 
zum Religionsunterricht gezwungen werden. Dom 14. Jahr an entjcheidet das 
Kind jelbjtändig. 

Die Ausbildung der Volksſchullehrer erfolgt in Preußen (Gefeß über die 
Neuordnung der Dolksjhullehrerbildung in Preußen) und in Thüringen 
nad} Ablegung der Reifeprüfung in einem zweijährigen Lehrgang an pädago- 
giihen Akademien. Ein Reichsgefeh, das eine einheitliche Regelung für die 
gefamte Lehrerbildung bingen foll, it noch nicht erlajfen. 

Die Dereinheitlihung des Schulwejens foll den Geift des deutſchen 
Doltstums ftärfen und das Bewußtfein der Einheit Zu einem neuen Ge— 
jamtwillen wadırufen. 

Die durch die Änderungen in der Schulbildung vorgejehene Dereinheitlichung 
der Bildung iſt eine doppelte: 

1. eine Überwindung der Standesgegenjäe durch die gemeinfame Dolfsicyule, 
die für alle Kinder in den erjten vier Jahren verbindlid, ift, 

2, eine Überwindung der bundesjtaatlidyen Abgrenzung dur die Reichsgejeß- 
gebung, die vielfach die Landesgejeggebung ablöjt, wenn im einzelnen auch noch 
Gejeßgebung der Länder weiterbejtehen foll. 

Die anderen Schul: und Bildungseinrichtungen werden vorläufig in ihrer 
bisherigen Organifation durd) die Länder erhalten. Aus freier Initiative et- 
widelt ji daneben die Volkshochſchule, deren Sörderung durd Reid, 
Länder und Gemeinden von der Derfajfung ausdrüdlid, verlangt wird. 

Die Derfaffung enthält ſchließlich allgemeine Beitimmungen über die 
Grundfäße der Geijtesfreiheit und den ftaatlihen Schuß diefer geiftigen 
Freiheit. 

XIX. heer und glotte. 

Entwicklung bis zum Weltkrieg. heer und Flotte dienen einem 

Staat als Mittel der Verteidigung oder zu Angriffszwecken. Sie entwickeln 


Heer und Slotte 127 


ſich in allen Ländern mit der Sejtigkeit des Staatsweſens. Bei den alten 
Germanen waren alle Gemeinfreien zum Kriegsdienft verpflichtet. Die 
Mündigfprehung des germanischen Jünglings war gleichbedeutend mit 
feiner Wehrbarmachung. In der Merowinger- und Karolingerzeit führte 
die Unterfheidung von Adel und Gemeinfreien die Umbildung vom Dolts- 
zum Lehnsheer (Dafallenheer) herbei. Die Lehnsherren mit ihren Scharen 
von Knedten leilteten die Heeresfolge. In jpäterer Seit, nad) der Erfin- 
dung (richtiger: Ausnukung) des Schießpulvers, feiner Derwendung für 
die Seuerwaffe, entitanden die Söldnerheere. Die Maſſen der Kämpfer 
werden bejoldet. Es entiteht der Stand der Söldner oder Soldaten. Da 
fie aus den einzelnen Landesteilen angeworben werden, heißen fie auch 
Landsfnedte. 


Der abjolute Staat bildet das Soldheer zum jtehenden Heer um, das 
für den Staat im Namen des Landesherrn (nicht mehr für einen Unter: 
nehmer, der feine Truppe einem Fürſten zur Derfügung jtellt) angewor- 
ben wird. 

Die allgemeine Wehrpflicht wird in Brandenburg-Preußen unter Sried- 
rih Wilhelm I. vorbereitet, der neben der Werbung in beitimmten Be- 
zirken Landesſöhne ausmuftern und zum heeresdienſt einziehen ließ. Durdh- 
geführt wird fie in Preußen nad) dem Sufammenbruc des Heeres bei 
Jena und Auerjtädt, als fich die Überlegenheit des napoleonijchen Bolfs- 
heeres erwiejen hatte. Die Umgeſtaltung fand unter Leitung von Scharn- 
horſt, Gneifenau und Boyen ftatt. Die allgemeine Wehrpflicht wurde ein- 
geführt. Die anderen Länder folgten, und bei der Gründung des Reidhs 
blieb diefe Ordnung erhalten. 

€s hieß in der Verfaſſung: Jeder Deutjche ijt wehrpflihtig und Tann ſich 
in Ausübung diefer Pfliht nicht vertreten lajjen. Die Wehrpflicht zerfiel in 
die Dienftpfliht (20.—39. Jahr) und die Landjturmpflicht (vollendetes 17. bis 
45. Jahr). An die zwei- bis dreijährige Dienjtpflicht ſchloß fich die fiebenjährige 
Refervepflicht. Ihr folgte die Landwehr und der Landfturm. Der Landfturm ums 
faßte auch die „Hichtgedienten”. Don der Wehrpflicht befreit waren die körper⸗ 
lich oder geiftig Untauglihen, aud die zu entehrenden Strafen verurteilen Män- 
ner. Junge Leute mit höherer Bildung hatten das Recht, die Dienftzeit auf ein 
Jahr abzukürzen. 

Der Kaifer hatte den Oberbefehl der Heeresmaht im Kriege (mit Aus- 
nahme Bayerns audy im Srieden). Bayern, Sachſen und Württemberg 
hatten aber eigene Heeresverwaltung. Die Stärke der Armee im Frieden 
wurde im Jahre 1913 feitgejegt auf 29400 Offiziere ohne Sanitäts- 
offiziere und Beamten und 717000 Unteroffiziere und Mannfdaften. 
Die Sahl konnte im Krieg etwa verzehnfacht werden. 


Die Slotte. Seit dem Serfall der hanſa, deren Schiffe die Mord- 
und Oſtſee beherrichten, wurden in Deutjchland wiederholt Verſuche zur 
Gründung einer Kriegsflotte gemadt. Der Große Kurfürjt [uf eine 
brandenburgifhe Kriegsflotte und erwarb eine Kolonie an der Weſtküſte 
von Afrika. Doch gingen Slotte und Kolonie bald wieder verloren. Als 
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1848 das deutfche Volk nach Einheit verlangte, wurde durch freiwillige 
Spenden auch eine Slotte gefhaffen. Aber fie lebte ebenfalls nur kurze Zeit. 
Der Bundestag ließ jie 1852 veriteigern. Preußen erwarb davon zwei 
Schiffe, die den Grundſtock der preußiſchen Marine bildeten, bis fie nad 
Reihsgründung zur deutſchen „Kaiferlihden Marine” übernommen wurde. 
Das Reihsmarineamt wurde unmittelbar nad dem Regierungsantritt 
Wilhelms I. (1889) gefhaffen. Das Slottengefeg von 1897 (Einfluß des 
Staatsfefretärs Tirpis) ſchuf die moderne deutſche Slotte. 


An Stelle der Küftenflotte trat eine Hochjeeflotte, deren Entwidlung die eng- 
lifchedeutjchen Beziehungen jtark beeinflußte. Aufgabe der Slotte war Derteidis 
gung der Reichsfüften, der Kolonien, Schuß des überfeeifchen Handels und der 
Auslanddeutjchen. Dor Kriegsausbrudh bejtand die Slotte aus 37 Linienfhiffen, 
19 Pangerfreugern, 8 Küftenpanzerihiffen, 38 geſchützten Kreuzern, 11 unges 
jhüßten Kreuzern, über 200 Torpedobooten und etwa 30 Unterfeebooten, Die 
Slotte wurde nad dem Waffenjtillftandsvertrag entwaffnet in dem englifchen 
Bafen von Scapa Slow interniert. Um fie nicht mit Friedensſchluß in die Hände 
der Seinde fallen zu Tajjen, wurde fie von der Beſatzung verſenkt. 


Die Bejtimmungen über Heer und Slottenad dem Der- 
trag von Derfailles. Über Umfang, Wefen und Sorm des deutſchen 
Beeres und der Slotte hat der Wille der Sieger Beftimmungen erzwungen. 
Die Bejtimmungen für Landheer, Seemacht und Luftidiffahrt bilden den 
Inhalt von Teil V des Derfailler Dertrages; fie umfaffen die Artikel 159 
bis 202. 

Die deutſche Reichswehr darf die Zahl von 100000 Mann (darunter 4000 
Offiziere) nicht überfteigen. Das Heer foll nur als Polizeitruppe, zur Erhal« 
tung der Ordnung innerhalb des deutſchen Gebietes und als Grenzpolizei dienen. 
Die allgemeine Wehrpflicht ift abgefhafft. Das Heer ift ein Solöheer. Es ijt 
bejtimmt, daß Unteroffiziere und Soldaten ſich für 12 Jahre verpflichten und 
Offiziere für 25 Jahre. Kein verabjdiedeter deutſcher Offizier darf in fremde 
heere als Injtrufteur oder Lehrer im Heer«, Marine und £uftfahrtwefen ein- 
treten, Nur eine Ausnahme ijt zugelajfen: der Eintritt in die franzöfifche Frem— 
denlegion. Aufgelöit jind Großer Generaljtab, Kadettenanftalten, jämtliche Kriegs- 
akademien, die Unteroffiziersichulen. Ferner joll der gefamte Unterricht, das Bil- 
dungs= und Dereinswejen überwacht werden, damit ſich in ihm fein militärijcher 
Geijt ausbilde. 

über Bewaffnung und Ausrüftung der deutſchen Truppe find genauejte Dor- 
fchriften gegeben. Als Slotte werden dem Deutfchen Reiche belajjen: 6 Schlacht- 
ſchiffe, 6 Eleine Kreuzer, 12 Serftörer, 12 Torpedoboote (d. h. fein Unterwajjer- 
ſchiff, kein Cuftſchiff), Die drahtlofen Großjtationen Nauen, Hannover, Berlin 
dürfen nur für Handelstelegramme benutzt werden und jbehen unter der Kontrolle 
der „alliierten und affoziierten Mächte”. Die Befeftigungen des linfen Rhein. 
ufers ſowie die Feſtungswerke von Helgoland mußten gejcleift werden. 


Das Rheinland ift von Truppen ber alliierten und afjoziierten Mächte be- 
fegt. Deutſchland muß die Koften diefer Befagungstruppe tragen. 

Die Durhführung aller von der Entente aufgeltellten Bedingungen 
wird auch von ihr überwaht. Su diefem öwede iſt die „interalliierte 
Beeres-Überwahungs-Kommijfion” vorgejehen, die auf deutſche Koſten 
dieje Arbeit auf deutjhem Boden übernimmt. 
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Während Deutjhland in diefem Umfang zur Abrüftung gezwungen 
war, hat die Sriedensitärfe der Deutſchland benahbarten Völker folgende 
höhe: Frankreich 650000 Mann, Italien 400000 Mann, Polen 440000 
Mann, Belgien 100000 Mann. Die von den Dereinigten Staaten von Ame— 
rika im November 1921 einberufene Konferenz in Wafhington hat eine Er- 
örterung der Beſchränkung der Rüftungen aller Nationen angebahnt (d. h. 
nur zur See). Die Konferenz von Locarno (Oktober 1925) hat eine Grund- 
lage für die Derminderung der Rüftungen in Ausficht geftellt. (Ogl. S.134.) 

Die Reihswehrverfaffung. Die deutſche Gejeggebung hat nad 
dem Dertrag von Derjailles nur ein geringes Selbſtbeſtimmungsrecht über 
die Heeresverfafjung. Nach der Reichsverfaffung ijt die Militärgewalt 
hinfort der Sivilgewalt unterftelft. 


Dieje Abhängigkeit macht fi nit nur geltend in der Einfegung des Reid)s- 
wehrminiiters, der wie jedes andere Mitglied der Regierung zu feiner Amts- 
führung der Dertrauensfundgebung des Parlaments bedarf; fie zeigt jih auch 
noch durch die mögliche Übertragung des Wehrminiiteriums an einen Zintliften. 

Das Gejeß vom 22. Sebruar 1919 über die Bildung einer Reichswehr iſt die 
Orundlage der Truppenanmwerbung und des Rechtes für Mannſchaften und Offie 
ziere. Die Reihswehr ift danach dazu bejtimmt, die Reichsgrenzen zu ſchützen, 
den Anordnungen der Reichsregierung Geltung zu verfchaffen und die Ruhe und 
Ordnung im Innern aufrechtzuerhalten. Oberbefehlshaber der Wehrmacht iſt der 
Reihpräjident. Seine Befehle und Erlaffe müſſen vom Reichswehrminijterium 
gegengezeichnet werden. Alle Reichswehrangehörigen werden auf die Derfaffung 
vereidigt. Das Reihswehrgejeß vom 23. März 1921 regelt die Dermaltung der 
Wehrmacht (d. i. Reichsheer und Reichsmarine) grundjäglid neu. 

Eine Derordnung vom 8. Juni 1920 fieht die Einrichtung einer (vorläufigen) 
Heeresfammer und einer entſprechenden Merinefammer vor, die als beratende 
und begutachtende Körperjchaften bei Bearbeitung von Gejegesvorlagen, bei 
Wünſchen und Anregungen grundfäglicher Art mitzuwirfen haben. Die Beeres- 
fammer beiteht aus einer Dertretung der Offiziere aller Grade und Wehrbezirke, 
der Unteroffiziere und Mannſchaften. Ähnlich fest fi) die Marinefammer zu« 
fammen. Die Wahl ift den Parlamentswahlen nachgebildet (geheime Zettelwahl, 
Lijtenfnftem). 

In der Heerestammer und Marinefammer tritt ein volllommen neuer Grund» 
ja der Heeresverwaltung auf. Das Heer, bisher auf bedingungslofe Difziplin 
gejtellt, Gehorfam und Unterordnung der Untergebenen unter den Befehl von 
oben fordernd, hat mit den Anfängen einer frei gewählten Dertreterförperjhaft 
die Triebträfte des fittlichen Handelns anerkannt, die in der Selbjtverwaltung 
feit langem verwendet, von dem Sreiheren vom Stein in ihrer Bedeutung erkannt 
wurden: Sreiheit und Selbjtverantivortung. 


XX. Die Stellung und Aufgaben des Reiches nad) außen. 
1. Auswärtige Angelegenheiten. 
Die Außenpolitif ift ausſchließlich Sache des Reiches, nicht der 
Länder. Das Reid) hat die ausschließliche Gefeßgebung über die Beziehun- 


gen zum Ausland (Art. 6 der Derfafjung), wie die ausjhliegliche Pflege 
der Beziehungen zu auswärtigen Staaten (Art. 78). 
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Der Reihspräfident vertritt das Reid) völkerrechtlich. Ihm jteht das 
Redt zu, im Namen des Reiches Bündniffe und andere Derträge mit aus- 
wärtigen Mächten zu fließen. Diefe bedürfen der Suftimmung des Reidjs- 
tages, wenn fie fi auf Gegenjtände der Reichsgejehgebung beziehen. 
Kriegserflärung und Stiedensfchluß erfolgen durch Reichsgeſetz, d. h. durch 
die Dolfsvertretung oder Volksentſcheidung. 

Die mit den Gefhäften der hohen Politif betrauten Auslandver- 
treter, die Diplomaten, werden unterſchieden als Botjhafter, Geſandte, 
Minifterrefidenten und Gejhäftsträger. Der allgemeine Name, der alle 
vier Arten umfaßt, ift der der Gefandten. Nur die Großmädte unterhalten 
Botjhafter. Die Auslandvertreter geben regelmäßige Berihte an die 
heimatliche vorgejeßte Behörde. 

Oberite Reicysbehörde für auswärtige Angelegenheiten ijt das im Jahre 
1876 gejchaffene Auswärtige Amt. An der Spitze des Auswärtigen Amtes 
jteht der Minifter des Außern. Die Gefandten unterjtehen nicht der Ge- 
rihtsbarkeit des Landes, in dem fie das Reid; vertreten. Darin bejteht 
ihre „Exterritorialität". Sie find völkerrechtlich unverleglid. Die diplo- 
matijhe Dertretung wird nur in die Hauptjtädte der fremden Staaten 
entfandt. Sür die anderen, duch den Handel wihtigen Pläße des Aus- 
landes werden Konfuln ernannt. Die Konfjulate find eingerichtet als 
Dertretung der Handelsintereffen des Reiches und zum Shut der deutfchen 
Staatsangehörigen im Auslande. 

Als foldhe haben fie Eheichliegungen zu vollziehen, für Sicherung des Nach⸗ 
lafjes der im Ausland verjtorbenen Deutſchen Sorge zu tragen, Päſſe auszuftellen 
und dgl. Die Konfulate unterjtügen Deutfche, die im fremden Lande in Not ges 
raten find, und verhelfen ihnen gegebenenfalls zur Rüdfehr in das Heimatland. 
So weift die Tätigfeit der Konfulate hin auf die Bedeutung des Auslanddeutid 
tums. 


2. Das Deutſchtum im Auslande. 


Das in feiner Bevölferung ſchnell anwachſende Deutjhland hat feine 
Landestinder in früheren Jahrhunderten oft aus dem Heimatlande ent- 
laſſen müſſen und damit vielfach aufgegeben und verloren. 

Verſchiedene Anläffe führten deutfhe Auswanderungen herbei: religiöſe 
Beweggründe, 3.B. bei den Mennoniten, die zur Vermeidung der Eidesleiftung 
und des Heeresdienftes nad; Rußland und Amerika zogen, politifche Urſachen bei 
zahlreihen Anhängern der revolutionären Bewegung von 1848. Dor allem aber 
waren es mwirtfchaftliche Gründe, die die zahlreichen Auswanderungen namentlich 
in den Jahrzehnten vor dem indujtriellen Aufjtieg hervorriefen. Doch verließen 
nit nur die wirtſchaftlich Schwachen, die feine Arbeitsgelegenheit fanden, die 
Heimat. In Seiten wirtjhaftlicher Blüte trieb auch Kraftbewußtjein und Unter 
nehmungsgeift vielfad die wirtihaftlid Teiftungsfähigften Deutfhen ins Ausland. 
Um das Jahr 1880 betrug die deutjche Auswanderung jährlid; etwa 1/, Million 
Köpfe. In den Jahrzehnten 1871—1901 jind annähernd 3 Millionen Menſchen 
aus Deutfchland ausgewandert. Don 1893 an nahm die Auswanderung immer 
mehr ab. Im Jahre 1913 betrug fie bei dem 70-.Millionenvolf nur noch 25800, 
und die Einwanderungsziffer überwog. 
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Die meijten ausländifchen Staatsangehörigen deutſcher Abkunft finden 
ji) in Amerifa. In Brafilien leben etwa 50000, in Argentinien 
100000, in Chile 30000 Nachkommen der Deutjhen, die durch ihre 
Sprade den Sufammenhang mit der alten Heimat aufrechterhalten. In 
der Union leben etwa 12 Millionen Deutfh-Ameritaner. Sie find ihrer 
Staatsangehörigkeit nad) ameritanifhe Bürger, doch haben fie fih zur 
Dertretung ihrer Kulturintereffen im „Deutfchamerifanifhen Tlational- 
bund“ zufammengefhloffen. In Siebenbürgen befindet fi eine Ko- 
lonie von etwa 1/, Million Deutſcher, die im 12. Jahrhundert dorthin 
ausgewandert find und ihre Stammesart treu und ſtark feitgehalten haben. 
In dem urſprünglichen Gebiet des Staates Ungarn leben 2:/, Millionen 
Deutſche (jet zumeift alfo zu Rumänien gehörig, zu Jugoflawien 
etwa 600000). Im ruſſiſchen Reid haben ſich gleichfalls in früheren 
Jahrhunderten viele auswandernde Deutjhe angefiedelt. So beitanden 
zahlreiche deutjhhe Bauerngemeinden in Südrußland, bis ihre Bewohner 
— troß rufjiiher Staatsangehörigfeit — während des Krieges enteignet 
und heimatlos wurden. In den ehemaligen baltiſchen Provinzen bil- 
deten feit der Kolonilation dur den Ritterorden (dem die Kulturarbeit der 
hanſa vorangegangen war) die dort anſäſſigen Deutſchen den herrenſtand 
gegenüber der eftnifch-lettifhen Bevölkerung. In Rußland zählte man vor 
dem Kriege über 2 Millionen Deutfhe. In Polen lebten am Kriegs- 
beginn etwa 600000 Deutfche, ein Teil davon deutſche Reichsangehörige. 

Unter den Auslanddeutfchen find daher folgende Gruppen zu unter: 
Theiden: 


1. Die Menfhen deutiher Sprahe und Abitammung, die aber im 
fremden Lande Staatsangehörigfeit erhalten haben. 

2. Im Ausland lebende Deutjhe, die ihre deutfche Staatsangehörig- 
teit behalten, darum vorwiegend Träger des deutſchen Gedanfens im 
Auslande find. 


3. Eine befondere Gruppe bilden die Deutfchen, die bisher zum Reid 
gehörten und durch die Derfailler Stiedensbejtimmung zur Annahme 
fremder Staatsangehörigfeit gezwungen find, wenn fie nit Haus und 
Heimat verlajfen wollen. (Vgl. S. 132.) 


Um diefen Millionen von Deutjhen zu helfen, daß fie außerhalb der 
Reidjsgrenzen ihr Deutfhtum und ihre deutfhe Kultur erhalten können, 
müffen Gefeßgebung und freie Dereinsarbeit zuſammenwirken. 


Mit der erjten Gruppe können nur fulturelle Beziehungen gepflegt werden. 
Die Rüdmwanderung in die Heimat kann erleidjtert werden. (Dertrag vom 7. Mai 
1919 über Einwanderung von deutjhjtämmigen und deutjchipradjigen Auslän« 
dern, Rüdwanderung und Auswanderung von deutſchſtämmigen Ausländern.) Die 
Regelung erfolgt durd; das Reihsmanderungsamt. Die zweite Gruppe, die deutfchen 
Staatsangehörigen des Auslandes, genießen ohne weiteres ben Schub der Reichs- 
geſetze und die Dertretung ihrer Interejjen im Auslande durd; die deutſchen Kon« 
julate. Durch die Beftimmung des Sriedensvertrages, daß der gejamte deutjche 
Auslandsbefig den Ententemächten zufällt, find die deutſchen Auslandsguthaben 
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zumeift verloren worden, Einen um fo wirffameren Schuß brauchen die Deutichen, 
die es troß aller Hemmniffe wagen, neue Beziehungen im Ausland anzufnüpfen. 

Die fpradligen und Kulturzufammenhänge zwijchen Auslanddeutfchen 
und Mutterland will der „Derein für das Deutfhtum im Aus» 
lande“ aufrechterhalten. 

Er fieht einen Teil der Erfüllung feiner Aufgaben in der Gründung und Ers 
haltung deutfher Schulen und Kindergärten und führt daher auch den Namen 
„Allgemeiner deutfcher Schulverein”. Er vermittelt nicht nur Lehrkräfte, fondern 
auch Geijtliche, Ärzte, Anwälte, Schriftleitungen für Seitungen, unterjtüßt deutjche 
Auslandblätter, gewährt Studienhilfen an Auslanddeutihe und vermittelt ihnen 
Auskünfte und Rechtsbeijtand. 

Einen befonderen gejeßgeberifhen Schutz muß das Reid) der dritten 
Gruppe der Deutſchen fihern, die erft dur Erfüllung des Derfailler 
Dertrages vom Reiche losgetrennt find. Die aus ihrer Heimat Dertriebenen 
werden aufgenommen und bei Befegung von Ämtern und Stellen berüd- 
fihtigt. (Unterbringungsgefes, März 1920.) Serner werden Dereinbarun- 
gen mit den Nachbarſtaaten getroffen, die den deutſchſprechenden Dolfs- 
teilen ihre Selbftändigfeit in der Pflege ihrer volfstümlichen und ſprach⸗ 
lihen Eigenart zubilligen. Einen entſprechenden Rechtsſchutz fichert das 
Reid, fremdſprachlichen Dolfsteilen zu in Artitel 113 der Reichsverfaſſung 
(Gebraud; der Mutterſprache in Unterricht, Derwaltung, Rechtspflege). 
Um die Ausführung der getroffenen Abmadhungen zu fihern, hat ſich ein 
Deutfher Shußverband für Grenz3- und Auslanddeutſche 
gebildet. 


3. Der Dertrag von Derfailles. 


Durch den Kriegsausgang hat Deutſchland feine Machtſtellung eingebüßt. 
Im Derfehr mit dem Ausland iſt die Selbjtändigkeit des Deutſchen Reiches 
in wejentlihen Fragen beſchnitten. Das Deutſche Reid; ijt gegenwärtig fein 
fouveräner Staat; es iſt abhängig von den Beftimmungen der Weſtmächte, 
genötigt, Eingriffe in feine eigene Derfaffung und Derwaltung zu dulden. 
Der Dertrag von Derjailles legt dem gejamten politiihen und wirtſchaft⸗ 
lihen Leben die ftärfiten Befhränkungen auf. 

Der Dertrag ift, ohne daß Deutſchland zu Derhandlungen darüber zu: 
gelaffen wurde, unterfchrieben worden, da Kungerblodade und der drohende 
Einmarſch die Unterfhrift erzwangen. 

Der Dertrag hat beitimmt: Änderungen des Staatsgebietes. 
Aus dem Derband des Reiches ſchieden danach aus: Elſaß-Cothringen (mit 
1874000 Einwohnern), die größten Teile der Provinzen Pojen (2 Mil- 
lionen Menjchen) und Wejtpreußen (1 Million); Danzig und Memel mit 
entſprechenden Landitreifen (490000 Einwohner); ein erheblicher Teil von 
Oberjälefien (troß der zuguniten Deutſchlands ausgefallenen Abjtimmung!), 
die Kreife Moresnet, Eupen und Malmedy; Nordjcdleswig. Das rein 
deutfche Saargebiet iſt unter die Derwaltung des Dölkerbundes gejtellt 
und damit dem Reid; bis zur endgültigen Abftimmung nad 15 Jahren 
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zunächſt verloren (830000 Einwohner). Seine Bergwerfe und induftriellen 
Anlagen find Sranfreih zur Ausnugung überantwortet. Nad der in 
15 Jahren vorzunehmenden Abftimmung muß im Salle einer Entfeheidung 
für Deutfhland das Reid) die Eigentumsrechte an den Gruben in Gold 
zurüdftaufen. Große Teile der abgetretenen Gebiete jind rein deutſches 
Land; fo vor allem der „polniſche Korridor” zu beiden Seiten der Weichſel. 
Die Dorfahren der dortigen Bewohner kamen vor fajt 700 Jahren mit 
dem Deutjhen Ritterorden ins Land, waren Kolonifatoren, deutſche Kul- 
turträger. 

Deutſchland hat feinen Kolonialbejik und feine Honzejjionen in China 
und feine Überſeekabel verloren. 


Wehrlosmadhung und Strafbeftimmungen. Heer und Slotte 
find bis auf geringe Rejte aufgelöft. Die Slotte iſt größtenteils den Siegern 
ausgeliefert. Auf Helgoland, dem Slottenjtügpunft, find die Seitungs- 
werfe gejleift. (Dal. S.128.) 

Die wirtfhaftlihen Derlufte und Belaftungen find unermeh- 
li. (Dgl. Kap. XXU.) 

Drudmittelund Derlegung der Souveränität. Deutſchland 
ift gezwungen, fremde Bejagungstruppen auf jeinem Boden gewähren zu 
laffen und fie zu erhalten; fremden Kommiffionen mit Regierungsgemalt 
und Erterritorialität das Land zu eröffnen, ihnen Einblid in fämtliche 
Derwaltungsbetriebe, jtaatlihe Haushaltpläne ujw. zu geben. Den alli- 
ierten Beamtenapparat, der zur Durdführung der Wiedergutmahung 
dient, hat Deutfehland zu bezahlen. Die wefentlichen deutfchen Stromläufe 
find in ihrer Derwaltung internationalifiert. 

Als Drudmittel gilt die Bejegung des linken Rheinufers, die bei Er- 
füllung der deutſchen Derpflichtungen, zonenweife von 5 zu 5 Jahren bis 
1935 abgebaut werden foll. Köln wurde am 31. Januar 1926 geräumt. 

Die moraliſche Rechtfertigung für den Dertragsinhalt glaubt die Entente 
daraus zu entnehmen, daß Deutfchland, gezwungen durd den Drud der 
Lage, nad) langer Shwanfung feine Unterfrift am 28. Juni 1919 unter 
den Dertrag ſetzte, der Deutfchland als den allein [huldigen Kriegsurheber 
bezeichnet und es deshalb für alle Derlufte und Schäden verantwortlich 
macht. 

Eine Wiederaufrichtung des Deutſchen Reiches iſt nur durch Änderung 
des Vertrages möglich. Dieſe Änderung auf friedlichem Wege herbeizuführen, 
ift das Ziel aller Regierungen feit Entjtehung der deutſchen Republik ge- 
wefen. Der Krieg hat durch die Graufamteit feiner Serjtörungsarbeit die 
Einficht gefördert, daß die Gegenfäge der Nationen auf friedlihe Weife 
überwunden werden müfjen und das Dölferreht auf eine neue Grundlage 
zu jtellen ist. In dem Begriff „Dölterbund” find die Hoffnungen enthalten 
auf einen friegsbefreiten, der Dölkerverföhnung dienenden Rechtszuftand, 
der alle Menjchen umfaßt. 
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4. Döllerbund. 


Nur allmähli hat fi ein Redtszuftand entwidelt, der allgemein 
anerkannte Grundfäße für die Beziehungen zwiſchen den Staaten feitlegt: 
das Dölterredt. Als der Begründer des modernen Völkerrechts gilt 
Bugo Grotius, der in feiner 1624 erfchienenen Schrift „De iure belli ac 
pacis“ (vom Kriegs- und Friedensrecht) eine auf Natur und Dernunft 
beruhende, völferverbindende Derjtändigung gefhaffen jehen wollte, die 
den alten „Kriegszujtand” der Staaten durd; eine allgemein anerfannte 
Rechtsordnung erfegen follte. In der Solgezeit iſt der Gedanke eines 
folhen Bundes oft aufgenommen worden, wenn auch häufiger von den 
Philofophen als den praktiſchen Staatsleitern. 

Kant hat in feiner Schrift: „Sum ewigen Frieden“ den Plan für eine 
internationale Dölferorganifation entworfen, um an Stelle des Kriegs- 
zuſtandes zwifhen den Dölfern einen Bund des Sriedens herbeizuführen. 
Der praftiihen Gejtaltung wurden ſolche Gedanken nähergerüdt durch die 
vom ruffiihen Saren veranlaften Haager Sriedenstonferenzen 1899 und 
1907, die den Zweck hatten, internationale Schiedösgerichte zu ſchaffen, um 
Kriege 3u vermeiden. 

Während des Weltkrieges wurde der Gedanke wieder aufgenommen, 
von dem englifhen Außenminifter Lord Grey, dem deutfjhen Kanzler 
Bethmann-Hollweg (Rede vom 9. November 1916), vor allem vom Prä⸗ 
fident Wilfon. Seinem Einfluß allein iſt es zuzuſchreiben, daß die Dölfer- 
bundafte dem Derfailler Sriedensvertrag (als Artikel 1—260) und allen 
anderen Stiedensverträgen als organifcher Bejtandteil eingefügt tft und den 
eriten Hauptteil davon bildet. 

Dölterbundsvertrag von Derfailles. Allerdings ift der aus 
den Derjailler Derhandlungen hervorgegangene Dölferbund ein fehr un: 
vollftommenes Gebilde, das no vielfaher Änderungen bedürfen wird. 

Der Dölterbundsvertrag hat die Aufrechterhaltung des Sriedens und die 
friedfihe Löfung von zwiſchenſtaatlichen Streitfällen zur Aufgabe. Er 
legt feinen Mitgliedern folgende Derpflihtungen auf: Nicht zum Kriege 
zu jchreiten, ehrliche, gerehte und öffentliche internationale Beziehungen zu 
unterhalten und das internationale Dölferredht als unverleglihe Richtlinie 
für ihr Derhalten zu beadten. 

Mitglieder: Urfprünglihe Mitglieder des Völkerbunds find die Staa- 
ten, die den Sriedensvertrag als Deutjchlands Gegner unterzeichnet haben 
und die neutralen Staaten, die bei Unterzeichnung des Derfailler Sriedens 
(10. Januar 1920) von den alliierten und affoziierten Mächten dazu auf- 
gefordert worden find. Mit zwei Drittel Mehrheit Tann die Bundesver- 
jammlung die Zulafjung neuer Mitglieder beſchließen. Beinahe 6 Jahre nad) 
dem Inkrafttreten des Sriedensvertrages, am 28. November 1925, ijt nad 
monatelangen ſchwierigen Auseinanderfegungen in Deutſchland das Geſetz 
über die Derträge von Locarno angenommen worden, das Deutſchlands Bei- 
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tritt zum Dölferbund in die Wege leiten wird. Der Antrag um Aufnahme, 
der im Sebruar 1926 gejtellt wurde, fommt im März zur Entfcheidung. 

Su den außerhalb ftehenden Ländern gehören die Dereinigten Staaten 
von Amerifa, da der Kongreß den Stiedensvertrag nicht ratifiziert hat. 


Der Bund hat feinen Sig in Genf. Seine Organe find: Die Bundesver- 
fammlung, der Bundesrat und ein ftändiges Sekretariat am Bundesjig zur Ers 
ledigung der Geſchäfte. In der Bundesverfjammlung hat jedes Bundesmitglied 
3 Sige, jedoh nur 1 Stimme. Der Bundesrat feßt ſich zuſammen aus 4 ‚Der- 
tretern der alliierten und affoziierten Hauptmächte als jtändigen Dertretern und 
vier anderen Mitgliedern des Bundes, die jährlich neu gewählt werden. Bundes- 
rat und Bundesverfammlung tagen, wenn die Umjtände es erfordern, der Rat 
jedod; mindeftens einmal jährlich, womögli am Bundesfig. Bei grundjäglid; glei- 
Her Sujtändigkeit von Rat und Derfammlung hat der Rat infolge feiner größeren 
Beweglichkeit das Übergewicht. Die Beſchlüſſe des Rates ſowohl wie der Der- 
fammlung bedürfen der Einftimmigfeit (abgejehen von einigen bejonders erwähn- 
ten Ausnahmen). 

Aufgaben. Da zur Aufrechterhaltung des Friedens eine Herabfegung aller 
Rüftungen unerläßlich iſt, foll der Rat unter Berüdjihtigung der geographiſchen 
Lage und der befonderen Umjtände eines jeden Landes die Abrüftungspläne vor- 
bereiten. Die Rüftungsgrenze darf dann von feinem Staat überjchritten werden. 
Die Bundesmitglieder müffen ſich gegenfeitig offen über Umfang und Abficht 
ihrer Rüftungen Aufihluß geben. Die Bundesmitglieder verpflichten jich, die terri- 
toriale Unverjehrtheit und die bejtehende politifhe Unabhängigkeit aller Mit— 
glieder zu wahren und ſich gegenjeitig gegen äußere Angriffe zu jchügen. 

Die Bundesmitglieder verpflichten ſich, ihre Streitfälfe dem Bundesrat oder einem 
vom Bundesrat zu gründenden internationalem Gerichtshof zu unterbreiten, den 
Schiedsfpruch anzunehmen, zum mindejten aber nicht vor drei Monaten nad) 
dem Schiedsſpruch oder dem Bericht des Rates zum Kriege zu fchreiten. Eine 
Derlegung diefer Derpflichtungen durd ein Bundesmitglied gilt als Eriegerifche 
Bandlung gegen alle Bundesmitglieder. Diefe follen unverzüglich alle wirtfchaft- 
lichen, finanziellen und perjönlichen Beziehungen mit dem betreffenden Staate 
abbrehen und ſich zu einem gemeinjfamen militärifhen Dorgehen gegen ihn ver- 
einigen. Diefe jelben Bedingungen fönnen angewandt werden, wenn nur eine oder 
auch feine der ftreitenden Parteien Mitglied des Dölferbundes ift. 

Durch diefe Bejtimmung ijt die Möglichkeit eines Krieges nicht aus der Welt 
geihafft, aber das Entjtehen friegerifcher Derwidlungen ift bedeutend erfchmert. 
(Die Abrüftung der Marineftreitfräfte wurde energijher durd eine von den 
Dereinigten Staaten einberufene Konferenz in Wafhington in Angriff genommen.) 


Alle internationalen Derträge und Derpflihtungen follen fünftig erſt 
techtsverbindlich werden, wenn fie beim Bundesjefretariat eingetragen und 
von diefem veröffentlicht worden ſind. 

Die Kolonien und Gebiete, die durch den Krieg der Souveränität eines 
Staates entzogen worden find, unterjtehen der Derwaltung des Dölferbunds. 
Es find dies die von Deutjchland und feinen Bundesgenoffen nad} dem Kriege 
zwangsweiſe abgetrennten Gebiete: Dor allem das deutſche Saargebiet, der 
Freiſtaat Danzig, die gefamten deutfchen Kolonien und die aftatijhe Türkei. 

Zu den allgemeinen Aufgaben des Dölferbunds gehören folgende: 1. Über- 
wadhung der Arbeitsbedingungen. 2. Die Sorge für gerechte Behandlung 
eingeborener Völkerſchaften in den der Derwaltung des Dölferbunds unter- 
jtellten Gebieten. 3. Befämpfung des Mädchenhandels. 4. Bekämpfung des 
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Bandels mit Opium und anderen ſchädlichen Drogen. 5. Überwachung des 
Waffenhandels. 6. Sörderung der Sreiheit von Verkehrswegen und der 
Durdyfuhr, jowie Regelung des Handels. 7. Befämpfung von Krankheiten, 
und 8. Sörderung der haritativen Organijationen, insbefondere des Roten 
Kreuzes 

Dem Dölferbunde angegliedert iſt das internationale Arbeitsamt (vgl. 
Seite 183). 

Der Völkerbund in feiner jegigen Gejtalt verzichtet auf die Regelung 
des von Wiljon bejonders betonten hauptpunktes völkerrechtlicher Derein- 
barungen, „die Sreiheit der Meere”. Er enthält Teine obligatorifche Be- 
ftimmung über Abſchaffung der Geheimdiplomatie und Geheimverträge, 
fein Derbot der Sonderbündniffe, feine Strafbeftimmungen gegen ver- 
hegende Prefjetätigfeit, keine obligatorifchen Schyiedsgerichte, feine Bejtim- 
mungen über gleihmäßige Rüſtungsbeſchränkungen. 

Obwohl der Dölkerbund bei feiner Begründung eine Mahtorganijation 
der fiegreihen Staaten darjtellte, mußte der Gedanke einer friedfihen Ent— 
wicklung zwiſchenſtaatlicher Beziehungen ſich darin durchſetzen. Mehr und 
mehr begriffen aud die Siegermähte, daß fie ihn zu einem wirklichen 
Inftrument für die Erhaltung des Friedens mahen und eine Mitarbeit 
aller Nationen herbeiführen müffen. Der Drud der Rüftungen iſt wirt- 
Ihaftlih nicht zu ertragen und eine Herabjegung der Rüftungen ift mur 
möglih, wenn eine Sicherheit gegen Kriege gegeben ijt. 

Das deutjche Dolf, das in weiten Kreifen unmittelbar nad} dem militäri- 
jhen und politifhen Sufammenbrud voller Glauben und voller Hoffnungen 
an die Möglichkeit einer neuen internationalen Ordnung war, entzog aller- 
dings dem Dölferbund zunädft in zunehmendem Maße das Dertrauen, und 
der Gedanke eines Beitritts fonnte überhaupt nicht erörtert werden. Das 
lag nit nur an dem Ausjhluß Deutichlands bei der Begründung des Völ— 
ferbunds, der an fid als ſchwere Beleidigung empfunden wurde. Es lag 
auch nicht an den organifatorifhen Schwächen des Dölferbunds, die erit 
allmählid überwunden werden Fönnen, fondern an einer Reihe von Ent- 
fheidungen und Maßnahmen des Dölferbundes, durch die das deutjche Dolf 
jid empfindlich gejchädigt und ungerecht behandelt fühlen mußte. (Schteös- 
jprud) des Dölferbunds über die Auslegung der oberichlefiihen Abitimmung 
vom 12. Oktober 1921. Einjegung eines die deutſchen Interefjen verlegenden 
Regiments im Saargebiet ufw.) Die Derbitterung wurde noch dadurd 
erhöht, daß die Derhandlungen mit den Siegermäditen über die Reparations- 
frage zu feinem annehmbaren Abſchluß gebracht werden konnten und daß 
ſchließlich der Ruhreinfall (11. Januar 1923) jede Möglichkeit eines fried- 
lichen Sufammenarbeitens mit den Siegermädhten zerftörte. 

Eine Atmofphäre, die eine Bereitwilligfeit Deutjhlands zum Beitritt in 
den Dölferbund möglich machte, wurde erſt gefchaffen, nachdem die Weit- 
mädte erfannt hatten, daß die Löfung der „Sicherheitsfrage” mit derRepa- 
rationsfrage aufs engjte verfnüpft iſt. Nachdem durd; den Dawesbericht (vgl. 
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5.81) und die Räumung des Ruhrgebietes (31. Juli 1925) eine Möglichkeit 
zu Derhandlungen gegeben war, brachte die Konferenz von Locarno (No- 
vember 1925) eine Einigung in der Sicherheitsfrage, die Deutfchlands Ein- 
tritt in den Dölferbund herbeiführte (März 1926). 

Unterdejjen hat der Dölferbund in den Jahren jeit feiner Gründung 
(10. Januar 1920) verjhiedene Aufgaben in Angriff genommen. Die bedeut- 
ſamſte Leiftung ijt die Schaffung des im Abfchnitt 14 vorgefehenen „tändi- 
gen internationalen Gerichtshofs“, eine Schöpfung, die von der zweiten 
Baager Sriedenstonferenz (1907) bereits einmal verfuht war. Der Dölker- 
bund hat in zahlreihen Streitfällen zwijchen Nationen vermittelnd einge- 
griffen. In dem italienifch-griehifhen Konflikte (1923) hat er eine weitere 
Ausdehnung der Spannung verhindert. Die Stage der praktiſchen Sicherung 
gegen das Entitehen von Kriegen ift immer wieder in den Mittelpunft der 
Bemühungen geftelft worden. Der Dölferbundvertrag enthält in diefem 
Punkt wejentlide Lüden. Die 5. Völkerbundverſammlung (1924) nahm daher 
ein Protofoll für die friedliche Regelung internationaler Konflikte an (Genfer 
Protokoll), durch das der Angriffskrieg grundfählih als internationales Der- 
brechen erflärt und dem angegriffenen Teil ſchleunigſte Unterftügung gegen 
den Angreifer zugefagt wurde. Das Protokoll enthielt das Programm für 
ein allgemeines Syitem zur Sicherung des Weltfriedens. 

Es wurde jedoch von England nit ratifiziert. Dagegen erflärte Eng- 
land ſich für Pafte zwifchen folhen Staaten, zwijchen denen Reibungs- 
flähen bejtehen (regional aufgeftellte internationale Abmadungen, die 
der Individualität der Beziehungen der einzelnen Staaten entjpreden). 

Die 6. Dölferbundverfammlung (1925) jegte fih dann angeſichts der 
Unmöglidfeit, ein allgemeines Gejeg zuftande zu bringen, für den englifhen 
Vorſchlag ein, näherte ihn aber dem Sinn des Genfer Protokolls durch den 
Beihluß an, daß die Pafte beim Dölferbund zufammenlaufen, dern Geiſte des 
Protofolls entſprechen und von Anfang an fo vom Dölferbund bearbeitet 
werden müffen, daß aus ihnen auch wirflid ein gemeinfames internationales 
Srtiedensgefeß entiteht. 

Das ijt die Dorgefhichte der Konferenz von Locarno (Okt./Nov. 1925), 
die durch Herbeiführung eines Sicherheitspaktes zwifchen den Weſtmächten 
und Deutjdland einerfeits, zwiſchen Deutfchland und feinen öftlihen Nach— 
barn andererjeits, den erjten Schritt auf dem Wege zu einem allgemeinen 
Weltfriedenstoder tun follte. 

Die Bedeutung der Konferenz von Locarno liegt vor allem in der deutſch⸗ 
franzöfiihen Auseinanderjegung. An die Stelle der Methoden von Derfailles 
iſt dort zum erjtenmal zwijchen den Dertretern der beiden Länder im Sinne 
gegenfeitiger Derjtändigung ein Einvernehmen getreten. Diejes 309 die 
Abkommen mit den anderen Nachbarländern Deutihlands nad ſich. Zu— 
itande kamen: 

1. der Dertrag zwifhen Deutſchland, Belgien, Frankreich, Großbritannien 

und Italien, 
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2. das Sciedsabfommen zwifhen Deutſchland und Belgien, 

3. das Schiedsabfommen zwiſchen Deutjhland und Frankreich, 

4. der Schiedsvertrag zwifchen Deutſchland und Polen, 

5. der Schiedsvertrag zwifchen Deutichland und der Tihechojlowatei. 

Das Gejeg über diefe Derträge und den Eintritt Deutihlands in den 
Dölferbund ift vom Reihspräfidenten am 30. November 1925 verfündet 
worden. Die Unterzeichnung der Derträge fand am 1. Dezember 1925 in 
London ftatt. 

Der Weſtpakt ſpricht die Garantien der Unverleglichkeit der territorialen 
Grenzen aus, wie fie durch den Dertrag von Derfailles im Weiten feſtgeſetzt 
worden find. Deutjhland und Belgien, Deutjchland und Frankreich verpflid- 
ten ſich gegenfeitig, in feinem Salle zu einem Angriff und zum Kriege ‚gegen- 
einander zu fchreiten. Ausgenommen werden nur flagrante Derftöße gegen 
die Artikel 42 und 43 des Derfailler Dertrages, die von der Entmilitarifie- 
rung des linten und rechten Rheinufers in der befannten 50-Kilometer-Sone 
handeln. Diejes Abfommen wird unter die Garantie der vertragfchließenden 
Mächte, praktiſch alfo unter die Garantie Englands und Italiens, gejtellt. 
Die betreffenden Staaten verpflichten ji folleftiv und individuell, der 
Macht jofort ihren Beiltand zu gewähren, gegen die ſich eine Handlung 
richtet, die eine flagrante Derlegung des Dertrages darjtellt. 

Weſentlich ift, da in dem Weſtpakt fein Bezug auf die Schiedsverträge 
mit den Oftjtaaten genommen iſt. Das bedeutet praftiih, da Frankreich 
feine Sonderftellung als Garant der Oſtſchiedsverträge einnimmt, fondern 
fih dem Dölferbund einorönet, der die allgemeine Garantie aller Schieds- 
verträge übernimmt. 

In den Schiedösverträgen zwiſchen Deutfchland und Belgien und Deutjd- 
land und Sranfreih wird ein Unterjchied gemacht zwiſchen Streitfragen, 
die rehtlicher, und Streitfragen, die politifcher Natur find. Im erften 
Salle kann von der Schiedsfommiffion ein bindender Spruch gefälft wer- 
den, in dem zweiten Salle find die beteiligten Mächte nicht gehalten, ſich 
dem Schiedsſpruch zu unterwerfen. 

Die Sciedsverträge mit Polen und der Tihechoflowafei find nahezu 
identifch mit den weſtlichen Schiedsverträgen. In einem Punkte unterfcei- 
den fie jid aber fehr wejentlih: fie enthalten feine Garantie der im Der: 
failler Dertrage gezogenen Grenzen Polens. 

In einer Anlage zu dem Schlußprotofoll erklären die Weſtmächte, Polen 
und die Tichechoflowatei, ausdrüdlih in bezug auf die Auslegung des At- 
tifels 16 der Dölferbundjagung, dab Deutjchland zur Durdyführung des 
Artifels 16 nur verpflichtet ift in einem Maße, das mit feiner militäriſchen 
Lage verträglich ift, und das feiner geographijhen Lage Rechnung trägt. 

Don der gleichen Wichtigkeit wie der Weſtpakt und die Sciedsverträge 
jind für Deutfchland aud) die politiihen Rüdwirkungen, die ſich aus dem Der- 
trag ergeben. Darüber find [hriftliche Abmadhungen in Locarno nicht ge 
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troffen worden. Doch haben Derhandlungen darüber ftattgefunden, die ſich 
auf die Derminderung der Truppen im Rheinland, auf Abänderung des 
Rheinlandregimes und der Derhältniffe im Saargebiet, die Neureglung der 
£Luftverfehrverhältniffe beziehen. Die unmittelbar darauf in Angriff genom- 
mene Räume der Kölner Sone ijt als Beginn der Auswirkung des Der- 
tragsabjchluffes anzujehen. Die Bedeutung des ganzen Dertragswertes („Der- 
trag der gegenfeitigen Garantien“) wird in dem Schlußprotofoll dahin zu— 
fammengefaßt, daß die Inkfraftfegung diefer Derträge und Abkommen in 
hohem Maße dazu beitragen wird, eine moraliſche Entfpannung zwiſchen 
den Nationen herbeizuführen, daß fie die Löfung vieler politifher und wirt- 
Ihaftliher Probleme gemäß den Intereffen und Empfindungen der Dölter 
ſtark erleichtern wird, und daß fie durch die Seftigung des Friedens und der 
Sicherheit in Europa das geeignete Mittel fein wird, in wirffamer Weife die 
im Artikel 8 der Döfferbundfagung vorgefehene Entwaffnung zu bejchleu- 
nigen. 

Die Grundlagen für einen wahren Stiedensfhluß, für eine friedliche 
europäifhe Zukunft find damit geſchaffen. Wenn auf diefer Grundlage in 
dem Geift des Dertrages von Locarno weiter gearbeitet wird, dann kann 
das Unrecht des Dertrags von Derfailles, das Europa an den Rand des 
politifhen und wirtihaftlihen Chaos brachte, durd; gemeinfamen guten 
Willen vielleiht abgetragen werben. 


XXI. $inanzen. 


Unter Sinanzwefen verfteht man die Ordnung der Einnahmen und 
Ausgaben der öffentlihen Körperfhaften, von Staat und Gemeinde. Jede 
öffentliche Derwaltung ftellt einen Baushaltplan auf, d. h. einen Dor- 
anichlag der zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben. 

Ausgaben. Die widtigften Ausgaben eines Staates find: Heer und 
Slotte, Beamtengehälter, Schulen und Hochjchulen, Derfehrsanlagen, Wohl- 
fahrtspflege ujw. 

Die Einnahmequellen eines Staates find: Erträge aus jtaat- 
lichen Wirtſchaftsbetrieben (Domänen, Eifenbahnen, Bergwerte), Steuern 
und Anleihen. 

Steuern find direkte oder indirekte Steuern. Als direkte (ver- 
anlagte) Steuern find zu nennen: Einfommen-, Dermögens-, bewerbe-, 
Grund, Erbſchaftsſteuern. Die indirekten Steuern find Sölle oder Der- 
brauchsabgaben. Sölle werden vom Staat auf Waren aus anderen Län- 
dern bei der Einfuhr erhoben. Derbraudsabgaben werden vom Staat 
auf die im Lande felbjt hergeitellten Waren gelegt, vom Herfteller ein- 
gezogen, der diefe Abgabe durch Preiserhöhung auf die Käufer abwälzen 
fann. (Getreidezölle, Tabatzoll; Suder- und Salz.Derbraudsabgabe.) Zu 
den indirekten Steuern gehören auch Derfehrsjteuern, das find Abgaben, 
die der Staat auf Gefchäftsabfehlüffe, bei Übergang von Dermögensbe- 
ſtänden aus einer Band in die andere beanfprudit. 
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Anleihen nehmen der Staat oder die Gemeinden auf, wenn außerge- 
wöhnlihe einmalige Ausgaben zu deden find (bei Krieg, Neuanlagen oder 
Bauten). Staat oder Gemeinde geben über ſolche Anleihen Schuldſcheine 
aus (Staatspapiere). Das geliehene Geld muß verzinjt werden. 

Entwidlung der Sinanzwirtſchaft. Die Mittel zur Beftrei- 
tung der Ausgaben wurden in früheren Zeiten durch Naturalabgaben 
oder perjönliche Dienftleijtungen aufgebradht. Steuern find erjt verhält: 
nismäßig jpät eingeführt worden. Bis zum Ausgang des Mittelalters 
gab es im Reid) nur gelegentlihe Derfuhe zur Erhebung einer feiten 
Reichsiteuer. Sum Teil ijt das alte römifche Reich deutiher Nation an der 
damit Zufammenhängenden ftändigen Sinanznot zugrunde gegangen. 

Eine geordnete Geldwirtihaft hatten im Mittelalter zuerſt die Städte. 
Sie hatten fejte Einnahmen aus Söllen und Steuern, unter anderem eine 
nit unbeträdhtliche Dermögensfteuer. Am Ende des Mittelalters wurden 
die Einkünfte der Landesherren ſchließlich zum Gerüft des gefamten Steuer- 
wejens. Sie wußten fi von Stadt und Land zugleih Einnahmen zu 
jihern. Die abjolute Sürjtengewalt lenkte die Steuergefeßgebung in feſte 
Bahnen. Der Staat hatte allein über die Derwendung der Staatseinfünfte 
zu entjheiden. Die Einkünfte famen in der Regel aus Grundeigentum, 
mandmal auch aus Töniglihen Gewerbebetrieben. Serner erhoben die 
Landesherren Steuern, bejonders Grundfteuern und Gemerbeiteuern durch 
Auflage bei bejtimmten Waren (Alzije) oder durch Erteilung von Pri- 
vilegien, für die eine Abgabe zu zahlen war. Die Ausgaben für private 
öwede der Sürjten (Hofhaltung, Bauten) und für ftaatlihe Swede (Der- 
waltung, Kriegführung) waren in der Regel nit getrennt. Erſt im fonfti- 
tutionellen Staat tritt diefe Trennung zwifchen den Finanzen der Fürſten 
und denen des Staates ein. Der Landesherr hat eigenen Befik, über den 
er frei verfügt. Serner bezieht er aus der Staatstafje beitimmte, von der 
Dolfsvertretung bewilligte Einnahmen (Sivillifte, Apanage). Die Sinanzen 
des Staates find davon volllommen getrennt und unterjtehen der Über- 
wachung der Dolfsvertretung. Dieje jet von Jahr zu Jahr einen Staats- 
haushaltplan (Budget, Etat) feit. 

In Preußen jet die Umbildung der abjoluten Sinanzverwaltung 
zu der des Tonjtitutionellen Staates in der Zeit der Stein-Kardenberg- 
ihen Reform ein. Später wurde das preußiſche Steuerwefen in einer für 
die anderen Bundesjtaaten vorbildlihen Sorm durd den Sinanzminifter 
Miquel in dem Geſetz über die Einfommenfteuer 1891 und dem Geſetz 
über die Dermögensiteuer 1893 neu geregelt. Ebenfalls 1893 wurde durd) 
das Kommunalabgaben-Gejeg die Gemeindeiteuer neu geordnet. Die 
grundlegenden Gedanken des Miquelſchen Steuergejeges waren Übergang 
zur direften Steuer und progrefjiven Steuerung, d. h. prozentuales An- 
wachen nad) der Höhe des Einfommens. Damit verbunden war der Grund- 
fat der Selbfteinfhäßung. 

Da die direkten Steuern den Bundesftaaten und Gemeinden überlaffen 
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waren, mußte das Reid fid, Einnahmen aus indiretten Steuern und 
Söllen ſchaffen. (Sinanzzölle auf Tee, Schokolade; Schubzölle auf Ge- 
treide und die meilten Imduftrieerzeugnijje; Derbrauhsabgaben auf 
Branntwein, Wein, Bier, Salz, Zuder, Streihhölzer, Tabak, Kohle, Kali.) 
Erſt das Jahr 1906 brachte mit der Erbihaftsiteuer direkte Reichsfteuern. 
Das Jahr 1913 brachte zur Dedung einmaliger großer Heeresausgaben 
eine direfte Abgabe von Dermögen und Einnahmen, den Reichswehrbei- 
trag, der dann durch eine Dermögenszuwadhsiteuer abgelöft werden follte. 

Der Krieg mit feinen unermeßlihen Ausgaben forderte eine voll- 
fommene Umgeftaltung der Sinanzwirtihaft. Die Anjpannung aller fi- 
nanziellen Kräfte wurde notwendig. Die für die Kriegführung erforder- 
lihen Milliarden wurden nidt durch Steuern, fondern durd Anleihen 
aufgebradt. Der Abſchluß des Krieges hinterlieg eine Milliardenfhuld 
im Inneren und die aus dem Vertrag von Derjailles hervorgehenden gewal- 
tigen Derpflidtungen. Die Milliardenfhuld im Innern wurde allerdings 
dur} die Geldentwertung behoben — jedod auf Koften der Bevölferung, 
befonders der Anleihebefiger. Ein Teil davon ift auf Grund der Auf- 
wertungs- und Anleiheablöfungsgejege (15. Juli 1925) in eine Anleihe- 
ablöſungsſchuld umgewandelt worden. 

Eine grundlegende Neuordnung des Sinanzwejens wurde durd) die Fi— 
nanzgefege von 1919 und 1920 in die Wege geleitet, durch die das 
Reid grundfäßlid, feine Sinanzhoheit auf die direften Steuern von Ein- 
fommen und Dermögen ausgedehnt hat. Die ungeheure Reihsverfhuldung 
machte die Übertragung der Sinanz= und Steuerhoheit von den Ländern auf 
das Reich notwendig. 

Die Steuergefeggebung, die in ihren wihtigften Teilen am 10. Auguft 
1925 neu geregelt wurde, umfaßt eine große Zahl ſehr verjchiedenartiger 
Steuern. Die wefentlidjten find: 

a) Die Reihhseinftommenjteuer (vom 10. Auguft 1925). Das Ge- 
jeg knüpft an die alte preußiſche Eintommeniteuer an. Übernommen ijt das 
Progrefjiofgitem. Die Höhe beträgt grundſätzlich 10—AO 0/0 des Einfommens. 
Im Hinblid auf die Sahl der von dem Einfommen zu unterhaltenden Fami— 
lienmitglieder findet durch Zulaſſung gewifjfer Abzüge eine Abjtufung ftatt, 
allerdings nur bei Jahreseinfommen unter 30000 Reichsmark. Die Reids- 
einfommenfteuer hebt entfprechende Einfommenjteuern oder Steuerzufchläge 
für Länder und Gemeinden auf. Als Teil der Reichseinfommenfteuer wird 
ein 10 progentiger Steuerabzug vom Arbeitgeber bei der Lohnzahlung des 
Arbeitsiohns einbehalten. 

Die Reidseinfommenjteuer, die nur von natürlichen Perjonen erhoben 
wird, wird ergänzt duch: 

b) die Körperfhaftsjteuer (vom 10. Augujt 1925), die von ju- 
riſtiſchen Perfonen, Anftalten, Stiftungen erhoben wird. Sie beträgt bei 
Erwerbsgejellfhaften 20 %, bei den übrigen Steuerpflicitigen 10 %0 der zu 
verjtenernden Einfommen, foweit jie mehr als 3 Yo des Grund- oder Stamm 
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fapitals ausmachen. Die Steuer ſoll in Zukunft für Erwerbsgejellihaften 
auf 30 % des fteuerbaren Einfommens erhöht werden. 

c) Reihserbjdaftsjteuer (vom 10. Sept. 1919). Auch das Gatten- 
und Kindererbe wird jet zur Steuer herangezogen. Sie zerfällt 1. in eine 
Nachlaßſteuer von 1—5 % auf das vom Derftorbenen hinterlaffene Dermögen 
über 20000 Reichsmark ohne Rüdjicht auf die Sahl, den Derwandtidafts- 
grad und den Dermögensitand der Erben; 2. in die von den einzelnen Erben 
zu zahlende Erbanfallsiteuer, die um jo höher ift, je weiter der Derwandt- 
Ihaftsgrad, je höher die Erbſchaft und je größer das ſchon vorhandene Der- 
mögen des Erben find. Erbanfälle unter 5000 Reichsmark jind fteuerfrei; 
im übrigen beginnt die Steuer bei Kindern und Ehegatten mit 2% und 
fteigt bis auf 60 %. Schenkungen von lebenden Perjonen unterliegen den 
gleichen Steuerjägen. Die Erbihaftsjteuer ift ein Ausdrud der veränderten 
Auffaffung über Kapitalbefit und über das Recht auf unverdientes Der- 
mögen. 

d) Die Kapitalertragsfteuer ift jegt im Einfommenjteuergefes 
mit geregelt und ift eine Sonderfteuer von 10% auf Dividenden, Sinfen u. dgl. 

e) Dermögenszuwadsiteuer. Sie tritt an Stelle der Beſitzſteuer 
und wird den Dermögenszuwahs natürlicher Perjonen alle drei Jahre 
nad) einem von 1 bis 10% gejtaffelten Steuertarif erfajfen. Der Höchſt- 
ja tritt nach dem Regierungsentwurf bei einem Zuwachs von über 6 Mil- 
lionen ein. 

f) Dermögensjteuer. Sie foll für natürlihe Perfonen 1—10%/ 
in Staffelfäßen betragen, wobei die erjten 100000 Marf fteuerfrei bleiben 
und der Höchſtſatz bei mehr als 20 Millionen Mark eintritt. Für juriſtiſche 
Derfonen 1°/; %. Außerdem wird für 15 Jahre ein öujhlag (jog. ver- 
edeltes Ylotopfer) erhoben von 100 bis 300 % bei natürlihen Perfonen 
und 150% bei juriftifden Perfonen. (Dgl. aud) Mir. 8.) 

Das Umfaßfteuergejeg (vom 24. Dez. 1919 mit Änderungen vom 10. Aug. 
1925) trifft das gefamte wirtihaftlihe Leben. Es legt eine Steuer auf 
Lieferungen und Leiftungen im Inlande gegen Entgelt, foweit fie in felb- 
jtändig ausgeübter gewerblicher und beruflicher Tätigkeit beitehen (aud) Land- 
wirtfchaft und Handel find einbezogen). Die Höhe der Steuer wird in zwei 
Abjtufungen zerlegt. Grundjäglich gelangt 1% zur Erhebung; der erhöhte 
Sag von 71/, Yo muß bei Lieferung von Luruswaren gezahlt werden. 

Das Kapitalverfehrsiteuergejeß legt eine Steuer auf alle Kapitalver: 
fäufe und Grundftüdsverfäufe. 

Die Einfünfte der Länder und Gemeinden. Die Sinanzen der 
Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände find durch Krieg und Kriegs- 
ausgang gleichfalls ſtark erjchüttert. 

Die Sinanzhoheit der Länder fällt für die Einfommenjteuer weg. Da- 
gegen fihert die Reichsverfaffung den Ländern zu, daß auf die Erhaltung 
der Lebensfähigfeit der Länder bei der Ordnung der Reihsfinanzen Rüd- 
ficht zu nehmen ift. Die Länder find berechtigt, Steuern zu erheben, foweit 
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nicht die Reichsverfaſſung und die reichsgejeglihen Dorfchriften entgegen» 
ftehen. Aud den Gemeinden ijt das Bejteuerungsrecht zugeſprochen. Nur 
dürfen die Steuern von Ländern und Gemeinden nicht diefelben Quellen 
erfaffen wie die Reichsjteuern. Sie dürfen alſo feine Dermögens- oder 
Eintommenfteuern fein. Grundfäglic können die Länder und Gemeinden 
Steuern erheben vom Grundvermögen, vom Gewerbe, vom Grund und 
Boden und Gebäuden, und Zwar fowohl nad Wert, Ertrag und Ertrags- 
fähigkeit (Wertzuwachsſteuer). Die Gemeinden haben die Pflicht zur 
Erhebung von Luftbarkeitsfteuern, das Recht auf Erhebung einer Srem- 
denjteuer. An Ertragsiteuern werden erhoben: 


&) Grundfteuer in Preußen 91/,%, eines vor über 40 Jahren ermittelten 
Durchſchnittsreinertrags. 

8) Gebäudefteuer 4°), (bei gewerblichen Gebäuden 2%) des Nutzungswertes. 
Steuerveranlagung alle 15 Jahre. 

Die Steuerfäße für Grund- und Gebäudeftener find in den einzelnen Ländern 
verfchleden. 

Kommunale 3uſchläge ohne Obergrenze (vielfach mehrere 100 bis 1000 %,). 

y) Gewerbefteuer. 1%, des Reinertrags. 

Kommunale 3ufchläge wie bei Grund» und Gebäudefteuer (vielfach, bis 
3000 %). 


Gemeinden und Länder erhalten ferner einen Teil von den Reichsſteuern, 
und zwar fliegen ihnen zu: 20% der Erbidaftsiteuer, 50% der Grund: 
erwerbsiteuer, 662/;% der Einkommen- und Körperfhaftsiteuer, 10% der 
Umfagjteuer. 

Bejteuerung. Da Beſtand und Leben unbedingter als in früheren 
Seiten von einer vollen Erfaffung der Steuern abhängt, daneben bei der 
Höhe der Steuern auch die Gefahr der Steuerhinterziehung geftiegen it, 
find die Grundjäge über Ermittlung und Seftlegung der Steuern befonders 
genau ausgeprägt. Die Führung von Gejhäftsbühern, die Pflicht genauer 
Angabe bei Steuerertlärung, die Pfliht zu Auskunftserteilung ufw. find 
vorgefchrieben. Die Strafen bei Steuerhinterziehung find fharf. Schon 
der Verſuch iſt ftrafbar. 


XXI. Aus dem Haushaltsplan des Dentichen Reiches für 1925.') 

Eine Dorftellung der Riefenzahlen der Einnahmen und Ausgaben des 
Reiches geben die wefentlichen Poften des Haushaltsplans. 

Sür das Rehnungsjaht 1925 wird in Einnahme und Ausgabe fejt- 
gejtellt: 


aM 
für die allgemeine Reihsverwaltung . . . nn. 5 947 202 281 
für die Kriegslaſteenn.. 1 400 385 356 


1) Reichshaushalisplan, Berlin 1925. Gedrudt in der Reichsöruderei. 
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Aus dem Haushaltsplan des Deutfchen Reiches für 1925 


Davon ſetzen ſich im wefentlichen zufammen 


A. die Einnahmen, 
aus I. Befig- und Derfehrsfteuern. 
a) Sortlaufende Steuern. 


1. Einfommenjtenern (aus AM 
LSohnabzug, Steuerabzug 
vom Hapitalertrag und 


andere) . .. 2... 1344.000 000 

2. Körperfchaftsiteuer. . . 144000000 
3. Dermögensfteuer . 376000000 
4. Erbihaftsfteuer . . . 30000000 
5. Umfaßfteuer ... .. . 1440000000 
6. Örunderwerbfteuer 150000000 
7. Kapitalverfehrfteuer . . 198000000 
8. Sonftige Steuern . . . 422000000 
zufammen: 4104000000 

b) Einmalige Steuer 36000000 


zufammen: 4140000000 


1. An Einnahmen aus 
Söllen und Der» 


braudsabgaben. 

1.360lle . 2. 222.2 .. 160000000 
2.Tabakfteuer . .. .. 360000000 
3.Suderftuer . .... 231000000 
4. Bierftuer . .. 0... 126000000 
5. Branntweinmonopol . . 140000000 
6. Eifigfäurefteuer . . . . 1400000 
7.Weinfteuer . . . .. 48000000 
8, Sonftiges . . 2.0. 33300000 

zufammen: 1099700000 


Summe der Gefamteinnahmen 
des ordentlichen Haushalts: 


Aus Gruppe l .... . 4140000000 
Aus Gruppe ll... .. 1099700000 
Sonftige etwa . ... . 154938000 

5394.638 000 


Su diefen Einnahmen kommen nod 
rund 119000000, die bei den Minifterien 
vereinnahmt werden, fo daß die geſam⸗ 
ten Entnahmen im ordentlihen Etat 
5513787899 Mark betragen. Die Ein« 
nahmen im außerordentlihen Etat be= 
laufen fi; auf 433414382 Mark. Auf diefe 
Weife ergeben ſich die Öefamteinnahmen 
des Reiches mit 5997202281 Mark. 








B. Die Ausgaben. 
Es fönnen nur einige weſentliche 
Poften angeführt werden: 


I. Sortdauernde Ausgaben des 
ordentlihen Haushalts. 


M 

1. Reichspräftdent. . . . 361950 
2.Reihstag . . .. . . 5595630 
3. Reihhsminifterium, 

Reichsfanzler u, Reichs⸗ 

Tanzli ... 2... 470574 
4. Auswärtiges Amt 40183400 
5. Reichsarbeits- 

miniftertum . . - - . 318443057 
6. Reihswehrminifterium 460174420 
7. Andere Minifterien 

(Allg. Penfionsfonds) 

(ı 1800000000 
8.Reihsfhuld . . . . » 144838555 
9. Allg. Sinanzverwaltung 2554665 941 

5328944449 


1. Einmalige Ausgabe 
184843 450 
Summe der Gejamtaus- 
gaben des ordentlichen 


Haushalts .. 2... 5513787899 


Dazu tommen Ausgaben des außer- 
ordentlihen Haushalts mit 433413382 
Marl. Auf diefe Weife ergeben fid 
die Gefamtausgaben des Reiches mit 
5947202281 Marf. 


Der Haushaltsplan der Allgemeinen Reihsverwaltung 
wird ergänzt und erweitert durd den Haushaltsplan 
für die Kriegslaften. Bei ihm tritt der ordentliche Haushalt mit 
162 250 690 Mark hinter dem außerordentlichen zurück. 

Die ordentlihen Einnahmen ftammen im wefentlihen aus den Mitteln der 


Sinanzverwaltung. 


Stellung der Srau nad) der Reichsverfaffung 


Die Ausgaben des ordentlihen Haushalts für die Kriegslaften beireffen u. a. 
Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge für Beamte der ehemaligen elfaß-Tothrin- 
gifchen Landesverwaltung, Sahlungen auf Grund der Gewaltſchädenverordnung vom 
28. Öftober 1925, anteilige Koften des Reichs für verdrängte Stantsbeamte aus 
den abgetreienen und befegten Gebieten uſw. 


Der außerordentliche Haushalt für die Kriegslaften jet fid} zufammen: 
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I. Einnahme. I. Ausgabe. M 
1. Einnahmen in Erfüllung 1. Ausgaben in Erfüllung 

des Sachverftändigengut- des Sahverftändigengut- 

achtens M ahtens 22 22.0. 1095416666 

a) aus der äußeren An- 2. Aus Schuldverpflichtun⸗ 
lihe . 2.220. 335 333 535 gen des Deutſchen Reichs, 

b) aus dem Schulöver- insbefondere auf Repas 
Denise in rationsfachleiftungen. . 142718000 
Deutihen Reichsbahn: mmen: 1238134666 
gefelläaft. - ... 397500000 zuſammen 34666 

c) aus dem Dienfte der 
Induftrieobligatimen 72916667 

d) aus der Beförde- 
rungsfteuer . . . 145 833 333 

e) aus dem allg. Reichs» 
haushalt... ... 145833333 

zufammen: 1095416666 
2.a) Zuſchuß der allg. Si⸗ 
ranzverwaltung aus 
Mitteln des außeror- 
dentlihen Haushalts 141218000 
b) Dermifchte Einnahme 1500000 
zufammen: 142718000 
Gefamteinnahme: 
Gruppe 1... ...- 1095416666 
Gruppe 2 2.2.22 0.. 142718000 
1238134666 
Abſchluß: 
A. Ordentlicher Haushalt: A. 
Soridauernde Ausgaben . x. 22a. 145 481 740 
FE 16 768 950 


Einmalige Ausgaben 


Davon ab Einnahme. . . . - - . - 


Zuſchuß beim ordentlihen Haushalt 


Pa Er Er 


Summa: 162 250 690 


490 000 


161 760 690 


B. Außerordentliher Haushalt: 
Ausgabe... : 22er 1 238 134 666 
Einnahme -. . .:: een 1.096 916 660 
Zuſchuß beim außerordentlihen Haushalt...» ....- 141 218 000 
302 978 690 


Gefamtzufhuß beim ordentl. und außerordentl. Haushalt . . . 


XXIH. Die Aufgaben der Frau in Staat und Gemeinde. 
1. Stellung der Srau nadı der Reichsverfaſſung. 


Die Mitarbeit der Frau im politifchen Leben und ihre Stellung als 
Bürgerin, die mit Rechten und Pflichten ausgeftattet ift, wurde erjt durch die 
neue Reichsverfaſſung in die Wege geleitet. Die Srauen jind danach glei 
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beredjtigte Bürgerinnen. Es heißt in der Reichsverfaffung: Männer und 
Stauen haben grundfäglih die gleichen ftaatsbürgerlihen Rechte und 
Pflichten. 

Das erſte und vornehmfte Recht, das die Stellung der Srau von Grund 
auf verändert, zugleich aber ihren Pflichtentreis in nod nicht überjeh- 
barem Grade ausgedehnt hat, tft das aktive und paffive Wahlrecht zu 
allen politifhen Körperfhaften. Die Doltsvertretung wird von Männern 
und Srauen gewählt. Das gleihe gilt für die Gemeindevertretungen. 
Alle Männer und Srauen über 20 Jahre haben das Wahlrecht. 

Das bedeutet, daß tatfächli die Srauen im politifhen Leben den Ausjchlag 
haben Zönnen, denn nad der Statiſtik verteilt fid} die Wahlberehtigung auf 


46% Männer und 54% Srauen. Saft 18 Millionen Srauen find politifh mündig 
geſprochen worden. 


Der großen Sahl weiblicher Wähler entjpricht nit die Sahl der weiblichen 
Abgeordneten. Die Nationalverfammlung zählte 37 Srauen bei insgejamt 420 
Abgeordneten; der 1920 zujammengetretene Reichstag zählte 30 Srauen unter 
460 Abgeordneten. Der im Jahre 1924 gewählte Reichstag zählte 32 Srauen 
unter 493 Abgeordneten. Die weiblihen Mitglieder der Reihsvertreiungen ver- 
teilen fi, folgendermaßen: 

Hoatlonalverfammlung Reichstag Reichstag 
1919 192 1924 


Sozialdemoteatifhe Part... . 2.2... 17 11 16 
Deutſche Demokratiſche Partee... 7 4 2 
Senttum : 2 m een 6 A 3 
Unabhängige Sozialdemofratifhe Partei... .. 3 5 — 
Deutfhnationale Volkspartei....... 3 2 5 
Deutſche Dollspattei . . 220 e. 1 3 3 
Kommuniftifhe Part... 2. 20... — 1 3 

37 50 32 


Die Aufitellung von weiblichen Kandidatinnen ift nicht nur eine Sor- 
derung der Gleichberechtigung. Sie ift auch notwendig, weil einzelne Sta- 
gen nur vom Stauenjtandpunft aus voll gewürdigt und deshalb unter 
Mitwirkung von Srauen behandelt werden follten. Aus dem Bewuhtjein 
einer befonderen weiblihen Einftellung zu einzelnen Fragen ergibt fid) 
gelegentlich eine interfraftionelle Sufammenarbeit der Frauen. Gemein- 
ſame Beichlußfaffungen fanden zuerſt jtatt in der Sorderung der Auf: 
hebung einer hungerblockade und in der Sorderung der Rüdjendung ber 
Kriegsgefangenen nah Abſchluß des Waffenftillitandes. In der Gejeh- 
gebung der nächſten Jahre wird der Srauenftandpunft bei einer Reihe 
von wichtigen Fragen zu vertreten fein. Das gilt bejonders für die Re- 
form des Samilienrehts im Bürgerlihen Gejegbud und für die Reform 
des Strafrechts. (Dal. Kap. 17: Die Ehe beruht auf der Gleichberechtigung 
der beiden Gejchledhter, und die daran gefnüpften Solgerungen.) 


Den befonderen Shuß der Mutterſchaft bezwedt der Artikel 119 
der Derfaffung: Die Mutterfhaft hat Anſpruch auf den Schuß und die 
Sürforge des Staates. In Ausführung diejes Gedankens wurde das Geſetz 
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über die Wocenhilfe und Sürforge erlaffen, das die Bedeutung der Mut- 
terſchaft für den Staat anerkennt. 

Die berufstätige Frau wird gefhüßt durch die Bejtimmung der 
Derfaffung: Alle Ausnahmebeftimmungen gegen weibliche Beamte werden 
befeitigt (Art. 128). Damit wird die frühere Bejtimmung hinfällig, daß 
bei Ehejchließung eine Stau ihre Beamtenjtellung aufzugeben hat. 

Der Gedanke der Gleihberehtigung führt dazu, Srauen nit nur in 
untergeordneter Arbeit als Beamte zu befhäftigen, jondern fie auch in 
der Staatsverwaltung an maßgebenden Stellen zu beteiligen. 

€s find Srauen als Referentinnen, zum Teil als Regierungsräte, Minijterial- 
räte, Obertegierungstäte, jowohl in einzelne Reichsminijterien wie in zahlreiche 
Minifterien der Länder berufen worden, in das Reichsminifterium des Innern für 
die Bearbeitung von Schulfragen, in das Reihsarbeitsminijterium für Kriegs- 
hinterbliebenenfragen, für Arbeiterinnenfhug und Heimarbeit, in das Reichs- 
ernährungsminijterium, in das Reichspojtminifterium, in das Reidiswanderungs- 
amt, in die Technifche Nothilfe, in das Reihsamt für Arbeitspermittlung. In 
den Ländern find die weiblihen Referenten namentlich tätig in den Unterrichts— 
minifterien, Minijterien für Doltswohlfahrt, ſoziale Sürforge oder in den fozial- 
politifhen Referaten der Minifterien des Innern. 

In der Rehtspflege find die Srauen zu den juriftiihen Staatseramen 
(Referendar und Afjefjor) zugelafjen worden. Damit ilt ihnen die Ausübung 
der Anwaltpraris und grundjäßlic auch das Kichteramt erfchlojfen. 

Die Srau als Rihter. Durd die Änderung des Gerichtsverfaflungs- 
gejeßes find die Srauen in das Laienrihtertum eingereiht und als Schöffen 
und Geſchworene zugelaffen worden. Auch bei den Sondergerichten (Öewerbe- 
und Kaufmannsgerichten) haben fie das paſſive Wahlrecht erhalten. 


Stauen in den Wirtjhaftsräten. Angefihts der engen Der- 
bindung politifhen und wirtſchaftlichen Lebens, die das wirtſchaftliche Räte- 
initem herbeiführte und im Reihswirtichaftsrat Frönte, haben die Srauen 
ein ſtarkes Interefje an der Mitwirkung in diefen Wirtfhaftsräten, und 
zwar nicht nur als Produzenten und Berufsarbeiterinnen, fondern auch 
als Derbrauder. Als Berufsarbeiterinnen nehmen die Srauen teil an 
den Wahlen zu den Betriebsräten. In den Reichswirtſchaftsrat find als 
Dertreterinnen der Hausfrauen und der Hausangeftellten je zwei Frauen 
gewählt, außerdem eine kaufmänniſch berufstätige Stan. 

Sür die Aufgaben der Sozialpolitif und der Wohlfahrts- 
pflege ergibt fid bei allen amtlihen Stellen die Notwendigfeit weib- 
liher Mitarbeit, und zwar fowohl bei Reichszentralen und Ländern wie 
bei den ausführenden Organen der Gemeinde. Die Tätigkeit der Stau 
auf diefen Gebieten geftaltet ſich in zweifacher Weije: 1. als Beamtinnen- 
tätigkeit (die berufstätige Sozialbeamtin), 2. als Ehrenamt (die unbe- 
foldet mitwirfende Stau in der Wohlfahrtspflege). 

Die Pflicht zur Übernahme ehrenamtliher Tätigkeit ift von der Der- 
faffung für Männer und Srauen in der gleihen Weiſe fejtgelegt: 
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Alle Staatsbürger find verpflichtet, nad) Maßgabe der Geſetze perjön- 
lie Dienfte für den Staat und die Gemeinde zu leijten. Die Derbindung 
von Pflihten und Redten, der in diefen Sätzen der Derfajjung die Rid)- 
tung gewiefen ijt, kommt am jtärfiten zum Ausdrud innerhalb der Ge- 
meinden, bejonders der Städte, 


2. Die Mitarbeit der Srauen in der Gemeindenerwaltung. 


In der Gemeindeverwaltung haben ſich die Frauen ſchon vor der 
Revolution durdy fehrittweifes Dordringen aus eigener Initiative das 
Recht auf Mitarbeit erobert. Die Bemühungen der Srauen um die Mit: 
arbeit in der Gemeindeverwaltung gehen in das Jahr 1865 zurüd, in 
dem der Allgemeine deutſche Srauenverein gegründet wurde. Lange Jahre 
ftellte der Derein die Gewinnung der Gemeinden für die Mitarbeit der Frau 
in den Mittelpunft feiner Beftrebungen. Er bemühte ſich um die Anleitung 
der Srauen für fommunale Arbeit. Neuerdings hat er fein Interejjengebiet 
wieder ftärfer auf die allgemeine politiiche Erziehung der Frauen eingeitellt 
und nennt ſich „Deutfcher Staatsbürgerinnenverband“. Schon vor der Reno- 
Iution haben Srauen die Möglichkeit der Mitarbeit erlangt in den Alrmen- 
pflege, Waifenpflege, Schulverwaltung, Wohnungsinfpettion und Kriegs- 
hilfe. Im Jahre 1918 waren in Deutfhland annähernd 4000 Srauen in 
der Armenpflege tätig. In der Schulverwaltung fonnten Lehrerinnen in 
der Schuldeputation mitarbeiten. Aud) konnten vereinzelt andere Auf: 
gaben den Frauen übertragen werben. In der Wohnungsinfpeition wur- 
den Srauen als Wohnungsinfpeftoren beſchäftigt. In der Kriegshilfe war 
die Stauenarbeit als Nationaler Srauendienft organifiert. Bei Forderung 
des Wahlrechts für die Gemeinde konnten die Srauen auf eine umfang- 
reihe Mitarbeit hinweifen. Während des Krieges arbeiteten in 45 deut- 
hen Großftädten 10560 Frauen als ehrenamtliche, 897 Srauen als be- 
foldete Hilfsfräfte in der fommunalen Wohlfahrtspflege. 

Durch das preußifhe Landesgefeg vom 15. Juli 1919 und entfprechende 
Gejeße der Länder haben die Srauen das Gemeindebürgerreht wie 
die Männer erhalten. Sie find dadurch zur Übernahme aller jtädtifchen 
Ehrenämter berechtigt. 

Gemeindewahlredt. Die volllommene Gleihberehtigung in 
ftädtifhen und ländlihen Gemeinwefen ift für die Srauen ſchon vor der 
Derabjhiedung der Reihsverfaffung durch Derordnungen der Länder feit- 
gelegt worden, 

Die preußiſche Derordnung lautet: Wahlberedjtigt und wählbar find alfe im 
Bejiß der deutfchen Reidysangehörigkeit befindlichen Männer und Frauen, welde 
das 20. Lebensjahr vollendet haben, im Gemeindebezirk jeit 6 Monaten ihren 
Wohnfit haben und im Bejit der bürgerlichen Ehrenredte find. Am 1. Januar 
1920 waren in 542 deutjchen Gemeinden mit mehr als 10000 Einwöhnern 1396 


weibliche Stadtverorönete gewählt. Die gleiche Erhebung meldet 17 weibliche 
Stadte und Gemeinderäte, 
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Die Frauen werden im Leben der Gemeinde ihren Einfluß in aller- 
ſtärkſtem Maße geltend machen können. Der Einfluß der Stauen muß 
ſich auf allen Gebieten durchſetzen, wo Leben, Gefundheit, Erziehung durch 
Fraueneinſicht gefördert werden kann. Wie im Seitalter der napoleonifhen 
Kriege das befiegte und vernichtete Daterland den Weg zur Erneuerung 
anbahnte durch Gewährung ftaatsbürgerliher Kechtsgleichheit an die Män- 
ner, fo find angefichts der neuen größeren Aufgaben nad, dem furchtbaren 
Zuſammenbruch unferer Tage die Stauen zum Wiederaufbau Deutjchlands 
berufen worden. Der Redhtsitaat, der jid} vor 100 Jahren anbahnen wollte, 
wandte fid an den Mann, der foziale Wohlfahrtsitaat legt das Geſchick von 
Volk und Daterland mit in die Hände der Frauen. Erſt fpätere Geſchlechter 
werden darüber die Entjcheidung fällen dürfen, ob die Ausdehnung der 
Staatsbürgerrehte auf die Frauen ein Sufall, ein Ergebnis des Revolu- 
tionswillens oder eine innere Notwendigkeit und damit der Anfang einer 
neuen Geſchichtsepoche ift. 


D. Die gejellihaftliche Gliederung und die Aufgaben 
der gegenfeitigen Förderung. 


XXIV. Soziale Klafienbildung. 


Su allen Seiten und in allen Derhältniffen bilden fi in der Geſell— 
fhaft Unterſchiede in der Berufsitellung, Bejißverteilung aus, aber auch 
Unterfchiede im Anfehen, das die einzelnen in der Gemeinfhaft genießen, 
fowie in dem Einfluß, den die einzelnen ausüben. Dieſe Unterſchiede 
führen dazu, daß innerhalb der Gefellihaft Gruppen entitehen, in denen 
Menſchen fih nicht nad; Derwandtfhaft oder Ortsangehörigfeit, fondern 
nad) Beruf, Befi oder Bildung zufammenfinden. Dieſe Gruppen, Stände 
oder Hlafjen fühlen ſich durch gemeinjame Interefjen verbunden; fie emp- 
finden fidy anderen Gruppen, Ständen oder Klaffen gegenüber als eine 
geſchloſſene Einheit und ſehen die eigenen Interejjen gegenüber denen 
der anderen mehr oder weniger als gegenjäßliche an. 


Es ijt eine politijche Streitfrage, wie diefe Stände oder Klafjen entitanden 
find, ob es immer ſolche Unterſchiede in der gefelljhaftlihen Gliederung gegeben 
hat oder auf welhe Urfahen ihr Entjtehen zurüdzuführen tft. Insbejondere 
gehen die Meinungen darüber auseinander, ob entjcheidend für die Entwidlung 
von Hlaffenunterjhieden das Eigentum, bejonders der Grundbeſitz, oder vor⸗ 
wiegend Beruf und Bildung ift. Profefjor Büher und die fozialiftifche Auf- 
faffung führen fie auf den Befig zurüd. „Als Adam grub und Eva fpann, wo 
war denn da der Edelmann?” Schmoller und die hiſtoriſche Schule der Na— 
tionalölonomie glauben, daß Beruf und Bildung in ftarfem Map bei der Glie- 
derung der Bevölkerung in Stände und Klaffen beteiligt find. Sicherlich iſt die 
Klaffenbildung erjt eine Solge der Arbeitsteilung. Aber es ijt nicht zu überjehen, 
daß auch die Arbeitsteilung (die Berufswahl), in neuerer Zeit jedenfalls, ſtark 
vom Beſitz abhängig ijt. 
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Immerhin find die tatſächlichen Anfänge für die geſellſchaftliche Glie- 
derung ſchon bei primitiven Stämmen zu beobachten. Die gefellihaftliche 
Gliederung ijt urfprünglih, wie aud die Arbeitsteilung, die Folge von 
geiftigen, moralifchen, friegerifchen, tehnijchen Begabungen, von befonde- 
rer Klugheit, Gejchidlihleit oder Kraft. Sie ift aber aud herbeigeführt 
worden mit Gewalt, Lift und unter harten Kämpfen, bei denen die Stär- 
teren die Schwächeren herabzubrüden und zu beherrfhen verjuchten. Es 
bildet fih deshalb bei allen Völkern frühzeitig eine Gliederung aus, bei 
der einzelne Schichten als arijtofratifche Gruppen über die Maſſe des Dolfes 
aufiteigen. In der Regel geht die Gliederung noch in der Richtung weiter, 
daß neben der Maffe des Volkes eine weitere Gruppe bejonders herab- 
gedrüdt wird in eine unfreie, befonders abhängige Stellung: die des Skla⸗ 
ven, Leibeigenen oder Hörigen. 


Diefer Schichtung der Stände entjpricht eine Schichtung der Arbeit. 
In die auffteigende Schicht erheben jid) urjprünglid) die Priefter, Krieger 
und Häuptlinge. Ihre Tätigkeit fann man als die erfte Berufsarbeit be- 
zeichnen, die ſich ſchon bei ganz unentwidelten Stämmen zeigt. 

Die Priefter, Sauberer, Ärzte verdanken ihr Aufiteigen der Geijterfurdt, 
dem Gefühl der Abhängigkeit von Derftorbenen, dem Bedürfnis nad einem 
Ahnen und jpäter nad einem Götterkult. Sie ruhten auf eigentümlichen gei« 
ftigen Gaben der Aufiteigenden. Die Krieger oder die weltliche Arijtofratie der 
primitiven Dölfer, die Häuptlinge jteigen auf infolge befonderer Kraft, befonderer 
moralifher Eigenjhaften, bejonderer Klugheit. Es waren fühne Kämpfer, Tiers 
bändiger, Anführer bei Beutezügen, die ſich viele Frauen, Kinder, Dich, Sklaven 
verfhafften und daher aud) größere Landjtreden bebauen konnten. Bei anderen 
Dölfern, bei denen die Heeresverfafjung urfprünglich die Entjtehung eines Krieger» 
ftandes nicht begünftigte, fondern allen Sreien Kriegsdienfte auferlegte, wie bei 
den Germanen, hat fi allmählih durch das Lehnswejen der Kriegerjtand ge= 
bildet. Der vom Kriegsdienjt entlaftete Teil des Volkes ſank jozial auf eine tiefere 
Stufe, während er wirtjhaftlid größere Möglichkeiten gewann. Er wurde zum 
gehorchenden Teil des Dolfes, während die Kriegerarijtofratie befehlen und herr 
ſchen konnte. 

In älterer Zeit tritt faſt überall eine Prieſter- und Kriegerariſtokratie 
an die Spitze des Staatsweſens, die eine, um nach innen zu verwalten, 
die andere, um nach außen zu verteidigen. 

Neben der aufſteigenden Schicht ſteht überall die Maſſe des Volkes, 
die als Ackerbauer, Hirten, Handwerker in größerer oder geringerer Alb» 
hängigfeit Tebt. Daneben entwidelt ſich die befonders herabgedrüdte 
Shit, die in ftärferer Abhängigkeit von den Sührenden lebt. Die Stla- 
verei, die Leibeigenjhaft, die Hörigkeit find auf verſchiedenſte Weiſe ent: 
ftanden: durch Unterjohung im Krieg, durch Rafje-Differenzen, durch das 
Lehnsverhältnis. In neuerer Seit, im modernen Staat, unter den Der: 
hältniffen der Geldwirtihaft, tritt an Stelle der in perſönlicher Unfrei- 
heit Tebenden Schicht die Klafje der Lohnarbeiter. Sie fteht nicht rechtlich 
unter den anderen Gruppen, aber tjt wirtfhaftlid durd) das Geldlohn- 
verhältnis von ihnen abhängig. Sie hat aud die Gleihberehtigung im 
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Staat erjt nad harten Kämpfen errungen. Sie entjteht teils durch die 
Nahmirkungen der älteren Derfafjung, teils durch Menſchen, die kein 
felbtändiges Unterfommen finden. Sie entjteht nad) der Befreiung höriger 
Schichten, wo der ländliche Bejig zur Ernährung einer Samilie nit aus- 
teiht oder wo die Erwerbung von Land erſchwert oder unmöglich, ift. 
Sie wird aber auch vermehrt durch} die Großinduftrie, die das Bandwerf 
vielfach zerjtört und die Handwerker zu Lohnarbeitern macht. Allerdings 
gliedert und fpaltet ſich die Arbeiterklaffe wieder in viele Heinere Grup- 
pen und ijt troß des Gefühls der Gemeinfamkeit außerordentlich ſtark 
differenziert. 

Serner entitehen ſchon früh durch die Scheidung von Landbau und 
Gewerbe die Stände der Bauern und der Bürger (Handwerker), Schei- 
dungen, die bis in die neuefte Seit die Klajjenbildung ſtark beeinfluffen. 

Urfprünglid bejteht innerhalb der einzelnen Gruppen nur ein un- 
bewußtes Gemeinjhaftsgefühl. Später findet dann eine befondere Glie- 
derung der Gruppen durch Staat, Recht und Sitte ftatt. Solange die 
Gruppen rechtlich voneinander getrennt werden, nennt man fie Stände. 
In der älteren Zeit beruhen fie auf der Erblichkeit der Berufe, fie werden 
dadurch zu Kaften (Indien). In anderen Ländern ruhen fie auf Beſitz 
oder Beruf. Dielfad; gilt für den Stand das gleihe Wahlrecht, das gleihe 
Wehrgeld, die gleiche Gerichtsverfaffung. In Indien war den einzelnen 
Ständen der Genuß verfchiedener Speifen erlaubt. Vielfach hat man ver- 
ſucht, die Abfonderung in Ständen geradezu als göttliche Einrichtung 
darzuftellen. Erjt durdy Buddha und Jefus ift die Gleichheit der Menſchen 
vor Gott betont und damit zunächſt die Anerkennung der Gleichheit in 
den firhlihen Gemeinjhaften herbeigeführt worden. Jahrhunderte hin- 
durch haben ſich aber die Stände in wirtihaftlihem Verkehr, in Sitten, 
Ehrbegriffen, vielfad, felbjt in gleicher Tracht voneinander abgefondert. 
Durch Reditsihranten find fie in den meiften europäilchen Ländern bis 
in das 19. Jahrhundert getrennt. Dadurd werden die Berufs- und Be- 
fisftände gleichzeitig Geburtsftände, d. h. der einzelne iſt durd) feine Geburt 
in feinen Stand eingegliedert, aus dem er fi} nicht erheben Tonnte. 

Die neuere Geſchichte ift die Gefhichte eines Kampfes gegen jtändijhe 
Korporationen und Dorredhte, gegen die Abgejchloffenheit der Klafjen und 
ihließlid ein Streben nad Bejeitigung der Klaffen überhaupt. In ber 
großen Stanzöfiihen Revolution und in den folgenden Jahrzehnten kämpft 
überall der dritte Stand um Gleichberechtigung, d. h. um Rechts⸗ und 
Steuergleichheit, perfönlihe Sreiheit, um Zulaſſung zu allen Ämtern. 
Es folgt, nahdem der dritte Stand ſich durchgefegt hat, der Sozialismus, 
der dem vierten Stand zur Gleihberehtigung verhelfen und darüber hin- 
aus Gleichheitsideale verwirklichen, die Klaffenunterfchiede überhaupt auf- 
heben will. 

Die Wertung und die Gruppierung der einzelnen Klaffen iſt in ver- 
ſchiedenen Dölfern und zu verfchiedenen Seiten nad! dem Wert ihrer Lei- 
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ftungen für die Volksgemeinſchaft verjhieden. In einzelnen Ländern haben 
der Kriegerftand oder die Prieiterfafte, in anderen der Stand der Groß— 
grundbefiter oder der Induftriellen das höchſte Anfehen. 

Mit der allgemeinen Wertihäßung hängt aufs engite die Herausbil- 
dung von Klaffengegenjfäßen zufammen. Die gedrüdten Schichten organi- 
fieren fih in Klaffenorganifationen zum Klafjenftampf. 


XXV. Arbeiterfrage und Arbeiterbewegung. 
1. Arbeiterfrage. 


Die Klaffenlage des modernen Arbeiters ift nit an ſich ſchlechter als 
die Lage gedrüdter Schichten in früheren Zeiten. Aber fie wird härter 
und Schwerer empfunden, teils weil die Tlotjtände jet große Mafjen be- 
treffen, teils weil der Abjtand zwifchen reich und arm erheblicher geworden 
iſt; weil der Dürftigfeit und Beſchränkung auf der einen Seite Verſchwen— 
dung, Pracht, Lugus auf der anderen gegenüberjteht. Dor allem aber hat 
die allgemeine Derbreitung der Bildungsmittel (Schule, Zeitungen) dahin 
geführt, daß die Arbeiter fid; ihrer Lage bewuhter geworden find, daß 
menjhlihe Ordnungen und Einrihtungen nit mehr als naturnotwendig, 
als gottgegeben hingenommen werden; daß fie die gefellihaftliche Ordnung 
der Dinge felbft gejtalten wollen. Wo die Lage der Arbeiterklaſſe inner— 
halb der Gejellihaft als Mißſtand erfannt wird, Ipriht man von einer 
Arbeiterfrage. Das heißt, für die Aufgaben, die fih aus den Miß— 
ftänden ergeben, müffen erjt die Wege der Abhilfe gejucht werden. Die 
Mißſtände werden erſt als Stage, als Problem erkannt. 

Die Schäden und Gefahren, die durd; die indujtrielle Entwidlung für die Ar- 
beiter entftanden find, bejtehen vor allem darin, daß die große Maſſe der Ar- 
beiter zwar redtlih frei ift, tatſächlich aber Iebenslänglih von den Unter- 
nehmern abhängig bleibt. Während in früherer Seit die abhängigen Kräfte des 
Handwerks damit rechnen konnten, einmal in eine jelbjtändige Stellung einzus 
rücken, fann der moderne Arbeiter nicht felbjtändiger Unternehmer werden, meil 
ihm das Betriebskapital fehlt. Serner iſt beim Abſchluß des Arbeitsvertrages 
der Arbeiter nicht tatjählid; frei, Bedingungen zu jtellen oder auszuſchlagen, weil 
fein Lebensunterhalt davon abhängt, ob er Arbeit findet. 

Aus diefem Grunde haben Arbeiter namentlid; in der erjten Seit der ins. 
Öuftrielfen Entwidlung vielfach zu jehr niedrigen Löhnen gearbeitet, von mor— 
gens früh bis abends gejdafft, oft in ſchlechten, gejundheitsihädlihen Räumen, 
um nur vor dem Hunger gefhüßt zu fein. Im legten Jahrzehnt vor dem Krieg 
pflegte der Lohn für gelernte Arbeiter zum Teil gut oder wenigſtens auskömmlich 
zu fein; für die Maſſe der ungelernten Arbeiter war er aber nod; immer färg- 
lich bemeifen. Während des Krieges und mehr noch feit der Revolution gingen 
die Löhne zeitweilig in die Höhe, find aber jet der Kaufkraft nad; wieder 
geſunken. 

Weit mehr als die Lohnhöhe gab die Unſicherheit ihrer Lage 
den Arbeitern Anlaß zu Klagen. Die wirtfhaftlide Erijtenz der Arbeiter 
it durch Urſachen gefährdet, die ganz außerhalb ihres Willens, ihres 
Machtbereiches Liegen. Jede induftrielle Krife macht Taufende brotlos. 
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Sür die Entjtehung von Krifen hat man verjhiedene Tatſachen verant« 
wortlich gemacht. Ein Krieg in fernen Weltteilen oder eine Mißernte in 
fremdem Land legen unter Umjtänden eine deutfche Ausfuhrindujtrie völlig Iahm, 
verfperren ihr Abjabgebiet und damit die Möglichkeit weiterer Erzeugung. Neue 
Erfindungen, die von der Induftrie nugbar gemacht werden und zuerjt hohe 
Gewinne abiwerfen, pflegen zu einer ftarfen Ausdehnung der Betriebe, zu einer 
Beranziehung von Arbeitermafjen, zu einer jchnellen Steigerung der Produftion 
zu führen. Der einmalige Bedarf, der beijpielsweife nad; der Erfindung von 
Sahrräbern oder Automobilen vorhanden ijt, täuſcht die Unternehmer über die 
dauernde Aufnahmefüähigfeit des Marktes, führt fie zu einer Überproduftion. 
Anderfeits können aud, niedrige Arbeitslöhne die Kaufkraft der Arbeiter herab« 
jegen, eine Unterfonfumtion herbeiführen, die wiederum zunächſt eine Ab« 
fagjtodung und damit auch rüdwirkend eine Produftionsjtörung verurfadht. Man 
kann die Tatjache, daß die Unternehmer den Bedarf nicht überfehen können und 
daß die Erzeugung überhaupt nicht durch den Bedarf, fondern durd; die Ge 
winnausfichten der einzelnen Unternehmer bejtimmt und geregelt wird, in den 
Klagen gegen das moderne Wirtjchaftsleben immer wieder finden. Mehr als 
alle anderen Mißjtände haben die Krifen das Gefühl des Interejjengegenjages, 
die Ideen des Klafjenfampfes in den Arbeitern genährt. 


Man kann fid) heute, nadydem die Arbeiterbewegung und die foziale 
Geſetzgebung feit Jahrzehnten für eine Bejferung der Derhältnijje ge- 
wirkt haben, keine Dorftellung mehr von der Lage der Sabrikarbeiter, 
von den Suftänden der Betriebe zu Beginn der induftriellen Ent- 
widlung maden. Überall vernichtete die Erfindung der Mafdinen, die 
Anwendung mechaniſcher Triebfräfte die Handarbeit, machte jie Arbeiter 
überflüffig. Die Arbeitslofen drüdten die Löhne; denn jie verſuchten, 
um jeden Preis Arbeit zu gewinnen. Der herabgejhraubte Lohn wiederum 
reichte nicht Zum Unterhalt einer Samilie aus, und die Not zwang die 
Arbeiter, ihre Frauen und Kinder in die Sabrifen zu jchiden. 


Durd; die Sunahme der Srauen- und Kinderarbeit wurde die Arbeit 
gelernter Arbeiter vielfach überflüffig. Schon 1788, wenige Jahre nad) der Er— 
findung des Selfaktors, arbeiten in den Spinnereien Englands neben 26000 
Männern etwa 31000 Frauen und 35000 Kinder. In den Webereien, die ſich 
gleichzeitig mit den Spinnereien entwidelten, waren nod vor Anwendung der 
Dampftraft 133000 Männer, 59000 Stauen und 48000 Kinder bejcäftigt. 
Durch die Möglichkeit, Frauen und Kinder zu bejhäftigen, verſchlechtern jid 
überall die Arbeitsverhältniffe, verringern ſich die Arbeitsgelegenheiten der 
Männer. In dem hervorragendften Tertilbezirt Englands, in Lancafhire, waren 
im Jahre 1840 in 412 Sabriten 10721 verheiratete Srauen bejchäftigt. Nur 
etwa 5000 ihrer Ehemänner waren in denfelben Fabriken angejtellt, 4000 ihrer 
Männer hatten anderwärts Arbeit und etwa 1000 waren arbeitslos. Sie konnten 
zu Kaufe bleiben und die Wirtjhaft verforgen, während die Srau den Unterhalt 
für die Samilie bejhaffen mußte! 

Die Dechältniffe waren in Deutſchland beim Aufkommen der Großinduftrie 
kaum andere. In den rheinifchen Induftriebezirten wurden in den erjten Jahr« 
zehnten des letzten Jahrhunderts viele Taufende von Kindern zartejten Alters 
gegen einen Tagelohn von zwei Grofchen zu einer Arbeit von 10, 12, ſelbſt 
14 Stunden, fogar zur Nachtzeit herangezogen. Geſundheitliche Schädigung und 
geiftige und fittlihe Derwahrlofung der Jugend waren die Folgen diejer Su« 
ftände. 


Die Arbeiterfrage entjteht ſomit aus dem Interefjengegenfag von Ka= 
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pital und Arbeit, von Unternehmer und Arbeiter, Don verſchiedenen 
Seiten und mit verjchiedenen Methoden hat man verjucdt, diefen Inter- 
eſſengegenſatz zu überwinden, einmal von feiten der Arbeiter, dann auch 
durch Staat und Gejetgebung. Während fid in den erjten Jahrzehnten 
nad der Entitehung der Großinduftrie die Arbeiter leidenſchaftlich gegen 
die neuen Erfindungen wandten, Maſchinen zerftörten, Fabriken anzün- 
deten, haben fie jpäter nad wirkſameren Mitteln der Hilfe gefudt. 


2. Politifche und gewertihaftlihe Arbeiterbewegung. 


Seit den jechziger Jahren erjtarkt in Deutfhland eine Arbeiter: 
bewegung, die jid} dur Zwei Kanäle Bahn bridt; einmal in der 
politifhen, dann in der gewerkſchaftlichen Bewegung. 

Politifhe Arbeiterbewegung. Im politiihen Leben war es 
das Entjtehen der jozialdemofratifhen Partei, das Zu einem Sufammen- 
ſchluß großer Arbeitermaffen führte. Die fozialiftifhen Ideen, die auf 
die Kerbeiführung einer fozialijtifhen Gejellihaftsordnung abzielen, find 
zuerfl im Anſchluß an die Sranzöfifche Revolution verbreitet worden. 
Damals mußten die Führer des Dolkes begreifen, daß die „Sreiheit”, die 
das Ergebnis der Revolution war, zur Unterdrükung der Shwaden führte, 
und jo verlangte der Sranzofe Babeuf, daß zur politifchen Sreiheit die 
joziale Gleichheit hinzufomme. Das Privateigentum follte abgefchafft 
werden, und die vorhandenen Güter follten allen gemeinfam (en commun) 
gehören. Danady nannte man diefe Forderungen zuerft „Kommunismus“. 
Dieje Gedanken jind in Deutjhland durch verjhiedene Gelehrte und Po- 
litifer weiterverfolgt und ausgebaut worden. 

Suerjt hat Lajfalle, geb. 1825, auf die Entftehung der ſozialiſtiſchen 
Bewegung in Deutjhland hingewirkt. Im Jahre 1863 gründete er den 
„Allgemeinen Deutjchen Arbeiterverein“. Er ging dabei von dem Gedanken 
aus, daß der Arbeiter auf Grund des herrſchenden Wirtjhaftsiyftems nicht 
den vollen Ertrag feiner Arbeit erhält, fondern nur ein Exiſtenzmini— 
mum, d. h. eine Summe, die ihn gerade vor dem Derhungern jhüßt. Das 
fei ein ehernes Lohngefeß, das nur durchbrochen werden kann, wenn 
die herrſchende Wirtjhaftsordnung befeitigt würde. Die Arbeiter müßten 
in den Befit der Produftionsmittel fommen, d. h. ſelbſt Unternehmer 
werden, um den vollen Ertrag ihrer Arbeit erlangen zu können, und er 
forderte zur Herbeiführung diefes Zuſtandes die Gründung von Produftiv- 
aſſoziationen, Zu denen der Staat die Mittel geben follte. Da aber auf 
die Bewilligung folder Summen durch den Staat nur Zu rechnen fei, 
wenn die Arbeiter jelbft Einfluß auf das Parlament hätten, forderte er das 
allgemeine Wahlrecht. Er war alfo ein Demofrat, der foziale Ziele durd- 
jegen wollte: ein fozialer Demofrat. 

Stärfer nod wurden die Arbeitermaffen dur die Ideen von Karl 
Marr, geb. 1818, beeinflußt, die in deſſen Schriften: „Das kommuniſtiſche 
Manifeſt“ (1848) und „Das Kapital“ (1867) niedergelegt find. Auf ihnen 
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baut das Programm der fozialdemofratifchen Partei, die eine fozialiftifche 
Gejelljhaftsorönung herbeiführen will, auf. Marr hat verjuht, wifjen: 
ihaftlic zu begründen, daß die Gefellihaftsordnung ſich notwendig zum 
Sozialismus entwideln müffe. 


Sein Gedanfengang ift folgender: In der Fapitalijtifchen Wirtjchaftsordnung 
kann nur der Kapitalijt, d. h. der Befier von Produftionsmitteln (Grund und 
Boden, Werkzeugen, Rohftoffen, Fabriken) Güter produzieren. Die befiglojen 
Schichten können ihren Unterhalt nur dadurch gewinnen, daß fie die einzige 
Ware, die fie bejigen, ihre Arbeitskraft, an die Kapitalijten verkaufen. Dieje 
geben ihnen nicht den vollen Ertrag ihrer Arbeit, rejpettive nicht einen Lohn, 
der dem Wert der von den Arbeitern produzierten Güter entipricht, jondern nur 
einen Teil davon. Den Mehrwert, d. h. den Unterjchied zwijchen dem Wert 
des Arbeitsprodufts und dem Arbeitslohn, behält der Kapitalijt als Untere 
nehmergewinn. Diejer Gewinn ermöglicht es dem Kapitaliften, fein Has 
pital bejtändig zu vergrößern. Eine weitere Solge der in der heutigen Gejell« 
ihaftsordnung herrjhenden freien Konkurrenz ijt es aber, daß der Beſitzer des 
größeren Kapitals den Bejiger des Heineren Kapitals unterbieten und verdrängen 
fann und daß daher die Sahl der Kapitaliften immer geringer, die Sahl der 
Bejiglofen immer größer wird. Häufung des Befiges auf der einen Seite, Der- 
elendung der Maſſen auf der anderen Seite! Das führt jchlieglic dahin, daß 
alles Kapital in den Händen fo weniger angehäuft ift, daß die Maſſe der Er- 
propriierten den Umſturz herbeiführen muß. „Die Erpropriateure werden er- 
propriiert”, und durch die Diktatur des Proletariats wird eine neue Ordnung 
der Produttion und des Wirtjchaftslebens herbeigeführt werden. In diefer neuen 
Ordnung wird es kein Privateigenium und feine privatwirtfchaftlihe Produftion 
mehr geben. Alles Kapital (Boden, Rohjtoffe, Werkzeuge ufw.) wird der Ge— 
ſelliſchaft (societas) gehören (Dergefellihaftung der Produftionsmittel), und 
niemand wird ein arbeitslofes Eintommen beziehen. 


Die fozialdemofratifdhe Partei wurde unter dem Einfluß der 
Ideen von Marz im Jahre 1869 gegründet. Später ſchloſſen ſich au die von 
caſſalle ins Leben gerufenen Arbeitervereine ihr an (1875). Das ſchnelle 
Anwachſen der Partei führte im Jahre 1878 dazu, daß ein Ausnahmegeſetz 
„gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie" erlaſſen 
wurde (Sozialiftengefeb), wonach die Führer ausgewiefen, jozialdemofra- 
tifche Dereine und 3eitjchriften unterdrüdt werden konnten. Trotzdem nahm 
die Partei weiter zu. Im Jahre 1890 wurde das Geſetz aufgehoben, nachdem 
es ſich gezeigt hatte, daß es ſeinen Zweck nicht erfüllte. Im Jahre 1912 
wurden 110 ſozialdemokratiſche Abgeordnete in den Reichstag gewählt. Aus 
dem Erfurter Programm der Partei (1891) find einige Grundzüge hervor- 
zuheben, weil fie jahrzehntelang die Haltung der Arbeiterichaft beeinflußten. 
Es heißt darin: 

Hur die Derwandlung des kapitaliſtiſchen Privateigentums an Produftions- 
mitteln — Grund und Boden, Öruben und Bergwerfe, Rohjtoffe, Werkzeuge, 
Derfehrsmittel — in gejellfhaftlidyes Eigentum und die Umwandlung der Waren. 
produktion in fozialijtifhe, für und durd; die Geſellſchaft betriebene Produktion 
kann es bewirken, daß der Großbetrieb und die jtets wachſende Ertragsfähigfeit 
der gejellichaftlichen Arbeit für die bisher ausgebeuteten Klaffen aus einer 
Quelle des Elends und der Unterdrüdung zu einer Quelle der höchſten Wohl- 


fahrt werde, 
Salomen, Dollsgemeinihaft. 2. Aufl 11 
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Der Kampf der Arbeiterflaffe gegen die Tapitaliftifche Ausbeutung ijt not. 
wendigermweife ein politilher Kampf. Die Arbeiterflaffe kann ihre ökonomiſchen 
Kämpfe nicht führen ohne politifche Rechte. Sie kann den Übergang der Produf« 
tionsmittel in den Befig der Gefamtheit nicht bewirken, ohne in den Beſitz der 
politifhen Macht gefommen zu fein. 

Die Interefjen der Arbeitertlafje find in allen Ländern mit Tapitaliftijcher 
Produftionsweife die gleihen. In diefer Erkenntnis fühlt und erklärt die fozial- 
demofratifche Partei Deutfchlands fi eins mit den Hafjenbewußten Arbeitern 
aller übrigen Länder, 

Ausgehend von diefen Grundfähen forderte das Programm unter anderem: 

Allgemeines, gleiches, direftes Wahle und Stimmreht mit geheimer Stimm- 
abgabe aller über 20 Jahre alten Reichsangehörigen ohne Unterjchied des 
Gejchledts für alle Wahlen und Abfjtimmungen. Proportionalwahlfgitem. 

Erziehung Zur allgemeinen Wehrhaftigteit. Dolfsheer an Stelle des ftehenden 
Heeres. Entjheidung über Krieg und Frieden durch die Volksvertretung. Schlich- 
tung aller internationalen Streitigkeiten auf fchiedsgerihtlihem Wege. 

Abſchaffung aller Gejege, die die Frau in Öffentlichrehtlicher und privat- 
rechtlicher Beziehung dem Manne unterordnen. 

Feſtſetzung eines höchſtens 8 Stunden betragenden Normalarbeitstages. 

Rechtliche Gleichjtellung der Iandwirtfchaftlihen Arbeiter und der Dienft- 
boten mit den gewerblichen Arbeitern. 

Innerhalb der Partei entitand feit den neunziger Jahren eine Rid- 
tung, die mehr und mehr darauf ausging, auf gejeklihem Wege, dur 
allmählihe Umwandlung die neue Gejellihaftsordnung zu ſchaffen, die 
an der Lehre von der Derelendung der Mafjen nicht mehr feithielt, da die 
Mafje der Befilojen in materieller und geiftiger Beziehung im Aufjteigen 
begriffen war. Sie verlangte deshalb eine Revijion des Parteiprogramms. 
Während des Krieges trat eine Umgruppierung innerhalb der Partei ein. 
Der Unterſchied zwiſchen Marrijten und Revifioniften verwifchte ſich durch 
Unterſchiede, die fid} aus der Stellungnahme zum Krieg, der Bewilligung 
von Kriegsfrediten ergaben. Darüber entſtand die tatfählihe Spaltung 
der Partei, aus der ſich die Unabhängige Sozialdemofratiihe Partei 
loslöfte. 

Don diefer wurde die Revolution vorbereitet. Die Führung glitt 
bald in die Hände der Mehrheitsfozialiften, die vor allem die wirtichaftlichen 
Siele verfolgten, obwohl die Revolution mit einer politifhen Umwälzung 
eingejeßt hatte. Ihre Haltung entſprach den Gedankengängen des alten Pro- 
gramms — politiihe Sreiheit als Mittel der wirtjhaftlihen Umwälzung 
Sie wußten, daß die Arbeitermaffen nur zu befriedigen wären, wenn die 
Wirtjhaftsordnung auf eine neue Grundlage gejtellt wird. In ihrer wirt- 
Ihaftlihen Bedeutung war die Revolution nichts anderes als ein Ringen 
zwiſchen Sozialismus und Kapitalismus. 

Swilchen den beiden Slügeln der Partei — den Unabhängigen und 
den Mehrheitsfozialiften, die ſich über ihre Stellungnahme zum Krieg 
gejpalten hatten, entjtand in der Revolution ein Unterfchied der wirtfhaft- 
lichen Auffaffung. Es handelte fih um die Sragen, ob die ſozialiſtiſche Wirt- 
ſchaftsordnung auf gefeßmäßigem Wege, mit Hilfe demofratifher und parla- 
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mentarifher Methoden, oder gewaltjam, im Wege der Diktatur und mit 
Gefahr eines langen Bürgerkriegs herbeigeführt werden follte. Damals fpal- 
tete fih noch eine dritte Gruppe, der Spartatusbund (fpäter kommu— 
niſtiſche Partei) ab, die zur Durchſetzung der wirthaftlihen Ziele grund- 
jäglid, für das Mittel des „Terror“ eintrat. 

Eine Überbrüdung der Gegenſätze von Mehrheitsfozialiften und Unab- 
hängigen gelang fchließlich, und die Wiedervereinigung der Partei wurde 
im Jahre 1922 herbeigeführt. 

Ein neues Programm kam auf dem Heidelberger Parteitag (1925) 
zuftande. Es bedeutet einen Sieg des revifioniftiichen Gedanken, obwohl 
die wejentlihen Grundlagen des Erfurter Programms übernommen find. 
Nur ift Deraltetes daraus entfernt und Unfiheres ausgefchaltet worden. 
Es zerfällt auch wieder in einen grundfäglicden Teil und in ein Aftions- 
programm für die Gegenwart. In dem grundjäßlihen Teil unterjcheidet es 
fih von den angeführten Sägen des Erfurter Programms nur injoweit, 
als es die veränderte Staatsverfafjung berückſichtigt. 3. B.: 

„In der demofratifchen Republik befigt die Arbeiterflaffe die Staatsform, 
deren Erhaltung und Ausbau für ihren Befreiungstampf eine unerläßlihe Not- 
wendigfeit iſt.“ 

Der Entwicklungsgedanke tritt an die Stelle des Umfturzgedanfens in 
dem Saß: 

In jtändigem Ringen und Wirken auf politifchem, wirtfchaftlichem, ſozialem 
und fulturellem Gebiet ſtrebt die Partei zu ihrem Endgiel.” 

Das Aktionsprogramm trägt einen proviforiihen Charakter. Die Mittel 
zur Derwirflihung der Sogialifierung bleiben offen — wohl in der Er- 
fenntnis, daß auch theoretifch der Weg noch nicht gefunden ift, und daß 
eine Sejtlegung im gegenwärtigen Augenblid praftifhe Geftaltungen un— 
günftig beeinfluffen fönnte. In bezug auf die Wirtfhaftspolitit wird unter 
anderen gefordert: 

„Grund und Boden, Bodenjhäße und natürliche Kraftquellen, die der Energie- 
erzeugung dienen, find der Eapitalijtifhen Ausbeutung zu entziehen und in den 
Dienft der Gemeinſchaft zu überführen. Ausgejtaltung des wirtjhaftlihen Räte- 
initems zur Durdjführung eines Mitbeſtimmungsrechts der Arbeiterflaffe an der 
Organifation der Wirtſchaft unter Aufrehterhaltung des engen Zuſammenwirkens 
mit den Gewerkjchaften. — Kontrolle des Reiches über die Tapitalijtijchen Inter: 
ejfengemeinjhaften, Kartelle, Trufts. Sörderung des Siedlungsweſens.“ — 

Das alte Agrarprogramm ijt aufgegeben, allerdings iſt etwas Neues 
noch nicht an die Stelle gefeht. 

Befondere Forderungen gelten der internationalen Politit. Es heißt: 

„Als Mitglied der fozialiftiichen Arbeiterinternationale kämpft die fozial- 
demofratifhe Partei Deutjchlands in gemeinfamen Aktionen mit den Arbeitern 
aller Länder gegen imperialiftifhe und fapitaliftifche Dorftöße und für die Der- 
wirflihung des Sozialismus. Sie tritt mit aller Kraft jeder Derjhärfung der 
Gegenſätze zwiſchen den Dölfern und jeder Gefährdung des Friedens entgegen. 
Sie fordert die friedliche Löfung internationaler Konflikte und ihre Austragung 
vor obligatorifchen Schiedsgerichten. Sie tritt ein für das Selbſtbeſtimmungsrecht 
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der Völker und für das Recht der Minderheiten auf demokratiſche und nationale 
Selbjtverwaltung. Sie widerſetzt ſich der Ausbeutung der Kolonialvölfer, der 
gewaltfamen Zerjtörung ihrer Wirtfhaftsformen und ihrer Kultur. Sie verlangt 
die internationale Abräftung. Sie tritt ein für die aus wirtjhaftlihen Urſachen 
zwingend gewordene Schaffung der europäiſchen Wirtihaftseinheit, für die Bil- 
dung der vereinigten Staaten von Europa, um damit Zur Interejjenfolidarität 


aller Kontinente zu gelangen. 
Sie fordert die Demofratijierung des Dölferbundes und feine Ausgejtaltung 


zu einem wirfjamen Injteument der Stiedenspolitif, 

Gewertfhaften. Neben der politiichen Bewegung haben die Arbeiter 
auch noch andere Mittel zur Selbithilfe gefunden: die Dereinigung in Berufs- 
verbänden, die wirtfchaftlihe, nicht politifche Aufgaben verfolgen. Unter 
Gewert- oder Berufsnereinen verfteht man Dereine von Arbeitern 
ein und desjfelben Gewerbes zur Wahrnehmung ihrer Interejfen gegenüber 
den Arbeitgebern. Sie verſuchen durch ihren Sufammenjhluß einen größeren 
Einfluß auf den Arbeitsvertrag zu erlangen. 

Die Methoden, deren die Gewerkichaften fi zu diefem Swed bedienen, 
find verſchiedener Art: gegenfeitige Derficherung und Unterjtügung, Re 
gelung des Arbeitsmarktes, gemeinfamer Dertragsihluß und Streit. Die 
Gewerkvereine organijieren bei Streitfällen zwifchen Arbeiterfhaft und 
Unternehmern den Lohntampf. Dabei iſt ihre wichtigſte Waffe der Streif. 
An arbeitslojfe Mitglieder zahlen die Gewerkſchaften eine Erwerbslofen- 
unterjtüßung, um zu verhindern, daß die jtellenlojen Arbeiter zu niedri- 
gem Lohn Arbeit annehmen und andere damit unterbieten. 

Allerdings haben die Organtjationen der Arbeiter Gegenmaßregeln 
von feiten der Arbeitgeber hervorgerufen. Auch jie haben Derbände 
gegründet mit dem Swed, die Macht der Gewerkſchaften zu brechen. Dieje 
Derbände find in der Dereinigung der deutjchen Arbeitgeberverbände zuſam⸗ 
mengejäloffen (1921 vereinigte fie 215 Derbände mit 1750 Unterverbänden, 
die rund 100000 Betriebe mit gegen 8 Millionen Arbeitern umfaſſen). Dem 
Streit der Arbeiter in einzelnen Betrieben jegen fie die Ausjperrung eines 
ganzen Gewerbes entgegen. Die Kämpfe, die in den legten Jahrzehnten 
ausgefochten wurden, waren ſchließlich für beide Parteien fo aufreibend, 
bradten jo ſchweren wirtfhaftlihen Schaden, daß mehr und mehr die 
Arbeitgeber ſich bereitfanden, mit den Gewerkvereinen zu verhandeln. 
Unter ſolchen Umſtänden wird es möglich, aud ohne Streit zu Derein- 
barungen zwiſchen der gefamten Arbeiterfchaft eines Betriebes oder eines 
Berufs und den Unternehmern zu gelangen: einen folleftiven Arbeits- 
vertrag oder Tarifvertrag abzufhliegen. Der Tarifvertrag iſt eine 
ihriftliche Dereinbarung zwifchen der organifierten Arbeiterfhaft und den 
Arbeitnehmern, in dem Arbeitslöhne und Arbeitszeit auf Grund gemein. 
ſamer Derhandlungen für beide Teile verbindlich geregelt find. 

In der deutjhen Gewerkvereinsbewegung find verſchiedene Gruppen 
zu unterfheiden. Die wichtigſten find die unter jogialdemofratifher Ober- 
leitung jtehenden Sreien Gewerkſchaften, die unter demofratifcher Leitung 
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ſtehenden hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine ſowie die chriſtlichen Gewerk— 
ſchaften. Die freien Gewerkſchaften zählten 1923 in 44 Verbänden 7 Mil- 
lionen Mitglieder, darunter 1,5 Millionen weiblihe Mitglieder. Die chriſt⸗ 
lihen Gewerkſchaften zählten zur felben Zeit 937000 Mitglieder, davon 
230000 Srauen. Die Hirſch-Dunckerſchen Derbände blieben dahinter erheb- 
li) zurüd. In Angeftelltenverbänden der verfchiedenften Richtungen und 
Berufe waren 1921 außerdem 1642000, darunter 351000 weiblihe Mit- 
glieder organifiert. In Beamtenverbänden (1924) fait 2 Millionen Mit- 
glieder, davon 110000 weibliche. 

Aber niht nur in ihrer Eigenfhaft als Produzenten, fondern aud 
als Konfumenten, als Käufer haben die Arbeiter ſich des Mittels 
der Dereinigung, des Sufammenjhluffes bedient, um ihre Lebenshaltung 
zu erhöhen. Wie die Gewerkvereine, jo haben aud die Konjumgenojjen- 
ſchaften von England ihren Ausgang genommen. 

Unter einer Konfumgenojjenjhaft verfteht man eine Dereinigung von Per» 
fonen, die durch den gemeinjamen Einfauf täglidyer Bedarfsartitel im Großen 
diefe billiger als dur; den Zwiſchenhandel beziehen wollen. Der Swed diefer 
Dereine liegt alfo in der Derdrängung des Smwifchenhandels, in der unmittels 
baren Derbindung des Konjumenten mit dem Großhandel oder Produzenten. 
Dur den gemeinſchaftlichen Einkauf joll den Mitgliedern, die nur Tleine Mengen 
von Waren kaufen können, der Dorteil des Großbezugs zugänglicd; gemacht wers 
den. Diele Konfumvereine können infolge der Sicherheit ihres Abfages dazu über— 
gehen, einzelne Waren felbjt herzujtellen. Sie haben eigene Bädereien, Schuh- 
fabrifen, Seifenfabrifen u. dgl. Die Konfumvereine haben es den Arbeitern er— 
möglictt, die Kaufkraft ihres Einfommens zu erhöhen. Das ift ein ebenfo wichtiger 
und für die Lebenshaltung der Maffen entjcheidender Sortſchritt wie eine Steige- 
rung des Lohnes. In den deutſchen Konfumvereinen find (1924) über 4 Millionen 
Samilien organifiert. Der Derfaufserlös der beiden großen Sentralorgantfationen 
betrug (1924) 775 Millionen Mark. 


3. Sozialijierung. 


Das Endziel der Arbeiterbewegung, foweit fie in irgendeiner Sorm 
jozialiftifche Prägung hat, ift die grundfägliche Umgeftaltung des Wirtihafts- 
ſyſtems; die „Dergefellfiehaftung der Produftionsmittel“. Die Produftions- 
mittel follen in den Beſitz der Gejamtheit übergehen, die Produftion für 
und durch die Gefellichaft betrieben werden. Die Revolution hat erwiefen, 
wie außerordentlich ſchwer die Derwirklihung diefer Forderung herbeizu- 
führen ift. Denn als die Arbeiterregierung die grundfäglihe Möglichkeit 
zu umftürzenden Maßnahmen hatte, zeigte es ſich, daß praftifche, in das 
Einzelne gehende Pläne dafür fehlten, und daß fie nicht ohne weiteres 
erarbeitet werden können. 

Ohnehin war der Zeitpunkt für große wirtjchaftlihe Umgeftaltungen 
befonders ungeeignet. Denn die Wirtſchaftskraft des Landes war durd den 
Krieg völlig erjhöpft. 

Aber felbft unter günftigeren Bedingungen würde eine allgemeine So- 
ziafifierung aller Wirtfhaftszweige in einem kulturell und ziviliſatoriſch 
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hoch entwideltem Land immer den größten Schwierigkeiten begegnen. Denn 
für die meiften Erwerbszweige, befonders für die Induftrien derSertigfabri= 
Tate ift die Initiative, der fchöpferifche, unternehmende, aber auch voll ver- 
antwortliche Geijt des Unternehmers für den wirtjchaftlihen Erfolg des 
Betriebes unentbehrlidh. Das gilt ebenfalls für den Kleinhandel und die 
Landwirtihaft. Für den gefellihaftlihen, für den Staatsbetrieb bedarf es 
zum Gelingen bei allen Mitarbeitern gewiſſer pfychologiſcher Dorausfegun- 
gen: eines felbjtlofen Gemeinjhaftsgeiites, der allmählid entwidelt wer« 
den muß, jofern er überhaupt allgemein erzeugt werden kann. Adolf Wags» 
ner pflegte zu fagen: Die Menjhen müßten 3u Engeln werden, jofern eine 
ſozialiſtiſche Wirtihaftsordnung völlig durdigeführt werden fol. Denn 
das jet voraus, daß jeder ohne die Ausficht auf eigenen Dorteil feine 
beite Kraft bei der Arbeit hergibt. Das find aud; die Erfahrungen, die in 
der rufjiihen Räterepublit dazu geführt haben, ihre erjten Maßnahmen 
in gewiffem Umfang — jedenfalls für die Gegenwart — einzufchränfen. 

Die Methoden der Sozialifierung. Man jah fid) daher in Deutſch— 
land gezwungen, die Stage der Sozialifierung und der möglihen Methoden 
eingehend zu unterjuhen. Es war zu prüfen, ob eine Sozialifierung im 
einzelnen Salle die Arbeitsgelegenheiten vermehren und die Bedarfsbefriedi- 
gung der Gejamtbevölferung erhöhen würde. Andernfalls Ihlägt fie für die 
Arbeiter felbijt zum Unheil aus. Dabei fam man zu dem Ergebnis, daß 
eine Sozialifierung ſich ganz verfhiedener Mittel bedienen muß. Nicht auf 
allen Gebieten kann eine eigentlihe Sogialifierung, d. h. Derftaatlihung 
der Produftionsmittel, Überführung der Betriebe in den Gemeinbefit, Um: 
geftaltung zum ftaatlihen Betrieb erfolgen. Die Entwidlung nad der Reno- 
Iution zeigte vielmehr, daß Staats- und Gemeindebetriebe leicht ihre Er- 
tragsfähigfeit einbüßen und die Produftion verteuern. Es wird deshalb 
bei einzelnen Sweigen des Wirtjhaftslebens die Derjtaatlihung des Be 
fies bei privatem Betrieb oder ein gemifchtwirtfchaftliher Betrieb oder 
die Schaffung von Selbtverwaltungsförpern unter Aufficht der Behörden 
und der Arbeitervertreter vorzuziehen fein. Diefe verjhiedenen Sormen 
der Sozialifierung find durd die Verfaſſung vorgefehen. Es heißt in Art. 156: 

Das Reid; Tann dur Geſetze, unbejhadet der Entihädigung, für die Der- 
gejellihaftung geeignete private wirtfhaftliche Unternehmungen in Gemeineigen- 
tum überführen. Es kann fi} jelbjt, die Länder oder die Gemeinden, an der Der- 
waltung wirtfchaftlicher Unternehmungen und Derbände beteiligen oder ſich daran 
in anderer Weije einen bejtimmten Einfluß fichern. 

Das Reich fann duch Geſetz wirtfhaftliche Unternehmungen und Derbände 
auf der Grundlage der Selbjtverwaltung zuſammenſchließen mit dem Stele, die 
Mitwirkung aller ſchaffenden Dolfsteile zu fihern, Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
an der Derwaltung zu beteiligen und Erzeugung, Herjtellung, Derteilung, Der- 
wendung, Preisgejtaltung fowte Ein- und Ausfuhr der Wirtihaftsgüter nad ges 
meinwirtihaftlihen Grundjägen zu regeln. 

Die Gewerbe- und Wirtfhaftsgenoffenfhaften und deren Dereinigungen find 
auf ihr Derlangen unter Berüdfihtigung ihrer Derfafjung und Eigenart in die 
Gemeinſchaft einzugliedern. 
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Es iſt alſo vorgeſehen, gemiſchte Betriebe zu ſchaffen, oder ein Der- 
waltungsfujtem, bei dem der Unternehmungsgeijt des einzelnen nicht aus- 
geichaltet, die Gefamtheit aber doc; mitbeteiligt und mitverantwortlich ge— 
macht tft. In der Richtung bewegten fich auch die eriten praftiihen Derfuche 
der Revolutionsregierung (Kohlenrat). Jedenfalls ſetzte die Erkenntnis ſich 
durch, daß jede Sozialifierung jih in erjter Linie den Betrieben zuwenden 
müßte, die die Ausnußung von Bodenfhäßen betreiben (Bergwerfe), oder 
die Kraft: und Energiequellen erzeugen, und die jegt ſchon monopol- oder 
truftartig organifiert find. Das trifft vielleiht auch auf die Großbanfen zu, 
die durch die Derfügung über das Kapital eine Herrſchaft über ganze Wirt- 
ihaftszweige ausüben, die Wirtjchaftspolitif bejtimmen und die Auslands- 
politit aufs ſtärkſte beeinfluffen. Eine Sozialifierung des Bodens ſcheint 
überhaupt nur in der Sorm denkbar, daß der Großgrundbeſitz aufgeteilt und 
Bauernſtellen gefhaffen würden, für die jede Tünftige Spekulation durch 
ein neues Beſitzrecht ausgefchaltet wäre, Doch ift die ganze Frage über das 
Gebiet theoretiiher Betrachtungen nicht hinausgefommen. Die Inflations- 
zeit machte jedes praftifche Beginnen unmöglid. Die deutſche Arbeiterihaft 
ſteht geiftig viel zu hoch, als daß fie die Sinnlofigfeit von Maknahmen hätte 
verfennen können, die ihr nur zum Nachteil ausgejchlagen wären. 


Auf der anderen Seite haben die Unternehmer ihre Abwehrbe- 
wegung mit größtem Nahdrud geführt und die gleichen Umitände, die 
der Arbeiterfhaft die Srüchte der Revolution raubten, feitigten von neuem 
die Stellung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsmächte. 


In jedem Sall zeigt die bisherige Entwicklung, daß der Gleichheits- 
gedanfe ebenfo ſchwer in der menjchlichen Gefellfhaft rein durchzuführen 
ift wie der Sreiheitsgedanfe. Die Überjpannung der wirtjhaftlihen Srei- 
heit war unerträglich, weil fie die Schwächeren unterdrüdt. Eine Gemein— 
wirtihaft, die den freien Antrieben feinen Spielraum läßt, die den einzelnen 
nicht am Erfolg feiner Arbeit unmittelbar beteiligt, wirtihaftet teuer, er- 
zeugt weniger als die Privatwirtihaft. Das Streben muß deshalb darauf 
gerichtet fein, eine Sorm der Gemeinwirtihaft zu finden, die das Wirtihafts- 
leben von der Gefamtheit regeln läßt, ohne den Unternehmungsgeüt aus- 
zufchalten. Das wird nur gelingen, wenn die Menſchen mit all ihren Sähig- 
feiten der Gejamtheit zu dienen bereit werden. 


So wird der Sozialismus zu einer Aufgabe der Erziehung. Grund- 
legende Änderungen der Gefellfhaftsordnung können dauerhaft nur auf einer 
Gefinnungsänderung der Menſchen begründet werden. Denn mehr noch als 
die privatkapitaliftifche Leitung des Wirtfchaftslebens ift der innere Zuſtand 
der Menfhen ſchuld an aller Zerriffenheit der heutigen Suftände. Eine 
Erziehung zum Gemeinfinn wird Zur Dorausfegung für eine Derwirklihung 
des Sozialismus. Aber auch eine Erziehung, die allen Begabten den Auf- 
ftieg ermöglicht, wird zum beiten Mittel, um die Feſſeln der Klaſſenſchich— 
tung zu fprengen. Die Bemühungen um die Einheitsjchule und der Zu— 


162 Die Stauenfrage 
gang zu höherer Bildung auf Grund von Begabung treten in den Dorder- 
geund aller Bejtrebungen des Sozialismus. 


In der gleihen Richtung kann eine Steuergejeggebung wirken, die 
einen Ausgleich zwiſchen Lohn und Gewinn, zwifhen dem Anteil des Ar- 
beiters am Arbeitsvertrag und dem des Unternehmers und Kapitaliiten her- 
beiführt. Eine Steuer, die Zufällige Gewinne (Kriegsgewinne, Spefulations- 
gewinne, Wertzuwachs) erfaßt, die das Erbrecht mehr und mehr einfchränft, 
die das Einfommen aus Rente in viel höherem Maße heranzieht als das 
Arbeitseinfommen, ijt geeignet, das Kapital allmählich in den Befig der 
Gejamtheit überzuleiten, 


XXVI. Die Frauenfrage. 
1. Hauswirtſchaft und Doltswirtichaft. 


Als Srauenfrage bezeihnet man die Schwierigkeiten, von denen die 
Srauen durd; die Umwälzung der wirtjchaftlihen Derhältniffe und der 
Sorm des Öffentlichen Lebens im letzten Jahrhundert betroffen worden 
find; als Srauenbewegung das Derlangen und Streben nad) einer bej- 
jeren Stellung in Samilie, Geſellſchaft und Staat, nad) Gleihberechtigung 
auf geiltigern, wirtfhaftlihem und rechtlichem Gebiet. 


Die Surüddrängung des Sraueneinfluffes im Gemeinfhaftsleben, die 
Derfümmerung der Lebensmöglichleiten der Frauen ging Hand in Band 
mit der modernen induftriellen Entwillung, mit der Auswanderung vieler 
Aufgaben aus dem Haus in die Fabrik, in die moderne Unternehmung, 
in die organifierte Tätigfeit von Gemeinde und Staat. Schon in den 
Städten des Altertums, dann aud) in den deutfchen Städten des Mittel- 
alters jet dieſe Derfchiebung ein, die zunächſt dem ftädtiichen Haushalt die 
landwirtfhaftlichen Aufgaben, d. h. die Herftellung von Rohftoffen ent- 
zieht. Aber dieſe wirtſchaftliche Verſchiebung verringerte zunächft nicht das 
Tätigkeitsgebiet der Stau. Denn Hand in Hand mit dem Derluft 
diefer Aufgaben ging für die Samilienwirtfchaft der Derluft der Arbeits- 
fraft des Mannes, der einen außerhäuslichen Erwerb ergriff. An feiner 
Stelle mußte die Srau die Leitung des Haushalts übernehmen. Gingen aud) 
für fie manderlei Aufgaben verloren, jo fand fie neue Pflichten, die bis da- 
hin dem Manne oblagen. Und wo die berufliche Arbeitsjtätte des Mannes, 
wie das früher bei vielen Handwerkern der Sall war, mit der Wohnftätte 
der Samilie verbunden wurde, vergrößerte ſich noch das Arbeitsgebiet der 
Srau. Denn alle Samilienglieder wurden zu Hilfeleiftungen bei der Erwerbs- 
arbeit herangezogen. Die tatjähliche Entlaftung des Haufes an Aufgaben 
it erjt ein Ergebnis des 19. Jahrhunderts. Der Großbetrieb Tann viele 
Güter billiger oder befjer herftelfen. Man kauft daher Erzeugniſſe der Tertil- 
induftrie, der Konfektion; man kauft Seife, Wurjt und Brot, anftatt das 
alles im Haufe herzuftellen. Das Haus und die Samilie haben erhebliche Auf- 
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gaben der Kindererziehung, aber auch der Hädjftenhilfe (Sorge für Arme, 
Waifen, Krante) an Gemeinde und Staat abgegeben. 

Sind die Aufgaben der Hausfrau dem Umfang nad geringer geworden, 
fo ift dafür die Derantwortung gewachſen, weil die Hauswirtihaft in 
taufendfaher Weife mit der Dolkswirtfchaft verflochten it. 

Die Hauswirtjhaft muß ſich an die jeweilige Lage der Dolfswirtihaft, 
der Produktion, des Handels anpafjen. Davon hängt das Wohl der Gejamt- 
heit ab. Aus dem großen Sufammenhang der volkswirtſchaftlich verbun- 
denen Menjchheit fliegen die Güter in die kleinſte Teilgemeinfchaft inner- 
halb des Dolkes, in die Samilie, zum Verbrauch gurüd. Im Haus werden 
die Güter, die von der Volkswirtſchaft erzeugt werden, für den Derbraud; 
hergerichtet und nugbar gemacht. Die große Maffe der Menſchen, das ganze 
Volk mit geringen Ausnahmen befriedigt alle feine materiellen Bedürf- 
niffe im Rahmen einer Hauswirtihaft. In Preußen lebten im Jahre 1885 
von einer Gefamtbenölferung von 28,3 Millionen Menfchen 27,4 Millionen 
in Samilienhaushaltungen, 0,37 in Einzelhaushaltungen, 0,54 in Anftalten 
(Kafernen, Kranfenhäufern, Erziehungsanftalten, Hotels). Aus dem Zus 
jfammenhang von Hauswirtſchaft und Dolkswirtichaft, aus der Eingliederung 
des Haufes als einer Zelle in den Gefamtorganismus des Wirtihaftslebens 
ergaben fi neue Pflichten für die Hausfrau. 

Neue Einfihten, tiefere Bildung wird für die Hausfrau zur Notwendig- 
keit. Sie foll begreifen, da Auslandswaren von einem verjhuldeten Dolt 
möglihft wenig verwendet werden follten. Sie fann durch richtige Auswahl 
der Verbrauchsgüter die Produktion in gefunde Richtungen leiten. Don der 
Bausfrau hängt es ab, ob das verarmte Dolf wieder fparen lernt und neues 
Produftionsfapital anfammelt. Denn die Frauen verfügen über den größ- 
ten Teil der Erzeugniffe der Dolfswirtihaft. Es iſt vor dem Kriege berechnet 
worden, daß das deutjche Dolfseinfommen jährlich etwa 42 Milliarden Mark 
betrug (Helfferih). Davon wurden 7 Milliarden ungefähr für öffentliche 
Swede verwendet; 8 Milliarden dienten zur Dergrößerung des Tationalver- 
mögens und 27 Milliarden dem privaten Gebrauch. Die deutfchen Haus» 
frauen verwalteten und verwendeten — nad) einer Schätzung von Profeffor 
Wngodzinffi — davon 60 %, alfo rund 16 Milliarden Mark, die für Nah— 
rung, Kleidung, Wäſche, Heizung und dgl. verausgabt wurden. 

Die Hausfrau braucht technifhes und wirtfhaftliches Können, Waren: 
und Materialtenntnis; die Fähigkeit, Zeit- und Gelderfparnis im einzelnen 
Sall gegeneinander abzuwägen. 

(Iit es fparfamer, halbfertige Speifen zu kaufen, Eingemachtes, Puddingpulner, 
Maggifuppen, fertige Wäfche und Kleider, um Zeit für andere Aufgaben zu ge- 
winnen, oder ift es für Samilie und Dolfswirtfchaft vorteilhafter, wenn die 
Srau kocht und näht ftatt in den Fabriken zu arbeiten, aber auch mit ihrer Sa: 
milie die Erzeugnifje der Sabrikarbeit zu verbrauchen. Das kann nur im ein- 
zelnen Sall entjhieden werden.) 


Zu den voltswirtfhaftlihen Aufgaben der Srau gehört aber auch die Scho=- 
nung der Menfhenfraft; ihrer eigenen und der ihrer Mitarbeiter. Es 
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tt erjtaunlich, wieviel in bezug auf zwedmäßige Einteilung der Arbeit, pfleg- 
lihe Behandlung von Arbeits und Hausgerät gefehlt wird, wie gering die 
Derfuche zur Arbeitserleihterung, zur Derbefferung der Arbeitstechnif in der 
hauswirtſchaft find. Gewiß find zahlreiche Maſchinen dafür erfunden. Aber fie 
find für den Einzelhaushalt meift zu teuer. Der Menſch ift das wertvollſte Gut 
jedes Volkes. Jede Kraft, die nußlos verbraucht wird, ijt ein Abzug an Dolfswohl- 
ftand. Die Hausfrau follte aud; ſoziale Kenntniffe beſitzen. Denn Dienjtver- 
trag und Arbeitsordnung find Angelegenheiten, die der einzelne nicht nad} feinem 
Belieben, fondern nad allgemeinen Sitten und Derordnungen gejtalten muß. Sie 
muß von der Bewegung unter den Kausangeitellten wiljen, von ihren Sorde- 
rungen (geregelte Arbeitszeit, Tarifverträge ufw.), der Derfiherungspflicht und 
den Anfprüchen der Derficherten, aber auch von allen Einrichtungen der Hädyjten- 
hilfe, des Jugendſchutzes, der Dolfsbildung, die ihren Angejtellten von Nutzen 
fein fönnen. Das alles ijt feine private Angelegenheit; denn es entwidelt, ſchützt, 
hebt die Perjönlichkeit der Angeitellten, die dadurch wertvollere Glieder der 
Volksgemeinſchaft, Teiftungsfähige Mitarbeiter der Volkswirtſchaft werden. 


2. Die Srauenberufsfrage. 


Wenn aud) der Pflihtenfreis der Hausfrau für weite Shichten der Be- 
völferung immer wieder neue Inhalte erhalten hat, fo trifft das doch für die 
Töchter nicht mehr zu. Ihnen hat die hauswirtjhaftlicde Entwidlung zu— 
nächſt Lebensinhalt und Unterhalt genommen. Sie finden in der hauswirt— 
Ihaft feinen ökonomiſch und fittlih wertvollen Wirkungskreis. 

Die unverheirateten Frauen waren es daher in erjter Linie, die in das 
Erwerbsleben eindrangen, wo es ihnen offen jtand, und die nach neuen 
Berufsmöglichfeiten verlangten, als durch Sitte und Geſetz ihnen ganze 
Berufszweige verjchloffen waren. Während in der Landwirifchaft den 
Stauen niemals die Erwerbsarbeit genommen wurde, vollzogen ſich auf 
gewerblihem Gebiet die verjhiedenjten Ummwälzungen für die Srauen. 

In den erften Seiten des Handwerks, als die ſtädtiſche Bevölkerung des 
Mittelalters nad) und nad; Aderland, Diehbejtand, Obſt- und Gemüfegarten 
aufgeben mußte und die hauswirtfhaftliche Produktion fih dadurch ver- 
tingerte, nahmen die Srauen überall an der gewerblichen Arbeit der Männer 
teil. Nicht nur die verheiratete, fondern auch die alleinjtehende Frau fand in 
einer ganzen Reihe von handwerken Beihäftigung. Die Zünfte der Bäder, 
der Kürfchner, der Wappenſticker, der Tuchjcherer, der Lohgerber, der Gold: 
ſchläger und viele andere gewährten ihnen Aufnahme. 

Aber diefe goldene Zeit, in der die Srauenberufsfrage eine fo einfache 
Löfung fand, nahm ein Ende, als der Niedergang des Handwerks einjehte, 
Dom 14. Jahrhundert an begannen die Verſuche, die Frauen aus den Sünften 
und damit aus dem Handwerk auszufchließen, vom 16. bis 18. Jahrhunder 
haben diefe Verſuche einen volfftändigen Erfolg errungen. Die Srauen ge= 
tieten dadurch in eine große Notlage. Denn jhon zu jener Seit gab es eine 
Stauenfrage durch einen jehr erhebliden Srauenüberfhuß, der im Haus- 
halt feine ausreichende Bejhäftigung mehr hatte. Die Srauen fanden zum 
Teil Unterkunft in den Klöftern. Auch wurden zahlreihe Stiftungen er- 
richtet, jogenannte Beginenhäufer, in denen alleinjtehende Srauen verjorgt 
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und mit Handarbeiten und pflegeriichen Aufgaben bejhäfig wurden, ohne 
fid) durch ein Gelübde zu verpflichten. 

Der völligen Derdrängung der Stauen in der fpäteren Zunftzeit folgt 
ein langſames Eindringen der Stau, das erit durch die Anfänge der Srauen- 
bewegung herbeigeführt wird. Noch Louije Btto-Peters fümpft gegen das 
Derbot für Srauen, jelbftändige Schneiderinnen zu werden, Gab die Ge— 
werbefreiheit für das Gebiet des Norddeutſchen Bundes 1867 und bald 
darauf für ganz Deutfchland jedem Mann und jeder Srau das Kecht auf 
Steiheit der gewerblichen Betätigung, gab fie den Srauen die gejegliche Mög- 
lichkeit, wieder ein Handwerk auszuüben, fo fchaffte die Srauenbewegung 
erſt die tatſächliche Möglichkeit, diefes neue Recht auszunußen, indem 
fie durch ihre Agitation den Srauen den Gedanken nahebradite, daß die Ar- 
beit Pflicht und Ehre jeder Frau fei, und indem fie die Srauen für ver— 
ſchiedene handwertsmäßige Tätigkeiten auszubilden verjuchte. Die Anfänge 
der Stauenbewegung find in Deutjchland überall bezeichnet dur die Er- 
richtung der Stauenerwerbs- und Ausbildungsvereine, die in erſter Linie 
Gewerbefdhulen waren. 

Die Erwerbsarbeit der Frau. Der neue Eintritt der Srauen 
in das gewerbliche Leben war um fo notwendiger, als der ziffernmäßige 
Überfhuß der Frauen über die Männer beitehen blieb, ſich zeitweife fehr 
erhöhte, und daher nicht alle Srauen zur Ehe gelangen können. Aud kann 
die Ehe feineswegs als eine fihere Derforgung angefehen werden, da zahl: 
reihe Srauen zum Unterhalt der Samilie durch Erwerbsarbeit beitragen 
müfjen oder als Witwen für ſich und ihre Kinder zu ſorgen haben. 

Das Derhältnis der männlichen zur weiblichen Bevölkerung ftellte ſich im 


Jahre 1910: 
Männlid} 32 040 166 
Weiblid 32885 827 


Durch den Krieg hat fi; der Srauenüberjchuß erheblich vermehrt. 

Don den 8243598 Srauen, die nad der Berufszählung von 1907 in Deutjd- 
Iand einen Beruf ausübten, waren 3809359 verheiratet, verwitwet oder ge- 
ſchieden; alfo Srauen, die ganz überwiegend die Derantwortung für ein Haus» 
wejen und für das heranwachſende Geſchlecht tragen. 

Die Stauen haben deshalb die Eröffnung neuer Berufsmöglichfeiten ge— 
fordert und langſam den Zugang zu den meijten Berufen erlangt. 

Im Handwerk bieten fich der Stau die meiften Ausfichten im Befleidungs- 
gewerbe (Schneiderei, Pugmacherei). Auch für das Buchbinder- und Photographen- 
gewerbe hat ſich ein geregelter Ausbildungsgang durchgeſetzt. Die Srauen legen 
Gefellen» und Meifterprüfung ab. Berufsvereine haben ſich gebildet, die die 
Interefjen der Handwerkerinnen wahrnehmen. Die Regierungen haben den Kampf 
gegen unzureichende und unlautere Ausbildungsjtätten aufgenommen. 

Im Unterſchied zu der Arbeitsphäre der Srau im Hand werk jtellt ſich die 
Gefhihte der induftriellen Srauenarbeit — der Srauenarbeit in Haus- 
induftrie und Sabrit — als eine ungehemmte, immer fortichreitende Entwidlung 
dar. Das Bedürfnis nach vermehrten Arbeitskräften, das die deutſche Groß- 
indujtrie feit Jahrzehnten aufweilt, fam dem Derlangen, dem Bedürfnis der 
Frauen nad} vermehrten Arbeitsgelegenheiten entgegen. Don Jahr zu Jahr drang 
die Stau in der Großinduftrie vor, mehrte ſich die Sahl der Arbeiterinnen. Nach 
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der Berufszählung vom Jahre 1907 waren im Gewerbe 2105924 Srauen gegen- 
über 9 Millionen Männern bejhäftigt. Davon waren 1,5 Millionen Arbeite- 
rinnen; 477000 Stauen waren Selbftändige oder Betriebsleiterinnen; der Reit 
gehörte dem Dermwaltungsperfonal an. 

Don jeher ift die Srauenarbeit zahlreich in den Induftrien, in denen unge 
lernte Arbeit gefordert wird (Textil- Befleidungs-, Nahrungsmittels, Reinigungs 
gewerbe). Sie wendet ſich weniger den Bewerben zu, die eine längere Lehrzeit 
erfordern oder befondere Mustelkraft erheifchen. Die Beteiligung der Srau in 
den einzelnen Indujtrien hat fi} aber während des Krieges außerordentlid; vers 
ſchoben, jo daß zur Seit die Metallverarbeitung für die Srauenarbeit eine ebenjo 
große Bedeutung gewonnen hat wie das Tertilgewerbe. Auch wo die Srau meben 
und mit dem Mann bejhäftigt ijt, wird meift eine weitgehende Arbeitsteilung 
zwiſchen Mann und Stau durchgeführt. Der Mann webt am breiteren Webjtuhl, 
die fchwereren Stoffe, die feineren Muſter. 

Schlreiher als Männer arbeiten die Srauen in der Hausinduſtrie, die 
geradezu ein Repräfentant der Arbeit verheirateter Frauen in der Großinduftrie 
ift (Konfeftionsindujftrie). Die Hausindujtrie bietet den Frauen den Dorteil größe: 
ter Beweglichkeit und Anpaſſung der Arbeitszeit an die häuslichen Aufgaben der 
Stau. Doch führt fie meijt infolge geringer Löhne zu einer auferordentlichen 
Anfpannung der Arbeitskraft, die alle für das Samilienleben erhofften Dor= 
teile hinfällig macht. 

Das Eindringen der Stau in die anderen Berufe ijt erjt der Entwidlung der 
letzten Jahrzehnte zugufchreiben. 

Unter den neuen Erwerbsmöglichkeiten, die ſich den Frauen eröffnet oder er— 
weitert haben, jteht die Tätigkeit im Handel ziffernmäßig obenan, mit 931373 
Stauen. Davon find 246641 in felbjtändigen Stellen, als Gejhäftsinhaber tätig. 

Eine Ähnliche fchnelle Entwidlung hat die Srauenarbeit im Verkehrsweſen 
genommen, und zwar im Pojte, Telephon- und Bahndienit. 

Quantitativ geringer, aber qualitativ um fo erfolgreiher ift die Srauen— 
arbeit im Lehrberuf, in dem die Sulaffung zum öffentlihen Dienjt, d. h. 
zum Unterridt an öffentlichen Schulen, auch erjt feit wenigen Jahrzehnten er» 
folgt ift. Neuerdings gewinnt der Beruf der Kindergärtnerin auf der Grundlage 
einer verbefjerten Ausbildung — ebenfo wie der Beruf der hauswirtfchaftlichen 
und tehnijchen Lehrerin — größere Bedeutung. 

Don einer Eröffnung neuer Berufe kann man in gleichem Sinne bei der 
Krankenpflege, die erſt feit einigen Jahrzehnten als weltlicher, geldögelohnter 
Beruf geübt wird, insbefondere aber bei den fozialen Berufen und bei den Be- 
rufen mit akademiſcher Dorbildung, und ſchließlich in bezug auf die künſtleriſchen 
Berufe fprechen. Erſt feit etwa zwei Jahrzehnten ift der Beſuch der Univerfitäten 
für Srauen gejtattet worden, find Gnmnafien zuerft aus privater Initiative, dann 
mit Unterjftügung der Städte oder aus ftädtifhen Mitteln gegründet worden. 
Und jo reihen fid die Ärztin, die Oberlehrerin, die Jurijtin, die Nationalöfonomin, 
die Sozialbeamtin den anderen berufstätigen Srauen an. 

Derlangten die Srauen des Mittelftandes und der befigenden Klaffen 
nad neuen Pflichten und Aufgaben, fo waren die $rauen des Ar- 
beiterjtan des oft doppelt belaftet, durch ihre Samilienaufgaben einer: 
feits, dur; Erwerbsarbeit in Sabrit oder Hausinduftrie anderfeits. Sie 
bedurften feiner neuen Steiheit, fondern eines neuen und beſſeren Schußes, 
einer Beſchränkung ihrer Arbeitszeit, einer Regelung ihrer Arbeitsbedin- 
gungen. Die Srauenbewegung forderte diefen Schuß vom Staat, fah aber 
gleichzeitig ihre Aufgabe darin, durch Teilnahme an fozialer Arbeit die 
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Solgen diefer Doppelbelaftung weniger jhädlic Zu machen, den damit zu- 
fammenhängenden fozialen Mißftänden abzuhelfen. Die Srauen wurden 
gerade durch diefe Suftände dazu geführt, volle Derantwortlickeit für alle 
Gebiete des Öffentlihen Lebens zu fordern. 


Bildung und foziale Lage. Mit der Sorderung nad) Iulaffung zu 
allen Berufen ijt aufs engfte verbunden die Bildungsfrage. Der Zugang zu 
den höheren Berufen, aber auch die Leiftungsfähigkeit in allen Berufen hängt 
davon ab, ob den Mädchen diefelben Ausbildungswege offen jtehen. Aber 
weit über dieſe praftifchen Geſichtspunkte hinaus war die Srauenfrage 
auch von Beginn an eine geiftige Angelegenheit. Die Srauen wandten ſich 
gegen die geiftige Spannung im Leben von Mann und Stau, gegen das 
Auseinanderfallen der Interefjen, das nicht auf natürlicher Anlage, fon- 
dern auf den unzureichenden Bildungszielen beruhte, die man den Mäd— 
Ken jtellte. „Die Srau iſt dazu da, dem Manne zu gefallen.” Dies Wort 
Roufjeaus jtand in unſichtbaren Budjtaben über allen höheren Mädchen— 
ſchulen. Ihm wurden die Lehrpläne angepaßt. Sie waren auf äfthetifches 
Genießen, nit etwa auf praftifhe Tüchtigleit oder Anteilnahme an der 
geijtigen Kultur der Nation eingeftellt. Die Reform des Mädchenſchul⸗ 
wejens wurde deshalb geradezu zum Mittelpuntt der Srauenbewegung. 
Langjam wurden Erfolge errungen. Die preußifche Mädchenſchulreform 
1908 befriedigte einen Teil der Wünjhe. Schon vorher waren die von 
privaten Deranftaltungen vorbereiteten Mädchen zur Abiturientenprüfung 
und als Gajthörerinnen zu den Univerfitäten zugelaffen worden. Nach— 
dem Süddeutfhland mit der vollberedhtigten Sulaffung der Frauen zu 
den Univerjitäten bereits vorausgegangen war, ließ auch Preußen fie 1908 
zur Immatrilulation 3u. Der enge Sufammenhang zwifchen der Bildungs» 
und Berufsfrage fam in dem erjten Jahrzehnt der deutfchen Srauenbewe- 
gung auch dadurd zum Ausdrud, daß überall Srauenbildungs- und Er- 
werbsvereine entjtanden, die Ausbildungsftätten für das weiblihe Ge— 
ſchlecht ſchufen. 

Rechte und Pflichten. Don vornherein find ſich die Begründerinnen 
der Stauenbewegung darüber Har gewejen, daß die Srauen auch nad 
Gleichberedjtigung für ihre Stellung innerhalb der Familie und im öffent- 
lien Leben ftreben mußten. Ihr Geredhtigkeitsfinn empörte ſich dagegen, 
daß die Gefege der Stau für die Erziehung der eigenen Kinder nicht den 
gleihen Einfluß zubilligen wie dem Mann; daß die Frau vermögenstedht- 
lid, völlig vom Manne abhängig war, auch wenn fie felbft das Dermögen 
in die Ehe gebracht hatte. Sie begriff aud, daß fie ihre Forderungen für 
das geiftige und wirtfhaftlihe Leben nicht durchſetzen könne, folange fie 
am öffentliden Leben feinen Anteil haben durfte. 

Ganz klar und bewußt entjteht aber aus all diefen Erwägungen die 
Überzeugung, daß die Srauen ihre Pflichten für die Gefamtheit gar nicht 
erfüllen können, folange ihnen die Sreiheit Zur Betätigung fehlt. Die 
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Armen: und Waifenpflege, das öffentliche Gejundheitswejen, die Woh- 
nungsfürforge, die Schulverwaltung bedürfen des Einfluffes und der Mit- 
wirkung der Stau. Die Gemeinde- und Staatsperwaltung hatte die für- 
forgenden, pflegenden, erziehenden Aufgaben übernommen, die von alters- 
ber von Frauen ausgeübt waren, die man immer als den bejonderen 
Wirkungstreis der Stau betrachtet hatte. Aber bei dem Übergang diefer 
Aufgaben an öffentlihe Körperfhaften war den Frauen der Sugang dazu 
verfperrt worden. Denn das öffentliche Leben galt als Gebiet des Mannes, 
So entjtand die Forderung nad Sulaffung zu allen öffentlichen Amtern, 
für die die Frauen fähig find; die Forderung nad Gleihberedhtigung im 
öffentlihen Leben, die Forderung des Wahlredits. 

Sittlihfeitsfrage. Es ift bezeichnend für die Kraft.und Klar- 
heit, die in der Strauenbewegung von Anfang an vorhanden war, daß auf 
einem Gebiet die Frauen nicht die Rechte und Gepflogenheiten der Männer 
zum Maßitab ihrer Sorderungen erhoben. In bezug auf die feruelle 
Sittlidfeit wollten die Gründerinnen der Bewegung die bis dahin für 
die Srau geltenden Moralgejege aud; dem Mann als Maßjtab des Han- 
delns nahe bringen. Sie forderten nicht neue Sreiheiten für die Frauen, 
jondern neue Gebundenheiten für den Mann: Keufchheit vor der Ehe, 
gegenfeitige Treue in der Ehe. Dabei waren fie ſich wohl bewußt, daß 
dieje Forderung feineswegs leiht zu verwirkligen ijt, weil eine jahr- 
hundertelange Gewöhnung das Triebleben des Mannes gejteigert und 
übermäßig entwidelt hat. Aber das war fein Grund, um die Sorderung 
niedriger zu ftellen. Die bevölferungspolitifhen Gefihtspunfte, die im 
XXVIl. Kapitel behandelt werden, begegnen ſich ſtark mit diefen Sorde- 
rungen, da ſich die Solgen der ungeoröneten Beziehungen der Geſchlechter, 
der Triebhaftigkeit und Zügellojigfeit in einer Derfchlehterung des allge 
meinen Gefundheitszuftandes, einer Sunahme der Geſchlechtskrankheiten, 
einem Rüdgang der Geburten bemerkbar madıen. 

Auf allen Gebieten, in bezug auf Berufsfreiheit, Bildungsmöglidjfeiten, 
politiihe Rechte, foziale Pfliten, find die Sorderungen der Frau nur 
ſchrittweiſe erfüllt worden. Erſt feit zwei Jahrzehnten haben ſich die Uni— 
verjitäten den Frauen geöffnet, Die juriftifhe Laufbahn, das Predigtamt, 
die höhere Derwaltung war den Stauen bis in die jüngjte Seit ver- 
ihloffen. Langjam find fie ihrem Ziel näher gefommen, bis durd) die 
Revolution grundfäglid die Gleihberehtigung der Frau herbeigeführt 
worden ijt. Die politijhe Betätigung der Srau erhält erjt eine jtarfe 
Bedeutung durch das Wahlredit. Seitdem find viele der führenden Kräfte 
der Srauenbewegung in parlamentarifhe Arbeit eingetreten. Der deut: 
ihen Nationalverfammlung gehörten 40, dem jebigen Reichstag mehr als 
30 Srauen an. In allen Landtagen find die Srauen vertreten, mehrere 
taufend Srauen gehören als Stadtverordnete den Kommunenverwaltungen 
an. Grundjäglic ift durch die Derfaffung aud das Kecht der Srau auf 
alle Berufe und auf alle Stellungen im öffentlihen Leben, wie ihre Gleich: 
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bere&tigung in der Samilie ausgefprodhen. Doc bedarf diefer Grundſatz 
noch der Auswirkung durch eine Umgeſtaltung der einzelnen Geſetze (Bür- 
gerliches Gejegbuch, Strafgejegbuh) und im praftifchen Leben. 

Die Sormen, die ſich die Deutjhe Frauenbewegung in einem viel- 
feitigen Dereinswejen gefchaffen hat, führten jchon 1894 zu einer Su: 
fammenfaflung im Bund Deutiher Strauenvereine, der längere Seit die 
einzig umfaffende Dertretung der organifierten Srauenbewegung Deutſch⸗ 
lands blieb. 

Immerhin hat fich feit der Gründung des Bundes gezeigt, daß die 
Stauenbewegung auf die bürgerlihen Kreife beſchränkt blieb, da ein ge- 
meinjames Arbeiten mit den ſozialdemokratiſch organijierten Proletarie= 
rinnen nit zujtande kam. Längere Seit galt es als eine offene Stage, 
ob die proletarifhe Frau überhaupt einer Frauenbewegung bedürfe, ob 
fie nit vielmehr Befreiung von dem Drud, unter dem fie leidet, aus- 
ſchließlich durch den gemeinfhaftlihen Kampf mit den Männern ihrer 
Klaffe, durch; den Kaſſenkampf zu erhoffen hat. Troß diefer Auffaſſung, 
die lange 3eit in proletarifhen Kreifen vertreten wurde, bildete ſich auch 
innerhalb der jozialdemofratifhen Partei eine bejondere Dertretung der 
Staueninterejjen aus, fo daß jet eine bürgerliche und eine proletarijche 
Stauenbewegung vorhanden find, 

Die national zufammengefaßte Srauenbewegung jteht in enger Süh- 
lung mit den entſprechenden Beitrebungen in anderen Ländern. Ebenjo 
wie das Proletariat, wie die Arbeiterflajfe fi) internationale Sufammen- 
ſchlüſſe gefhaffen hat, um die Interefjen, die die Arbeiterflaffe eint, ge- 
meinfam zu vertreten, fo haben aud; die Srauen dem Bedürfnis Red): 
nung getragen, ihre bejonderen Angelegenheiten über die Grenzen des 
Landes hinaus zufammenzufaffen. Aud hier entjteht wieder die Frage, 
die ſchon vor der Ausbildung der proletarifchen Stauenbewegung er- 
örtert wurde; die Stage nämlid, ob die Srauen auf Grund ihres 
Geſchlechts tatſächlich gemeinſame Sorderungen, gemeinſame Interejjen, 
gemeinſame Auffaſſungen zu vertreten haben. Eine Frage, die aber 
immer von neuem durch die Tatſache des Zuſammenſchluſſes beantwortet 
worden ift. 

Das Eintreten der Frau in die politifhen Parteien hat allerdings die 
Gemeinfamkeit der weiblichen Interejfen für kurze Seit verduntelt. Im- 
merhin zeigt fi aud in den deutſchen Parlamenten, daß die Frauen 
häufig das Bedürfnis nad interfraftionellem gemeinfamen Dorgehen 
haben, fobald es ſich um Angelegenheiten handelt, in denen die Srauen 
einheitlich empfinden. Gerade die Ausübung des Wahlrechts und die Der- 
tretung der Stau in den Parlamenten hat ihnen gezeigt, daß die Siele 
der Srauenbewegung keineswegs erreicht find. Dielmehr find die Srauen 
nun erſt in den Bejig der Mittel gelangt, um ihre Siele tatkräftig ver- 
folgen zu können. Es beginnt ein neuer Abjchnitt in der Bewegung, in 
dem es vor allem darauf ankommt, die Frauen zur Nutzbarmachung ihrer 
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Redte und zur Ausübung ihrer Pflichten zu erziehen. Sind Mann und 
Stau auch nad} der Derfafjung gleichgeitellt, fo gilt es noch, diefen Ge» 
danken in allen Gejegen anzuwenden; der Stau in Regierung und Der- 
waltung eine ausreihende Mitwirkung zu fihern, im Erwerbsleben ihre 
Pläße zu behaupten. Dazu bedarf es des ftarfen Derantwortlidfeits- 
gefühls bei allen Srauen, der Entwidlung der Frauen zu jelbjtändigen, 
verantwortlichen Perjönlifeiten, damit der weibliche Einfluß zu voller 
fogialer Wirkſamkeit gelangen fann. In dem Maße, in dem die Srauen 
diefe Erziehungsarbeit an ihrem eigenen Geſchlecht vollbringen, wird die 
bejondere Art und Anlage der Srau immer ftärfer zur Entfaltung fommen 
und der Kultur die befonderen Werte zuführen, die bisher nur unvoll« 
kommene Ausdrudsmöglicteiten fanden. 


XXVH. Die Bevölferungsfrage. 


Das wirtfhaftlide und politiſche Leben eines Volkes wird aufs ftärfite 
durd die Dichtigfeit der Bevölkerung, durch das Derhältnis der Bewohner 
zur Größe des Landes beeinflußt. Aber auch Gejundheit und Kultur der 
Bevölkerung bejtimmen das wirtihaftlie und foziale Leben. 

John Ruskin hat das einmal mit den Worten ausgedrüdt: „Es gibt feinen 
Reichtum als das Leben, das Leben mit all feiner Kraft der Liebe und der Sreude. 
Das Land ift das reichte, das die größte Zahl glüdliher und tüchtiger Men- 
[hen trägt, wie der Menſch der reichſte ijt, der neben der Erfüllung feiner per- 
fönlihen Lebensaufgaben den größten hilfreichen Einfluß dur feine Perjon 
und durch feine Habe auf feine Mitmenjchen erwirbt.” 

Die Bevölferungsfrage ift in erjter Linie eine jittlihe Stage. Die Did) 
tigkeit der Bevölkerung hängt davon ab, ob ein ſittlich-geſundes Samilien- 
leben den Willen zur Sortpflanzung lebendig erhält; ob ein hoher Stand der 
geſchlechtlichen Moral herrſcht, der die Samiliengründung und die Aufzucht 
von Kindern erleichtert. 

Aber die Bevölkerungsfrage ift daneben auch eine wirtjhaftlihe und eine 
politifhe Frage und die wirtſchaftlichen Suftände und die Anfichten über wirt- 
fhaftlihe und politiihe Swedmäßigfeit wirken in gewilfem Umfang auf 
die Bevölferungszahl ein. Lange Seit war es jtrittig, ob eine fortgejeßte Be- 
völferungsvermehrung für die wirtihaftliche Lage eines Dolfes wünjchens- 
wert und vorteilhaft ift. Unter politiih=militärifhen Gefihtspunftten hat 
jedod eine ſtark wachſende Dolfszahl bis in die jüngfte Seit als erjtrebens- 
wert gegolten, weil der Beftand jeder Nation, ihr Einfluß in der Welt unter 
Umftänden von ihrer friegerijhen Sähigfeit abhängt. Deutihland war bis 
zum Krieg ein wadjendes Dolf, und mit der anwachſenden Bevölferung 
nahm auch fein Wohlftand zu. Die intenfivere Arbeit in der Landwirts 
fhaft, das Aufblühen der Städte, die Entwidlung der Großinduftrie, der 
Ausbau eines dichtmafhigen Derfehrsneßes, der Welthandel: das alles 
wäre ohne die zunehmende Bevölferungszahl nicht möglid) geweſen. 
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Die Bevölterungszahl betrug in Deutjhland: 


1816 24,8 Millionen Einwohner 1910 64,9 Millionen Einwohner 
1855 36,1 " " 1914 70 " " 
1875 42,7 n n 1924 59,8 n „ auf 
1905 60,3 Mi n | verkleinertem Gebiet. 


Der Zuwachs der Bevölkerung wird nit nur durd die Geburten, 
fondern aud dur die Höhe der Todesfälle, ferner durch Aus- und Ein- 
wanderung bejtimmt. 


Die Geburten wuchſen bis zum Jahre 1905 bejtändig an Sahl, im 
Derhältnis zur Einwohnerzahl allerdings nur bis 1875. Die Sterbeziffern 
nahmen dagegen im Derhältnis zur Bevölkerungszahl beftändig ab. (Sort- 
fhritte der medizinifhen Wiſſenſchaft, Förderung der Dolfsgejundheit, 
Dol£sbildung.) Auf diefe Weife wurde der verhältnismäßige Rüdgang der Be- 
burten durch die Abnahme der Sterbefälle mehr als ausgeglihen, und die 
Bevölkerung nahm fowohl ziffernmäßig wie prozentual in jteigendem 
Maße zu. 


Jährliche | Auf 1000 || Jährliche | Auf 1000 Zuwachs | Auf 1000 
Geburten | Einwohner |) Sterbefälle | Einwohner Einwohner 








1855 1211 000 1.064 000 29,4 47 000 


1875 
1895 ı 1942000 1216 000 726 000 
1905 2.048 000 1256 000 842 000 


1788000 1247 000 552 000 


1910 | 1983 000 1 104.000 897 000 








Die Bevölterungsvermehrung der Zeit bis 1914 war ferner dadurch be- 
einflußt, daß die Auswanderung fajt ganz aufgehört hatte. Sie betrug gegen 
einen Jahresdurchſchnitt von über 190.000 in den achtziger Jahren nur noch 
25800 im Jahre 1913. Dagegen wanderten große Maffen ruffifher, ga- 
liziſcher, polnifher, italienifher Arbeiter nach Deutſchland ein. Die Sahl 
der in Deutfchland Iebenden ausländifhen Arbeiter wurde auf mehr als 
eine Million geſchätzt. Dergleiht man die deutfche Bevölferungsbewegung 
mit der anderer Staaten, fo gehörte es zu den am ftärfjten wachſenden Län- 
dern. Es nahm jährlich fait um eine Million zu. Blieb auch feine Ge- 
burtenzahl hinter Rubland ſtark zurüd, fo hatte jenes auch eine ungleid 
höhere Sterblikeit. Frankreich dagegen hatte eine fehr niedrige Ge⸗ 
burtenzahl, die trotz einer günſtigen Sterbezahl nicht ausgeglichen werden 
konnte. 


Auf 1000 Menſchen 


kamen in fftefungen Geboren Geftorben Geburten 


überfhuß 








Deutfhland 1910... 7,7 
Rußland 1905 ... 7,7 
Stanfreih 1910 ... 7,9 
Italien 1910 7,7 
England 1910 . 7,4 
Holland 1910 7,2 


Solomon, Doltsgemeinihaft. 2. Aufl. 12 
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Der Rüdgang der Geburten hatte in Deutjhland während des Jahr- 
zehnts vor dem Krieg große Bedenfen erregt, und man trug ſich mit der 
Abjiht, durch politifhe Mittel (Bevölkerungspolitit) dagegen anzutämpfen. 
Solhen Abfichten wurde allerdings entgegengehalten, daß eine Sunahme 
der Geburten wefentlih doch nur durch Beeinfluffung der fittlichen Kraft 
herbeizuführen jei. Unterdejfen ift in allen Ländern durd) den Krieg die 
Bevölkerungszahl ſtark vermindert, nit nur durch Millionen Gefallener, 
fondern auch durch einen Geburtenausfall, der für Deutſchland auf 
3/, Millionen geſchätzt wird und durd die erhöhte Sterblichkeit der 
Bungerjahre. Aud) hat die Auswanderung wieder zugenommen. Im 
Jahre 1923 betrug fie 115416 Perfonen. Das Jahr 1924 mit 58328 
jpiegelt teils die gefeftigten wirtfhaftlihen Derhäftniffe Deutjchlands, 
aber mehr noch die Einwanderungsbefhräntungen der überſeeiſchen Län- 
der wieder (nady den Dereinigten Staaten gingen 92808 im Jahre 1923, 
nad der Quotengefehgebung im Jahre 1924 nur 22475 Perfonen). 

Unter den jetzigen politiſchen und wirtſchaftlichen Derhältniffen erhebt 
fih daher mit doppeltem Nachdruck die Stage, ob durd eine Bevölferungs- 
vermehrung Not und Sorge noch fteigen müffen. 

Lange Seit galt in der Volkswirtſchaft die Annahme, daß eine zu dichte 
Bevölkerung Not und Elend hervorbringt. Robert Malthus hatte die 
Lehre aufgejtellt, daß die Bevölkerung ſich fehneller vermehre als die 
Unterhaltsmittel (die Bevölferung in geometrifher, die Nahrung in 
arithmetifcher Solge). Hot und Elend fei daher nur zu bejeitigen durch 
eine moralifche Enthaltjamfeit in bezug auf die Bevölferungspermehrung, 
oder das Gleichgewicht zwiſchen Nahrungsjpielraum und Bevölterungszahl 
würde immer von neuem durch Seuchen, Hungersnöte hergejtellt. Er hielt 
das für ein natürliches Geſetz des Wirtfchaftslebens. 

Demgegenüber fteht die Tatſache, daß in dem letzten Jahrhundert 
gerade dünn bevölterte Länder (Kußland, Irland) unter ſchweren Ylot- 
ftänden gelitten haben, während das dicht bevöfferte England und Deutid;- 
land zu jteigendem Wohlftand gelangten. Das ift darauf zurüdzuführen, 
daß die Produftinfraft eines Landes mit der Sahl der Bevölkerung fteigt. 
Je dichter die Bevölferung eines Landes, um fo weiter fchreitet die Ar- 
beitsteilung fort, um fo befjer wird die Technik, der Derfehr, um fo 
größer wird die Fähigkeit, zeitlich und räumlich einen Ausgleich zwiſchen 
Überfluß und Mangel zu fhaffen. Es tommt nicht nur darauf an, wieviel 
in einem Volk tatfädlid hervorgebradt wird (obwohl aud das in ge- 
wiſſem Umfang von der Zahl der Menjchen beitimmt wird), fondern ob 
die produzierten Güter richtig verwertet, für Zeiten des Bedarfs aufbe- 
wahrt werden fönnen, ob Überjehußgebiete mit Bedarfsgebieten aus- 
taujhen Tönnen. 

Das hängt aber von menfhlihen Einrichtungen und Gejegen ab. Er 
wird beeinflußt durd die Sreiheit des Verkehrs wie durch Zollſchranken. 
In dit bevölkerten Ländern wie China und Indien, wo durch Zölle oder 
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andere politiiche Mittel eine natürliche freie Entwidlung der Wirtſchaft 
verhindert war, konnte ein Wachſen der Produftiofraft troß fteigender 
Bevölferung nicht eintreten. Sie leiden immer wieder an Hungersnöten 
in einzelnen Provinzen, während andere einen Überfluß haben. Ebenfo 
leiden oft ganz primitive Stämme in dünn bevölterten Gegenden Not, 
weil fie ihre überreiche Nahrung nit für rauhe Jahreszeiten aufzuheben 
verftehen. In Deutfchland haben die Hungersnöte aufgehört, als es ein 
dicht bevölfertes Land wurde, weil es durd) die Entwidlung der Arbeits- 
teilung und des Derfehrswejens Ungleihheiten der Ernte ausgleihen 
tonnte; weil es mit anderen Ländern Handel treiben, Induftrieprodufte 
gegen Rohjftoffe austaufhen konnte. Das Malthusfche Bevölkerungsgeſetz 
ift nicht ein Tlaturgefeß, fondern ein foziales Gefeg. Eine Übervölferung 
tritt nur da ein, wo durch Gefeße oder Sollverhältniffe die Anpaſſung 
der Nahrung an die Dolfszahl verhindert wird. 

Die Stage nach der Wirkung der Dolkszahl für Deutfchland ijt des» 
halb nicht zu trennen von der Entwidlung der politifchen Derhältnijje. 
Wird das deutfhe Volk weiter Induftrieerzeugnijje in großen Mengen 
ausführen können und wird es niht durd die Reparationen an der Ein- 
fuhr der wichtigſten Hahrungsmittel und Rohftoffe verhindert, wird es 
auch eine wachſende Zahl von Menſchen ernähren können. Iſt das nicht der 
Sall und muß wieder eine Entwidlung zum Agrarjtaat eintreten, jo ift 
nit abzufehen, ob auch nur die vorhandene Bevölkerung ihr Unterfom- 
men findet. Einzelne Volkswirtſchaftler halten das für möglich. Sie glau- 
ben, daß bei mangelndem Abſatz von Imduftrieerzeugniffen deren Preife 
fallen, die der landwirtfhaftlihen Produkte fteigen müſſen. Die Land- 
wirtfhaft würde der einträglihere Zweig des Wirtfchaftslebens werden; 
fie würde mehr Arbeitsträfte anziehen, und die Wirtjhaft würde inten- 
fiver werden. In welchem Umfang das möglich ift, kann heute aud nicht 
Ihätungsweife gejagt werden. In jedem Sall aber würde die Ernäh- 
tung einer großen Bevölterungszahl auf beſchränktem Boden ohne Der- 
flehtung mit der Weltwirtfhaft oder mit geringer Derflechtung nicht 
ohne tiefgreifende Umwälzungen der Lebensweije möglid; fein. Gelingt 
dagegen eine neue Eingliederung in den Weltverfehr, Tann eine zuneh— 
mende Volkszahl den wirtjhaftlihen Wohlftand Deutjhlands und feine 
tulturelfe Geltung in der Welt fördern. 


XXVIN. Die Aufgaben gegenfeitiger Körderung. 

Die gefellfaftliche Entwidlung zeigt bei allen Dölfern und in allen 
Kulturen eine zunehmende Gliederung, eine Entwidlung vom Öleidarti- 
gen zum Derjhiedenen. Es entjtehen aus der primitiven Wirtjhaftsform 
der Samilie die Berufe, die Gliederung von Stadt und Land. Es bilden 
ſich aus urfprünglicher Gleihberehtigung Abhängigfeitsverhältnifje. Die 
fozialen Klaffen fheiden fid} voneinander. Die verſchiedenen Anlagen der 
Geſchlechter werden durch Sitte und Überlieferung weiter verftärft. Die Na⸗ 
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tionen wenden ſich infolge der weltwirtfchaftlihen Arbeitsteilung befon- 
deren Aufgaben in verſtärktem Maße zu und bilden dadurd ihre bejondere 
Anlage weiter aus. 

überall tritt das Derjhiedenartige, das Befondere, das Eigentümliche 
in den Dordergrund. Überall trennen fid) die Kreife immer ſchärfer von- 
einander, find aber auch immer mehr auf gegenfeitige Ergänzung, auf 
Austaufd, auf Bilfe füreinander angewiejen. Die Differenzierung geht 
Band in Hand mit einem jteigenden Verkehr, mit wachſenden Berührungen, 
mit der Derbindung und Sufammenfajjung immer größerer Sahlen und 
Kreije. Je verfchiedenartiger aber die ſich begegnenden Menſchen, je zahl- 
reiher ihre Berührungen miteinander werden, deſto leichter entjtehen aud) 
Reibungen, Mißverjtändnijfe, Gegenjäße der Meinungen und Kämpfe. 

Die Wirtſchaftspolitik, die Geſchichte, die Philofophie, die Religion, ſelbſt 
die Naturwifjenfhaft haben fi mit diefen Reibungen und Gegenfäßen be- 
ihäftigt. Sie haben ihr Dorhandenfein fejtgeftellt, Urteile darüber gefällt, 
Lehrmeinungen oder Sittengejege als Kichtſchnur für das menſchliche Han- 
deln aufgeftellt. Seit Jahrtaufenden kehrt immer von neuem die Srage 
wieder, ob es berechtigt oder gar im allgemeinen Intereſſe ift, wenn der 
Starfe fi} gegenüber dem Schwachen durdjfeßt, wenn der einzelne grad- 
linig feine eigenen Intereſſen verfolgt, oder ob für das Handeln des ein- 
zelnen oder der Gruppe allgemeine Gejege und Rüdfihten gelten follen. 
Men kann dieſe verjhiedenen Auffafjungen des Problems als Individualis- 
mus und Sozialismus, oder auch als Egoismus und Altruismus bezeichnen, 
als Eigennuß und Gemeinfinn. 

Je nad) der herrſchenden Weltanfhauung hat man zu verfchiedenen 
deiten den einen oder den anderen Gedanken verherrlidt oder zur Leitſchnur 
des Handelns ganzer Dölfer wie der einzelnen gemacht. In religiöfen Zeiten 
war jtets eine Flare Kichtſchnur gegeben. Die Liebe zu Gott follte ſich an den 
Mitmenſchen bewähren. Eine perjönliche Dollendung kann nur durch ein 
Leben des einzelnen für die Gemeinſchaft erjtrebt und erreicht werben. Denn 
Gottestindfhaft ſchließt Brüderlihfeit der Menſchen ein. Die goldene Regel 
wächſt daraus hervor: Tue anderen, wie du willit, daß fie dir tun. 

Sehr ſchwankend gejtalten jid) dagegen die Meinungen in der Wirt- 
iheftslehre. Es entwidelt fid) ein ftarfer Gegenſatz zwijhen den Der- 
tretern des freien Spiels der Kräfte, des Wettbewerbs einerjeits und den 
Anhängern des Organifationsgedanfens. Für die einen ift das Recht 
des Starken Dorausfegung jeden wirtfhaftlihen Sortjhritts. Die anderen 
glauben, daß Gerechtigkeit nur verwirklicht werden Tann, wenn bie Starten 
an einem Mißbrauch ihrer Macht gehindert werden. 

Su feiner Zeit find diefe Sragen heftiger umftritten worden als im 
legten halben Jahrhundert, nahdem die Darwinjche Naturerfenntnis zu 
einer Weltanfhauung erhoben wurde und eine neue Ethik entitand, die ſich 
in bewußten und gewollten Gegenſatz zu den Sittengejegen des Chriften- 
tums ftellte. Aud wo das Chriftentum bekannt wurde und für das pri« 


Die Aufgaben gegenfeitiger Förderung 175 


vate Leben als Rihtfhnur und Norm des Handelns angewandt wurde, 
richteten fi weite Kreife in Wirtjhaftsleben und Politik nad) der neuen 
Lehre: dem Mahtgedanten, dem Ideal der Auslefe, dem Grundſatz unerbitt- 
lihen Kampfes. 

Die Entjtehung der neuen Weltanfhauung, die man als naturaliftijche 
oder mehanijtifche bezeichnet hat, geht von der Naturwilfenfhaft aus. 
Sie wird von dem naturwiſſenſchaftlichen Seitalter hervorgebracht, in 
dem neue Erkenntniffe von weittragender Bedeutung zu einer Bezwingung 
der Naturkräfte im Dienft der Menfchheit führten, die das gefamte äußere 
Leben umgeftalteten (Phyſik, Chemie, Technik). Das konnte nicht ohne 
Rückwirkung auf die Weltanfhauung bleiben. Man glaubte, die Welt- 
rätjel gelöft zu haben. Die bisherige religiöfe Auffaffung wurde bedrängt, 
das Weltbild der Mafje umgeftürzt. An Stelle des Glaubens an den Geiſt 
trat der Glaube an mechanifche Kräfte und Dorgänge, der Materialismus. 
Die Biologie (die Naturwiffenfhaft von den Organismen) wurde philo- 
fophifch ausgenußt. Die Darwinfhe Entwidlungslehre, der Begriff des 
Kampfes ums Dafein, der Auslefe der Tüchtigſten wurde auf das Kultur= 
leben der Menfhen übertragen. Man glaubte, aud) die Seele durch den 
Körper begreifen zu können. Das gejamte organifche Leben wurde als 
blind waltender Mechanismus gedeutet. 

Dabei überfah man volltommen, daß eine entwicklungsgeſchichtliche 
Betrachtung die Struktur der menſchlichen Dernunft überhaupt nicht er— 
heilt, und daß die menſchliche Kultur etwas anderes ijt und fein foll als 
die Natur; daß die Entwidlungsgefhihte mit der Stellung der Menjhen 
zur Natur, mit Moral und Sitte, mit Diesfeits und Jenfeits überhaupt 
nichts zu tun hat. Aus der Biologie find feine fittlihen Maßſtäbe zu 
gewinnen. Denn unter biologijhen Gefihtspunften ift jeder ethiſch voll» 
tommen oder hat jeder recht, der fi durchſetzt. Dom biologifhen Stand» 
punkt ift jeder gefellfchaftliche Zuftand zu billigen, und die Shwaden 
haben fein Recht, fich zu beflagen oder eine Änderung der Suftände zu 
verlangen. Die Natur verdammt den Schwachen zur Dernitung. Der 
Biologe Hertwig hat einmal ganz richtig gefagt: „Man foll doch nicht 
glauben, daß die menſchliche Gefellihaft ein halbes Jahrhundert fang 
Redewendungen wie unerbittliher Kampf ums Dafein, Ausfefe der Paſ⸗ 
fendften, des 3weckmäßigen, Dervolffommnung durch Zuchtwahl in ihrer 
Übertragung auf die verfchiedenften Gebiete (Wirtſchaft, Politit) wie täg- 
liches Brot gebrauchen kann, ohne in der ganzen Richtung ihrer Ideen⸗ 
bildung tief und nachhaltig beeinflußt zu werden.“ 

Dieſe Philoſophie und Geiſtesrichtung hat einen Teil der Verantwortung 
an der individualiſtiſchen und materialiſtiſchen Lebensrihtung der letzten 
Jahrzehnte; an dem ungezügelten Wettbewerb, der gar nicht mehr ein 
Kampf ums Dafein, ums Leben war; der für viele zu einem Kampf 
um mehr Leben, um des Lebens Nichtigfeiten wurde, und für andere zu 
einem atemlofen Kampf um des Lebens Notdurft. Sie trägt einen Teil 
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der Derantwortung an dem Kampf der Klaffen gegeneinander, an dem 
Gegenjat zwiſchen Stadt und Land, zwiſchen den Berufsjtänden, zwiſchen 
den Geſchlechtern, den Generationen, aber aud) f&hlieklih an dem Kampf 
der Nationen. Überall entwidelte man die Gegenfäße, anftatt die Su: 
jammenhänge, die Einigkeit zu pflegen. Man überfchäßte die Güter und ver- 
nachläſſigte die Menfchen. 

€s war eine unheilvolle Zeit der menſchlichen Entwidlung, in der dieje 
Grundfäge zu ungehemmter Wirkſamkeit gelangen. Das Ergebnis tft mit 
Slammenzeihen in die Weltgefhichte eingetragen. Es heißt Weltfrieg, Re- 
volution, Dernichtung und Derjftümmelung von Millionen Menſchen. Es ijt 
eine furhtbare Dermehrung von Elend und Krankheit; es it Derzweiflung 
an der abendländifchen Siviliſation. 

Gegenfeitige Hilfe. Aus all der Not und dem Sufammenbrud 
findet die Menjchheit wieder zurüd zu dem alten Glauben, daß die gegen- 
feitige Hilfe ein Gejeß des Lebens ift; daß der einzelne für die Gejamt- 
heit verantwortlich ift; daß die Menſchen nit vom Haß, fondern von der 
Liebe, nit vom Kampf, fondern von gegenfeitiger Hilfe leben. 

Während der Glaube an den rüdjichtslofen Kampf als Mittel zur 
höheren Entwidlung im praftiihen Leben noch volle Geltung hatte, kamen 
aus der Geſchichte und auch aus der Naturwiſſenſchaft neue Erfenntnijje, 
die den Glauben daran einſchränkten, daß die Entwidlung der Arten ji 
nur durd; den Kampf um das Dafein und die natürliche Ausleje vollziehe; 
die vielmehr darlegten, daß die Arten ſich durch gegenfeitige Hilfe erhalten 
und durchſetzen. Die Soziologie und Naturwiſſenſchaft führen zu den alten 
religiös-fittlihen Grundfäßen zurüd, die fie als foziale Geſetze erkennen. 
Man begreift, daß alle Sortfhritte der Sivilifation durch die wachſende 
Sühigfeit der Menfhen für gemeinfames Wirken erreiht wurden. Der 
ruſſiſche Geograph und Politifer Peter Kropotfin hat in feinem Bud: 
„Gegenfeitige Hilfe” diefes Gefeß in feiner Wirkſamkeit für Pflanzen- 
und Tierwelt aufgezeigt. Er hat dargelegt, wie jogar im Wald die gegen- 
feitige Hilfe bei der Entwidlung der Bäume ebenfo große Bedeutung hat 
wie der Kampf der ftärferen Pflanzen gegen die ſchwächeren; daß in der 
Tierwelt die Arten überlebten, die gemeinfhaftsbildend waren; daß die 
Stärkjten und Kräftigften einem Angriff ſchwächerer Arten nicht ſtand⸗ 
halten können, wenn fie allein auftreten, während jene gemeinfam vor- 
gehen. Die Bedeutung der genoffenfchaftlihen Bildungen für die menfd- 
lihe Kultur und den zivilifatorifhen Sortfhritt wird aus der Geſchichte 
des Mittelalters neu erfannt und begriffen. Überall in der Entwidlungs- 
gefhichte zeigt fih, daf auf höheren Stufen der Entwicklung der Fortſchritt 
von der Stärke der Gemeinjhaftsgefühle abhängt. 

Die Welt und die Menjchheit find nicht aus der Hot zu erlöfen, folange 
nicht die Solidarität aller erfannt wird. Niemand ift fiher, folange nit 
alle fiher find. Es gibt keine Not, die ſich nicht an denen rächt, die fie un— 
beachtet laſſen. Das Wohnungselend in den Großjtädten, das durch die Ge— 
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winnfucht einzelner entjtanden und durch die Gleichgültigkeit weiter Kreife 
des Bürgertums geduldet worden iſt, vergiftet die Luft, in der die Kinder 
der Armen und der Reihen aufwahjen. Das Wirtichaftsiyftem, bei dem 
die Schwahen ausgebeutet wurden und einzelne ein frevelhaftes Genußleben 
führen fonnten, zeugte Haß und Bitterfeit, aus der fchließlic die Revolution, 
der Bürgerkrieg entjtand. Das Gemeinſchaftsſchickſal ift eben eine zwingende 
und bindende Tatjache; die gegenfeitige Hilfe ein unlösliches Geſetz, dem nie- 
mand ſich ohne Schädigung aller entziehen kann. 

Aus diefer Erkenntnis erwachſen von neuem Beftrebungen der Nädjiten- 
hilfe, der fozialen Gejtaltung, der Ordnung des menſchlichen Gemeinjdafts- 
lebens. Alte religiöfe Gedanken führen zu neuen Impulfen in der Ent- 
widlung der Wohlfahrtspflege, der fozialen Reform. Sie vermifhen fich 
mit neuen Einfihten, die, von anderen fittlihen Grundlagen herrührend, 
aus nationalen, humanitären, fozialen Gedanfenreihen zu fozialer Reform, 
fozialer Politik, zu Wohlfahrtspflege und zur Durchdringung des gefamten 
öffentlihen Lebens mit jozialen Grundfäßen führen. 


XXIX. Soziale Reform. 


Die Bejferung der Arbeitsbedingungen und der Lebensverhältniffe der 
bejißlojen Kreije ift nicht ausjhließlich auf die Bejtrebungen der Selbit- 
hilfe zurüdzuführen. Hand in Hand mit der Arbeiterbewegung haben Men- 
ſchenfreunde und Sozialreformer die Notſtände zu befeitigen verſucht, die mit 
der induftriellen Entwidlung entjtanden find. Sie haben Hilfe von Gefellihaft 
und Staat verlangt und in allen Ländern ſchließlich auf eine grundfägliche 
Abfehr von der liberalen Wirtjchaftsgejeßgebung hingewirkt. 

Als Titerarifhe Dorfämpfer der fogialen Reform find nament:- 
lich die Engländer Carlyle und Ruskin, aber aud Disraeli,Stuart 
Mill, Dickens zu nennen. Carlyles und Ruskins ſozialpolitiſche Schrif- 
ten, im zweiten Drittel des leßten Jahrhunderts entjtanden, wurden durd) 
die Wucht ihrer Sprache, durd die flammende Begeifterung, durch die 
ſcharfe Geißelung der Mißftände eines materialiftifh und jelbitfühtig ge- 
richteten Zeitalters zu einer Quelle der Kraft und der Begeifterung für 
den Kampf gegen foziale Not. Sie haben die Reichen gelehrt, die Der- 
pflitung zu erfennen, die Beſitz und Bildung auferlegen. Sie haben einer 
neuen fozialen Lebensauffafjung Bahn gebrohen, indem fie die Grund- 
gedanken des Chriftentums im modernen Wirtfhaftsleben zu verwirk- 
lihen ſuchten. Sie Ienften die Wertihägung der Befigenden auf höhere 
Güter als den Geldgewinn; fie legten mit ihren Sorderungen nad) Schuß 
der beſitzloſen Klaffen den Grunditein zu der fozialen Reform. Sie wollten 
feinen Umſturz der bejtehenden Wirtichaftsordnung durd Revolution oder 
duch Gleihmadjung von reich und arm. Sie ftrebten vielmehr eine Reform 
und Gejundung der Derhältniffe von innen heraus an, durch Änderung der 
Gefinnung der Menjhen. Sie wollten nicht die Unterfchiede im Beſitz aus- 
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löfchen, fondern ausgleichen; fie wollten die Bejigenden zu verantwortlichen 
Sührern machen, zu Trägern höherer Kultur für die Gefamtheit. 

Auf ihr Wirken ift es zurüdzuführen, daß man endlih zu ertennen 
begann, wie eng das Wohl des einzelnen mit dem der Gejamtheit ver» 
fnüpft ift; daß eine ganze Nation zugrunde gehen muß, wenn die Mehr: 
zahl der Bürger unter unwürdigen und ungefunden Arbeitsbedingungen 
leidet. 

Man hat Tarlyle und Rusfin als jozial-fonfervative oder jozial-autori- 
täre Reformer bezeichnet. Ihre Lehre ſteht nit nur im Gegenſatz zu dem 
wirtſchaftlichen Liberalismus und Individualismus, fondern auch zum So⸗ 
zialismus, foweit er revolutionär ift. Soziale Reform und Revolution 
haben verwandte Siele. Beide ftreben — wie Kautsty es ausdrüdt — 
danadı, „den juriſtiſchen und politifhen Überbau der Gejellihaft den ver- 
änderten ökonomiſchen Bedingungen anzupafjen. Die Revolution will das 
aber tun durch die Eroberung der politifhen Macht durch eine neue Klaffe. 
Die Reform dagegen führt die Änderungen von feiten der Klafjen durd,, 
die die Gejellfchaft bisher politiſch und ökonomiſch beherrſchten. Wie fehr 
aud das gefellfchaftlihe Ideal des Sozialreformers der bejtehenden Ge- 
ſellſchaftsform entgegengeſetzt fein mag, fo unterfcheidet er ſich doch von 
den Revolutionär, indem für ihn die politiihe Revolution, die Eroberung 
der Staatsgewalt durd, eine bis dahin unterdrüdte Klaffe nicht die not- 
wendige Dorausfegung der fozialen Umwandlung ift.“ 

Die foziale Reform bringt aber auch ein Neues gegenüber den älteren 
Beitrebungen der Nädjftenliebe. Alle frühere Hilfstätigfeit war Hilfe gegen- 
über individueller Not. Die foziale Reform will Mipftände befämpfen und 
befeitigen, von denen ganze Klafjen betroffen werden. Sie will vorbeugen, 
verhüten, daß im gejellfchaftlihen Wettfampf ganze Shihten verfümmern 
und verelenden. 

Ähnliche Gedankengänge führten in England zu der Begründung einer 
Bewegung, die fih als chriſtlicher Sozialismus bezeichnete, wie in 
Deutſchland zu einer Reformtätigfeit, die teilweife auf chriſtlicher Grund» 
lage aufbaut. Die Engländer, geführt dur Kingsley und Maurice, 
ftellten dem Grundjaß des freien Wettbewerbs, der die Kinder des gleihen 
Dolfes und des gleihen Glaubens in einen vernichtenden wirtſchaftlichen 
Kampf treibt, den riftlihen Grundfaß entgegen, daß die Interejfen aller 
gemeinfam find. Sie fommen vom Boden des Chriltentums zu einer Der- 
urteilung der bejtehenden Gejellihaftsorönung und ftreben nad) einer ges 
noffenfhaftlien Ordnung des Wirtjchaftsiebens. Für fie waren Chri— 
jtentum und Sozialismus eins. Beides verkörperte ihnen den Grundſatz 
hriftliher Brüderlickeit. Sie wollten das Chrijtentum fozial machen und 
den Sozialismus Krijtienifieren. Sie gründeten Arbeitergenoffenjchaften, 
die erite Volkshochſchule in London und riefen überhaupt die Kirchen zur 
Betätigung im Intereffe moderner Arbeiterwohlfahrt auf. Sie haben 
einen tiefgehenden Einfluß ausgeübt. (Gründung von Konjumgenofjen- 
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haften, Darlehnstaffen, Abjtinenzvereinen ufw.) Dabei trennt fie aber 
eines von dem dogmatijchen Sozialismus. Sie glauben nicht, daß es genügt, 
die wirtihaftlihen Bedingungen, die Umwelt zu ändern, um eine neıte 
Geſellſchaft zu jhaffen. Dor allem muß audy der Menſch geändert werden. 
„Das Reich Gottes fommt nicht mit äußerlihen Gebärden — — das Reid) 
Gottes ift inwendig in euch.” (Luc. 17, 20/21.) Tolftoi, deffen foziale 
Schriften von einer verwandten Überzeugung ausgehen, hat es ausgedrüdt: 
„Nur wenn in der Seele etwas vollbradit wird, ändert ſich die Welt.” 

In Deutfhland hat die riftlich-foziale Bewegung lange Seit eine 
andere Särbung gehabt. Auch ihre Träger, in Tatholifchen wie in evange- 
Tischen Kreifen, waren von der welterneuernden Kraft ihres Glaubens durch— 
drungen und jahen im Chrijtentum den wirkjamjten Boden zu neuen Gemein- 
ihaftsbildungen. Sie ftanden aber pofitiver zu der bisherigen Gejellichafts- 
ordnung. Sie nannten fid) hriftlid-jozial, niht Hriftliche Sozialiften. Sowohl 
auf evangelifher wie auf Fatholiiher Seite fete die Bewegung 1848 ein. 
Fohann heinrich Wichern gründet den Zentralausfhuß für Innere Mij- 
fion, der die Liebestätigfeit der evangelijhen Kirche umfaßt. Seine Be— 
ftrebungen wurden fpäter fortgeführt durd Adolf Stöder. Beide haben 
bei ihren fozialen Bejtrebungen zwei Gedanken miteinander verknüpft: 
den Gedanken der Kirche und den der Barmherzigkeit. Indem den gedrüd- 
ten Schichten Hilfe und Sörderung zuteil wird, follen fie der Kirche zurüd- 
gewonnen werden. Wichern nannte es ausdrüdlicy „die freie Liebesarbeit 
des heilerfüllten Dolfes zur hriftlichen Wiedergeburt des heillofen Volkes“. 
Aber er wußte, daß dies Ziel eine planmäßige Belämpfung fozialer Nöte 
vorausfekte. Stöder machte 1878 den Verſuch der Gründung einer hrijt- 
lid}-fogialen Arbeiterpartei in Berlin, die fi aber nicht halten konnte. 
Er gründete evangelifche Arbeitervereine und fpäter 1890 den Evan- 
gelifch-fozialen Kongreß, der zum Sammelpuntt aller fozial intereffierten 
Kreife der evangelifchen Kirche, befonders der Theologen und der hochſchul⸗ 
lehrer wurde. Später ging die Führung an Naumann und Göhre über. 
Dom Standpunkt der proteſtantiſchen Ethik wurde hier der Verſuch ge- 
macht, zu den ſozialen Fragen Stellung zu nehmen. 

Auf Tatholifcher Seite begann Emanuel von Ketteler, der ſpätere Bi- 
ſchof von Mainz, für foziale Reformen einzutreten. Er wollte bejfere 
foziale Derhältniffe durdy einen Sujammenjhluß der Arbeiter jhaffen, 
ein bedanke, der |päter zur Gründung hriftliher Arbeitervereine und chriſt⸗ 
liher Gewerkſchaften dur; Kettelers Schüler Hie führte. Sür eine weit- 
gehende foziale Reform ſprachen ſich aud) die Päpfte Leo XII. und Bene- 
dikt XIV. aus, und zwar nad dem Ideal von ftändifchen Organifationen, 
von Arbeitsgemeinfchaften, in denen der einzelne fein wirtſchaftliches Schid- 
fal verantwortlid mit geftalten fann. Der Gemeinfchaftsgedante und der 
Gedanke der Hilfe Zur Selbfthilfe kommen hier viel jtärfer zum Ausdrud 
als in der evangelifch-fozialen Bewegung. Praktiſche foziale Reform treibt 
aud) der 1890 gegründete Dolfsverein für das katholiſche Deutjhland, 
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der durch ſoziale Schriften, Kurfe und Auskunftsitellen auf weite Kreife 
Einfluß gewann. 

In allerjüngjter Seit hat der Gedanke des riftlihen Sozialismus wie- 
der neue Gejtalt gewonnen in den Beftrebungen der Religiös-Sogialen, 
einer Gruppe von evangelifchen Geiftlichen, die auf dem Boden des So- 
zialismus jtehen und von diefem Standpunkt aus die Gejellfihaftsordnung 
gejtalten wollen. 

Die Sozialreform ift aber auch von anderer Seite gefördert worden. 
Dor allem ift der Derein für Sogialpolitit (1872) zu nennen, der von 
Profefforen der Doltswirtfhaftslehre, von ſog. „Katheder-Sogialiften“, 
gegründet wurde, um die öffentliche Meinung für ſoziale Reformen zu 
beeinfluffen. Später trat daneben die Gefellihaft für foziale Reform 
(1901), die auf breiterer Grundlage für Staatshilfe und Selbithilfe in der 
Arbeiterfrage eintrat. Es ijt ihr allerdings erjt nad längerem Bemühen 
gelungen, die fozialiltifhen Gewerkſchaftsführer zu gemeinfamer Arbeit 
für folde Reformen mit den Sozialpolitifern anderer Kichtung und Her- 
Zunft zu gewinnen. Die Gejelljhaft für foziale Reform wurde jo eine 
Willensgemeinſchaft zu praftifher Politik im Intereffe der Arbeiterklafje. 
Sie hat auch die foziale Gefeßgebung ſtark beeinflußt. 


XXX. Sozialpolitit. 
1. Arbeiterſchutz. 


Unter Sozialpolitif verjteht man die Maßnahmen des Staates zum 
Schuß der Arbeitskraft, zur Sicherung des Arbeitsentgelts, zum Schuß der 
Arbeiterperjönlichfeit. Die Sozialpolitik ift der vom Staat ausgehende Teil 
der fozialen Reform, niht das Streben und die Bewegung freier Kräfte und 
Gemeinjhaften. Sie wirkt ein auf die wirtſchaftliche Lage der Arbeiterklaſſe, 
auf ihre Beziehungen zu den anderen Klaffen und zum Staat. 

Die Aufmerfjamteit des Staates, der Regierung wandte ſich zuerſt den 
Mißftänden in den Fabriken 3u; einmal wohl, weil durd die Anhäu- 
fung großer Menſchenmaſſen die Schädigungen bejonders kraß und offen- 
fihtlih waren; dann aber wohl aud, weil das Sabriffuftem einen Ein- 
griff jeitens der Regierung und die Kontrolle über die Arbeitsperhältnifje 
verhältnismäßig erleidterte. Schon Anfang des 19, Jahrhunderts hatte 
der englifche Minilter Robert Peel, den man den Töniglicien Kaufmann 
nannte, ein gefegliches Derbot herbeigeführt, Armenkinder nachts und länger 
als zwölf Stunden in Sabrifen zu befhäftigen (1802). Bald darauf entfachte 
ein genialer englijher Baumwollfabrifant, Robert Owen, eine Bewegung für 
gejeglihen Arbeiterihug. Er wies darauf hin, daß das Evangelium der 
Steiheit auf wirtfchaftlihem Gebiet zu einer Dergeudung von Menſchenkraft, 
zum Raubbau führe. Er jeßte in feiner eigenen Sabrif die Arbeitszeit all- 
mählih von 16 Stunden auf 10—12 Stunden täglich; herab und verlangte 
vom Staat, daß die Derallgemeinerung guter und gejunder Arbeitsbedingun- 
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gen durch Geſetz und Swang gewährleiſtet werde. Dieſer Gedanke gewann 
im 19. Jahrhundert in allen induſtriell entwidelten Ländern an Boden. Es 
wurden Geſetze erlaſſen, die dem Belieben der vertragfchliegenden Parteien 
bei der Ordnung der Arbeitsverhältniffe Schranken fegen und ein Mindeft- 
maß von Bedingungen feftlegen, die der Unternehmer dem Lohnarbeiter 
gegenüber zu erfüllen hat. Die Arbeiter follen vor Ausbeutung geſchützt, die 
Kraft und Gejundheit des ganzen Dolfes vor Schädigung bewahrt werden. 
Überall fett die Shußgefeggebung ein mit einer Regelung der Kinderarbeit. 
Bier lagen die augenfälligen Mißftände, und die Möglichkeit der Selbjt- 
hilfe war am geringjten. Der Staatsfhuß fohreitet fort zu einer Rege- 
lung der Srauenarbeit und ergreift erſt zögernd und zulegt die Ar» 
beit erwachſener Männer. Die erjten Schutzbeſtimmungen in Preußen 
wurden in den dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts gegeben. Doch 
erhalten die Shußgefeße in Deutſchland erſt wirkliche Bedeutung ſeit dem 
Jahr 1878, als der Reichsgewerbeordnung Beftimmungen über den Schutz 
der Arbeiter eingefügt werden und die Gewerbeaufficht eingeführt wurde. 
Sie wurden ſpäter bedeutend erweitert. 

Die geltenden Arbeiterfhußbeflimmungen find in der Reidjs- 
gewerbeordnung und zahlreihen geltenden Derordnungen und Gejeken 
der le&ten Jahre enthalten. Der Inhalt der Schußgejeße bezieht ſich auf 
die Arbeitszeit, die Arbeitshngiene oder, wie man zufammenfaflend jagen 
Tann, den Schuß der Arbeitskraft; ferner auf die Art der Lohnzahlung, 
die Sicherung des Arbeitsentgelts. Seit der Revolution gilt der Adht- 
ftundentag für alle Arbeiter in gewerbliden Betrieben, Bergbau, allen 
öffentlihen Betrieben und den landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben ge- 
werblider Art. Sür Zontinuierliche Betriebe und das Derfehrsgewerbe 
find befondere Bejtimmungen getroffen. Mit Rüdjiht auf die ſchwierige 
Wirtjhaftslage der Gegenwart (Reparationen!) iſt der Adhtitundentag aller 
dings nur fehr unvollfommen durchgeführt. Für die Landarbeiter beträgt die 
Hödjitarbeitszeit in je vier Monaten durchſchnittlich 8, 10 und 11 Stunden. 
Überftunden darüber hinaus find mit einem Aufſchlag von etwa 50% zu 
vergüten Genaue Beitimmungen find Zur Sicherung der Sonntagsruhe 
gegeben. 

Kinder unter dreizehn Jahren dürfen nad) der Reichsgewerbeordnung 
in Sabrifen nicht befhäftigt werden und Kinder von 13—14 Jahren nur, 
wenn fie ihrer Schulpflicht genügt haben und nicht Tänger als fechs Stun- 
den täglih. Sür 14—16jährige Kinder gilt feit der Revolution der Adıt- 
jtundentag. Sie dürfen nicht nachts (zwiſchen 8 Uhr abends und 6 Uhr 
morgens) befhäftigt werden. Aud it ihre Befhäftigung in bejtimmten, 
befonders gefährlichen Induftrien verboten. Die Erwerbsarbeit von Kin- 
dern im gewerblichen Kleinbetrieb, im Handels- und Derfehrsgewerbe ijt 
durch ein bejonderes Kinderjhußgejet (1903) jtarf eingefhränft. Das 
Geſetz unterjheidet zwiſchen Kindern, die im Betrieb der Eltern tätig, und 
folhen, die bei Sremden angejtellt find. Sremde Kinder unter zwölf, 
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eigene Kinder unter zehn Jahren dürfen überhaupt nicht in dieſen Er— 
werbsjweigen beſchäftigt werden. 

Auch die Arbeit von Jugendlichen und Frauen ift durch die Reichs» 
gewerbeordnung geregelt. Nachtarbeit ift für fie verboten. Während der 
Arbeit müffen beitimmte Paufen innegehalten werden. Den Srauen it 
die Arbeit gänzlidy verboten im Bergbau unter Tage und bei der För- 
derung, dem Transport und der Derladung über Tage, in Kofereien und 
bei Bauten. Serner find beitimmte Tätigkeiten für Srauen durch be: 
fondere Derordnungen unterfagt (in Steinbrüden, 3iegeleien, Bleifarben- 
heritellung, Sinfhütten, Rohzuderfabriten ufw.). Auch dürfen Arbeite- 
rinnen vor und nad) ihrer Entbindung für einen Seittaum von insgefamt 
acht Wochen nicht befhäftigt werden, von denen mindeitens jehs Wochen 
nad der Niederfunft Tiegen müffen. Sonnabend nahmittags dürfen 
Srauen nur bis 5 Uhr befhäftigt werden. 

Aber aud für die Gefamtheit der gewerblidgen Arbeiter jind 
über die Arbeitszeitbefhräntung hinaus Bejtimmungen getroffen, um fie 
vor den Gefahren zu fchüßen, die der Großbetrieb mit ſich bringt. Es 
handelt ſich dabei ſowohl um die Derhütung von Unfallgefahren, um die 
Befämpfung von Gewerbekrankheiten, wie um Mängel in der Anlage 
von Sabriten überhaupt. Die Unternehmer find verpflichtet, die Arbeits» 
räume, Betriebsporrihtungen, Maſchinen und Gerätihaften jo einzu: 
richten und zu unterhalten und den Betrieb fo zu regeln, da die Arbeiter 
gegen Gefahren für Leben und Gefundheit fo weit geſchützt find, wie es 
die Natur des Betriebes gejtattet. Die Heimarbeiter find durd ein 
Bausarbeitsgefeg (1911) gefhüßt. Es wird dadurd Dorforge getroffen, 
daß die Heimarbeiter bei Übernahme der Arbeit genaue Angaben über den 
Lohn erhalten (durdy Aushängen von Lohntafeln und durch Lohnbücher 
oder Arbeitszettel, die Art und Umfang der Arbeit jowie die dafür an- 
gefekten Löhne verzeichnen). Herner find den Behörden Befugnifje ge 
geben, um gegen die Benugung von gefundheitsihädlihen Räumen zu 
Arbeitszweden vorzugehen. Das Geſetz fieht auch die Errichtung von 
Sahausfhüffen vor, die auf Erfuhen der Behörden Dorjhläge für die Der- 
einbarung angemeffener Entgelte zu machen haben. Sole Fachausſchüſſe 
bejtehen für die Kleider- und Wäſchekonfektion feit 1919. 

Die Landarbeiterordnung fihert Landarbeitern als Regel wö- 
hentlihe Zahlung des Barlohns. Serner enthält fie einige Bejtimmungen 
über den Naturallohn und Dorfchriften über die Bezahlung von Überjtunden. 
Ein Gefeg zur Regelung der Arbeitsverhältniffe der häuslichen An- 
geftellten ift in Dorbereitung. Die Geltung der Gefindeordnungen ift 
dur eine Derordnung vom Jahre 1918 aufgehoben. 

Als ausführendes Organ der auf die Wohlfahrt der Arbeiter zielen- 
den gejeglihen Bejtimmungen find neben den Polizeibehörden die Ge- 
werbeaufjihtsbeamten beftellt. Sie haben die Aufficht über die Durd- 
führung der Schußgefege zu führen, für die Derbefferung ungeeigneter 
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Einrichtungen zu forgen, bei Übertretungen Bejtrafung zu veranlaffen und 
durch ihre Berichte die Grundlage für den Ausbau der Schubgejeggebung 
zu befhaffen. Die Gewerbeaufjihtsbeamten find wirtihaftlih, techniſch 
und fozialpolitiih vorgebildete Beamten. Auch Srauen find in der Gewerbe- 
auffiht tätig. Sie werden bejonders mit der Aufficht über Sabrifen, in 
denen vorwiegend weibliche Arbeitskräfte bejhäftigt werden, beauftragt. 

Die Erfahrungen, die man bis zur Revolution mit den Schuggejegen 
gemacht hat, find außerordentlich günftig. Saft allgemein iſt die Induftrie 
imftande gewejen, diefe Beitimmungen ohne erhebliche Einbuße an Gewinn 
durchzuführen. Dielfach haben fid die Leiftungen der Arbeiter gehoben, 
feit fie unter bejjeren Bedingungen leben, fo daß eine Derteuerung der 
Waren nicht hervorgerufen worden ift. Die Wirkungen des adhtjtündigen 
Marimalarbeitstages können nod nicht abſchließend beurteilt werden. Die 
Wirkjamfeit der Arbeiterfchußggefeßgebung ift in allen Kulturländern heute 
anerfannt. 

Bei der Verflochtenheit der Weltwirtihaft ift ein weitgehender Arbeiter- 
jhuß nur möglih, wenn die im Wettbewerb miteinander ftehenden Länder 
zu einer einheitlihen Regelung fchreiten. Bemühungen um eine internatio- 
nale Regelung des Arbeiterſchutzes ſetzten ſchon gegen Ende des vorigen 
Jahrhunderts ein. Eine fejtere Grundlage haben fie durd das Intere 
nationale Arbeitsamt erhalten, das im Sujammenhang mit dem 
Dölferbund errichtet ift. Es hat in Genf feinen Sig. Deutfchland gehört 
dem Internationalen Arbeitsamt jeit feiner Begründung (1919) an. Das 
Amt hat zur Aufgabe die Sammlung, Bearbeitung, Weitergabe und Der- 
öffentlihung von Materialien, die auf die internationale Regelung der Ar- 
beitsverhältniffe Bezug haben. Es beruft Konferenzen ein, die über Ent- 
würfe von Übereinfommen beraten und bejchließen, die von den Regierun- 
gen der Mitgliedftaaten ihren zuftändigen Stellen (Parlamente) zur Rati- 
fifation oder fonftigen Stellungnahme vorgelegt werden (betreffend Arbeits- 
zeit, Arbeitslofigfeit, Mutterſchutz, Frauen- und Kinderarbeit, Arbeiter- 
ſchutz ujw.). Das Internationale Arbeitsamt kann die Durdführung der von 
den Konferenzen gefaßten Bejchlüffe nicht erzwingen. 


2. Arbeitsrecht. 


Neben den Arbeiterjhuß ftellten fi fhon in der Seit vor dem Krieg 
verfchiedene weitere Maßnahmen des Staates, die das Arbeitsverhältnis in 
bezug auf andere Sragen beeinfluffen follten (3. B. Sondergerihte für ge- 
werblihe Streitigfeiten). Während der Kriegszeit, in der ein Teil der Schuß- 
gefee vorübergehend außer Kraft gefeßt werden mußte, traten andere Er- 
forderniffe in den Dordergrund. (Sicherung des Koalitionsrechtes; Arbeiter- 
und Angeftelltenausfchüffe zur beratenden Mitwirkung der Arbeiter gegen- 
über dem Unternehmer in Fragen des Arbeitsverhältniffes; Shlihtungs- 
ausfhüffe.) Die Staatsummälzung rief durch die Beteiligung der Sozial- 
demofratie in der Regierung einen ſtarten Antrieb zur Sortbildung diefer 
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Gefegebung hervor. Die Dielfältigfeit der Gejege und Bejtimmungen, die 
auf das Arbeitsverhältnis einen Einfluß haben, brachte mit Notwendigkeit 
die Sorderung eines einheitlihen Arbeitsrechts hervor, das in einem 
Arbeitsgefegbuch zufammengefaßt werden müßte. Zunächſt ift aber diefe 
Sorderung noch nit erfüllt. 

Unter dem Begriff Arbeitsrecht faßt man die Beftimmungen zufammen, 
die ſich auf die Arbeitsbefhaffung beziehen, auf die Erwerbslofenfürforge, 
auf den Abſchluß des Arbeitsvertrages, den Arbeiterihuß, die Arbeits 
verfaſſung und die Arbeitsitreitigfeiten. 

Durch das Arbeitsnahweisgefeß vom 22. Juli 1922 ijt die Ar- 
beitsvermittlung einheitlich über das ganze Reid, geregelt. Es bejtehen dazu 
in dreifahem Aufbau übereinander: öffentliche Arbeitsnahweije für die ört- 
lihe Dermittlung; Landesämter für größere Bezirke und zentral für das 
ganze Reich: das Reihsamt für Arbeitspermittlung (Arbeitsnerwaltung be— 
nannt). Die Aufgabe diefer öffentlichen Arbeitsnadyweisftellen ijt eine mög- 
lichjt zwedmäßige Derteilung der vorhandenen Arbeitsgelegenheiten und Ar- 
beitsfräfte. Die Arbeitsnahweisftellen haben auch bei der Durhführung 
von gefeßlichen Unterftüßungen für Arbeitslofe mitzuwirken. Sie find be- 
rechtigt, auch die Berufsberatung und Lehrftellenvermittlung zu übernehmen. 
Die gewerbsmäßige Stellenvermittlung ift vom 1. Januar 1931 ab ver- 
boten. Dagegen dürfen nod weiter die nit öffentlichen, nit gewerbs- 
mäßigen Arbeitsnadhweije (von Arbeitgebern, Arbeitnehmern oder gemein- 
nüßigen Dereinen) beitehen. 

Die Erwerbslofenfürjorge ift durd eine Reichsverordnung (in 
legter Sajfung vom 16. Februar 1924) geregelt. Sie gliedert ſich in die pro- 
duktive und die unterftüßende Erwerbslofenfürforge. Swed der produftiven 
Erwerbslojenfürforge ift die Gewinnung der Arbeitskraft der Erwerbslofen 
für die Volkswirtſchaft und Entlaftung der unterjtügenden Erwerbslofens 
fürforge. Es werden öffentlihe Suwendungen nit unmittelbar an die Er- 
werbslofen, fondern an Gemeinden oder fonjtige Unternehmer als Darlehn 
oder Zuſchüſſe zu wirtfhaftlihen Unternehmungen gegeben, wenn dieſe 
Unternehmungen Erwerbsloje beſchäftigen. 

Die unterftügende Erwerbslojenfürforge gibt den Erwerbslofen einen 
Rechtsanſpruch auf Suwendungen, wenn fie über fechzehn Jahre alt, arbeits- 
fähig und arbeitswillig und infolge des Krieges durch ihre Erwerbslofigfeit 
in bedürftige Cage geraten find. Die Mittel werden nad} Art der Derjicherung 
(Sufhläge zur Kranfenverfiherung) aufgebradt. 

Auf die Arbeitsleiftung als ſolche bezieht fid} neben dem Arbeiter: 
ſchutz (ſiehe Seite 181) die Tarifsvertragordönung vom 23. Dezem- 
ber 1918. Danach erhalten Tarifverträge, die zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmerverbänden abgeſchloſſen werden, den Charakter einer objektiven 
Rechtsnorm. Sie führen alſo die einheitliche Lohnregelung herbei, und Ar 
beitsverträge mit einzelnen Perfonen find unwirkſam, fofern fie den Be 
jtimmungen des Tarifvertrages nicht entſprechen. Tarifverträge können auch 
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durch die Reichsarbeits verwaltung für allgemein verbindlich erklärt werden. 
Dann wirken fie nicht nur für die Vertragsparteien, fondern für alle Arbeits- 
verträge in dem betreffenden räumlichen Geltungsgebiet, alfo wie ein Geſetz. 


Der Begriff der Arbeitsverfaflung geht zurüd auf den Gedanken, 
daß in einem modernen Großbetrieb nicht der Unternehmer wie ein abjoluter 
Herrſcher wirken fol, daß vielmehr der Zuſammenſchluß zahlreiher Ar- 
beitsträfte eine Derfaffung im Betrieb notwendig macht. Anfänge 
diefer Erkenntnis waren ſchon in der Gewerbeordnung vorhanden. Das Ge— 
jeg über den vaterländifchen Hilfsdienjt bildete fie fort. Die Aufgabe, um die 
es fih dabei handelt, ift von einzelnen Sogzialpolitifeen mit den Worten be- 
zeihnet worden: „Das Arbeitsverhältnis muß aus einem Gewaltverhältnis 
zu einem Rechtsverhältnis werden.” Den Arbeitern und Angeftellten foll 
ein Mitbeftimmungsreht am Arbeitsverhältnis eingeräumt werden. Die 
Sorm, in der diefe Forderung zu verwirflihen ijt, wurde während der Re- 
volution heiß umijtritten. 


Die Träger der Revolution bildeten zur Durchführung der Revolution 
überall Arbeiter- und Soldatenräte, die nicht nur Organe des wirt- 
ſchaftlichen ſondern auch des politijchen Lebens fein follten. 


Das Problem der Arbeiterräte liegt darin, wie man dem Derlangen nad) 
einer gefeglihen Dertretung wirtfhaftliher Intereffen gereht werden und 
dabei eine Abgrenzung der Aufgaben zwifhen folder berufsſtändiſchen Kör- 
perfhaft und dem Parlament feitlegen Tan. Die Derfalfung hat dann 
(Art. 160) die Grundfäße über das Mitbeſtimmungsrecht der 
Arbeiter in den Betrieben feitgelegt. Es heißt: 


Die Arbeiter find dazu berufen, gleichberechtigt in Gemeinfhaft mit den 
Unternehmern an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen jowie an der 
gefamten wirtfhaftli—hen Entwidlung der produftiven Kräfte mitzuwirken. Die 
beiderfeitigen Organifationen und ihre tariflihen Dereinbarungen werden ans 
erkannt. 

Die Arbeiter und Angejtellten erhalten zur Wahrung ihrer fozialen und wirt- 
ſchaftlichen Intereſſen gejeßliche Dertretungen in Betriebsarbeiterräten jowie in 
nah Wirtſchaftsgebieten gegliederten Bezirfsarbeiterräten und einem Reichs 
arbeiterrat. Die Bezirksarbeiterräte und der Reichsarbeiterrat treten zur Er— 
füllung der geſamten wirtfchaftlihen Aufgaben und zur Mitiwirtung bei der 
Ausführung der Sogialifierungsgefege mit den Dertretungen der Unternehmer 
und fonjt beteiligten Dolfsfreijen zu Bezirkswirtſchaftsräten und einem Reichs» 
wirtfhaftsrat zujammen. 


Sozialpolitifche und wirtfhaftspolitiihe Gefegentwürfe von grundlegender 
Bedeutung follen von der Reichsregierung vor ihrer Einbringung dem Reihswirt- 
ſchaftsrat zur Begutachtung vorgelegt werden. Der Reichswirtihaftsrat hat das 
Recht, felbjt folche Gefegesvorlagen zu beantragen, Stimmt ihnen die Reichs— 
tegierung nicht zu, fo hat fie troßdem die Dorlage unter Darlegung ihres Stand« 
punftes beim Reichstag einzubringen. 

Den Arbeitere und Wirtfchaftsräten können auf den ihnen überwiejenen Ge— 


Bieten Kontroll und Dermwaltungsbefugniffe übertragen imerden. 
Aufbau und Aufgabe der Arbeiter- und Wirtfchaftsräte fowie ihr Derhältnis 
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zu anderen jozialen Derwaltungstörpern zu regeln ijt ausſchließlich Sache des 
Reiches. 

Das Betriebsrätegefeg (18. Januar 1920) enthält die Ausführung 
3u diefen Grundgedanten. 

Bemerkenswert darin it, daß der Betriebsrat die gemeinfamen wirtfchaft- 
lichen Interejjen der gejamten Arbeiterjchaft eines Betriebes vertritt. Er glie- 
dert fi) in größeren Betrieben in einen Angejtelltenrat und einen Arbeiterrat. 
Wahlberehtigt jind alle Arbeiter über 18 Jahre, wählbar alle über 24 Jahre, 
jofern dieſe jechs Monate in dem Betrieb bejhäftigt find und drei Jahre dem 
betreffenden Gewerbezweig angehören. Die Aufgaben der Betriebsräte um— 
faſſen im einzelnen: 

1. Die Betriebsleitung duch Rat zu unterjtüßen, um einen möglichſt hohen 
Stand und möglichſte Wirtfchaftlichkeit der Betriebsleiftungen herbeizuführen. 

2. du wachen, daß die in den Angelegenheiten des Gejamtbetriebes von den 
Beteiligten anerkannten Schiedsſprüche eines Schlichtungsausſchuſſes oder einer 
vereinbarten Schieösitelle durchgeführt werden. 

3. Das Einvernehmen innerhalb der Arbeitnehmerihaft jowie zwiſchen ihr 
und dem Arbeitgeber zu fördern und für Wahrung der Organijationsfreiheit 
einzutreten. 

4. Beichwerden der Arbeiters und Angejtelltenräte entgegenzunehmen und auf 
Abjtellung zu wirken, 

5. Den Betrieb vor Erjchütterungen (Streiks und Ausjperrungen) zu bewahren, 
insbefondere bei Streitigfeiten mit dem Arbeitgeber, falls eine Einigung durch 
Derhandlungen erreiht wird, den Schlihtungsausfhug anzurufen, wobei aber 
nit gegen Befugnifje der Gewerkſchaften verſtoßen werden joll. 

6. Wo ein Aufſichtsrat beiteht, nad! Maßgabe eines befonderen hierüber zu 
erlaffenden Geſetzes ein oder zwei Vertreter in den Auffihtsrat zu entfenden. 

7. Richtlinien über Einftellung von Arbeitnehmern und Mitwirkung bei Ent« 
laffungen ufw. 

Sür jeden Bezirk ift ein Schlichtungsausſchuß einzufegen, der in Kollektiv. 
ftreitigfetten zwifchen Arbeitgebern und Betriebsräten einzutreten hat. 

Die Arbeitsverfajfung kann neben den Betriebsvertretungen auch durch 
Berufsvertretungen beeinflußt werden. Es gibt Berufsvertretungen, 
die durch freie Dereinbarung entjtehen und folde, die durch ein Geſetz her- 
vorgerufen werden. Die freien Berufsvertretungen find Gewerkſchaften auf 
der einen Seite, Arbeitgeberverbände auf der anderen Seite. Zwiſchen ben 
beiden Parteien bejtehen in weitgehendem Umfang Arbeitsgemein- 
ihaften. Das find loſe Sufammenfchlüffe, die den Zweck haben, gemeinſam 
an der Löfung wirtfhaftliher und ſozialpolitiſcher Sragen zu arbeiten, die 
den ganzen Berufsitand, die Interejfen der Arbeitgeber und der Arbeit 
nehmer berühren. Es gibt eine zentrale Arbeitsgemeinfhaft der induftriellen 
und gewerblihen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutjhlands, andere Ar- 
beitsgemeinfchaften für den Handel, für das Transport und Derfehrsgewerbe 
und für die Landwirtfchaft. Diefe Arbeitsgemeinihaften regeln ihre Be 
ziehungen und Aufgaben durch Sahungen. 

Die gefeglihen Berufsvertretungen werden unabhängig von 
dem Willen der Beteiligten vom Geſetz gefhaffen. Es gibt Handwerkstam- 
mern, Kandelstammern und Landwirtfhaftstammern (alle umſchließen die 
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Arbeitgeber). Eine Arbeiterkammer beſteht noch nicht. Dagegen beſteht im 
Bergbau eine Arbeitskammer, in der die Arbeitgeber und Arbeitnehmer ge— 
ſondert zuſammentreten (vergleiche auch die Fachausſchüſſe für die Haus— 
arbeit auf Seite 182). 

Derhältnismäßig früh wurde als ein Akt ſozialpolitiſcher Gefeßgebung 
die Errihtung von Gewerbegerihten und Kaufmannsgeridten 
verfügt. Das find Sondergerichte für Streitigkeiten, die auf Grund oder aus 
Anlaß des Arbeitsnertrages zwiſchen Arbeitnehmer und Arbeitgeber ent- 
ftehen. Sie haben ausjchließlid mit Streitigkeiten um Rechte aus dem 
Einzelarbeitsvertrag zu tun. Ihr Dorzug vor den ordentlihen Gerichten ift 
ein fchnelleres und billigeres Derfahren. Auch follen fie das Dertrauen der 
Arbeiter in befonderem Maße erwerben, da die Kechtſprechung von Sad 
verjtändigen — den Deriretern der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber — 
unter einem unparteiifchen Dorfigenden — geübt wird. Sie gehen in 
Arbeitsgerihten auf, die auf Grund eines Arbeitsgerihts-Gefegentwurfs 
(1926) fortan gebildet werden follen. 

Su unterfheiden von den Sondergerichten, bei denen Kechtsſtreitigkeiten 
ausgetragen werden, ift das Shlihtungsverfahren. Bei diefem han- 
delt es fi um den Streit einer ganzen Gruppe von Arbeitern um die fünf- 
tige Geftaltung ihrer Arbeitsbedingungen, um Abflug von Tarifver- 
trägen oder Betriebsvereinbarungen. Nicht Redtsanfprühe find zu ent- 
Iheiden, fondern Interefjen follen dort vertreten und berüdfichtigt werden. 
Daher Schlidtung, nicht Urteilsfällung. Die Shlichtungsverordnung vom 
30. Oftober 1923 fieht als Schlihtungsftellen neben den in erjter Linie 
in Betracht fommenden vereinbarten (tariflihen) Schieösitellen gefegliche 
Schlihtungsausfhüffe vor. Ste find Landesbehörden. Darüber jteht die 
Tätigfeit des Reichsarbeitsminiiters als oberjte Schlichtungsitelle. Ihr vor- 
nehmijtes Siel ift Herbeiführung einer Einigung. Kommt eine Einigung 
nicht zuftande, fo wird ein Schiedsſpruch gefällt, der von den Parteien 
angenommen oder verworfen werden Tann. Er hat aljo die rechtliche 
Natur eines unverbindlichen Vergleichsvorſchlags. Der beiderfeits ange- 
nommene Schiedsſpruch hat diefelbe Rechtsnatur wie eine freiwillig abge- 
Ichloffene Gefamtvereinbarung. Der niht angenommene Schiedsſpruch Tann 
auf Antrag einer Partei oder von Amtswegen durd den Schliäter für 
verbindlid; erklärt werden, jo daß ein Swangsvertrag Zuftande fommt. 


3. Sozialverjiherung. 


Während die Arbeiterfhußgejfekgebung den Arbeiter innerhalb des 
Betriebes fhüßt, ihm gefunde Arbeitsbedingungen ſichern foll, will die 
Sozialverfiherung ihn in den geiten [hüßen, in denen ihm der Erwerb 
aus irgendeinem Grunde unmöglich ift. Das ift allen Sweigen der Sozial- 
verjiherung gemeinfam. Die Derfiherung ift deshalb verfchiedentlicd als 
Lohnergänzung bezeichnet worden. 

Die volfswirtfchaftlihe Bedeutung jeder Derfiherung Liegt darin, dab 

Salomon, Dolfsgemeinjhaft. 2. Aufl. 13 
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viele Menfchen fi vereinigen, um gemeinfam ein Rififo zu tragen. 
Je größer die Sahl derer, die für einen Bedarfsfall, der bei einem Teil 
der Menfchen mit ziemlicher Sicherheit einzutreten pflegt, gemeinfam vor: 
forgen, deſto fiherer und beifer kann denen geholfen werden, die tatjäch- 
lich von ſolchen Ereignifjen betroffen werden. Der Grundfag der Verſiche— 
rung beruht auf der Derteilung eines Rifikos auf möglichſt viele Schultern, 
aufeine große Sahl von Menfhen. Die Staatliche Derjiherungsgefeggebung 
will die Maſſen zwingen, diefen Grundfag anzuwenden. Sie veranlaßt den 
Arbeiter, fi) für Ereigniffe ficherzuftellen, die im Leben vieler von ihnen 
mit Wahrjcheinlicfeit einzutreten pflegen. 

Don dem Gefidtspunft ausgehend, daß die Gejamtheit des Volkes ein 
Interejfe daran hat, die Arbeiterklaffe für jolde Fälle ſicherzuſtellen, und 
daß die Koften für den Unterhalt der Arbeiterklafje aus den Erträgen der 
beteiligten Unternehmungen aufgebraht werden müßten, hat Bismard 
eine ſtaatliche Regelung des Derficherungswejens der Arbeiter angeregt 
und herbeigeführt. Das Programm für eine foldje Derjicherungsgefeh- 
gebung wurde in einer Haiferliden Botſchaft am 17. Nonember 
1881 verfündigt. 

Es heißt darin: „Wir halten es für Unfere Kaiferlidie Pflicht, dem Reichs 
tag die Sörderung des Wohles der Arbeiter von neuem ans Herz zu legen, und 
würden Wir mit um jo größerer Befriedigung auf alle Erfolge, mit denen Gott 
Unfere Regierung fihtlid} gejegnet hat, zurüdbliden, wenn es Uns gelänge, der— 
einjt das Bewußtfein mitzunehmen, dem Daterlande neue und dauernde Bürg- 
ihaft feines inneren Stiedens und den Hilfsbedürftigen größere Sicherheit und 
Ergiebigkeit des Beijtandes, auf den fie Anſpruch haben, zu hinterlaffen. In 
Unferen darauf gerichteten Beftrebungen find Wir der Suftimmung aller verbün- 
deten Regierungen gewiß und vertrauen auf die Unterjtüßung des Reichstags 
ohne Unterfchied der Parteijtellungen. In diejem Sinne wird zunächſt der Ent- 
wurf eines Geſetzes über die Verſicherung der Arbeiter gegen Betriebsunfälle 
vorbereitet. Ergänzend wird ihm eine Dorlage zur Seite treten, welche ſich eine 
gleihmäßige Organifation des gewerblichen Kranfenfafienwefens zur Aufgabe 
ftellt. Aber auch diejenigen, welhe dur Alter und Invalidität erwerbsunfähig 
werden, haben der Gejamtheit gegenüber einen begründeten Anfprud auf ein 
höheres Maß ftaatliher Sürjorge, als ihnen bisher hat zuteil werden fönnen. 
Sür diefe Sürforge die rechten Mittel und Wege zu finden, ift eine fchwierige, 
aber auch eine der höchſten Aufgaben jeden Gemeinmwejens, welches auf den fitt- 
lien Sundamenten des chriſtlichen Volkslebens jteht. Der engere Anſchluß au 
die realen Kräfte diefes Dolislebens und das Sufammenfaffen der Teßteren in 
der Form korporativer Genoſſenſchaften unter jtaatlihem Schuß und jtaatlicher 
Sörderung werden, wie Wir hoffen, die Löfung auch von Aufgaben möglid 
aden, denen die Stantsgewalt allein in gleihem Umfange nicht gewachſen fein 
würde, 

Das in der Botfhaft angekündigte Gefeg über die Krankenver— 
fiherung wurde dann am 15. Juni 1883, das über die Unfallver- 
fiderung am 6. Juli 1884, und zuleßt das Invaliden- und AI: 
tersperfiherungsgejeg am 22. Juni 1889 erlaffen. 

Durch die drei Derfiherungsgefege wurde die Sürforge für die Arbeiter 
klaſſe in völlig neue Bahnen gelenkt. Weite Schichten der Arbeiter erhielten 
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ein Anrecht auf hilfe und Unterſtützung in Fällen, in denen ſie früher auf 
die Armenpflege angewieſen waren. Trotzdem war nicht zu verhindern, daß 
die Geſetze, die in keinem anderen Lande irgendwelche Vorbilder hatten und 
die ſich auf unſicheren Berechnungen aufbauten, vielfache Mängel zeigten. 
Der Kreis der Verſicherten war zu eng gezogen, die hilfe, die ihnen ge— 
währt würde, war unzureichend. So wurde es bald notwendig, Verbeſſe— 
rungen und Erweiterungen vorzunehmen, und nach vielfachen kleinen Ver— 
änderungen wurde im Jahre 1911 eine Ergänzung und Zuſammenfaſſung 
der bejtehenden Derjiherungszweige in der Reihsverfiherungsords= 
nung herbeigeführt. Die vielfahen, in der Inflationszeit bedingten Der- 
änderungen machten es notwendig, eine neue Saffung der geltenden Be- 
ftimmungen vorzunehmen. Dieje erfolgte am 15. Dezember 1924. 

Die Reihsverfiherungsordnung hat die drei Derfiherungszweige, die 
durch die erſten Geſetze gefhaffen waren, nebeneinander bejtehen laffen und 
der Invalidenverfiherung eine Hinterbliebenenverficherung eingefügt. Die 
Grundlagen der urſprünglichen Derfiherungsgejeßgebung find beibehal- 
ten worden: 

1. Der Derfiherungszwang. Es ift nit dem Ermeſſen des einzelnen oder 
feines Arbeitgebers überlaffen, ob jemand verfichert fein foll; fondern das 
Gefeß ordnet die Derfiherung an, foweit es ein dringendes Bedürfnis für 
gegeben erachtet. Außer den Derficherungspflichtigen fieht das Geſetz auch 
Derfiherungsberehtigte vor, die ſich freiwillig verfichern dürfen. 

2. Die Swangsverfiherung. Wer verfiherungspflidtig iſt, kann — von 
einigen Ausnahmen abgefehen — nicht jelbjt wählen, wo er verfihert fein 
will, fondern muß bejtimmten Derfiherungsträgern angehören. 

3. Die Laften werden von Derfiherten und Arbeitgebern getragen. Nur 
zur Invaliden- und Hinterbliebenenverfiherung wird ein Zuſchuß vom Reich 
gewährt. 

4. Die für die Derfiherung gefhaffenen Organifationen werden durch 
die Derfiherten und Arbeitgeber verwaltet, die auch bei der Entſcheidung 
über Streitigfeiten mitwirten. 

5. Den Derfiherten und ihren Angehörigen fteht ein Kechtsanſpruch auf 
die gejeglichen Leiftungen zu, der — mit ganz wenigen Ausnahmen — nit 
von der Bedürftigfeit des Derfiherten abhängig tft. 

Die Behörden für die gefamte in der Reichsperfiherungsordnung geregelte 
Sozialverfiherung find: die Derfiherungsämter als untere, Oberverjiche 
tungsämter als höhere und das Reihsverfiherungsamt, dem in einigen 
Ländern Landesverfiherungsämter zur Entlaftung zur Seite geftellt find, 
als oberſte Spruch⸗, Beſchluß- und Auffihtsbehörde. 


A. Kranfenverfiherung. 

Kreis der Derfiderten. Derjiherungspflihtig find: Arbeiter, Ge— 
jellen, Lehrlinge, Hausgehilfen, die gegen Entgelt befchäftigt find, ohne Rück— 
fiht auf die Höhe ihres Entgeltes; Betriebsbeamte, Werfmeifter, Handels 
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und Apothefenangeftellte, Bühnen- und Orceftermitglieder, Lehrer und Er- 
zieher, Wohlfahrts- und Krantenpflegerinnen, fofern diefe Beſchäftigung 
ihren Hauptberuf bildet, Schiffsbefagungen deutſcher Seefahrzeuge, Be- 
fagungen der Binnenfhiffahrt; Hausgewerbetreibende (diefe bis zu einer 
Einfommengrenze, die vom Reihsarbeitsminifter jährlich feſtgeſetzt wird). 
Lehrlinge find auch verficherungspflihtig, wenn fie ein bares Entgelt nicht 
erhalten. Bei der Kranfenverfiherung und ebenjo bei den anderen Der- 
fiherungszweigen gibt es neben den Derfiherungspflichitigen auch einige 
verfiherungsberechtigte Gruppen. 

Die Leiftungen der Krantenverfiherung bejtehen in: 1. Kranfen- 
hilfe, das ijt ärztlihe Behandlung und Arznei für 26 Krankheitswochen, 
Krankengeld in Höhe des halben Grundlohnes (d. h. des durchſchnittlichen 
Tagelohns) für jeden Arbeitstag der Arbeitsunfähigfeit vom vierten Tage 
ab. An Stelle diefer Leiftungen kann Kranfenhauspflege gewährt werden, 
oder an Stelle eines Teiles des Kranfengeldes Leitungen an Hauspflege 
durch Pfleger oder Pflegerinnen. Bei Krantenhauspflege erhalten die 
Angehörigen ein hausgeld (die Hälfte des Kranfengeldes). 2. Sterbegeld. 
Beim Tode des Derfiherten für die Angehörigen im zwanzigfachen Betrage 
des Grundlohnes. 3. Wohenhilfe. Nach dem Geſetz vom 9. Juni 1922 und 
jpäteren Derordnungen erhalten die verfiherten Frauen, die in den legten 
Jahren vor der Niederkunft mindejtens 10 Monate hindurch, im letzten 
Jahre vor der Niederkunft aber mindeftens 6 Monate verjichert gewejen 
find, bei Geburt eines Kindes ärztliche Behandlung, ſoweit ſolche bei der 
Entbindung oder bei Schwangerjhaftsbefhwerden erforderlich wird; ferner 
einen einmaligen Beitrag zu den Koften der Entbindung in Höhe von 
25 Reichsmark. Sindet eine Entbindung nidt ftatt, jo find als Beitrag 
zu den Koften bei Schwangerfchaftsbefchwerden 6 Reichsmark zu zahlen. 
Weitere Leijtungen find: ein Wocengeld für vier Wochen vor und ſechs 
Wohen nad der Entbindung in Höhe von mindeftens 0,50 Reichsmark 
täglich, endlich ein Stillgeld in Höhe des halben Kranfengeldes, mindeltens 
aber 0,25 Reichsmark täglich, folange das Neugeborene geftilit wird, läng- 
ftens bis zum Ablauf der 12. Woche nad der Hiederfunft. — Derficherungs- 
freie Ehefrauen fowie folde Töchter, Stief- und Pflegetöchter des Verſicher— 
ten, welche mit dem Derfiherten in häusliher Gemeinfhaft leben, erhalten 
die gleichen Leiftungen, wenn die Verſicherten im legten Jahr vor der Nie— 
derfunft mindejtens jehs Monate hindurch auf Grund der Reichsverjiherung 
gegen Krankheit verfichert gewefen find. Nur beträgt das Wocengeld dann 
0,50 Reichsmark täglich und das Stillgeld 0,25 Reihsmarf täglich. 

Wohenfürforge Serner erhalten auch nichtverſicherte hilfsbedürftige 
Staunen eine Wocdenfürforge, und zwar auf Grund der Reichsverordnung über die 
Sürforgepfliht vom 13. Februar 1924, den Reihsgrundfägen über Doransjegung, 
Art und Maß der öffentlihen Sürforge vom 4. Dezember 1924 fowie der Detord- 
nung über die Abänderung der Reichsgrundfäße über Dorausfegung, Art und Maf 


der öffentlichen Sürforge vom 7. September 1925. Sie erhalten eine Wochenfür— 
jorge, deren Leijtungen mindejtens denen der Samilienhilfe der Krankenkaſſe gleid}- 
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jtehen müfjen. Die Derordnung vom 7. September 1925 verlangt, daß die oberjten 
Landesbehörden Einfommensgrenzen fejtfegen, bei deren Nicyterreihung Wochen: 
fürforge gewährt wird. 

Neben den Regelleiftungen können die Kajienfagungen Mehrleijtun- 
gen vorjehen (Ausdehnung der Krantenhilfe auf ein Jahr, Sürforge für 
Genefende, Hilfsmittel gegen Derfrüppelung, Samilienhilfe, Erhöhung des 
Kranfengeldes, des Hausgeldes, Erhöhung des Sterbegeldes). 

Der Anfpruch auf die Leiftungen entjteht mit dem Beginn der Der- 
figerungspflidt. 

Die Mittel werden durch Beiträge der Arbeitgeber (ein Drittel) und 
der Arbeitnehmer (zwei Drittel) aufgebradt. Sie jollen in der Regel nicht 
über 71/,% des durchſchnittlichen Lohnes betragen. Die Sahlung muß durd) 
den Arbeitgeber erfolgen, der den auf den Arbeitnehmer entfallenden An 
teil bei der Lohnzahlung zurüdbehalten darf. 

Organe der Kranfenverfiherung find Orts-, Land», Betriebs, In- 
nungs- und Erſatzkrankenkaſſen. 


B. Unfallverfiherung. 


Sie ift zulegt durch das zweite Gejeß über Änderungen in der Unfall- 
verfiherung vom 14. Juli 1925 geregelt worden. 

Kreis der Derfiherten. Der Unfallverfiherung unterliegen die 
Betriebe folgender Hauptgruppen: Bergwerfe, Sabrifen, Werften, Bauten, 
das Derfehrsgewerbe, Binnenfhiffahrt, Fuhrwerks- und Speditionsbetrieb 
und einzelne Sweige des Handwerks. Bejondere Bejtimmungen bejtehen 
für die Seeunfallverfiherung und für die Iandwirtfhaftlihe Unfallver- 
fiherung. In den genannten Betrieben find verficherungspflichtig Arbeiter 
und Lehrlinge ohne Rüdficht auf die Höhe des Entgeltes, Betriebsbeamte 
bis zu einem Jahrtesverdienft bis 8400 Reichsmark. Verſicherungsberechtigt 
find Heine Unternehmer bis zur gleichen Höhe des Jahreseinfommens. Durch 
Derordnung vom 12. Mai 1925 ijt die Derficherungspflicht auf beftimmte 
gewerblihe Berufsfranfheiten ausgedehnt worden. 

Träger der Derfiherung find Berufsgenoffenfchaften; das find Der- 
bände von Unternehmern gleihartiger Betriebe, denen Oberverfiherungs- 
ämter und das Reichsverfiherungsamt als Kontroll bzw. Berufungsinitan- 
zen übergeordnet find. 

Seiftungen. Gegenjtand der Derfiherung ift der Erfah des mate— 
viellen Schadens, der durch Körperverletzung oder Tötung entiteht. Im ein- 
zelnen umfaffen die Leiltungen: 

1. Ärztlihe Behandlung, Arznei ſowie Heilmittel und Kilfsmittel zur 
Erleihterung der Unfallfolgen für Unfallbefhädigte von der 14. Woche 
nad) dem Unfall ab. (Sür die erften 13 Wochen hat die Krankenkaſſe das 
Heilverfahren zu übernehmen.) 

2. Berufsfürjorge. 

3. Eine Rente oder Krankengeld für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit. 
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Kranfenbehandlung und Berufsfürforge follen mit allen geeigneten Mitteln 
die durch den Unfall hernorgerufene Gefundheitsjtörung oder Körperbejhäbi- 
gung und die verurſachte Erwerbsunfähigfeit bejeitigen, wie eine Verſchlim— 
merung verhüten, endlich dem Derlegten die Wiederaufnahme feines Berufs 
ermöglichen oder ihn zur Aufnahme eines neuen Berufs befähigen und ihm 
zur Erlangung einer Acbeitsitelle behilflich fein. 

Die Rente beträgt bei völliger Erwerbsunfähigfeit zwei Drittel des 
Jahresarbeitseinfommens und bei teilweifer Erwerbsunfähigfeit den Pro- 
zentjab dieſes Betrages, der dem Grad der Erwerbsunfähigfeit entſpricht. 
Eine Rente wird nicht gewährt, wenn die Erwerbsunfähigfeit die dreizehnte 
Woche nicht überdauert. 

Erhält der Derlekte eine Rente von 50 oder mehr Prozent der Vollrente, 
jo wird für jedes eheliche Kind bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres 
eine Hinderzulage gewährt, die 10 vom Hundert der Rente beträgt. Die 
Rente wird bis zum vollendeten 18. Lebensjahr gewährt, wenn die Berufs- 
ausbildung nod nicht vollendet ift und der Derlekte das Kind unentgeltlich 
erhält. Die Rente darf jedoch einfchlieglich der Kinderzulagen den Jahres- 
arbeitsperdient nicht überfteigen. 

Statt Krankenbehandlung und Rente kann Heilbehandlung und Pflege 
in einer Heilanjtalt gewährt werden. Die Angehörigen erhalten dann eine 
Rente in der gleichen Höhe, wie fie ihnen bei dem Tode des Derfiherten 
zuftehen würde. Statt Gewährung einer Rente kann auf Antrag des Renten: 
empfängers die Aufnahme in ein Invalidenhaus oder in eine ähnlihe An- 
ftalt veranlagt werden. 

Ein neues Heilverfahren fannı jederzeit eingeleitet werden. Salls eine 
wejentliche Änderung in der Erwerbsfähigfeit eintritt, kann aud) die Rente 
verändert werden. 

4. Bei Tötung betragen die gefeglichen Leiftungen: ein Sterbegeld für 
die Angehörigen in Höhe von einem Sünfzehntel des Jahresverdienites 
(mindejtens 50 ME.), eine Rente an die Hinterbliebenen, und zwar für die 
Witwe ein Sünftes des Jahresverdienites, fofern fie Krank zwei Sünftel, für 
jedes Kind unter 15 Jahren ein weiteres Sünftel. Sufammen dürfen die 
Binterbliebenenrenten vier Sünftel des Jahresarbeitsverdienftes nicht über: 
ſteigen. 

Die Verpflichtung zur Rentenzahlung beginnt mit dem Wegfall des 
Kranfengeldes, ſpäteſtens mit der 27. Woche nah dem Unfall, bei Nicdt- 
verfiherten mit dem Tage nad) dem Unfall. 

Die Mittel werden ausſchließlich durd; die Arbeitgeber aufgebradit, 
die zu diefem Swed in Berufsgenoffenfchaften zufammengefchloffen find. 

Die Berufsgenoffenfhaften wirken innerhalb der Betriebe auf Cinrich— 
tungen Hin, die Unfälle verhüten follen. 


©. Invalidene, Alters- und Hinterbliebenenverfiherung. 
Kreisder Derjiderten. Derficherungspflichtig find vom vollendeten 
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16. Jahte an alle Arbeiter, Gefellen, Hausgehilfen, Hausgewerbetreibenden, 
die Bejakung von deutſchen Seefahrzeugen und Sahrzeugen der Binnen» 
ſchiffahrt (außer Offizieren und Derwaltern in gehobenen Stellungen), Ge— 
hilfen und Lehrlinge, foweit fie nicht nad) der Angejtelltenverfiherung ver- 
jiherungspflihtig find. Dorausfegung iſt bei allen diefen Gruppen, daß 
fie gegen Entgelt bejchäftigt find. Ausgenommen ift Entgelt, das nur in 
freiem Unterhalt befteht. 

Organe der Derfiherung find vom Staat errichtete Derfiherungs- 
anftalten, die ebenfo wie die Krankenkaſſen von gewählten Dertretern der 
Arbeiter und Arbeitgeber verwaltet werden. 

Leiſtungen. I. Die Derjiherung gibt einen Anſpruch auf eine In— 
validenrente, die jeder dauernd Erwerbsunfähige — wie auch jeder vor— 
übergehend Erwerbsunfähige vom Beginn der 27. Woche der Erwerbs- 
unfähigkeit an — ohne Rückſicht auf fein Alter erhält. Dabei gilt als in- 
valide, wer infolge von Krankheit oder Gebrechen nicht mehr imftande ift, 
durch eine Erwerbstätigkeit, die feinen Kräften und Sähigfeiten entſpricht 
und ihm nad feiner Ausbildung und feinem bisherigen Beruf zugemutet 
werden Tann, ein Drittel dejjen zu erwerben, was körperlich und geijtig 
gefunde Perfonen derfelben Art mit ähnliger Ausbildung in derfelben Ge- 
gend durch Arbeit zu verdienen pflegen. Die Gewährung der Rente ift an 
eine Wartezeit von 200 Beitragsraten, während deren 100 Pflihtbeiträge 
geleiftet fein müjfen, geknüpft. Bei freiwillig Verſicherten 500 Beitrags: 
taten. 

Die Rente jet ſich zuſammen: 

1. aus einem Reihszufhuß von jährlih 72 Reihsmarf für jede In— 
validenrente (8 1825 RVO.) und 

2. einen Anteil der Derfiherungsanjtalt. Ihre Höhe richtet fih nad 
der Summe der von Arbeitern und Arbeitgebern geleifteten Beiträge, d.h. 
nad} der Höhe des Lohns und der Länge der Seit, während der vom Der- 
fiherten gearbeitet und Beiträge gezahlt worden find. Der Anteil der 
Derfiherungsanftalt befteht aus einem Grundbetrag und Steigerungs- 
beträgen. Der Grundbetrag der Invalidenrente beträgt in allen Lohnklaſſen 
120 Reichsmark; Steigerungsbeträge werden für Beiträge geleiftet, die bis 
zum 30. September 1921 und nad) dem 1. Januar 1924 gezahlt worden ind; 
Steigerungsbeträge werden alfo nit für Beiträge gegeben, die in der 
Seit der Geldentwertung entrichtet wurden. Außerdem werden feine Stei- 
gerungsbeträge gewährt für Beiträge, die in der Lohnklaffe I entrichtet find. 

Die Rente erhöht fi, falls der Rentenempfänger Kinder im Alter bis 
zu 18 Jahren hat, um jährlid) 36 Reichsmark für jedes Kind, 

li. Die Derfiherung gibt Anfprud auf eine Altersrente. Es wird 
ein fefter Jahresbetrag und eine Rentenerhöhung gegeben, die jeder Der- 
jicherte vom vollendeten 65. Lebensjahr an nad) 1200 Beitragswoden erhält. 

III. Die Derfiherung gibt einen Anfprud auf Renten für Hinter- 
bliebene. Es erhalten danach Renten: die dauernd invalide Witwe eines 
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Derfiherten, die Waifen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. Die Rente 
jeßt fi} zufammen: 

1. aus einem Reihszufhuß von jährlich 72 Reichsmark für jede Witwen- 
oder Witwerrente, 36 Reichsmark jährlich für jede Waifentente. 

2. aus einem Anteil der Derfiherungsanftalt. Diejer Anteil beiteht aus 
einem Grundbetrag (Witwen- und Witwerrente) 72 Reichsmark, Waijenrente 
60 Reichsmark und vier Sehntel (Witwe) bzw. zwei Sehntel (Waiſe) der 
Steigerungsfäße. Witwentente erhält auch die nicht dauernd invalide Witwe 
eines Derficherten, die aber während 26 Wochen ununterbrochen invalide 
gewefen ift, oder die nad; Wegfall des Kranfengeldes no invalide ift, für 
die weitere Dauer der Invalidität. 

Waifenrente erhalten nad dem Tode des verfiherten Daters feine 
ehelichen Kinder unter 18 Jahren, nad) dem Tode der Mutter ihre vater: 
lofen Kinder unter 18 Jahren. Ehelihen Kindern gleichgejtellt find: die für 
ehelich Erklärten, die an Kindesjtatt angenommenen, die Stief- und Enkel— 
finder; die Ießten nur, wenn fie der Derjtorbene unmittelbar vor feinem 
Tode mindeftens ein Jahr unterhalten hat oder für fie Kinderzuſchlag be- 
309g; endlich die unehelichen Kinder, wenn die Vaterſchaft des Derjtorbenen 
feſtgeſtellt it. 

Die Mittel für die Swede der Invaliden- und Hinterbliebenenverfiche- 
rung werden von Arbeitgebern und Arbeitnehmern aufgebracht. Arbeitgeber 
und Arbeiter haben zu gleihen Teilen einen Beitrag zu entrichten, der je 
nad) dem Lohn des Arbeiters bemeſſen wird. Die Sahlung erfolgt durch 
Einfleben von Derficherungsmarfen in bejondere Quittungskarten. 

Beilverfahren. Ein wefentlider Beftandteil der Hilfe dur die 
Invalidenverfiherung befteht in dem Heilverfahren, das durch die In- 
validenverficherungsanitalt eingeleitet werden kann, wenn infolge einer 
Erkrankung die Invalidität des Derfiherten droht. Dabei find nur folde 
Sälle zu berüdfichtigen, bei denen Ausficht auf Abwendung der Invalidität 
vorhanden ift (Lungentuberfulofe, Herzkrankheiten, Rheumatismus, Ter- 
venkrankheiten und dgl.). Für diefe Heilbehandlungen wurden im Jahre 
1913 etwa 34 Millionen Mark ausgegeben. 


D. Angejtelltenverfiherung. 

Kreisder Derjiherten. Während die Reihsperficherungsordnung 
aud) Angejtellte mit leinerem Einfommen umſchließt, deren wirtfchaftlice 
Lage ſich nicht weſentlich von der Lage der Arbeiterklaffe unterjcheidet, 
ift durch das Derfiherungsgefeß für Angeftellte vom Jahre 1911 eine 
gefonderte, wejentlid; auf Ruhegeld und Hinterbliebenentente und Heilver- 
fahren gerichtete Derfiherung für Angejtellte mit Gehalt bis zu 6000 Reidjs- 
mark gefhaffen worden (in neuefter Safjung vom 28. Mai 1924). Träger 
ift die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeftellte. 

Leijftungen. Ruhegeld erhält, wer Berufsunfähigfeit nachweiſt (dar: 
unter wird verjtanden, daß die Arbeitsfähigfeit auf weniger als die Hälfte 
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derjenigen eines Förperlich und geijtig gefunden Verſicherten von ähnlicher 
Ausbildung und gleichwertigen Kenntnifjen gefunfen ift), oder wer länger 
als 26 Wochen ununterbrochen berufsunfähig ift, ferner wer das 65. Lebens- 
jahr vollendet hat. Als Hinterbliebenenrenten werden Witwenrente an Wit: 
wen ſowie eine Rente für den bedürftigen Witwer gegeben, falls die ver- 
jiherte Ehefrau eines erwerbsunfähigen Mannes den Lebensunterhalt der 
Samilie ganz oder vorwiegend beitritten hat. Waifenrenten werden gegeben 
für Kinder unter 18 Jahren. 

Das Heilverfahren kann von der Reihsverjiherungsanitalt eingeleitet 
werden, um drohende Berufsunfähigfeit des Derficherten zu verhüten. 

Das Recht auf Ruhegeld wird von männlichen Verſicherten erit nad) 
120, von weiblihen nah 60 Beitragsmonaten erworben. Sind bei einer 
weiblichen Derjiherten weniger als 60 Monate auf Grund der Beitrags- 
pfliht zurüdgelegt, jo erhöht fih die Wartezeit auf 90 Monate, beim 
männlichen Derficherten entiprehend auf 150 Monate, 

Die Höhe des Ruhegeldes fowie der Hinterbliebenentente richtet ſich nadı 
der Höhe des Gehaltes, das der Angeftelfte bezogen hat, und der Länge der 
Seit, während der er verfichert war. Das Ruhegeld beiteht aus Grund- 
beitrag und Steigerungsfäßen. Der Grundbetrag ift für alle Gehaltsklaffen 
480 Reichsmarf. An Steigerungsjägen werden gewährt 15 % der nad; dem 
1. Januar 1924 geleifteten Beiträge und geringe Steigerungsbeträge für 
die Beiträge, die vom 1. Januar 1913 bis 31. Juli 1921 geleijtet wurden. 

Träger der Derfiherung ift die Reichsperficherungsanftalt für Angejtellte 
(Verſicherung bei Erſatzkaſſen zuläffig). 

Die Beiträge richten ſich nad dem Gehalt der Angejtellten und find zur 
Hälfte vom Arbeitgeber und von den Angeitellten zu tragen. 


Sind die Derfiherungsgefege auch lückenhaft, find ihre Leiftungen vielfach 
nicht ausreihend, um einem Notſtand vorzubeugen, fo hat Deutfchland doch 
mit der Arbeiterverficherung, deren einzelne Sweige etwa 20—23 Millionen 
Menſchen umfafjen, eine Einrihtung fozialer Fürſorge gejhaffen, die 
vorbildlich) und richtunggebend für andere Staaten wirkte. Die Derficherung 
hat die Wohlfahrtspflege entlastet, ihre Mittel und Kräfte für andere Auf: 
gaben frei gemacht. Sie hat die arbeitenden Klajfen in großem Umfange 
von dem Swang befreit, Unterftüßungen nachſuchen zu müſſen. Denn fie 
hat ihnen einen gefeglihen Rechtsanſpruch auf Hilfe und Sürforge gegeben, 
den jeder fih auf Grund feiner eigenen Leiftungen erwerben kann und 
muß. Die Leiftungen der verfchiedenen Derfiherungszweige erreichen jähr- 
Ti) große Summen. Im Jahre 1923 wurden von der Unfallverfiherung 
Entfhädigungen an 752000 Perfonen gezahlt. Die Zahl der im Gefchäfts- 
jahr 1922 feitgefegten Invalidenrenten betrug 129245; Krankenrenten 
15547, Altersrenten 47344, Witwen: und Waiſenrenten 66.000. 

Sozialrentinerfürjorge. Nach der Geldentwertung wurde durch Ge- 
feg befondere Notftandsmaßnahmen für Sozialrentner getroffen. Sie find 
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jeßt in die Reichsverordnung über die Fürforgepflict vom 13. Sebruar 1924 
einbezogen. Danad) erhalten die Invaliden-, Alters, Witwententner bei 
Bilfsbedürftigkeit einen Sufhuß zu ihren Renten. Seine Höhe vichtet ſich 
nad) der Beitimmung der oberjten Landesbehörde. 


XXXI. Wohlfahrtspflege. 


1. Entwidlung der Armenpflege. 


Älter als alle foziale Reform- und Sozialpolitik, älter felbjt als der 
Staat iſt die Hilfreiche Tätigkeit für die Notleidenden und Armen im 
engeren Sinne, für die wirtjchaftlich Unfelbjtändigen: die Armenpflege. 
Sie ift urfprünglid) freie Ciebestätigfeit von Menſch zu Menſch, veranlagt 
durch religiöfe Sagungen, durch menſchliches Mitempfinden, durch Rüd- 
jiten auf das Gemeinwohl. Immer hat es eine Shit von Armen ge: 
geben, die durch Krankheit, Arbeitsunfähigfeit, Derwaifung, Gebreden 
oder Charafteranlage nit imftande waren, ſich den Unterhalt durd 
eigene Arbeit zu befhaffen, und die aud nit von ihren Derwandten 
unterhalten werden Tonnten. Die diefen Armen gewährte Hilfe nannte 
man Armenpflege. 

Heben ſolchen individuellen Urſachen der Hot können auch allgemeine 
Deranlaffungen Armutszuftände hervorrufen (Epidemien, Mißernten, 
Kriege, Erdbeben). In neuerer Seit treten dazu noch andere allgemeine, 
foziale Urſachen, die ſich aus den allgemeinen wirtfhaftlichen Derhält- 
niffen des letzten Jahrhunderts ergeben: Lohndrud, ſchlechte Wohnungs: 
verhältniffe, ungefunde Arbeits» und Lebensbedingungen, Arbeitslofigfeit 
bei Krifen, Frauen- und Kinderarbeit. Die aus folhen Gründen hervor: 
gehende foziale Not erfordert Hilfsmaknahmen allgemeiner Natur, eine 
Bilfe, die auf Klaffenbedürfniffe eingeftellt wird; die nit nur heilen, 
fondern auch vorbeugen foll. Man nennt fie foziale Hilfe oder Wohl- 
fahrtspflege. Die Armenpflege Tann unter Umftänden individuell, vom 
einzelner für den einzelnen geübt werden. Sie wird aber jeit Jahrhuns 
derten auch organifiert von Kirche, Staat und Dereinen ausgeübt. Die 
Wohlfahrtspflege bedarf immer der Organifation: der Seftitellung des 
verbreiteten Mißjtandes, der Grundfäge zur Befriedigung der Bedürfnifie 
privater Dereine oder Öffentliher Einrichtungen als Träger, obwohl fie 
auch vielfad als Arbeit an einzelnen ausgeübt werden muß. 

Die Anfänge einer geordneten, planmäßigen Sürforge für die Armen 
und Schwachen finden ſich nit in den Staaten des klaſſiſchen Altertums, 
fondern im Judentum und in den erften riftlihen Gemeinden. 
Der Armenpflege liegt der Gedanke zugrunde, daß die Liebe zu Gott fid 
an den Menſchen bewähren muß. Es gibt für die Juden feine perfön- 
lie Sittlichkeit, feine Srömmigfeit, die ſich nicht in fittlihem Handeln 
den Menſchen gegenüber auswirkt. Sahlreiche Bejtimmungen und Sprüde 
des Alten Teftaments betonen die Pfliht zur Hilfe für die Armen, er- 
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mahnen zur Geredjtigkeit, jtreben einen Ausgleicd) von arm und reid an. 
Das Chriſtentum bildet den Gedanken der Nächſtenliebe noch weiter fort. 
Gottesliebe und Menjchenliebe Elingen zufammen: „Was ihr einem diejer 
geringiten meiner Brüder getan habt, das habt ihr mir getan.” Und das 
Weltgeriht wird nicht „abhängen vom Glauben an Gott, geiftigen Tu- 
genden, einem Leben ohne Dergehen und Gewalt; fondern nur darauf, 
ob der Herr zu den Gerechten fagen kann: Ich war hungrig und du gabjt 
mir Speife; ih war nadend und du halt mid befleidet; ic war Fran? und 
du haft mich verforgt”. 

In den eriten chriſtlichen Gemeinden, in denen das Gefühl der Der- 
bundenheit im Glauben unendlid lebendig war, entwidelte ſich eine Be- 
tätigung freier Liebe, die den anderen an den eigenen Gütern teilnehmen 
ließ. Es erwächſt daraus eine Armenpflege, wie fie der antiken Welt un- 
befannt war. Den äußeren Rahmen dafür bot die Gemeinde. Die Mittel 
wurden durch Opfergaben aufgebradit. Die Ausübung erfolgte unter Lei- 
tung des Biſchofs oder der Presbyter durch Diakone. Aud, eine weiblidhe 
Diakonie war vorhanden, die aber für die Armenpflege feine große Be- 
deutung gewann. Unterjtüßt wurden nur die wirflid Armen, die wegen 
Krankheit oder Alter Zeinen Unterhalt verdienen fonnten. Schon die Pau- 
liniſche Gemeinde gibt nichts an Müßiggänger. Es wurde feinem gegeben, 
deifen Bedürftigfeit nicht feitgeftellt war. Auf dieſe Weiſe blieb in den 
Chriftengemeinden niemand ohne Hilfe. Es gab feine Bettler. Die Armen- 
pflege erreichte ihren Swed. 

Im Laufe der Jahrhunderte hat die von den Kirhen geübte Armen: 
pflege viele Wandlungen durchgemacht, Seiten des Niedergangs und des 
Auffhwungs durchlaufen. Im Mittelalter ging die Armenpflege vor- 
wiegend auf die Klöfter und die Orden über, die anfangs Einrihtungen 
zur Beherbergung und Derforgung von Pilgern ſchufen, aus denen dann 
Unterfunftsftätten für Kranke, Gebrehlihe, Arme, Waifen wurden. Be- 
fonders die Sranzisfaner nahmen ſich der Armenpflege an. Für fie war 
die Armut der höhere Stand gegenüber dem Reichtum. Die Kreuzzüge 
bringen durch die religiöfe Begeifterung einen Eifer des Wohltuns für 
Fremde und Elende hervor. Sie bewirken eine Erwedung, die ji in Taten 
der Nädjftenliebe offenbart. Der Johamniterorden widmete ſich befonders 
der Krankenpflege, der Lazarusorden der Pflege der Ausfägigen. In dem 
Orden des heiligen Geijtes, der zur Seit Innozenz’ IN. europäiſche Der- 
breitung gewann, wirkten neben den Brüdern auch Schweſtern, die in be— 
fonderen Häufern die Diakonie ausübten. 

Mit dem Aufblühen der mittelalterlihen Städte entwidelte fi neben 
der religiös veranlaßten Armenpflege eine jtarfe Hilfstätigfeit in welt- 
lihen Vereinigungen. Die Genoffenfhaften der Patrizier, die Sünfte und 
Gilden der Handwerker, die Gefellenvereine waren zwar nit zum Swed 
der Sürforge für Arme gegründet. Sie waren Lebens oder Interejjen- 
gemeinfhaften, in denen aber einer für alle und alle für einen eintraten. 
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Dadurd; wurden fie zu Trägern einer Wohlfahrtspflege, zu einer Art 
gegenfeitiger Derfiherung gegen die Armut, zu vorbeugender Hilfe. 

Eine ftaatlihe Armenpflege entitand erjt durd) das Überhand- 
nehmen der Bettelei, in der Seit, in der die wirtſchaftlichen Derhältnifje 
fi verfchlechterten und im kirchlichen Leben ſchwere Mißftände einrifjen. 
Der Bettel vermehrte ſich zu einer furdhtbaren Plage. Dazu trug aud) bei, 
daß fih in der Kirhe mehr und mehr der Gedanke entwidelte, die Der- 
jorgung der Armen fei ein Mittel der Sündenvergebung. Man gab Al- 
mofen um des himmlifchen Sohnes willen, um das eigene Seelenheil zu 
fördern, ohne Rüdfiht auf die Bedürfniffe der Armen. Das führte zu 
völliger Planlofigfeit in der Derforgung der Armen, zu der Werkgerechtig— 
feit, gegen die dann die Reformation mit der Lehre von der Reditferti- 
gung durch den Glauben auftrat. Seit dem 14. bis 15. Jahrhundert ver: 
ſuchen einzelne Staaten oder auch Städte, Bettelverbote durchzufegen und 
fürforgend für die ärmeren Schichten zu forgen. Unter dem Einfluß der 
Reformation entwidelt fi dann in den proteftantifhen Ländern zuerſt 
eine bürgerliche Armenpflege, die jpäter zu einer einheitlich geregelten 
gejeglihen Armenpflege wird. Luther entwidelte in feiner Schrift: „An 
den Chriftlichen Adel Deutfher Nation“ den Grundgedanken einer Armen- 
ordnung, der ſich auf die Städte ftüßte und von ihnen aufgenommen 
wurde. Die Armenpflege wurde Sache der Firhlih-bürgerlichen Gemeinden. 

Neben der gejegli; geordneten Armenpflege, die öffentlihe Armen: 
pflege genannt wird, fteht eine private Dereinsarbeit, von reli- 
giöfen oder humanitären Kreifen getragen, die ihre Siele weiter jtedt oder 
der öffentlichen Armenpflege die Wege weiſend vorangeht. Aus ihr löfen 
fid) Zuerft befondere Aufgabenzweige heraus, bis auch die öffentliche Ar: 
menpflege ſich zur Wohlfahrtspflege erweitert und als gefonderte (Bebiete 
die Jugendwohlfahrt, die Gefundheitsfürforge, die wirtſchaftliche Wohl 
fahrtspflege umfaßt. 


2. Staatliche Wohlfahrtspflege. 

Die Armenpflege, die nad) der früheren Gejeßgebung nur folden Bedürf- 
tigen gewährt wurde, die ji den unentbehrlihien Lebensunterhalt nicht auf 
andere Weiſe bejhaffen Tonnten, ift immer heftigen Angriffen ausgejegt 
gewejen. Denn fie nahm dem Bedürftigen gewiffe Rechte (das Recht, fein 
Eigentum zu vererben; lange Seit auch das Wahlrecht). Während des Krie- 
ges und nad) der Revolution wurde die Armenpflege dadurch unterhöhlt, 
daß man für die weiten Schichten, die plötzlich durch die politifchen Derhält- 
niffe in wirtfchaftliche Tot geftürzt wurden, andere Verſorgungsmöglichkeiten 
ſchuf. Das Reichsverforgungsgefeg hob die Hriegsbefjhädigten und Kriegs: 
hinterbliebenen als eine befondere Gruppe heraus und gab ihnen Anjprüde 
auf eine weitgehende Hilfe. Das gleiche geſchah für die Erwerbslofen 
durd eine befondere Derordnung. Sür die Wöchnerinnen, für die Flücht— 
Tinge, die Kleinteniner und Sozialventner wurden befondere gejegliche Dor- 
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ſchriften gefhaffen. Es bejtanden daher eine ſolche Sülle von Behörden und 
Sondervorjchriften nebeneinander, daß die Armengefeßgebung ſchließlich auf- 
gehoben werden und einer einheitlihen Neuordnung der geſamten Wohl: 
fahrtspflege weichen mußte. 

Die Derorönung über die Sürſorgepflicht wurde am 13. Se- 
bruar 1924 erlaffen und gibt jeßt die gefeglihe Grundlage für die deutſche 
Wohlfahrtspflege. Die Durdhführung der Wohlfahrtspflege ift danach eine 
Angelegenheit der Länder. Sie haben Landes- und Bezirksfürforgenerbände 
als Träger der Sürforge zu bilden. Die Reichsregierung hat Grundfäße über 
Dorausfegung, Art und Maß der zu gewährenden Sürforge aufgeftellt (4. De- 
zember 1924), und die Länder haben durch Ausführungsverordnungen bie 
Wohlfahrtspflege im einzelnen geordnet. 

Nach diefen Gefegen hat die Sürforge die Aufgabe, dem Hilfsbedürftigen 
den notwendigen Lebensbedarf zu gewähren. In befonderen Sällen foll die 
Sürforge verfeinert werden, alfo über die Gewährung des notwendigen 
Lebensbedarfs hinausgehen. Das gilt für Minderjährige, bei denen Er— 
ziehung und Erwerbsbefähigung 3iel der Sürforge it; für Mütter, die 
in die Lage verjegt werden follen, gejunde Kinder zur Welt zu bringen und 
ihre Kinder und Angehörigen zu pflegen, für Kriegsbefhädigte und Kriegs» 
Dinterbliebene ufw. Sürjorge it alfo nit ein Spitem zur Zahlung von 
Unterjtügßungen, jondern ein Glied des großen Syſtems der Dolfserziehung. 
Sie joll die produftiven Kräfte des Volkes im Interefje der Fruchtbarmachung 
der deutichen Arbeit erweden, erhalten und fördern, und dem einzelnen 
auch wenn er nur befhränft erwerbsfähig ift, das Bewußtfein der Sugehörig- 
feit zur Volksgemeinſchaft geben. 

Sum Lebensbedarf gehören der Lebensunterhalt (Unterkunft, Nahrung, 
Kleidung und Pflege, wenn eine bejondere Pflegebedürftigkeit befteht — alfo 
für die Jugend und das Alter), Kranfenhilfe und Hilfe für Schwangere und 
Wöcnerinnen. Die Aufgabe der Erziehung und Erwerbsbefähigung gegen: 
über den Minderjährigen fnüpft an die Beftimmung der Reihsverfaffung 
an, die der Jugend die Erziehung zur leiblichen, jeeliihen und gefellfchaft- 
lichen Tüchtigkeit fihern will, Die Erwerbsbefähigung foll nad der Für— 
jorgeverorönung nicht nur die Befähigung zu ungelernter Arbeit, fondern 
in geeigneten Sällen aud) die Ausbildung zu einem beitimmten Beruf um- 
faſſen. Sür die Kriegsbefhädigten und Kriegshinterbliebenen, die Klein- 
rentner und Sogialrentner gelten noch befondere, weitergehende Sürforge- 
grundfäße. In geeigneten Süllen foll die Fürſorge aud die Anfiedlung 
und Selbftändigmahung Beſchädigter und Hinterbliebener, bejonders Einder- 
reiher Samilien fördern. Über das Maß der Unterftüßung find feine feiten 
Sätze feitgelegt. Die Fürſorge ſoll fit nad) den Bedürfniffen des einzelnen 
Salles richten. Bezirtsweife können Richt: oder Durchſchnittsſätze feftgelegt werben. 

Sür alle Hilfsbedürftigen gilt die Pflicht, zu arbeiten, fofern fie — 
aud nur teilweife — arbeitsfähig find und fofern ihnen Arbeit nachgewieſen 
werden kann. Außerdem find die Sürforgeempfänger verpflichtet, erhaltene 
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Unterftügungen zurüdzuzahlen, ſofern fie in den Befiß von Dermögen fom- 
men oder jo viel Einfommen erwerben, um dazu in der Lage zu fein. 

Neben der Sürforge bleiben die Anfprühe der Kriegsbejhädigten 
und Hinterbliebenen auf Grund des Reichsverforgungsgefeges be- 
jtehen. Danach ijt den früheren Angehörigen der deutjchen Wehrmadt und 
ihren Hinterbliebenen ein Anſpruch auf Derforgung gegeben, falls fie an 
den gejundheitlihen und wirtſchaftlichen Solgen ihrer Dienjtbejhädigung 
zu tragen haben. Die Derforgung umfaßt Heilbehandlung, foziale Sürjorge, 
Sterbegeld, Gebührnifje für das Sterbevierteljahr und Hinterbliebenenrente. 
Bei Derziht auf einen Teil der Rente kann auch den Kriegsopfern eine 
Kapitalabfindung gegeben werden, fofern fie eigenen Grundbeſitz erwerben 
oder erhalten wollen. Die Rentenverforgung erfolgt durch die Derforgungs- 
ämter, die praktiſchen Leiftungen find Provinzial- und Kommunalverbänden 
übertragen, die zu diefen Swed Sürjorgeftellen errichten. 

Die Kriegsbefhädigten und Kriegshinterbliebenen haben ſich Selbithilfe- 
organifationen gejhaffen, um ihre Interefjen bei der Geſetzgebung und bei 
der Organifation der Sürforge zu vertreten. Das gleihe gilt für die Rentner 
und die Erwerbsbeſchränkten. 

Auch die Erwerbslofenfürforge ift durch eine bejondere Verord— 
nung geregelt (vgl. S.184). 

Die Sürforgepflihtverordnung fieht ſchließlich auch vor, daß die örtlichen 
Sürforgefiellen für ihren Bereih Mittelpuntt der öffentlihen und zu 
glei Bindeglied zwifhen öffentliher und freier Wohlfahrtspflege fein 
follen. Ein zwedmäßiges Sufammenarbeiten der verfhiedenen Sürforge- 
zweige und Behörden liegt im Interejfe der Bedürftigen, aber aud im 
Intereffe der Dolkswirtjchaft, die äußerte Sparſamkeit bei der Derwendung 
von Mitteln und Kräften fordern muß. Diefes Bedürfnis hat zur Begrün- 
dung von Wohlfahrtsämtern in Städten und Kreifen geführt. Die Auf- 
gabe diejer Ämter it eine Sufammenfaffung aller Sürforgegebiete, der 
behördlihen und freien Wohlfahrtspflege zu einheitlicher, ergänzender 
und belebender Arbeit. Die Wohlfahrtsämter richten in der Regel eine 
Sentralmeldeftelle ein, der alle gewährten Unterſtützungen und Hilfsmaß- 
nahmen mitgeteilt werden, damit im Einzelfall bei neu eintretenden Be- 
dürfnijfen eine Grundlage für die Beurteilung vorliegt. Damit iſt gewöhn- 
lich eine Auskunftsſtelle über alle zuftändigen Wohlfahrtseinrichtungen ver- 
bunden, um Helfern und Hilfsbedürftigen die geeigneten Hilfsmittel nad 
zuweifen. Die Heranziehung und Schulung geeigneter Kräfte zur Mitarbeit 
gilt ebenfalls als Aufgabe des Wohlfahrtsamtes. 


XXX. Wohnungsfrage und Wohnungsfürjorae. 

Die Wohnung als Stätte des Samilienlebens, der Kinderaufzugt it 
die Grundlage für alle gefunöheitliche und fittlihe Kultur. Wie auf allen 
Lebensgebieten die Bedürfniffe fi im Laufe der Jahrhunderte verfeinert 
haben, fo find aud die Anfprüde an die Wohnungsverhältniffe im all- 
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gemeinen größer geworden. Das trifft befonders auf ihre hygienifhe Ein- 
richtung, auf die Derforgung von Wafjer, Licht, Kanalifation zu. Die 
Ainfprüche müſſen aud) deshalb höher gejtelli werden, weil die An— 
häufung großer Menjchenmafjen in den Städten, die Dichtigfeit des 
Wohnens, neue Schäden hervorgebradt haben, die nur durd; eine bejjere Ein- 
richtung der Wohnhäufer auszugleichen find. 

Das Wohnungswejen fanıı geradezu als Ausdrud der ſozialen und kul— 
turellen Derhältnijje eines Doltes angefehen werden und wirkt aud auf die 
Gejittung des Dolfes ein. 

Die Wohnungsfrage iſt mit dem gejamten Wirtſchaftsleben des Volkes 
aufs engjte verfnüpft. Die jeweils herrſchenden Wirtſchaftsſyſteme drüden 
daher auch dem Wohnungswejen den Stempel auf. 

Während in früheren Seiten die Anlage und Erweiterung der Stadt als 
eine öffentlich-rechtliche Angelegenheit galt, überließ das 19. Jahrhundert 
die Schaffung von Wohnungen der privaten Spekulation. Nur die Be- 
bauungspläne und Bauorönungen blieben eine Angelegenheit der öffent- 
lihen Gewalten. Es entſtand das Maffenmiethaus in den Städten. Die 
Bodenpreife wurden in die Höhe getrieben. 

Grundrente. Der Boden eines Sandes ijt die räumliche Grundlage 
für das gejamte Leben der Menſchen, für jedwede Arbeit, aber auch Träger 
der Wohnftätten. Da der Boden nicht beliebig vermehrbar ift, find die Beſitzer 
des Bodens in der Lage, von dem übrigen Teil der Bevölkerung ein Entgelt 
für das Benußungsredt zu verlangen. Diefe Bezüge nennt man Grundtente. 

Wertzuwadhs. Die Bewertung eines Grundftüds hängt von den 
Sweden ab, für die es verwendet werden kann. Eine landwirtfhaftlich ge— 
nußte Fläche wirft nicht den gleichen Reinertrag ab wie ein Wohnungs— 
grundjtüd, das in der Verkehrsſtraße einer Großjtadt Tiegt. Da die Der: 
wendungsmöglichfeit von Grundftüden nicht von der Tätigkeit bes Befißers, 
fondern von geſellſchaftlichen Derhältniffen bejtimmt wird, pflegen Wert- 
veränderungen ohne Derdienjt oder Derjhulden des Befikers einzutreten. 
Der Boden wird zum Gegenftand der Spekulation. 

Wohnungsmangel. Mit diefer Tatſache hängen die Mißſtände im 
Wohnungswefen zufammen. Serner bleibt die Herftellung von Häufern und 
Wohnungen der freien Konkurrenz überlaffen, die diefes wichtigfte Bedürfnis 
der Gejamiheit in vollfommen regelfofer Weiſe befriedigt. Das Kapital 
wendet fid} in der Regel ftärfer dem Bau von Häufern zu, in denen große 
und teure Wohnungen zu vermieten find, weil das eine fiherere und befjere 
Kapitalanlage zu fein pflegt. Daher fehlt es meift an Eleinen Wohnungen, 
und infolgedeffen find diefe im Derhältnis teurer als die großen. Diele Ar- 
beiterfamilien leben auf dichten Raum zufammengedrängt und find ge 
nötigt, fchledhte und ungefunde Wohnungen zu nehmen, um überhaupt unter- 
zufommen. Als Beifpiel dafür fei angeführt, daß im Jahre 1900 von 1000 
Menfhen in Wohnungen mit nur einem heisbaren Simmer in Berlin 438, 
in Königsberg 507 wohnten, in Wohnungen mit zwei heisbaren Simmern 
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in Berlin 307, in Königsberg 240. In den Großjtädten leben 40-50 % 
alfer Bewohner in Wohnungen mit einem heizbaren Zimmer. 

Wohnungsmängel. Das Samilienleben der großen Maffe der Be- 
völferung fpielt fih in überfüllten Wohnungen ab. Gefundheit und Sitt- 
lichkeit werden dadurd in bedenklicher Weife beeinflußt. (Säuglingsiterblich- 
feit, Tuberkuloſe, Geburtenrüdgang.) Die Wohnungsmißjtände werden noch 
dadurch vergrößert, da die teuren Wohnungspreije die Arbeiterfamilien 
vielfach neranlaffen, Schlafitellen an fremde Perſonen zu vermieten. Häufig 
it die Bauweiſe unzweckmäßig und unhygieniſch; Benukung und mangelhafte 
Instandhaltung rufen weitere Schäden hervor. 

Alle diefe Mißſtände haben es nötig gemadt, eine planmäßige Für— 
forge für befjere Wohnungsverhältniffe in die Wege zu leiten. In diefem 
Sufammenhang ift vor allen Dingen an die politiihen Beftrebungen der 
Bodenreformer zu erinnern, die die Überführung von allem Grund und 
Boden in Gemeineigentum fordern, um die Derteuerung der Bodenpreife 
und damit die der Wohnungen zu verhindern. Aud) ijt das Reichsheim- 
ftättengejeg vom Mai 1920 zu nennen, das dem Reid, den Ländern und 
Gemeinden die Dergebung von Wohnheimftätten, insbefondere an Kriegs- 
teilnehmer ermöglicht. 

Stärfere praftifhe Bedeutung hat bisher die ſtädtiſche Bodenpolitif 
gewonnen, die von einer Reihe von Gemeinden betrieben wird. Die Städte 
haben teils großen Bodenbefig aus früherer Seit, teils haben fie durch 
Kauf Siedlungsgelände in eigenen Befiß genommen und verfuhhen durd) 
Bergabe billigen Geländes zum Bau eine Derbilfigung und Derbefferung 
der Wohnungsverhältniffe zu erreichen. Zu diefem Swed foll der Boden 
der Preistreiberei entzogen werden und ein etwaiger Wertzuwads der 
Gefamtheit zugute fommen. Das geſchieht entweder in der Sorm, daß die 
Gemeinde ſich ein Rüdfaufsreht zu einem fetgelegten Preis für den Sall 
des Weiterverfaufs fihert (Ulm), oder es gefchieht durd; Einführung des 
Erbbauredits, d. h. die Gemeinde vergibt das veräußerlihhe und vererbliche 
Recht, auf ihrem eigenen Grundftü£ ein Bauwerk zu erridten, das ihr 
nad) einer fejtgelegten Stift wieder zufälft. Aud die Gartenftadtbewegung 
itrebt Siedlungen auf wohlfeilem Gelände an, das dauernd im Eigentum 
der Gemeinſchaft erhalten wird und dem Arbeiter das Wohnen in bil- 
ligen Kleinhäufern mit Gärten ermöglidt. Dielfad find aud von den 
Gemeinden für ihre eigenen Arbeiter und aud) von Arbeitgebern für ihre 
Arbeiter und Angeftellten Wohnhäufer in erhebliher Sahl gejhaffen wor- 
den. Durch gemeinnügige Gefellfchaften, Baugenoffenfhaften ift die Selbit- 
hilfe auf diefem Gebiet in die Wege geleitet worden. Die gemeinnützigen 
Baugenofjenfhaften jtreben entweder nad der Bejhaffung von Eigen- 
häufern für ihre Mitglieder oder nad) Bereitjtellung von Mietswohnun- 
gen, die unter gewiffen Dorausfeßungen unkündbar und nicht zu fteigern 
find. Sie mahen dadurch die Bewohner zu Mitbefigern des Haufes und 
interejfieren jie an der Injtandhaltung. 
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Wohnungsämter und Wohnungspflege. Um die Aufgaben, 
die den Gemeinden auf dem Gebiet des Wohnungswefens erwachſen, zu 
bearbeiten, hat man Wohnungsämter errichtet. Dieje Ämter üben eine 
Wohnungsaufjiht aus, richten unter Umjtänden einen Wohnungsnachweis 
ein. Sie ftellen den Wohnungsbedarf feit und wirken auf rechtzeitige Be- 
friedigung hin. Die Wohnungsauffiht und die Wohnungspflege follen 
dur eine planmäßige und regelmäßige Wohnungsbefihtigung Mängel 
der Wohnungen feititellen und die Abitellung der Mängel bewirken. Woh— 
nungspflege it überwachung der bejtehenden Wohnungen mit dem Swed 
der Pflege guter Wohnfitten. Sie hat die Aufgabe, die Inhaber fo zu 
beeinflufjen, daß fie aus der vorhandenen Wohnung das Bejte machen 
und Mängel abjtellen, die fih aus der falfhen Benußung ergeben. Sie 
it eine höchſt perfönliche Erziehungsarbeit von Menjh zu Menſch und 
deshalb vorwiegend Aufgabe der Stau. Die Wohnungsauffiht it in 
Deutſchland durch Landesgefege und Minifterialerlaffe geregelt. Um die Woh- 
nungsnot nad) dem Krieg zu befämpfen, wurde in Preußen am 28. März 
1918 ein Wohnungsgefeg erlajjen. Es bringt neue Geſichtspunkte für Ge— 
Töndeeinteilung, Bebauungspläne uſw. 

Mieterfhug. Um eine unberedhtigte Belaftung der Mieter durd) eine 
der Wohnungstnappheit entfprehende Mietsfteigerung zu verhindern, ander- 
feits aber auch den Hausbejigern die Injtandhaltung der Häufer zu ermög- 
lichen, iſt die zuläffige Erhöhung der Mieten durd ein Reichsmietengefeg 
(1922) geregelt. Danach kann zwar der Mietzins frei vereinbart werden, doch 
gibt das Gejeg dem Dermieter wie dem Mieter das Recht, jederzeit dem 
anderen Teile zu erflären, daß an Stelle der vereinbarten Miete die „ge- 
jeglihe Miete” gelten foll. Der Dermieter hat das Recht auch bei laufenden 
Derträgen. Für die Höhe der gejeglihen Miete gilt der Grundjaß, daß 
eine Steigerung nur inſoweit zuzulaſſen ijt, als die dem Dermieter durd) 
das Haus entjtehenden Koften fteigen (Inftandfegungsarbeiten, Hypo= 
thefenzinfen). 

Die gejeglihe Miete berechnet ſich nad} der Sriedensmiete und Zuſchlägen, 
die in Bundertfägen von der Gemeindebehörde feitgejeßt werden. Tleben der 
Miete haben die Mieter nod) eine Wohnungsabgabe zu zahlen, die zur Sör- 
derung der Neubautätigfeit verwendet wird. 


XXXIH. Gefundheitsfürforge. 


Während in früherer Seit alle Hilfstätigkeit ſich darauf befchränfte, 
Schäden zu heilen, ijt die moderne Wohlfahrtspflege bemüht, Mikftänden 
vorzubeugen. Auf dem Gebiet des Gefundheitswefens tritt daher neben 
die Kranfheitsheilung mit immer Zunehmender Bedeutung die Kranfheits- 
verhütung. Eine ſcharfe Linie zwifchen öffentlicher und privater Gefund- 
heitsfürforge it faum zu ziehen, weil beide auf faft allen Gebieten in- 
einandergreifen. Dagegen gliedert ſich die Gefundheitsfürforge in eine 
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gefchloffene und offene Sürforge, wobei die offene Sürforge gerade für 
die vorbeugende, verhütende Arbeit an Umfang gewinnt. Die gefamte 
Arbeit auf diefem Gebiet wird nicht nur von dem Gedanken geleitet, die 
Umwelt der Menjhen fo zu geftalten, daß ihre Einwirkungen auf die 
Konftitution günftig find und Schädigungen verhüten, ſondern aud) dar: 
auf, in den Menſchen Derjtändnis für gefundheitlihe Fragen zu erweden 
und ihnen die Möglichkeit zu geben, danach zu leben. 

Die äußere hugienifche Kultur wird durch Walfernerforgung, Hygiene 
der Straße, Gewerbehngiene durch Stadt und Gemeinde geregelt. Aud ift 
die Seuchenbefämpfung, die Hygiene in Fabriken als Aufgabe des Staates 
anertannt und befonderen Organen übertragen. Im eigentliden Sinn zu 
den Aufgaben der Wohlfahrtspflege gehört die Fürſorge für Kranfe und 
Erholungsbedürftige, Säuglings- und Mütterfürforge, die gejundheitliche 
Sürforge für Kinder, die Fürforge für Tuberkulöfe, Alfoholfrante ufw. 

Mütter- und Säuglingsfürforge. Der jtarfe Geburtenrüd- 
gang, der in Deutjchland mit dem Jahre 1900 einfegte, lenkte die Wohl- 
fahrtspflege mit ganzem Nahdrud auf die Befämpfung der Säuglings- 
iterblichfeit. Werden weniger Kinder geboren, iſt es um fo notwendiger, 
die Kinder gefund Zur Welt zu bringen und fie am Leben zu erhalten. Es 
itarben im Jahre 1909 von je 100 Kindern, die geboren wurden, 17. Wäh- 
rend die Geburtenziffer auf dem Lande höher ijt als in den Städten, it 
die Sterblichkeit von fo verſchiedenen Urfahen beeinflußt, daß hohe wie 
niedrige Sterbeziffern jowohl auf dem Lande wie in den Städten vor: 
tommen. Die Sterblichkeit fcheint dort am höchſten, wo [were Arbeit der 
verheirateten Frauen — gleichviel ob indujtrielle oder landwirtſchaft— 
liche — üblid ift, und wo jchlechte Stillfitten herrſchen. Urſachen der 
Säuglingsfterblicfeit find in erfter Linie: unnatürliche Ernährung, daher 
auch außerhäuslihe Erwerbsarbeit der Mütter; ungeeignete und zu lang 
ausgedehnte Arbeit der Mütter vor der Geburt, jchlechte joziale Lage der 
Eltern; ungefunde Wohnungen, mangelndes Derjtändnis für die richtige 
Behandlung und Pflege des Kindes. Einer befonderen Gefährdung find 
die unehelihen Kinder ausgefeht. 

Um den Kampf gegen die Säuglingsiterblidteit aufzunehmen, mußte 
in erjter Linie die arbeitende Mutter gefhügt werden. Die Beſchäf— 
tigung von Frauen in Sabrifen ijt für zwei Wochen vor und mindeftens 
jehs Wochen nad) der Geburt unterjagt. Diefem Arbeitsverbot ſteht als 
pofitive Hilfe die Wochenhilfe der Sozialverfiherung (S.190) und der Sür— 
forgepflicjtverordnung (5.199) gegenüber. 

Dem Schuß der Mutter dienen auch Wöchnerinnenheime und Mütter: 
heime, die meiſt von Dereinen unterhalten werden; ferner Hauspflege 
vereine, die durch Entfendung einer Hauspflegerin in das Haus der Wöch— 
nerin ihr die Sorge für Wirtfhaft und Samilie abnehmen und ihr die 
nötige Schonung und Ruhe ermögliden. 

Im Mittelpunkt der gefamten Säuglingsfürforge jteht die Säug- 
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lingsfürforgeftelle, audy Mütterberatungsitelle genannt. Es ift Aufgabe 
der Sürforgeftellen, die Mütter von Säuglingen und Kleintindern Zoften- 
los in Gefundheitsfragen wie in wirtfhaftlihen und pädagogischen Stagen 
zu beraten; durch Hausbejuche in den Samilien mit Säuglingen und Klein= 
kindern die Entwicklung und Pflege der Kinder zu überwaden; falls nötig, 
geeignete Pflegejtellen nachzuweiſen und im Bedarfsfall für Unterftügung 
(Nährpräparate ufw.) zu jorgen. 

Befondere gefeglihhe Beftimmungen find für den Schuß der unehe- 
lichen Kinder getroffen. Insbefondere wird auch überall eine Aufſicht 
über die in Pflege gegebenen Kinder (Koft- und Haltefinder, Ziehkinder 
genannt) durd) die Jugendämter ausgeübt. 

Gefundheitlihe Sürforge für Kinder. Neben den Maß- 
nahmen, die dem Gefundheitsfhug von Mutter und Säugling dienen, 
find eine Reihe von Einrihtungen zum Schuß der aufjidtslojen 
Kinder entjtanden, Krippen, Kindergärten und Horte; Tagesheime, in 
denen die Kinder verforgt werden. Bei den Zleineren Kindern handelt 
es ſich dabei vor allem um die gefundheitlihe Sürforge, um Pflege, bei 
den größeren aud) um Erziehungsfürforge, um Erfah des Elternhaufes 
und des elterlihen Einfluffes in den Stunden, in denen die Kinder zu 
Haufe nicht beauffihtigt werden können. 

Auf dem Lande ift befonderen Beamtinnen, den Kreisfürjorge- 
rinnen, die gefamte Arbeit der Säuglings-, Mutter und Kinderfürforge 
übergeben. Die Kreisfürjorgerinnen follen die gefundheitlihen Sitten und 
Gewohnheiten der Bevölferung beeinfluffen. 

Tleben den Maßnahmen, die Schäden der Auffichtslofigfeit befeitigen 
follen, hat man häufig auch Speifungen für Kinder, befonders für 
Schulkinder eingerichtet. In faft allen mittleren und Großjtädten jind Schul- 
ärzte angeftellt, die den Gefundheitszuftand der Schulkinder zu überwachen 
haben. 

Kranfenfürforge. Die Kranfenfürforge wird teils auf Grund 
der Sürforgepflihtnerordnung, teils auf Grund der Sozialverfiherung aus= 
geübt. Während in früherer Zeit Krankheit die allgemeinjte Urſache der 
Armut war, ift die Pflege und Derforgung der Kranken durch die Sozial- 
verfiherung in weitgehendem Maß geſetzlich geregelt. Die Krantenfürforge 
gliedert fi} in Anftaltspflege und offene Sürforge. Die Derfiherung geht 
in ihren Leiſtungen fehr weit; fie fihert nicht nur Behandlung durch den 
Arzt, Gewährung von Heilmitteln, Unterbringung im Krankenhaus und 
Kranfengeld zu, fondern fie gewährt, wern nötig, aud) Derforgung durch 
Kranfenpflegerinnen in der Wohnung der Kranken. 

Don den Derfijerungsanftalten wie auch von Dereinen, ganz bejon- 
ders vom Roten Kreuz, find für die Erholungsfürforge bejondere 
Anftalten, Erholungsheime, Walderholungsjtätten, BHeilftätten, auch ſolche 
für Kinder gefhaffen worden. 

Bejondere Beachtung hat in den legten Jahrzehnten der Kampf gegen 
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die Tuberfulofe gefunden. Die QTuberkulofe ift in ihrer Entjtehung 
und in ihrem Derlauf in hohem Maße von den Lebensbedingungen der 
gefährdeten Dollsfreife abhängig. Die Befämpfung der Tuberfulofe ge- 
ſchah zuerſt hauptjählid in Heiljtätten. Neuerdings treten die Sürforge- 
ftellen jtärter in den Dordergrund. 

Befondere Einrihtungen find aud für die Sürforge von Trinfern 
(Alfohoffranfen), für Geſchlechtskranke, Krebskranfe getroffen. 


XXXIV. Kinderfürjorge und Iugendwohlfahrt. 


Schon frühzeitig Tlöjt fi aus der Armenpflege als befonderes Gebiet 
die Fürſorge für Kinder ab. Dor allem waren es die Waifenfinder, die 
ſchon in ältesten Zeiten die Hilfstätigfeit weiter Kreife wachriefen. Neue 
Wege auf dem Gebiet der Waifenverjorgung erfhloffen Auguft Hermann 
Franke in Halle, ferner der Pfarrer Oberlin und Peſtalozzi, die 
gegen Ende des 18. Jahrhunderts Waifenhäufer und Kleinfinderfähulen er 
richteten. 

Das Waifenfind der minderbemittelten Kreije fand bisher in der 
Armengefekgebung die Grundlage feiner Derforgung. Die wirtſchaftliche 
Sürjorge für arme Waifenkinder wurde entweder von den Armenverwal- 
tungen ſelbſt oder von befonderen Waifenfommiffionen ausgeübt. Bei der 
Wahl zwifhen einer Derjorgung durch Anftaltserziehung oder in über- 
wahter Samilienpflege gibt man in Deutſchland im allgenteinen dem 
Pflegeitellenfnftem den Dorzug. Neben den Waifenfindern waren es vor 
allem die bettelnden Kinder, denen ſchon früh die Sorge des Staates galt; 
fie wurden, zum Teil mit Erwachſenen zufammen, in Arbeits- und Sucht 
häufern (Sucht von ziehen) untergebradt. Es waren zunädjit öffentlich-recht⸗ 
lihe Gründe, die den Staat veranlaßten, fih der verwahrloften Kinder an- 
zunehmen. Alfe ftraffälligen Kinder wurden nad} dem Gefe wie Erwachſene 
behandelt. Exzieheriihe Gefichtspunfte traten erft im 19. Jahrhundert in 
den Dordergrund. Man begann, Cinrichtungen zu ſchaffen, die arme und 
verwahrlofte Kinder niht nur verforgten, fondern die auch durch Er— 
ziehungsmaßnahmen der Derwahrlofung vorbeugen wollten. Die privaten 
und kirchlichen Beftrebungen entwidelten ſich zuerſt, und ſpäter entitand 
darauf aufbauend, die ſtaatliche Sürjorge. 

Die Gefamtheit der Waiſenkinder — unabhängig von ihrer Lage — 
findet Schuß durd) das Dormundfhaftswefen. Die Dormundfhafts- 
gerihte überwahen die Erziehung und Ausbildung aller eltern- bzw. 
vaterlofen Kinder jowie die Derwaltung ihres Dermögens. Sie beaufjid}- 
tigen die gefamte Tätigkeit der Dormünder und haben außer der Über- 
wahung der Waifen die geſamte heranwachſende Jugend im Salle der 
Gefährdung zu jhüßen, d. h. Sürforgeerziehung anzuordnen. 

In der Vormundſchaft ift zu unterfheiden zwiſchen Einzelvormundfchaft 
und Berufsvormundſchaft. 
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Während den Waifentindern vor allem Erjag für die normale Der- 
forgung und Erziehung des Elternhaufes zu geben ift, bedürfen die fitt- 
Tih gefährdeten Kinder befonderer erziehliher Einflüffe. Diele Er- 
ziehungsanftalten für verwahrlofte Kinder werden von Dereinen unterhalten 
(Rettungs= und Erziehungsanftalten). 

Aus der Erfenntnis, daß die Sürjorge für die Jugend die Dorausfegung 
jeder Stärkung der Volkskraft und Doltskultür ift, entſtand das Reidhs- 
jugendwohlfahrtsgejeg, weldes am 1. April 1924 in Kraft trat. 

In Anlehnung an die Derfaffung hat danady jedes deutſche Kind ein 
Recht auf Erziehung zur leiblichen, feelifhen und geſellſchaftlichen Tüchtigfeit. 

Als Organe der öffentlichen Jugendhilfe find Jugendämter eingerid)- 
tet, die den größten Teil der Arbeit für die Jugendwohlfahrtgujammenfajfen. 

Das Jugendamt erteilt die Erlaubnis zur Aufnahme von Dflegefindern 
und führt die Aufficht, die fih auch auf Anftalten erſtreckt. 

Das Jugendamt hat die Mitwirkung im Dormundfchaftswefen. Es über- 
nimmt die Tätigkeit des Gemeindewaifentates und hat die gefeßliche Almts- 
vormundfchaft bei allen unehelichen Kindern. Es beantragt die Beitellung 
von Einzelvormündern und wirkt beim Dormundfchaftsgericht mit. 

Das Jugendamt übernimmt die Shugauffiht und wirkt bei der Für— 
forgeerziehung mit. Die Sürforgeerziehung dient der Derhütung oder der 
Bejeitigung der Derwahrlofung und kann bis zum 20. Lebensjahr ange— 
ordnet werden. 

Das Jugendamt übernimmt ferner die Tugendgerichtshilfe. Es bemüht 
fi) um die Perfönlichkeit des jugendlihen Angeklagten und verſucht die 
Lebensverhältnijjfe Tlarzuftellen. 

€s hat die Mitwirkung bei der Beauffihtigung von gewerblid tätigen 
Kindern und jugendlichen Arbeitern, bei der Sürforge für Kriegerwaifen und 
Kinder von Kriegsbefhädigten; ferner arbeitet es in der Jugendhilfe bei dent 
Dolizeibehörden mit. 

Das Jugendamt ift angewiefen, die Tätigkeit der privaten Jugend- 
fürforge anzuregen und zur Mitarbeit heranzuziehen. 

Im Tugendamt wirken als jtimmberehtigte Mitglieder Männer und 
Srauen aus dem Dolfe mit. Es foll durch diefe Sufammenarbeit veranlaßt 
werden, daß das Volk an der Jugendhilfe teilnimmt. 

In der Rehtspflege fanden die Kinder fett 1900 befondere Berüd- 
ſichtigung. 

Nach dem Strafgeſetzbuch kann ſtrafrechtlich verfolgt werden, wer 
das zwölfte Lebensjahr vollendet hat. Wenn Jugendliche von 12—18 Jahren 
nicht die zur Erkenntnis der Strafbarkeit ihrer Handlung erforderlihe Ein— 
jiht bejigen, jo muß Steifpredhung erfolgen. Doch können Erziehungsmaß- 
nahmen angeorönet werden. Daß die Straftat von jugendlichen Derbrehern 
häufig auf Leichtfinn, Mangel an Erziehung und Beauffichtigung zurüd- 
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zuführen ift, und daß die Strafe unter dem Gejihtspunft ihrer erziehlihen 
Wirkung geitellt werden joll, wird allgemein anerkannt. Aus diejen Erwä- 
gungen ift man zur Schaffung befonderer Jugendgerichte gelangt. Die Eigen- 
tümlichfeit der Jugendgerichte Tiegt darin, daß der Dorfigende zugleich Straf: 
richter und Dormundfchaftsrigter ift. Er bedient fih zur Aufklärung der Le— 
bensverhältniffe und der Perjönlichkeit der jugendlihen Angeklagten der 
Jugendfürforgeorganifationen (Jugendgerigtshilfe). 

Das Jugendgeridhtsgefeg vom 13. Sebruar 1923 regelt die Straf: 
behandlung der Jugendlichen (S. 122). 

Der Unterhalt unbemittelter Minderjähriger wird durch die Sürforge- 
pflichtverordnung geregelt (S. 199). 

Dem gejeglihen Schuß vor Derwahrlofung reiht fih der Schuß der 
Kinder vor Ausnußung an; vor Ausnußung durch die Eltern, die 
oft die Not dazu treibt, vor Ausnugung durch die Arbeitgeber, die dem 
hilflofen Kind gegenüber ihre Madıtjtellung häufig furchtbar mißbraucht 
haben. Über das Kinderfchußgefeg vgl. S.181. 

Sür die fhulentlaffene Jugend find die verfchiedeniten Dereine 
entitanden, deren Bejtrebungen man heute mit dem Ausdrud „Jugend- 
pflege” zufammenfaßt. Wohl waren jhon früher einzelne Bejtrebungen 
vorhanden, die namentlid heranwachſenden und alleinjtehenden Mädchen 
Schuß vor fittlihen Gefahren bieten wollten. (Datronagen, Mädchenſchutz- 
vereine, Sreundinnen junger Mädchen, Jungfrauenvereine.) Auch wandten 
fi) die Bemühungen, die den Kindern der Armen einen Schulunterricht 
zugänglich maden wollten, den Bildungsaufgaben für die Schulentlaffenen 
zu, nachdem der Elementarunterriht vom Staat übernommen war. Es 
wurden Sortbildungsfhulen gegründet, zuerit von Dereinen, fpäter von 
Gemeinden, bis ſchließlich die Errichtung von Fortbildungsſchulen ſtaatlich 
geregelt (1891 und 1900) und durd; die Reichsverfaffung von 1919 für 
beide Geſchlechter obligatoriſch gemacht wurde. Kaushaltungsfhulen wer: 
den für Mädchen ins Leben gerufen. Dereine, Heime und Klubs für 
jäulentlaffene Jungen und Mädchen werden gegründet, die mit verſchie— 
dener Swedbejitimmung die geiftige, fittlihe, gefundheitliche und wirt: 
Ihaftlihe Förderung der Jugend erftreben. Schließlich entiteht der Begriff 
der Jugendpflege, und der Staat verjuht, eine Sufammenfaffung der 
vielen privaten Beftrebungen auf diefem Gebiet herbeizuführen und fie 
zu fördern (preußiſche Minifterialerlajfe von 1911 und 1913). 

Eine ganz neue Note fam in die Bejtrebungen für die Jugend durch 
eine Bewegung, die von der Jugend felbjt ausging und fi in dem Kampf 
um eigene Bejtimmung und eigene Derantwortung einte. Sie fehte ſich 
in bewußten Gegenjag zur Jugendpflege und ſchloß ſich zufammen im 
Wandervogel und in der freideutfchen Jugend, die zum erftenmal in der 
Jugendtagung auf dem Hohen Meißner 1915 vor die Öffentlichkeit trat. 
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XXXV. Die freie Liebestätigkeit. 

Obwohl der Staat in wachſendem Maße Aufgaben der Wohlfahrts- 
pflege übernimmt, kann er die private Wohlfahrtsarbeit nicht erſetzen. 
Sie leijtet Pionierarbeit, wendet fid neu auftretenden Mikjtänden und 
Bedürfnifjen zu, fucht und erprobt Methoden für ihre Befriedigung. Sie 
ergänzt die öffentliche Hilfe, die an Dorjchriften, Regeln gebunden it, 
durch individualifierende Tätigkeit. Sie kann den befonderen Erforder- 
niffen beifer gerecht werden. Der Derein ijt beweglicher als die öffent- 
lihe Körperihaft. Jede Initiative Tann ſich dabei Geltung fhaffen. 

Aber die Grenzen freier Dereinsarbeit liegen darin, dak für Maffen- 
nöte ausreichende Mittel und Kräfte ſchwer aufzubringen find; daß die 
ſtraffe Organifation, die zur Bewältigung ausgedehnter Aufgaben gehört, 
nur in feltenen Sällen in Sreiheit und Freiwilligkeit durchzuführen ift. 
Es hat ſich deshalb in der Gejhichte der Wohlfahrtspflege immer wieder: 
holt, daß Aufgaben, die von privater Seite ergriffen, fpäter von Ge— 
meinden und Staat übernommen wurden. Dabei ijt die private Wohl- 
fahrtspflege nicht geringer geworden. So ift einft der Unterricht für die 
Kinder der unbemittelten Schichten von privater zur öffentlichen Aufgabe 
geworden. Die Gejundheitsfürforge für breite Kreife iſt aus gemein- 
nüßiger Betätigung (Wöchnerinnenfürforge, Hauspflege, Erholungsfür- 
forge, Idioten- und Krüppelfürforge) Zum Gegenftand geſetzlicher Rege- 
lung, öffentliher Wohlfahrtspflege geworden (Kreisfürjorge, Schulpflege, 
Tuberfulofenfürforge; Derfiherungsgefeßgebung). Aud die öffentliche 
Wohlfahrtspflege ruht zum Teil bei ihrer Ausführung auf freier Hingabe, 
auf dem Mitwirken ehrenamtlider Kräfte, die fih aus dem Gedanken der 
Selbfiverwaltung der Gemeinden ergibt und ein Element freier Liebestätig- 
keit erhält. 

Die private Wohlfahrtspflege wird von konfeſſionellen und interkon- 
fefjionellen Derbänden und Dereinen ausgeübt. Sie fann religiöfe oder 
rein menjhlihe Beweggründe haben, religiöfe oder rein menſchliche Ab- 
fihten verfolgen. 

Die Liebestätigfeitderevangelifhen Kirde ijt in dem Zen— 
tralausfhuß für Innere Miffion zufanmengefaßt, der im Jahre 1848 
auf Deranlaffung von Wihern gegründet wurde. Die Innere Mijfion 
will „die Maffen innerli und äußerlid) erneuern, die der Macht und 
Herrfhaft der aus der Sünde entjpringenden mannigfahen äußeren und 
inneren Derderbnis anheimgefallen find”. Wichern hatte zuerjt die Ret- 
tungsarbeit für gefährdete und verwahrlofte Kinder in neue Bahnen ge- 
lenkt durch die Gründung des Rauhen Haufes in Horn bei hamburg 
(1835). Er faßte die Söglinge in kleine Familien zuſammen, in denen ein- 
gehend für jeden nad) feiner Art geforgt werden fonnte. Durch Gebet, 
Liebe und Arbeit wollte er fie vom ſchlechten Weg zurüfbringen und für 
ein neues Leben gewinnen. Sür die indinidualifierende Erziehungsarbeit 
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brauchte er Helfer, und es wurde ihm klar, daß ohne berufsmäßig aus- 
gebildete Kräfte eine erfolgreiche Arbeit undenkbar fei. Er fing daher an, 
neben den verwahrloften Kindern auc, junge Männer aufzunehmen, um 
fie für die Rettungsarbeit auszubilden. Die Arbeit im Rauhen Haufe war 
aber für Wichern nur Ausgangspunkt; die verwahrlofte Jugend nur ein 
Ausfhnitt der jittlihen Ylot des Dolfes. Sür ihn fteht die Pflicht jedes 
lebendigen Chriften feit, an der religiöfen Erwedung der Maſſen zu ar- 
beiten. Er erfannte die Derfnüpfung wirtjhaftliher und moraliſcher Schä- 
den Har und wollte deshalb die Hebel an beiden Stellen anjegen. Diefe 
Ideen führten zu der Gründung des Sentralausjhuffes für Innere Mif- 
fion, der fid) auf Landes und Ortsvereine aufbaute. Die Tätigkeit der 
Inneren Miffion dehnt ihre Arbeit auf immer weitere Sweige aus und 
umfaßt bejonders alle Beftrebungen, die fittlichen Gefahren vorbeugen, 
jittlihe Mißftände befämpfen. Daneben muß auf evangelifcher Seite be- 
fonders die von Theodor Sliedner gegründete weibliche Diakonie als eines 
der umfafjendften Werke freier Liebestätigfeit genannt werden. Wie Wi— 
ern, fo war auch Sliedner überzeugt, daß nur eine Hilfsarbeit durd 
gejehulte, in Gott geheiligte Kräfte für die leidenden und verwahrlojten 
Dolfsgenofjen Erfolg haben Tonne. Während die fatholifche Kirche feit 
dem Mittelalter in den barmherzigen Schweitern über ſolche Helferinnen 
verfügte, war die Liebeskraft der Frau, ihre befondere Eignung und Be— 
gabung Zur Sürforge, Pflege und Erziehungsarbeit von der evangeliſchen 
Kirche noch nicht gehoben. Fliedner gründete 1836 im kleinſten und be— 
ſcheidenſten Rahmen das Kaiſerswerther Diakoniſſenhaus, das zum Mutter- 
haus für viele ähnliche Anjtalten wurde, und dem in rafcher Solge die 
Gründung anderer Diafoniffen-Mutterhäufer folgte. Später wurden die 
ſämtlichen deutfchen Diafoniffenhäufer zur „Kaiferswerther Konferenz” 
verbunden (1912 umfaßte jie 88 Mutterhäufer mit 22000 Schweitern). 
Unter den Arbeitsgebieten fteht auch heute die Krankenpflege in erjter 
Linie; ferner die Arbeit in Kleinkinderſchulen, Rettungsanitalten, An— 
ftalten für Gebrechliche. 

Die katholiſche Kirche hat im 19. Jahrhundert eine reihe und 
umfafjende Wohlfahrtspflege geſchaffen, und die katholiſche Geiſtlichkeit 
hat überall in zielbewußter Weije dieje Aufgabe in ihren Gemeinden in 
die Hand genommen. Die Armenpflege wird bejonders von den Dinzenz- 
Dereinen geübt. Die Hilfe befteht nicht nur in Unterjtüßungen, fondern 
in Arbeitsvermittlung, Gewährung von Handwerkszeug ufw. Daneben 
itehen katholiſche Srauenvereine, unter denen die von der heiligen Elija- 
beth hervorragen. Aud die weiblichen Ordensgenoffenfhaften, über die 
fon an früherer Stelle berichtet ift, haben ſich nit nur erhalten, ſon— 
dern vermehrt, und ihre Mitglieder haben über alle Schwankungen der 
Seititrömungen hinweg ihre aufopferungsvolle und bewundernswerte Ar- 
beit in der Armen- und Krankenpflege geleijtet. Seit 1896 tritt zu 
diefen älteren Organifationen auf fatholifher Seite der Taritas-Derband, 
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der einen Sufammenfchluß der gefamten katholiſchen Wohlfahrtspflege 
darftellt. (Er entjpriht etwa dem, was der Zentralausſchuß für Innere 
Mifjion für die Wohlfahrtspflege der evangelifhen Kirche ift.) 

Die reihe Wohlfahrtspflege der jüdiſchen Kreife it zufammen- 
gefaßt in der Sentralwohlfahrtsitelle der Deutjchen Juden. 

Rotes Kreuz und Daterländifher Srauenverein. Als um- 
fafjendfte Organijation freier Liebestätigfeit auf interfonfeffioneller 
Grundlage find die Dereine vom Roten Kreuz zu nennen, die ſich nicht 
nur auf dem Gebiet der Kriegstrantenpflege, fondern auch bei allen 
Maßnahmen gefundheitliher Sürforge große Derdienite erworben haben. 
Sie haben das Samaritermwejen, die erjte Hilfe bei Unglüdsfällen ausge- 
bildet, an der Tuberfulofebefänpfung wirkſamen Anteil gehabt, Dolfs- 
heilitätten gegründet. Die Daterländifhen Stauenvereine, die die Srauen- 
organijation des Roten Kreuzes bilden, find bejonders in der Befämpfung 
der Säuglingsiterblichkeit und in der Ausbildung von Kranfenpflegerinnen 
hervorgetreten. In einzelnen Gegenden haben jie darüber hinausgehend 
aud; das hauswirtfcaftliche Bildungswefen und die Armenpflege orga- 
nijiert. 

Andere zufammenfafjende Organijationen für das Gebiet des ganzen 
Reiches find die Arbeitsgemeinſchaft ſozialhygieniſcher Reichsfachverbände, 
der Deutſche Derein für Tändliche Wohlfahrts- und Heimatpflege, der 
Deutſche Derein für öffentliche und private Sürforge, der Hauptausfhuß für 
Arbeiterwohlfahrt, die Liga der freien Wohlfahrtspflege. 

Die Ausübung der Wohlfahrtspflege wird neben den ehrenamtlichen 
Kräften in zunehmendem Maße fozialen Berufsarbeitern übertragen. Eine 
wachjende Bedeutung gewinnt daher die Ausbildung von Kräften für die 
Wohlfahrtspflege, von Sozialbeamten und Wohlfahrtspflegerinnen. Für 
die weiblichen Kräfte find berufliche Ausbildungsanitalten entitanden (So- 
ziale Stauenfhule, Wohlfahrtsfhule), deren Lehrpläne durch jtaatliche 
Dorjgriften geregelt find. Sür die Ausbildung der männliden Kräfte 
werden noch die Wege gefudt. Aber allgemein hat fid) die Überzeugung 
durchgeſetzt, daß alle Dolkswohlfahrt davon abhängt, ob der Geiſt der 
Hilfsbereitfhaft und der Hingabe im deutfchen Dolf neu belebt und ge: 
jtärft werden kann; daß Volkswohlfahrt und Wille zur gegenfeitigen 
Bilfe und Förderung unlöslid) miteinander verbunden find. 
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Bon Dr. Alice Salomon erſchien ferner: 


Einführung in die Volkswirtichaftslehre 
7. Aufl. Geb. M. 9.60 


Das Buch will den Blick für die großen Entwidlungslinien öffnen, das Intereſſe 
für die großen Probleme weten. In diefem Sinne werden nah einer Einleitung 
über Grundbegriffe und Aufgaben der Volkswirtſchaftslehre die Entftehung der Volks: 
wirtſchaft und die Volswirfhaft im 19. Jahrhundert, danah Landwirtſchaft, Ge— 
werbe, Aibeiterfrage, Verficherungsweien, Handel und Verkehr, Geld und Banken 
behandelt. Die Bevölkerungsfrage, die Wohnungsfrage fowie die Bodenfhähe werden 
ihrer heutigen Bedeutung entfprehend eingehend gewürdigt. Die fiebente Auflage 
dringt eine neue Darftellung der Handelspolitik, die ihrer beherrſchenden Bedeutung 
für das Wirtfhaftsleben Rechnung trägt; außerdem neue Nbfchnitte über den Wieder: 
aufbau der Währung, den Dawes-Blan. Durch fonftige erheblihe Umgeftaltungen ist 
den Verfhiebungen in der Bedeutung wirtfhaftliher Erfheinungen während der letzten 
Jahre Rehnung getragen. Ein Abfchnitt behandelt die Notwendigkeit einer Neuan- 
paffung der Frau an die Veränderung der Samilienpflihten und der Hauswirtſchaft 
und die mit dem Wettbewerb von Mann und Frau im Beruf zuſammenhängenden 
Fragen als auch für den Wann bedeutſame allgemeine wirtſchaftliche Angelegenheiten 


Soziale Frauenbildung u. ſoziale Berufsarbeit 


2. Auflage der Sozialen Frauenbildung. Kart, M. 2.— 
„Wie bei allen Schriften von Alice Salomon ift die große Wärme und ber tief 
fittlihe Ernſt, mit der die Notwendigkeit jozialer Bildung begründet wird, von über: 
zeugender Werbekraft.“ (Srauenberuf.) 


Leitfaden der Wohlfahrtspflege 


Unter Mitwirtung von ©. Wronsky. 2. Auflage. Kart. M.3.—, geb. W. 4.— 

„Ein vorzügliches Orientierungsbuch, wie das bei einer fo hervorragenden Sad: 
fennerin wie Nlice Salomon nicht anders zu erwarten if. Warmberzigkeit und Vor⸗ 
nehmheit der Denkungsart, die die Verfafferin aub im Leben auszeichnet, tritt be⸗ 
ſonders in den ethiſchen Stellen wohltuend hervor.“ (Die Neue Zeit.) 

„Eine ſehr verdienftlihe Schrift, die nicht bloß einem Bedürfnis der Wohlfahrts⸗ 
ſchulen, fondern ebenſo einem Bedürfnis der Wohlfahrts-Praxis und Wiffenfhaft ent- 
gegenfommt. Sehr betrachtlich ift, was das Buch neben dem reinen Wifjensftoff noch 
an Bildungs: und Gefinnungsftoff bietet; die Verfafferin dedt damit zugleich die 
inneren Kräfte auf, aus denen ein lebendiges Verhälmis des Menſchen zu feinem 
Nädften wähft, und zeigt die Kreife und Gruppen, deren Weltanfhauung zu gegen⸗ 
feitiger Hilfe führt. Dies ift um fo wichtiger, als die Wohlfahrtspflege in ihrem 
innerften Kern Verfühnungsarbeit ift und fein fol.“ (Siterariſches Zentralblatt.) 


Einführung in die Bürgerfunde 
Ein Eeitfaden für den ftaatsbürgerlihen Unterriht. Bon M. Treuge 
6. Aufl. TU. d. Br. 1926.] 

Eine Einführung in die Gebiete des ftaatsbürgerlihen Lebens, in deren Mittel: 
punkt die Neihsverfaffung fteht, deren zweiter Teil „Srundreht und Grundpflichten 
des Deutſchen“, den Ausgangspunkt für die Yarftellung der Gebiete der öffentlichen 
Sürforge und Wohlfahrtspflege bildet. Befonderer Wert ift gelegt auf Klärung und 
Verdeutlihung der Begriffe, mit denen der moderne Ötaat arbeitet: Parlamentaris⸗ 
mus, Demokratie, Gemeinſchaft, Räteſhſtem uſw. — Die Neuauflage berückſichtigt die 
Veränderungen auf allen Gebieten der Geſetzgebung bis zur Gegenwart. 
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Seubners Handbuch 
der Staats⸗ und Wirtſchaftskunde 


Abteilung l: Staatsftunde 
In 3 Bänden. Jedes Heft ift einzeln käuflich 


Bd, 1,9, Weſen und Entwicklung des Staates Bd. II, 1. Grundredte und Grundpflichten. 
M.6.— Die volitijchen Parteien in Deutichland. 
5 = Die Preife, Die Staatserziehung M. 2.40 

2, Bölkerreiht und Völkerbund. Geſchichte 2. Berfaffun 
f g und Verwaltung des Reichs 
der Staatstheorien, Staat und Volk. Staat und der Bänder. . MS 


und Gejelljhaft. Berjajjungsleben Br 3. Heeresverfajlung. Staat und Rice, Bil 


Auslandes ° dungsredht und Bildungspolitit . M. 3.89 
3. Berfailler Vertrag. 4. Selbjtverwaltung. 


38.111. Recht und Leben. Bürgerliches © Niet, 
Strafreiht 





Abteilung II Wirtſchaftskunde 
In 2 Bänden. Jedes Heft ift einzeln käuflich 










38.1, 3. Iheorefiihe Grundlegung. M. 2. 40 33. 11,1. Eandwirtfhaft. Gartenbauu Wein 
2. Die Entwiliung der Volkswirtſchaft und bau. Fiſcherei. Sorftwirtihaft. . M. 2.40 
> PORN a en nafait, 2. Bergbau. Industrie und Induftrienolitik, 

. Bevölkerung, + Die beruflichsgejells i ; f 
| ſchaftl. Gliederung d. deutſch. Volkes. M,I,40 Organijafion der technijchen Arbeit. I. 3.60 
. . x 3. Energiewirtſchaft -. . +... M. 180 

4, Sozialpolitik. Sozialverfiherung. Woh⸗ , — 

nungs- und GSiedlungswejen... . .M.g.— 3. Betriebswirtſchaftslehre ... M. 3. 20 

5. Kartelle und Zrufts, Planwirtjchaft und SVerkehrswefenu.Berfehrspolitit. Handel 

Eozialifierung. Genofjenfhaftsweien. Ar, und Dandelspolitif. Bankweſen und Banks 

Beitsrecht. Eohnformen und Löhnungs: politik. Seldweien. .. . ... M. 6. 

methoden.......... M. 8.20 6. Finanzwijſenſchaft u, Reichsſteuerſyſtem. 







Sr Handbuch will das Bedürfnis befriedigen nach einer auch dem Laien 
zugänglichen Einführung in Werden, Wefen und heutige Öeftal: 
tung des Staates wie die Dafeinsbedingungen und Drganifationse 
formen unjeres Wirtfhaftslebens. Der Schwerpunft der Darftellung 
ift darum auf die großen inneren Zufammenhänge, die Hauptlinien der ge 
ſchichtlichen Entwidlung, die Grundzüge der heutigen ftaatlihen Zuftände 
und Ordnungen, die Grundprinzipien des inneren Betriebes wie 
des äußeren Aufbaues der technifhen und wirtfhaftlihen Ge— 
ftaltungen gelegt. — Siteraturangaben bieten in jedem Abfchnitte die Mög: 
lichkeit der Weiterverfolgung der aus dem Buche felbft erworbenen Kenntniffe. 


„. . . Stellt eine Staats- und Wirtjhaftsbibliothet dar, wie fie in diefer kurzen 
Bufammenfaffung der Markt bisher nicht geboten hat. Das Werk ift ein wertvolles 
Quellenwert und follte in feiner Lehrbücherei fehlen“. 

(Amtl. Shulblatt fd. Reg.⸗Bez. Stralfund.) 


Ausführlides Verzeihnis vom Verlag, Leipzig, Poftjtrafe 3, erhältlich. 


Berlag von B. ©. Teubner in Leipzig und Berlin 


Abriß der Bürgerkunde und Volkswirtschaftslehre. Von Handels- 
schuldirektor Dr. P. Eckardt. 7. Aufl. Kart. M. 1.20 

Der Abriß gibt eine Einführung in die Grundlagen des Staats- und Wirtschaftsiebens des 
Deutschen Reiches nach dessen Neuordnung. 
Staatsbürgerkunde. Auf Grund vergleichender geschichtlicher Über- 
sichten. Von Studienrat Dr. H. Kania. 4. Aufl. Kart. M. 1.80 

Eine zusammenfassende Darstellung aller Gebiete des staatlichen und sozialen Lebens 
nach der Neuordnung. . 
Begriff der staatsbürgerlichen Erziehung. Von Oberstudienrat Prof. 
Dr.G. Kerschensteiner. 5. Aufl. Geh. M. 2.80, geb. M. 3.60 

„Kerschensteiner war der berufene Mann, über ‚staatsbürgerliche Erziehung‘ mit Ernst, 
Energie und Klarheit zu reden. Eine Menge schlagfertiger Gedanken ließe sich herausheben. 
K. vertritt einen Idealismus, mit dem sich psychologischer Realismus eigenartig verwebl.‘', 

(Deutsche Literatur-Zeitung. 

Die Reichsverfassung vom 11. August 1919. Mit Einleitung, Erläute- 
rungen und Gesamtbeurteilung. Von Prof. Dr. O. Bühler. 2. Auflage. 
(ANuG Bd. 762.) Geb. M.2.—. [In Vorb. 1926.] 

Vollständiger Wortlaut der neuen Reichsverfassung mit freiem Kommentar, der die Wir- 
kungen der einzeinen Bestimmungen im politischen Leben aufzeigt und Hinweise für ihre Be- 
deutung in der Praxis gibt. 


Deutsche Verfassungsgeschichte vom Anfange des 19. Jahrh. bis 
zur Gegenwart. Von Prof. Dr. M. Stimming. (ANuG 639.) Geb.M.2,— 


Zeigt die staatliche Entwicklung Deutschlands vom Beginn des 19, Jahrhunderts bis zur 
Revolution, vom Deutschen Bund zum Deutschen Reich, vom absolutistisch-patriarchalischen 
Obrigkeits- und Beamtenstaat zur Republik. 


Die deutschen Parteiprogramme vom Erwachen des politischen 


Lebens in Deutschland bis zur Gegenwart. Von Prof. Dr. F. 
Salomon. I. Bis zur Reichsgründung. 1845—1871. 3. Aufl. Kart. M. 3.60. 
II. Im deutschen Kaiserreich. 1871—1918. 3. Aufl. Kart.3.60. Ill. Die An- 
fänge desDeutschen Reiches als Republik 1918-1925. 4. Aufl. [U.d.Pr. 1926] 


„Diese Fortsetzung derhöchst dankenswerten Quellenzusammenstellung, durch die Salomon 
das Eindringen in die deutsche Verlassungs- und Parteiengeschichte außerordentlich erleichtert 
hat, kann jedem nicht warm genug empfohlen werden, der sich zum Verständnis der inner- 
politischen Umbildung, deren Zeugen wir sind, durchringen will.“ (Deutsche kevue üb. Heft IH.) 


Staatsanschauungen. Quellenstücke zur Geschichte des Staatsgedankens 
von der Antike bis zur Gegenwart. Zusammengestellt von Prof. Dr. P. 
Rühlmann. 2. Aufl. Kart. M. 1.50 

Die Auswahl bringt die wichtigsten Quellenstücke über die Staatsauffassungen der Antike, 
des Mittelalters und der Neuzeit, In der zweiten Auflage sind die katholischen und sozia- 


listischen Staatsanschauungen stärker berücksichtigt, die jüngste Vergangenheit bis zur 
Gegenwart ist ganz umgestaltet. 


Die bewegenden Kräfte in der deutschen Volksgeschichte. 
Ein Beitrag zur politischen Soziologie. Von Legationsrat z. D. Prof. Dr. 
C. Brinkmann. Kart. M. 2.— 

„In dieser höchst anregenden und geistvollen Schrift gelingt es dem Verfasser, manche 
Vorgänge der deutschen Geschichte in völlig neue Beleuchtung zu rücken, bisher wenig be- 
achiete Zusammenhänge aufzudecken und künftigen Forschungen wichtige Anregungen zu 
bieten.“ (Göttinger Zeitung.) 


Deutschland in den weltgeschichtlichen Wandlungen des letzten 
Jahrhunderts. Von Prof. Dr. F. Schnabel. Mit 16 Bildn. Geb. M. 9.— 


Eine kurzgefaßte und doch lebendig und fesseind geschriebene Darstellung der deutschen 
Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts, in den Zusammenhang des weltgeschichtlichen Ver- 
laufs gestellt — gesehen von einem Deutschen mit warmem Herzen für sein Volk, aber auch 
mit unbeirrbar klarem Auge für Schwächen und Fehler und mit sicherem Gefühl für das, 
was für immer vergangen, und das, was aus der Vergangenheit lebendig und wirksam 
geblieben ist und bleiben wird — geschrieben mit voller wissenschaftlicher Beherrschung 
des Stoffes, aber in weiser Beschränkung auf das Wesentliche mit überlegtem, aber ent- 
schiedenem Urteil. 


















































Die Rechtsfragen des täglichen Lebens. Von Justizrat Dr. Max 
Strauß. (ANuG Bd. 219.) Geb. M. 2.— 

Das Bändchen behandelt in anschaulicher und zur raschen Information über, die im 
täglichen Leben auftauchenden Rechtsfragen geeigneter Form Familienrecht (Verlöbnis, Ehe, 


Güterrecht, Ehescheidung, Eltern- und Kinderrecht), Erbrecht, Kaufvertrag, Miete, Bürgschaft, 
Dienst- und Werkvertrag und das Gesinderecht. 


Verlag von B. G. Teubner in Leipzig und Berlin 


Salomon, Volksgemeinschaft 














Einführung in die Volkswirtschaftslehre. Geschichte, Theorte und 
Politik. Von Prof. Dr. A. Sartorius Frhr. v. Waltershausen. Geh. 
M.5.—, geb. M. 6.— 


Das Buch wifl dem Bedürfnisse einer Einführung für den im praktischen, wirtschaftlichen 
oder politischen Leben Stehenden in die Kenntnis der volkswirtschaftlichen Zusammenhänge 
entgegenkommen, über den Stand der Wissenschaft orientieren und die Grundlagen und 
Probleme beleuchten. 


Grundzüge der Volkswirtschaftslehre. Von Prof.Dr. G. Jahn. 2. Aufl. 
(ANuG Bd. 593.) Geb. M. 2.— 


Eine unparteiische, mit ausfährlichem Literaturverzeichnis versehene Einführung in das Ver- 
ständnis der Volkswirtschaft, die nach ihren Voraussetzungen, Bedingungen und wesentlichsten 
Bestandteilen, der Gütererzeugung, des Güterumlaufs und der Güterverwendung, behandelt wird. 


Arbeitskunde. Grundlagen, Bedingungen und Ziele der wirtschaftlichen 
Arbeit. Mit 35 Abb. im Text u. auf 2 Tafeln. Unter Mitwirkung zahlreicher 
Fachleute hrsg. von Dr.-Ing. Joh. Riedel. Geb. M. 15.— 


Das Werk gibt die erste aus wissenschaftlicher Erkenntnis und praktischer Erfahrung 
gewonnene zusammenfassende Darstellung, die in 26 Beiträgen führender Fachleute die Leit- 
gedanken Taylors und Fords zu vertiefen und für deutsche Verhältnisse eine möglichst be- 
friedigende und vorteilhafte Gestaltung der wirtschaftlichen Arbeit zu gewinnen sucht. 


Kapitalismus und Sozialismus. Betrachtungen üb.d. Grundlag.d.gegen- 
wärtigenWirtschaftsordnungsow.d.Voraussetzungen u.Folgen d.Sozialismus. 
Von Geh. Reg.-Rat Prof. Dr. L. Pohle. 3. Aufl. M. 3.60, geb. M. 5.— 


„Weitaus das Beste, was bisher über Kapitalismus u. Sozialismus kritisch-wissenschaftlich 
und zugleich gut verständlich veröffentlicht wurde. (Literarisches Zentraiblatt f. Deutschland.) 


Soziale Bewegungen und Theorien bis zur modernen Arbeiterbe- 
wegung. Von G. Maier. 9. Aufl. (ANuG Bd.2.) Geb. M. 2.— 


„Dieser knappe Überblick über die Geschichte der sozialen Bewegungen und Theorien 
verdient den großen Erfolg, den er bisher gehabt hat.‘ (Wirtschaftliche Lehrerzeitung.) 


Die großen Sozialisten. Bd.1: Owen. Fourier. Proudhon. Ba. Il: 
Saint Simon. Pecqueur. Buchez. Blanc. Rodbertus. Weitling. Marx. 
Lassalle. VonDr. Fr. Muckle. 4. Aufl. (ANuG Bd. 269/70.) Geb. je M. 2.- 


Karl Marx. Versuch einer Würdigung von Prof. Dr. R. Wilbrandt. 
4. Aufl. (ANuG Bd. 621.) Geb. M. 2.—- 
„Das reizvolle Büchlein, das in edelster Sprache geschrieben und von dem schönsten 


Geiste der Ehrfurcht und des wissenschaftlichen Wahrheitsdranges getragen ist, kann jeder- 
manı auf das herzlichste empfohlen werden.“ (Vossisohe Zeitung.) 


Die sozialen Organisationen. Von Prof. Dr.E.Lederer. 2. Auflage, 
(ANuG Bd. 545.) Geb. M. 2.— 


Die Konsumgenossenschaft. Von Prof. Dr. F. Staudinger. 2. Aufl. 
{ANuG Ba. 222) Geb. M. 2.— 


Eine übersichtliche, knappe Schilderung von Wesen, Entwicklung, Arbeitsfeld, Organisation, 
jnneren und äußeren Schwierigkeiten, sowie Zukunfismöglichkeiten der Konsumgenossenschaft. 


Berufswahl, Begabung und Arbeitsleistung in ihren gegenseitigen 
Beziehungen, Von Prof. W. J. Ruttmann. 2. Aufl. Mit 7 Abb. (ANuG 
Bd. 522.) Geb. M. 2.- 


„Das ausgezeichnete Büchlein ist mit reicher praktischer Erfahrung sorgfältig auf wissen- 
schaftlichen Grund gebaut, in seinem Vortrag fesselnd, faßlich und ganz vorzäglich unter- 
richtend über Wege, Ausblicke, Schwierigkeiten und Hemmungen in den Fragen der Berufs- 
wahl, Berufseignung, Eignungs- und Begabungsforschung und -prüfung, des erhalt} 

ugendarbeit. 


Die deutsche Frauenbewegung. Von Dr.M.Bernays. (ANuG Ba.761.) 
Geb, M. 2.— 


Schildert, ausgehend von den wirtschaftlichen Ursachen und geistigen Grundlagen der 
Frauenbewegung ihre geschichtliche Entwicklung, ihre Stellung zu Ehe und Familie, zu 
Unterrichts- und Bildungsfragen, zur Frauenerwerbsarbeit, und die Mitarbeit der Frau in Ge- 
meinde und Stadt. 
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Das deutsche Handwerk in seiner kulturgeschichtlichen Ent- 


wicklung. Von Geh. Schulrat Dir. Dr. E. Otto. 5. Aufl. Mit 23 Abb. 
auf 8 Tafeln. (ANuG Bd. 14.) Geb. M. 2.— 

„Das Buch enthält nicht nur eine trockene Geschichte des deutschen Handwerks, 
sondern wächst sich durch die lebendige Verbindung einer Berufsgeschichte mit wirtschaft- 
lichen und politischen Fragen des ganzen Volkes aus zu einer packenden Darstellung eines 
bedeutenden Kulturgeschichtlichen Ausschnittes.“ (Pomm. Blätter f. d. Sohule u, ihre Freunde.) 


Bevölkerungswesen. Von Prof. Dr. Liv. Bortkiewicz. (ANuG Bd. 670.) 
eb. M. 2.— 


Eine klare und übersichtliche, keine statistischen und nationalökonomischen Kenntnisse 
voraussetzende Darstellung der Bevölkerungsstatistik, verbunden mit einer geschichtlichen 
Darstellung der Bevölkerungsiehre, vom Zeitalter des Merkantilismus bis zur Gegenwart. 


Bevölkerungslehre. Von Prof. Dr.S.Budge. Die beruflich-gesell- 


schaftliche Gliederung des dettschen Volkes. Prof. Dr. F. Zahn. 
(Teubn. Handb. der Staats- u. Wirtschaftskunde, Abt. II. Bd.l. Heft3.) M. 1.40 


Das Wohnungswesen. Von Prof. Dr. R. Eberstadt. Mit 11 Abb. 
im Text. (ANuG Bd. 709.) Geb. M. 2.— 


„Ebersiadts „Wohnungswesen“ ist ein trefiliches Orienfierungsmittel, das viele dicke, 
2. T. längst überholte und teure Handbücher entbehrlich macht. Möge es weite Verbreitung 
finden. (Zentralblatt der Bauverwaltung,) 


Sozialpolitik. Von Prof. Dr.G. Jahn, Sozialversicherung. Von Senats- 


präsident Dr. H Dersch. Wohnungs- und Siedlungswesen. Von 
Ober-Reg.-Rat Dr. M. Rusch. (Teubners Handbuch der Staats- und Wirt. 
schaftskunde. Abt. II. Bd.l. Heft 4) Kart. M. 4— 


Grundzüge des Versicherungswesens. (Privatversicherung.) Von 
Prof, Dr. A.Manes. 4. Aufl. (ANuG Bd. 105.) Geb. M.2.— 


„Gibt in klarer Darstellung eine ireffliche Orientierung über Entwicklung, Nutzen und 
Stand des Versicherungswesens.“ (Annalen des deutschen Reiches.) 


Versicherungswesen. Von Prof. Dr. A. Manes. 4. Aufl. I: Allgemeine 
Versicherungslehre. Geb. M. 7.—. Il. Band: Besondere Versicherungs- 
iehre, Geb. M. 10.— 

‚Die Neuauflage berücksichtigt in der Neuausgabe die Wirkungen des Krieges wie des Ver- 
sailler Vertrages, die Folgen der Geldentwertung, das Sozialisierungsproblem, die Steuergesetze 
der Nachkriegszeit, die Verbands-Selbstversicherung, die Aufruhrversicherung, die Kriegsanleihe- 
und Kriegswaisen-Versicherung, die Versicherung Kriegsverletzter, den Reichstarifvertrag der 
Versicherungsangestellten u. v.a. 


Einführung in die Finanzmathematik. Von Stud.-R. Dr. H. Flechsen- 
haar. Kart. M. 2.40 

In erster Linie als Hilfsmittel zur Vorbereitung auf die Ersatzreifeprüfung bestimmt, 
behandelt das Werk die Kenntnis des logarithmischen Rechnens vorausseizend, arithme- 
tische und geometrische Reihen, Zinseszinsenrechnung, Rentenrechnung, 
Kombinatorik, Wahrscheinlichkeits- und Versicherungsrechnung. Zur 
Übung sind zahlreiche Aufgaben mit Lösungen beigefügt; auch wird der Lehrstoff mehrfach 
in Gestalt von Aufgaben behandelt. 


Finanz-Mathematik. (Zinseszinsen-, Anleihe- und Kursrechnung.) Von 
Privatdozent Dr. K. Herold. (Math.-Phys. Bibl. Bd. 56.) Kart. M. 1.20 

.,  Zinseszinsen-, Anleihe- und Kursrechnung werden auf Grund der Praxis und an Hand 
ihr entnommener Beispiele und Aufgaben, zu deren Durchrechnung Zinseszinstafeln bei- 


gegeben sind, von fachkundiger Seite so dargelegt, daß das Bändchen auch in die kauf- 
männische und wirtschaftliche Seite dieses Gebietes einführt. 


Die Grundlagen der Weltwirtschaft. Eine Einführung in das inter- 
nationale Wirtschaftsteben. Von Prof.Dr.H.Levy. Geh. M.5.—, geb. M. 7.— 

Ein Wegweiser in die Zukunft der Weltwirtschaft, der ihre Struktur klarzulegen versucht, 
der die Stufungen der Volkswirtschaften, ihren Aufbau als Rohstoff- und Nahrungsmitielerzeuger, 
als Fabrikatland, Handels- und Schiffahrismacht zeigt, der die einzelnen weliwirtschaftlich 
wichtigen Produktionszweige, ihre Bedeutung und Zukunftsaussichten erörtert und den Einfluß 
der Wirtschaftspolitik der einzelnen Länder auf die Entwicklung der Weltwirtschaft behandelt. 
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Volkscharakter und Wirtschaft. Ein wirtschaftlich-philosopbisches 
Essay. Von Prof.Dr.H.Levy. [Erscheint Juni 1926. 


Auf die Frage, inwieweit Charakteranlagen und -eigenschaften eines Volkes für die Ent- 
wicklung und Gestaltung der nationalen Einzelwirtschaften und somit auch der Weltwirtschaft 
maßgebend sind, wird hier eine Antwört zu geben versucht, wie die Struktur der heutigen 
Volks- und Weltwirischaft, der wirischaftspolitischen Kämpfe und der Organisation von Arbeit 
und Kapital im engsten Zusammenhang mit den Eigenheiten des nationalen Volkscharakters steht. 


Der Weltmarkt 1913 und heute. Von Prof. Dr.H.Levy. Kart. M.4.— 

Das Werk zeigt die Ursachen und die Tragweite der heutigen Weltwirtschaftskrise auf, 
Es gibt an Hand zahlreicher ganz neuer Berechnungen und Schätzungen des In- und Aus- 
landes einen wirklich klaren Einblick in die verwickelte Lage der wirtschaftlichen Weltlage 
in Europa und Übersee, ein Bild von dem Konkurrenzkampf der wichtigsten Industrieländer 
auf dem Weltmarkt, wobei, zum ersten Male durch Heranziehung der entsprechenden Ver- 
hältnisse von 1913 ein wirklich maßgeblicher Vergleich mit der heutigen Zeit durchgeführt wird. 
Wirtschaftsgeschichte. Vom Ausgang der Antike bis zum Beginn des 
19. Jahrhunderts. (Mittlere Wirtschaftsgeschichte,) Von Prof. Dr. H. Sieve- 
king. (ANuG Bd, 577.) Geb.M.2.— 

Vertolgt die Entwicklung des Wirtschaftsiebens vom Ausgang der Antike über Byzanz, 
die mittelalterliche Agrar- und Stadtwirtschaft und den Merkantilismus bis zur Schwelle der 
modernen freien Wirtschaft. 

Deutsches Wirtschaftsleben. Auf geographischer Grundlage geschil- 
dert. Von Prof.Dr. Ch. Gruber. 4. Aufl, neubearbeitet von Dr. H.Rein- 
lein. (ANuG Bd. 42.) Geb. M. 2.- 


Grundriß der Wirtschaftsgeographie (mit Berücksichtigung der Bürger- 
kunde) für Handels- und kaufmännische Fortbildungsschulen. Von Prof. 
K. von der Aa. 7., neubearbeitete Aufl. Mit 80 Skizzen. Kart. M.2.—. 
Anhang für Sachsen M. —.40 


Allgemeine Wirtschafts- und Verkehrsgeographie. Von Geh. Reg.- 
Rat Prof. Dr. K. Sapper. Mit 70 kartogr. u. statist,-graph. Darstellungen. 
Geb. M. 12.— 

In diesem Handbuch, das die Weltwirtschaft und den Weltverkehr in ihrer heutigen Aus- 

dehnung auf der ihnen von der Natur gegebenen Grundlage und in ihrem geschichtlichen 
und kulturellen Zusammenhange zur Darstellung bringt, werden Produktion, Handel und Ver- 
kehr über die ganze Erde hin verfolgt und jedes Land am Schluß in bezug auf diese nach 
dem gegenwärligen Stand kurz charakterisiert. 
Grundzüge der Länderkunde. Von Prof. Dr. A. Hettner. I. Bd. 
Europa. 3., verb. Aufl. Mit 4 Tafeln, 269 Kärtchen u. Fig. im Text. Geh. 
M. 11.—, in Ganzleinen geb. M. 13.—. — Il. Bd.: Dieaußereuropäischen 
Erdteile. 3,, verb. Aufl. Mit197 Kärtchen und Diagrammen im Text. Geh. 
M.14.-, in Ganzleinen geb. M. 16.— 

„Das Werk ist reich an neuen Gedanken, besonders in politisch-geographischer Hinsicht ; 
ein Prachtstück ist z. B. der großartige Überblick über die politische Geschichte vom geo- 
graphischen Standpunkt gesehen.‘“ (Prof. Dr. Gradmann in „München-Augsburger Abendzeitung.] 
Die Vereinigten Staaten von Amerika als Wirtschaftsmacht. 


Von Prof. Dr. H. Levy. Kart. M. 4— 


„Diese Schritt enthält eine vorzügliche Übersicht über die konkreten Bedingungen der 
arnerikanischen Volkswirtschaft und über die praktischen Probleme des Wirtschaftsreiches der 
Vereinigten Staaten und ist als Einleitung in das Studium amerikanischer Verhältnisse aus- 
gezeichnet geeignet.‘ (Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik.) 


Deutsche Handelspolitik. Ihre Geschichte, Ziele und Mittel, Eine 
Einführung von Prof. Dr. Th. Plaut. Geh. M. 6.—, geb. M. 8. - 


Das Buch will in die Elemente und gegenwärtig aktuellen Fragen der Handelspolitik in 
einer auch dem Laien zugänglichen Form einführen. 


Handel und Handelspolitik. Von Prof. Dr. H, Sieveking. Batık- 
wesen und Bankpolitik. Von W. Dreyfus. Geldwesen. Von Proi. 


Dr. K. Bräuer. Verkehrswesen und Verkehrspolitik. Von Prot. 
Dr.-Ing. O. Blum. (Aus Teubners Handbuch der Staats- und Wirtschafts- 
kunde, Abt. II, Bd. Il, Heft 5.) Kart. M. 6.— 


Verkehrsentwicklung in Deutschland seit 1800 (fortgeführt bis zur 
Gegenw.). V. Geh. Hofrat Prof.Dr. W: Lotz. 4. Aufl. (ANuG 15.) Geb. M. 2. - 
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